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straBenverkehrsrechtlicher Vorschriften

Sehr geehrte Damen und Herren,

wir danken lhnen fiir die Gelegenheit zur Stellungnahme zu den Referentenentwiirfen fiir ein Gesetz zur Anderung
des Berufskraftfahrerqualifikationsgesetzes und anderer strallenverkehrsrechtlicher Vorschriften sowie zu einer
Verordnung iber Ausnahmen fiir Inhaber ukrainischer Fahrerqualifizierungsnachweise sowie zur Anderung der
Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung und anderer stralRenverkehrsrechtlicher Vorschriften. Grundsatzlich
begrufRen wir die Vorhaben.

Ausdrucklich begrifien wir die Einfihrung von digitalem Unterricht in synchroner und asynchroner Form in der
Weiterbildung. Wir regen hierzu nach Ablauf von 3 Jahren eine Evaluierung an; auch um festzustellen, ob die
Beschrankung des digitalen Unterrichts auf die Weiterbildung aufzuheben ist.

Ferner begriflen wir die Einfuhrung der Mdglichkeit von fremdsprachigen Berufskraftfahrerqualifikationsprufungen.
Auch hier regen wir nach Ablauf von 3 Jahren eine Evaluierung an. Aufgrund der aktuell ohnehin hohen
Bestehensquoten kdnnen fremdsprachige Berufskraftfahrerqualifikationsprafungen ihre volle Wirkung nur
entfalten, wenn es gelingt, fremdsprachige Auszubildende in héherer Zahl zu rekrutieren als dies aktuell der Fall
ist. Jedoch musste unserer Ansicht nach dann auch die Ausbildung selbst fremdsprachig erfolgen. Eine reine
Fokussierung auf fremdsprachige Prifungen macht nach unserer Auffassung wenig Sinn. Zudem sollte die
angeregte Evaluierung auch dartuber Aufschluss geben, ob die Liste der Fremdsprachen anzupassen ist.

Die Ukraine-Ausnahmeverordnung sieht eine Sonderprifung fur ukrainische Fahrer mit Schutzstatus vor. Die im
Rahmen der Ausnahmeverordnung erworbene Berufskraftfahrerqualifikation verliert mit Ablauf der Sonderregelung
ihre Gultigkeit und kann auch nicht verlangert werden. Nach derzeitigem Stand wirden diese
Berufskraftfahrerqualifikationsnachweise im Marz 2025 unguiltig. Es stellt sich die Frage, ob diese kurze
Gultigkeitsdauer praxistauglich ist, da derzeit davon auszugehen ist, dass der Schutzstatus der Ukraineflichtlinge
langer Bestand haben wird.

Mit freundlichen GriiRen

Sent from road or rail.
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Referentenentwurf des Bundesministeriums fur Digitales und
Verkehr

Verordnung tber Ausnahmen fir Inhaber ukrainischer Fahrerqualifi-
zierungsnachweise sowie zur Anderung der Berufskraftfahrerqualifika-
tionsverordnung und anderer strallenverkehrsrechtlicher Vorschrif-
ten?

Vom ...

Das Bundesministerium fur Digitales und Verkehr verordnet, jeweils in Verbindung mit
8§ 1 Absatz 2 des Zustandigkeitsanpassungsgesetzes vom 16. August 2002 (BGBI. | S.
3165) und dem Organisationserlass vom 8. Dezember 2021 (BGBI. | S. 5176), auf Grund
des

— 8§27 Absatz 1 Nummer 1, 3, 4, 5 und 6 des Berufskraftfahrerqualifikationsgesetzes vom
26. November 2020 (BGBI. | S. 2575), von denen Nummer 5 zuletzt durch Artikel 1 des
Gesetzes zur Anderung des Berufskraftfahrerqualifikationsgesetzes und anderer stra-
Renverkehrsrechtlicher Vorschriften vom [...] (BGBI.I S. ...) von denen Nummer 6 zu-
letzt durch Artikel 2 des Gesetzes zur Anderung des Verkehrsstatistikgesetzes vom 16.
August 2023 (BGBI. | Nr. 218) geandert wurde im Einvernehmen mit dem Bundesmi-
nisterium fur Wirtschaft und Klimaschutz und dem Bundesministerium fir Bildung und
Forschung,

— §6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 in Verbindung mit Absatz 3 Nummer 1 des StraRenver-
kehrsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. Marz 2003 (BGBI. | S. 310,
919), der durch Artikel 1 Nummer 6 des Gesetzes vom 12. Juli 2021 (BGBI. | S. 3091)
neu gefasst worden ist,

— 8§ 6a Absatz 2 in Verbindung mit Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a und e des StralRen-
verkehrsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. Marz 2003 (BGBI. | S.
310,319), von denen Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe e zuletzt durch Artikel 3 des Ge-
setzes vom 26. November 2020 (BGBI. I. S. 2575) sowie Absatz 1 Nummer 1 und
Absatz 2 Satz 1 und 2 zuletzt durch Artikel 1 Nummer 7 Buchstabe a des Gesetzes
vom 12. Juli 2021 (BGBI. | S. 3091) und Absatz 2 Satz 3 bis 5 durch Artikel 1 Nummer
5 des Gesetzes vom 28. November 2014 (BGBI. | S. 1802) geandert worden sind, so-
wie

— 8§ 26ades StralRenverkehrsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. Mérz
2003 (BGBI. I. S. 310, 919), der zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 12. Juli 2021
(BGBI. I S. 3091) geéndert worden ist:

1) Artikel 1 dient der Umsetzung der Verordnung (EU) 2022/1280 des Européischen Parlaments und des
Rates vom 18. Juli 2022 zur Festlegung besonderer und voriibergehender MalRnahmen, in Anbetracht
der Invasion der Ukraine durch Russland, in Bezug auf von der Ukraine geméR ihren Rechtsvorschrif-
ten ausgestellte Fahrerdokumente (ABI. L 195 vom 22.7.2022, S. 13); Artikel 2 Nummer 4, 5, und 7
dieser Verordnung dient der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2022/2561 des Europaischen Parlaments
und des Rates vom 14. Dezember 2022 Uber die Grundqualifikation und Weiterbildung der Fahrer
bestimmter Kraftfahrzeuge fiir den Guter- oder Personenkraftverkehr (kodifizierter Text) (ABI. L 330
vom 23.12.2022, S. 46, L 128 vom 15.5.2023, S. 89, L 2023/90029 vom 16.10.2023).
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Artikel 1

Verordnung tber Ausnahmen fir Inhaber ukrainischer Fahrerqua-

lifizierungsnachweise

(Ukraine- Ausnahmeverordnung — UAAusnV)

§1
Anwendungsbereich

Diese Verordnung regelt abweichend von den Anforderungen des Berufskraftfahrer-

qualifikationsgesetzes und der Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung

1.

die Anerkennung von durch die Ukraine ausgestellten Fahrerqualifizierungsnachwei-
sen von Personen, denen nach MalRgabe der Richtlinie 2001/55/EG des Rates vom
20. Juli 2001 dber Mindestnormen fur die Gewahrung voribergehenden Schutzes im
Falle eines Massenzustroms von Vertriebenen und MaRnahmen zur Férderung einer
ausgewogenen Verteilung der Belastungen, die mit der Aufnahme dieser Personen und
den Folgen dieser Aufnahme verbunden sind, auf die Mitgliedstaaten (ABI. L 212 vom
7.8.2001, S. 12) und dem Durchfiihrungsbeschluss (EU) 2022/382 des Rates vom 4.
Marz 2022 zur Feststellung des Bestehens eines Massenzustroms von Vertriebenen
aus der Ukraine im Sinne des Artikels 5 der Richtlinie 2001/55/EG und zur Einfihrung
eines vortibergehenden Schutzes (ABI. L 71 vom 4.3.2022, S. 1) vorubergehender
Schutz oder entsprechend angemessener Schutz nach deutschem Recht gewéahrt wird
sowie

die Anerkennung von Fahrerqualifizierungsnachweisen, Fihrerscheinen und Fahrer-
bescheinigungen, die auf Grundlage der Verordnung (EU) 2022/1280 des Européi-
schen Parlaments und des Rates vom 18. Juli 2022 zur Festlegung besonderer und
voribergehender Malinahmen, in Anbetracht der Invasion der Ukraine durch Russland,
in Bezug auf von der Ukraine gemal ihren Rechtsvorschriften ausgestellte Fahrerdo-
kumente (ABI. L 195 vom 22.7.2022, S. 13) von anderen Mitgliedstaaten ausgestellt
wurden.

§2
Mindestalter und Qualifikation der Fahrer

(1) Abweichend von 8 3 Absatz 1 des Berufskraftfahrerqualifikationsgesetzes darf

Fahrten im Guterkraftverkehr mit einem Kraftfahrzeug,

1.

fur das eine Fahrerlaubnis der Klasse C oder CE erforderlich ist, auch durchfihren, wer
das 21. Lebensjahr vollendet und eine Erganzungsqualifikation nach 8§ 3 erworben hat;

fur das eine Fahrerlaubnis der Klasse C1 oder C1E erforderlich ist, auch durchfiihren,
wer das 18. Lebensjahr vollendet und eine Erganzungsqualifikation nach 8 3 erworben
hat.

(2) Abweichend von 8 3 Absatz 2 des Berufskraftfahrerqualifikationsgesetzes darf

Fahrten im Personenkraftverkehr mit einem Kraftfahrzeug,
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1. firdas eine Fahrerlaubnis der Klasse D oder DE erforderlich ist, auch durchfihren, wer
das 21. Lebensjahr vollendet und eine Erganzungsqualifikation nach § 3 erworben hat,
sofern Personenbeférderungen nach den 88 42 und 43 des Personenbefdrderungsge-
setzes bei Linienlangen von bis zu 50 Kilometern durchgefihrt werden;

2. fur das eine Fahrerlaubnis der Klasse D1 oder D1E erforderlich ist, auch durchftihren,
wer das 21. Lebensjahr vollendet und eine Erg&nzungsqualifikation nach § 3 erworben
hat;

3. furdas eine Fahrerlaubnis der Klasse D oder DE erforderlich ist, auch durchfihren, wer
das 23. Lebensjahr vollendet und eine Erganzungsqualifikation nach § 3 erworben hat.

(3) Der Unternehmer darf Fahrten nach Absatz 1 oder 2 weder anordnen noch zulas-
sen, wenn der Fahrer die dort genannten Voraussetzungen nicht erfillt.

§3
Erwerb der Erganzungsqualifikation

(1) Die Erganzungsqualifikation wird erworben durch Teilnahme am Unterricht bei ei-
ner nach 8 9 des Berufskraftfahrerqualifikationsgesetzes anerkannten Ausbildungsstatte
und das Bestehen einer theoretischen Prifung bei einer Industrie- und Handelskammer
nach den Absétzen 2 bis 4.

(2) Die Dauer des Unterrichts betragt 35 Stunden zu je 60 Minuten (Unterrichtseinhei-
ten), einschliellich mindestens 2,5 Stunden, in denen ein Kraftfahrzeug der betreffenden
Klasse unter Aufsicht einer Person geflihrt wird, die eine glltige Fahrlehrerlaubnis fur die
jeweilige Fahrerlaubnisklasse nach dem Fahrlehrergesetz besitzt. § 2 Absatz 3 Satz 2 der
Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung gilt entsprechend. Wahrend des Unterrichts sind
jeweils die erforderlichen grundlegenden Kenntnisse und Fertigkeiten aus den in Anlage 1
der Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung aufgefiihrten Kenntnisbereichen zu vermit-
teln. Dabei ist ein Schwerpunkt darauf zu legen, dass der Fahrer die Kenntnisse der Vor-
schriften der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 des Europaischen Parlaments und des Rates
vom 15. Marz 2006 zur Harmonisierung bestimmter Sozialvorschriften im StraRenverkehr
und zur Anderung der Verordnungen (EWG) Nr. 3821/85 und (EG) Nr. 2135/98 des Rates
sowie zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 3820/85 des Rates (ABI. L 102 vom
11.4.2006, S. 1; L 70 vom 14.3.2009, S. 19, L 101 vom 18.4.2015, S. 62; L 195 vom
20.7.2016, S. 83), die zuletzt durch die Verordnung (EU) 2020/1054 des Europaischen Par-
laments und des Rates (ABI. L 249 vom 31.7.2020, S. 1) geandert worden ist, erlangt.

(3) Nach Abschluss des Unterrichts hat der Teilnehmer durch eine Prifung nachzu-
weisen, dass er die Inhalte der in Anlage 1 der Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung
aufgefuhrten Kenntnisbereiche beherrscht. Die Prufung ist schriftlich oder in elektronischer
Form abzulegen und hat eine Dauer von 45 Minuten. 8 2 Absatz 7 und 8 der Berufskraft-
fahrerqualifikationsverordnung gilt entsprechend.

(4) Die Prufung ist in deutscher Sprache abzulegen. Abweichend von Satz 1 kann die
Prufung auch in folgenden anderen Sprachen abgelegt werden:

1. Russisch,
2. Ukrainisch.

(5) Dem Teilnehmenden ist eine Bescheinigung auszustellen und auszuhéandigen
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1. Uber den Abschluss des Unterrichts zum Erwerb der Ergdnzungsqualifikation von der
Ausbildungsstétte unmittelbar nach dem Abschluss und

2. Uber das Bestehen der Prifung zum Erwerb der Ergdnzungsqualifikation von der In-
dustrie- und Handelskammer unmittelbar nach dem Bestehen der Prifung.

(6) Die Bescheinigung nach Absatz 5 Nummer 1 ist nach dem Muster der Anlage 1
auszustellen und muss enthalten:

1. Name und Anschrift der Ausbildungsstatte sowie Angaben zur zustandigen Anerken-
nungs- und Uberwachungsbehotrde und das Aktenzeichen des Anerkennungsbeschei-
des,

2. Name, Anschrift und Geburtsdatum des Teilnehmers,
3. Zeitraum des Unterrichts und tatsachliche Dauer der Unterrichtsteilnahme und

4. Angaben der Unterkenntnisbereichen nach Anlage 1 Berufskraftfahrerqualifikations-
verordnung, zu denen Inhalte vermittelt wurden.

Die Bescheinigung ist im Original von einer zur Vertretung der Ausbildungsstatte berechtig-
ten Person zu unterschreiben. Die eigenhandige Unterschrift der zur Vertretung der Ausbil-
dungsstatte berechtigten Person kann bei automatisierter Erstellung der Bescheinigung
durch eine bildhafte Wiedergabe der Unterschrift ersetzt werden. Das gilt nicht, wenn der
Unterricht ausschlief3lich von dieser Person durchgefihrt wurde.

8§84
Ausbildungs- und Prifungsort

Personen, denen gemalR § 1 Nummer 1 in der Bundesrepublik Deutschland vortiber-
gehender oder angemessener Schutz gewéhrt wird, erwerben die Erganzungsqualifikation
in der Bundesrepublik Deutschland.

§5
Nachweis der Erganzungsqualifikation

(1) Der Nachweis uber den Erwerb der Erganzungsqualifikation nach § 3 erfolgt durch
einen Fahrerqualifizierungsnachweis nach MafRgabe des § 7.

(2) Fahrern im Sinne des 8 1 Nummer 1, die Fahrten im Guterverkehr durchfihren,
kénnen den Nachweis Uber den Erwerb der Ergéanzungsqualifikation auerdem durch eine
gultige Fahrerbescheinigung nach Artikel 5 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1072/2009
des Europaischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 Uber gemeinsame
Regeln fur den Zugang zum Markt des grenziberschreitenden Guterkraftverkehrs (ABI. 300
vom 14.11.2009, S. 72) die zuletzt durch die Verordnung (EU) 2020/1055 (ABI. L 249 vom
31.7.2020, S. 17) geandert worden ist, erbringen. Auf der Fahrerbescheinigung muss die
Schlusselzahl 95.01(max 06.03.25) im Feld ,Besondere Bemerkungen® eingetragen sein.

(3) Dem Fahrerqualifizierungsnachweis nach Absatz 1 gleichgestellt sind von einem
anderen Mitgliedstaat der Européaischen Union ausgestellte
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1. Fuhrerscheine mit dem Vermerk nach Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung
(EU) 2022/1280,

2. Fahrerqualifizierungsnachweise nach Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung
(EV) 2022/1280 sowie

3. Fahrerbescheinigungen nach Artikel 4 Absatz 1 Unterabsatz 2 der Verordnung (EU)
2022/1280.

86
Pflicht zum Mitfihren des Nachweises

Fahrer haben ihren Nachweis tber den Erwerb der Ergdnzungsqualifikation nach § 5
bei jeder Fahrt mitzufiihren und den Kontrollberechtigten auf Verlangen zur Priifung auszu-
handigen.

8§87
Ausstellung eines Fahrerqualifizierungsnachweises mit der Schlisselzahl 95.01

(1) Abweichend von § 7 Absatz 1 des Berufskraftfahrerqualifikationsgesetzes und § 8
Absatz 1 der Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung hat die nach Landesrecht zustan-
dige Behorde auf Antrag einen Fahrerqualifizierungsnachweis auszustellen, wenn

1. der Antragsteller im Besitz eines gliltigen ukrainischen Fahrerqualifizierungsnachwei-
ses gemal Artikel 2 Buchstabe b der Verordnung (EU) 2022/1280 ist,

2. der Antragsteller im Besitz eines gultigen EU- oder EWR-Fuhrerscheins ist, in dem die
fur die Erganzungsqualifikation maf3gebliche Fahrerlaubnisklasse vermerkt ist,

3. dem Antragsteller entsprechend der Richtlinie 2001/55/EG und dem Durchflihrungsbe-
schluss (EU) 2022/382 voriibergehender Schutz oder angemessener Schutz nach na-
tionalem Recht gewahrt wird und

4. der Antragsteller nachweislich ergdnzungsqualifiziert ist.

(2) Ist der Antragsteller nicht im Besitz eines ukrainischen Fahrerqualifizierungsnach-
weises nach Absatz 1 Nummer 1, so ist auf Antrag bei Vorliegen der weiteren Vorausset-
zungen nach Absatz 1 Nummer 2 bis 4 ein Fahrerqualifizierungsnachweis auszustellen,
wenn auf Antrag festgestellt wurde, dass der Antragsteller

1. Inhaber eines giltigen ukrainischen Fahrerqualifizierungsnachweises gemaf Absatz 1
Nummer 1 ist — soweit mdglich in Zusammenarbeit mit den zustdndigen Behoérden in
der Ukraine — und

2. er kein von einem anderen Mitgliedstaat entsprechend Artikel 4 Absatz 1 der Verord-
nung (EU) 2022/1280 mit einem Vermerk versehenes oder ausgestelltes Dokument
besitzt.

(3) 8 8 Absatz 2 der Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung gilt entsprechend.

(4) Dem Antrag sind die Bescheinigungen nach 8§ 3 Absatz 5, die in 8§ 8 Absatz 3
Nummer 1, 2 und 4 der Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung genannten Unterlagen
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sowie ein gultiger Fuhrerschein nach Absatz 1 Nummer 2 beizufuigen. § 8 Absatz 4 der
Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung gilt entsprechend.

(5) Der Fahrerqualifizierungsnachweis ist nach dem Muster der Anlage 5 Berufskraft-
fahrerqualifikationsverordnung mit den Mafl3gaben auszustellen, dass

1. abweichend von Anlage 5 Nummer 2 Buchstabe a Doppelbuchstabe cc der Berufs-
kraftfahrerqualifikationsverordnung auf Seite 1 in Feld 4b als Ablaufdatum der
06.03.2025 zu vermerken ist,

2. abweichend von Anlage 5 Nummer 2 Buchstabe b Doppelbuchstabe aa der Berufs-
kraftfahrerqualifikationsverordnung auf Seite 2 in Feld 9 die Fahrerlaubnisklassen, fiir
die der Fahrer die Ergdnzungsqualifikation erfullt, zu vermerken sind und

3. abweichend von Anlage 5 Nummer 2 Buchstabe b Doppelbuchstabe aa der Berufs-
kraftfahrerqualifikationsverordnung auf Seite 2 in Feld 10 die besondere befristete
Schlisselzahl "95.01(max 06.03.25)" zu vermerken ist.

(6) Die nach Landesrecht zustandige Behotrde hat den Antragsteller dartiber zu infor-
mieren, dass ungeachtet des auf dem Fahrerqualifizierungsnachweis eingetragenen Ab-
laufdatums nach Absatz 5 Nummer 1, die Gultigkeit des Fahrerqualifizierungsnachweises

1. der Dauer des voriibergehenden Schutzes fiir aus der Ukraine vertriebene Personen
entsprechend Artikel 4 der Richtlinie 2001/55/EG,

2. der Dauer des angemessenen Schutzes des Inhabers des Fahrerqualifizierungsnach-
weises nach nationalem Recht oder

3. der Glltigkeitsdauer des Fihrerscheins

entspricht, je nachdem, welche zuerst endet.

§8

Ausstellung eines neuen Fahrerqualifizierungsnachweises bei Anderungen, Ver-
lust, Diebstahl und Beschadigung

8 9 der Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung gilt entsprechend fur den Fahrerqua-
lifizierungsnachweis nach § 7. Abweichend von § 9 Absatz 2 Satz 2 der Berufskraftfahrer-
qualifikationsverordnung sind die Unterlagen nach 8§ 7 Absatz 4 beizufigen.

§9
Ausbildungsstéatten

(1) Unterricht fur die Erg&dnzungsqualifikation darf nur von nach § 9 des Berufskraft-
fahrerqualifikationsgesetzes und § 5 der Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung fir die
beschleunigte Grundqualifikation und die Weiterbildung anerkannten Ausbildungsstatten
angeboten und durchgefuhrt werden. Nebenbestimmungen nach 8§ 5 Absatz 3 der Berufs-
kraftfahrerqualifikationsverordnung gelten auch fir Unterricht fir die Erganzungsqualifika-
tion.
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(2) Die 88 10 und 11 des Berufskraftfahrerqualifikationsgesetzes gelten entsprechend
fur die Erganzungsqualifikation mit der MalRgabe, dass an die Stelle der beschleunigten
Grundqualifikation oder einer Weiterbildung die Erganzungsqualifikation tritt.

8§10
Anforderungen an die Ausbilder und den Unterricht

(1) Unterricht fur die Erganzungsqualifikation darf nur durchgefuhrt werden

1. von Ausbildern, die in der Anerkennung der Ausbildungsstatte auch Unterricht fur die
beschleunigte Grundqualifikation und Weiterbildung durchfiihren dirfen, wobei die
praktische Ausbildung nur von Ausbildern durchgefiihrt werden darf, die in der Aner-
kennung der Ausbildungsstéatte als zugelassene Ausbilder fur den praktischen Teil be-
nannt worden sind,

2. in der Anerkennung der Ausbildungsstatte benannten zugelassenen Raumen und

3. mitder in der Anerkennung der Ausbildungsstatte benannten jeweils hochstens zulds-
sigen Teilnehmerzahl.

(2) 8 6 der Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung gilt entsprechend.

§11
Berufskraftfahrerqualifikationsregister
Erganzend zu § 12 Nummer 2 des Berufskraftfahrerqualifikationsgesetzes ist das Be-
rufskraftfahrerqualifikationsregister auch ein Register zur Speicherung von Daten, die er-

forderlich sind, um feststellen zu kdénnen, fur welche Fahrerlaubnisklasse die Pflicht zur
Erganzungsqualifikation erflllt wurde.

§12
Inhalt des Berufskraftfahrerqualifikationsregisters
Erganzend zu § 14 Nummer 1 des Berufskraftfahrerqualifikationsgesetzes ist das Kraft-
fahrt-Bundesamt befugt, zur Filhrung des Berufskraftfahrerqualifikationsregisters folgende
Daten des Fahrerqualifizierungsnachweises von Fahrern zu erheben, zu speichern und zu
verwenden:

1. Schlisselzahl 95.01 nach Anlage 9 der Fahrerlaubnis-Verordnung,

2. Fahrerlaubnisklassen, fir die die Schliisselzahl 95.01 Gultigkeit hat.

§13

Datenuibermittlung an das Kraftfahrt-Bundesamt durch den Hersteller des Fahrer-
gualifizierungsnachweises

Abweichend von § 17 des Berufskraftfahrerqualifikationsgesetzes sind nach der Her-
stellung eines Fahrerqualifizierungsnachweises mit der Schliisselzahl 95.01 vom Hersteller
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anstelle der in 8 14 Nummer 1 Buchstabe h und i des Berufskraftfahrerqualifikationsgeset-
zes genannten Daten die nach § 12 zu speichernden Daten zu Gbermitteln.

§14

Datenibermittlung an das Kraftfahrt-Bundesamt durch die nach Landesrecht zu-
standigen Behorden

Erganzend zu den nach § 18 Absatz 1 des Berufskraftfahrerqualifikationsgesetzes zu
UbermitteInden Daten, Ubermitteln die nach Landesrecht zustandigen Behdrden dem Kraft-
fahrt-Bundesamt im automatisierten Verfahren unverziiglich auch die Daten zu Fahrerqua-
lifizierungsnachweisen, die nach § 12 im Berufskraftfahrerqualifikationsregister zu spei-
chern sind oder die zu einer Anderung einer Eintragung nach § 12 filhren, soweit diese
Daten nicht bereits vom Hersteller an das Berufskraftfahrerqualifikationsregister Ubermittelt
worden sind.

§15

Datenibermittiung an Behtrden in den anderen Mitgliedstaaten der Europaischen
Union und an Behdrden in den Vertragsstaaten des Abkommens Gber den Européi-
schen Wirtschaftsraum

8§ 22 des Berufskraftfahrerqualifikationsgesetzes gilt flr die nach § 12 gespeicherten
Daten entsprechend.

§16
Anwendungsbestimmungen

Die 88 1 bis 15 sind nicht mehr anzuwenden ab dem Tag, der auf den Tag folgt, an
dem die in Artikel 4 der Richtlinie 2001/55/EG genannte Dauer des vorlibergehenden
Schutzes von Vertriebenen aus der Ukraine nach Artikel 6 Absatz 1 der genannten Richtli-
nie endet. Das Bundesministerium fir Digitales und Verkehr hat den nach Satz 1 mal3geb-
lichen Tag im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben.

Anlage 1 (zu 8 3 Absatz 5 Nummer 1 in Verbindung mit Absatz 6)

Musterbescheinigung tber die Teilnahme am Unterricht zum Erwerb
der Ergédnzungsqualifikation

l. Musterbescheinigung tUber die Teilnahme am Unterricht zum Erwerb der Erg&nzungsqualifi-
kation

Kopfbogen der Aus-
bildungsstatte , den

Ort Datum

Bescheinigung Uber die Teilnahme am Unterricht zum Erwerb der Erganzungsqualifi-
kation gemaR § 3 Ukraine-Ausnahmeverordnung

Herr/Frau
, geb.am: in

Vorname, Name
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Wohnanschrift

hat in der Zeit vom bis

mit einer Dauer von 35 Unterrichtseinheiten inkl. 2,5 Fahr-Unterrichtseinheiten zu je 60 Mi-
nuten am Unterricht zum Erwerb der Ergédnzungsqualifikation teilgenommen. Wéhrend des
Unterrichts sind die erforderlichen grundlegenden Kenntnisse und Fertigkeiten aus den in
Anlage 1 Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung aufgefiihrten Kenntnisbereichen vermit-
telt worden mit einem besonderen Schwerpunkt der Kenntnisse zu den Vorschriften der Ver-
ordnung (EG) Nr. 561/2006 (Kenntnisbereich 2.1. der Anlage 1 Berufskraftfahrerqualifikati-
onsverordnung).

Unterschrift Ausbildungsstatte*
Stempel

Il Anmerkungen zur Musterbescheinigung Uber die Teilnahme am Unterricht zum Erwerb der
Erganzungsqualifikation

1. Anwendungshinweise:

*  Die Unterschrift des Ausbilders/der Ausbilderin hat eigenhéandig im Original zu erfolgen.
Die eigenhandige Unterschrift der zur Vertretung der Ausbildungsstétte berechtigten Per-
son kann durch eine bildhafte Wiedergabe der Unterschrift ersetzt werden, sofern der
Unterricht nicht ausschlieRlich von dieser Person durchgefihrt wurde (8 3 Absatz 6 Satz
2 bis 4 Ukraine-Ausnahmeverordnung).

2. Verteiler:
Original — Teilnehmer/in
Kopie — Ausbildungsstétte

3. Angabe zur Ausbildungsstatte:
Es ist die jeweilige Ausbildungsstétte in die Musterbescheinigung einzutragen.

Artikel 2

Anderung der Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung

Die Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung vom 9. Dezember 2020 (BGBI. | S. 2905)
wird wie folgt geandert:

1. §1 wird wie folgt geandert:
a) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 3a eingefugt:
»(3a) Der Prufungsteilnehmer hat flir die praktische Prufung bereit zu stellen:
1. ein Pruffahrzeug, das den in Anlage 7 Nummer 2.2.6 bis 2.2.13, jeweils in
Verbindung mit Nummer 2.2.16 der Fahrerlaubnis-Verordnung genannten An-

forderungen, fur die hochste Fahrerlaubnisklasse Uber die der Prifling verflgt
und fur die er seine Befahigung nachweisen will, entspricht sowie





b)
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2. einen Fahrlehrer, der im Besitz einer gultigen Fahrlehrererlaubnis fur die Fahr-
erlaubnisklasse ist, fur die der Priifling seine Befahigung nachweisen will.*

Dem Absatz 5 wird folgender Satz angefiigt:

,Die Satze 1 und 2 sind nur anzuwenden, sofern der zustandigen Industrie- und
Handelskammer der Nachweis nach § 4 Absatz 6 Satz 1 der Berufszugangsver-
ordnung fur den StraRenpersonenverkehr oder nach 8 5 Absatz 7 der Berufszu-
gangsverordnung fur den Guterkraftverkehr vorgelegt wird.*

§ 2 wird wie folgt geandert:

a)

b)

Dem Absatz 6 wird folgender Satz angefugt:

,Die Prifung darf nur ablegen, wer zuvor gegeniber der zustandigen Industrie-
und Handelskammer nachweist, dass er den nach § 2 Absatz 2 des Berufskraft-
fahrerqualifikationsgesetzes vorgeschriebenen Unterricht besucht hat.”

Nach Absatz 7 wird folgender Absatz 7a eingeflgt:

»(7a) Die Prifung ist in deutscher Sprache abzulegen. Abweichend von Satz 1
kann die Prufung auch in folgenden anderen Sprachen abgelegt werden:

1. Englisch,

2. Hocharabisch,

3. Kroatisch,

4. Polnisch,

5. Rumanisch,

6. Russisch,

7. Tiurkisch,

8. Ukrainisch.”

Dem Absatz 9 wird folgender Satz angefiigt:

,Die Satze 1 bis 3 sind nur anzuwenden, sofern der zusténdigen Industrie- und
Handelskammer der Nachweis nach § 4 Absatz 6 Satz 1 der Berufszugangsver-

ordnung fur den Stral3enpersonenverkehr oder nach 8 5 Absatz 7 der Berufszu-
gangsverordnung fur den Guterkraftverkehr vorgelegt wird.*

8§ 3 wird wie folgt geéndert:

a)

b)

In Absatz 1 wird nach dem Wort ,Grundqualifikation“ die Woérter ,oder beschleu-
nigte Grundqualifikation“ eingefugt.

Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 angefiigt:

»(3) Die Absatze 1 und 2 sind nur anzuwenden, sofern der Fahrer gegeniber
der zustandigen Industrie- und Handelskammer nachweist, dass er verfugt tber
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1. eine Grundqualifikation oder beschleunigte Grundqualifikation im Guterkraft-
verkehr, sofern er seine Téatigkeit auf den Personenkraftverkehr ausweitet o-
der andert und eine Grundqualifikation oder beschleunigte Grundqualifikation
im Personenkraftverkehr, sofern er seine Tatigkeit auf den Guterkraftverkehr
ausweitet oder andert,

2. einen Fuhrerschein oder Fahrerqualifizierungsnachweis jeweils mit einem Ein-
trag der Schlisselzahl 95 fir die Fahrerlaubnisklasse, die nicht Gegenstand
der Prifung nach Absatz 1 oder Absatz 1 ist,

3. einen Fuhrerschein mit einer Fahrerlaubnisklasse, die nicht Gegenstand der
Prifung nach Absatz 1 oder Absatz 2 ist und fir die § 4 des Berufskraftfahrer-
gualifikationsgesetzes anzuwenden ist,

4. einen Fahrerqualifizierungsnachweis eines anderen Mitgliedstaates der Euro-
paischen Union im Sinne des Anhanges Il der Richtlinie (EU) 2022/2561 des
Europaischen Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 2022 Uber die
Grundqualifikation und Weiterbildung der Fahrer bestimmter Kraftfahrzeuge
fur den Guter- oder Personenkraftverkehr (kodifizierter Text) (ABI. L 330 vom
23.12.2022, S. 46; L 128 vom 15.5.2023, S. 89) in der jeweils geltenden Fas-
sung mit einer Fahrerlaubnisklasse, die nicht Gegenstand der Prifung nach
Absatz 1 oder Absatz 2 ist und fur die 8 4 des Berufskraftfahrerqualifikations-
gesetzes anzuwenden ist,

5. eine Fahrerbescheinigung nach § 7 Absatz 3 des Berufskraftfahrerqualifikati-
onsgesetzes oder

6. einen Nachweis nach § 7 Absatz 4 des Berufskraftfahrerqualifikationsgeset-

zes.
Nach § 4 Absatz 3 werden folgende Absétze 3a und 3b eingeflgt:

»(3a) Der Unterricht ist in physischer Prasenz durchzufiihren. Abweichend von Satz
1 kann unter Beriicksichtigung der in Anlage 3 genannten Anforderungen mit Zustim-
mung der nach Landesrecht zustandigen Behoérde digitaler Unterricht in synchroner
oder asynchroner Form durchgefuhrt werden. Der digitale Unterricht in synchroner und
asynchroner Form darf hochstens mit insgesamt zwolf Unterrichtseinheiten den Pra-
senzunterricht ersetzen. § 6 findet beim digitalen Unterricht in asynchroner Form keine
Anwendung. 8 6 Absatz 2 findet beim digitalen Unterricht in synchroner Form keine
Anwendung.

(3b) Die Bundesanstalt fir Stral3enwesen hat den Einsatz der digitalen Unterrichts-
form im Hinblick auf Akzeptanz, Wirksamkeit und Einsatzméglichkeiten zu evaluieren.
Es durfen nur nicht personenbezogene Daten verarbeitet werden. Die Bundesanstalt
fur StralRenwesen hat dem Bundesministerium fir Digitales und Verkehr das Ergebnis
der Evaluierung bis zum Ablauf des 31. Dezembers [einsetzen: Jahreszahl des dritten
auf das Inkrafttreten dieser Anderungsverordnung folgenden Kalenderjahres] vorzule-

gen.
§ 5 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 wird wie folgt gefasst:
»L. das Ausbildungsprogramm, in dem

a) die unterrichteten Themengebiete auf der Grundlage der in Anlage 1 aufge-
fuhrten Kenntnisbereiche,

b) die geplante Durchfiihrung des Unterrichts,
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c) die Unterrichtsmethoden sowie

d) im Falle des § 4 Absatz 3a Satz 2 die Angaben zum Nachweis, dass die An-
forderungen der Anlage 3 eingehalten sind,

naher darzustellen sind,“
6. § 10 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

»(2) Ordnungswidrig im Sinne des § 28 Absatz 2 Nummer 7 Buchstabe b des Be-
rufskraftfahrerqualifikationsgesetzes handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig entgegen
§ 7 Absatz 4 Satz 2 eine Teilnahmebescheinigung nicht, nicht richtig oder nicht recht-
zeitig vorlegt.”

7. 8 11 wird wie folgt gedndert:
a) Absatze 1, 2 und 4 werden aufgehoben.
b) Absatz 5 wird durch folgende Absétze 5 bis 9 ersetzt:

»(5) Bescheinigungen, die auf der Grundlage des Absatzes 4 Satz 1 Nummer
1 Buchstabe b in Verbindung mit Nummer 3 in der am ... [einsetzen: Tag der Ver-
kindung dieser Anderungsverordnung] geltenden Fassung ausgestellt worden
sind, sind fur die Dauer von funf Jahren ab dem Abschluss der Teilleistung oder
gesamten Weiterbildung gliltig.

(6) Bescheinigungen, die auf der Grundlage des Absatzes 4 Satz 1 Nummer
1 Buchstabe a sowie Bescheinigungen, die auf der Grundlage des Absatzes 4 Satz
1 Nummer 1 Buchstabe b in Verbindung mit Nummer 2 in der am ... [einsetzen:
Tag der Verkiindung dieser Anderungsverordnung] geltenden Fassung ausgestellt
wurden, bleiben gltig.

(7) Bescheinigungen nach den Abséatzen 3, 5 und 6 sind zusatzlich zu den in
§ 8 Absatz 3 genannten Unterlagen vorzulegen.

(8) 8 2 Absatz 7a ist ab dem ... [einsetzen: Datum des ersten Tages des
siebten auf die Verkiindung folgenden Kalendermonats] anzuwenden.

(9) & 4 Absatz 3a und 3b und die Anlage 3 sind ab dem... [einsetzen: Datum
des ersten Tages des ... [einsetzen: noch mit den Landern abzustimmender Zeit-
raum] auf die Verkiindung dieser Anderungsverordnung folgenden Kalendermo-
nats] anzuwenden.”

8. Anlage 3 wird wie folgt gefasst:

~<Anlage 3
(zu § 4 Absatz 3a Satz 2)

Anforderungen an die Durchfuhrung von digitalem Unterricht in synchro-
ner und asynchroner Form in der Weiterbildung

A. Allgemeine Anforderungen
1. Digitaler Unterricht darf nur von anerkannten Ausbildungsstéatten nach 8§ 9 des Be-

rufskraftfahrerqualifikationsgesetzes und nur im Rahmen der Weiterbildung einge-
setzt werden.
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Die anerkannten Ausbildungsstéatten haben daftir Sorge zu tragen, dass bei digita-
lem Unterricht die erforderliche Qualitat der Weiterbildung beibehalten wird. Sie
haben die Kenntnisbereiche auszuwahlen, bei denen die digitale Unterrichtsform
am wirksamsten ist und eine zuverlassige Nutzeridentifizierung und geeignete
KontrollmaBnahmen zu gewéhrleisten.

Die zur Durchfuihrung des digitalen Unterrichts eingesetzte Software muss den da-
tenschutzrechtlichen Anforderungen, insbesondere der Datenschutzgrundverord-
nung, insbesondere ihren Artikeln 24, 25, und 32, und den Anforderungen an die
Datensicherheit jederzeit entsprechen; ein entsprechender Nachweis hierzu muss
jederzeit gefuhrt werden kénnen.

Fur die Durchfuihrung des digitalen Unterrichts missen fur die Gesamtzahl der zu
schulenden Unterrichtsteilnehmer ausreichende Softwarelizenzen vorhanden
sein.

Die Ausbildungsstatte hat der nach Landesrecht zustandigen Behdorde fiir die An-
erkennung von Ausbildungsstatten nach § 9 des Berufskraftfahrerqualifikationsge-
setzes in Verbindung mit § 5 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 Buchstabe d) ein Unter-
richtskonzept vorzulegen, das erkennen lasst, dass die Anforderungen an den di-
gitalen Unterricht gemaf dieser Anlage erfullt sind.

Die anerkannte Ausbildungsstatte hat die Uberwachung des digitalen Unterrichts
durch die nach Landesrecht zustandige Behorde zu ermdglichen. Sie hat der nach
Landesrecht zustandigen Behdrde einen Zugang zum digitalen Unterricht zur Ver-
fugung zu stellen und die durch die Nutzeridentifizierung festgestellte Teilnahme
am Unterricht zu dokumentieren.

B. Besondere Anforderungen

I. Anforderungen an synchronen digitalen Unterricht

1.

Seitens der anerkannten Ausbildungsstatte muss eine ausreichende Internetver-
bindung vorhanden sein, die eine Durchfiihrung des synchronen digitalen Unter-
richts ermdglicht.

Die zur Durchfuhrung des synchronen digitalen Unterrichts durch die anerkannte
Ausbildungsstatte eingesetzten Systeme missen mindestens verfiigen tber

a) eine Auflésung, die gewahrleistet, dass der Unterrichtsteilnehmer jederzeit in
der Lage ist, dargestellte verkehrliche Situationen detailgenau wahrnehmen
zu kénnen und

b) eine Webcam mit Mikrofon und Lautsprecher oder eine Kombination aus
Webcam und Headset, sofern Kamera, Lautsprecher und Mikrophon nicht be-
reits im System integriert sind.

Die zur Durchfihrung des synchronen digitalen Unterrichts eingesetzte Software
muss mindestens

a) dem Ausbilder das Kamerabild aller zu schulenden Unterrichtsteilnehmer an-
zeigen,

b) ermoglichen, dass der Ausbilder die Sprechzeit der zu schulenden Unter-
richtsteilnehmer zuteilen und bei Bedarf das Mikrofon jedes zu schulenden
Unterrichtsteilnehmers stumm schalten kann, um insbesondere Rtckkopp-
lung und sonstige Stérgerausche zu vermeiden,





10.
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c) ermoglichen, dass sich die zu schulenden Unterrichtsteilnehmer melden kon-
nen, um einen Sprechwunsch zu auf3ern und

d) ermdglichen, dass der Kursleiter seinen Bildschirm allen zu schulenden Un-
terrichtsteilnehmern freigeben kann, um Schulungsmedien allen zu schulen-
den Unterrichtsteilnehmern anzuzeigen.

4. Die anerkannte Ausbildungsstatte lasst nur solche Empfangergeréte zu, die hin-
sichtlich Darstellungsgrof3e und Aufldsung gewaéhrleisten, dass der Unterrichtsteil-
nehmer jederzeit in der Lage ist, dargestellte verkehrliche Situationen detailgetreu
wahrnehmen zu kénnen.

5. Die Teilnehmerzahl der zu schulenden Personen darf 25 nicht Uberschreiten.

Il. Anforderungen an asynchronen digitalen Unterricht

1. Systemische Anforderungen
a) Die Lehr- und Lernmittel fir asynchronen digitalen Unterricht umfassen:

aa) einen Helpdesk;

bb) eine systematisch geordnete und bedienungsfreundliche Navigations-
struktur, die den Nutzenden durch die Inhalte leitet;

cc) eine Anzeige der bereits bearbeiteten Inhalte;

dd) eine Komponente, die bei falschen Antworten die richtige L6sung und eine
Erlauterung anzeigt.

b) Die Ausbildungsstéatte stellt sicher, dass Anfragen des Nutzers innerhalb eines
Werktages beantwortet werden.

2. Inhaltliche Anforderungen
Die Lehr- und Lernmittel missen
a) in Text und Bild verstandlich sein und allen Nutzenden zur Verfligung stehen;
b) auf das Ausbildungsprogramm abgestimmt sein.*
Anlage 4 wird aufgehoben.
In Anlage 5 Nummer 1 Satz 1 und Nummer 2 Buchstabe a Doppelbuchstabe cc Satz 2
werden jeweils die Worter ,Richtlinie 2003/59/EG in der Fassung der Richtlinie (EU)
2018/645" durch die Worter ,Richtlinie (EU) 2022/2561 des Europaischen Parlaments
und des Rates vom 14. Dezember 2022 ber die Grundqualifikation und Weiterbildung
der Fahrer bestimmter Kraftfahrzeuge fur den Guter- oder Personenkraftverkehr (kodi-

fizierter Text) (ABI. L 330 vom 23.12.2022, S. 46; L 128 vom 15.5.2023, S. 89; L
2023/90029 vom 16.10.2023). “ ersetzt.
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Artikel 3

Anderung der Fahrerlaubnis-Verordnung

Die Fahrerlaubnis-Verordnung vom 13. Dezember 2010 (BGBI. | S. 1980), die zuletzt

durch Artikel 4 der Verordnung vom 20. Juli 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 199) geandert worden
ist, wird wie folgt geandert:

1.

8§ 3 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

»(2) Rechtfertigen Tatsachen die Annahme, dass der Fihrer eines Fahrzeugs oder
Tieres zum FiUhren ungeeignet oder nur noch bedingt geeignet ist, sind die 88 11 bis
14 zur Vorbereitung der Entscheidung Uber das Untersagen des Fuhrens von Fahrzeu-
gen oder Tieren, zur Aufhebung einer solchen Untersagung oder zur Anordnung erfor-
derlicher Auflagen entsprechend anzuwenden, soweit

1. die genannten Vorschriften nicht das Fuhren eines fahrerlaubnispflichtigen Kraft-
fahrzeugs voraussetzen und

2. die Anwendung der genannten Vorschriften unter Bertcksichtigung der Geféahr-
dung durch das Fuhren des jeweiligen Fahrzeugs oder Tieres auch im Vergleich
zur Gefahrdung durch das Fuhren eines fahrerlaubnispflichtigen Kraftfahrzeugs im
Einzelfall angemessen ist.”

§ 24 Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

a) In Satz 1 Nummer 1 wird die Angabe ,Anlage 5“ durch die Wdrter ,Anlage 5 Num-
mer 1 und 3“ ersetzt.

b) In Satz 3 werden die Woérter ,Anlage 5 Nummer 2“ durch die Worter ,Anlage 5
Nummer 2 und 3“ ersetzt.

In § 28 Absatz 4 Satz 1 Nummer 7 werden die Worter ,deren Fahrerlaubnis aufgrund
einer Fahrerlaubnis eines Drittstaates, der nicht in der Anlage 11 aufgefihrt ist, pru-
fungsfrei umgetauscht worden ist, oder” gestrichen.

In § 48 Absatz 6 Satz 2 werden die Woérter ,Anlage 5 Nummer 2“ durch die Worter
»LAnlage 5 Nummer 2 und 3“ ersetzt.

Dem § 48a Absatz 5 wird folgender Satz angefiigt:
.Bei der Beantragung der Eintragung weiterer zur Begleitung vorgesehener Personen
ist abweichend von Satz 1 Nummer 3 auf den Zeitpunkt der Beantragung der Eintra-
gung der weiteren zur Begleitung vorgesehenen Personen abzustellen.®
Dem § 76 werden folgende Nummern 22 und 23 angeflgt.
»22. Anlage 7 Nummer 1.3 Satz 4 Buchstaben m und n
Anlage 7 Nummer 1.3 Satz 4 Buchstaben m und n sind ab dem ... [einsetzen:
Datum des ersten Tages des siebten auf die Verkiindung folgenden Kalendermo-

nats] anzuwenden.

23. Anlage 11 (Israel)
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Bis zum Inkrafttreten eines Abkommens zwischen dem Bundesministerium fur Di-
gitales und Verkehr der Bundesrepublik Deutschland und dem Ministerium fur
Verkehr und Verkehrssicherheit des Staates Israel Uber Verfahrensfragen bei der
Umschreibung von Fuhrerscheinen, ist die Anlage 11 bezogen auf den Ausstel-
lungsstaat Israel in der am ... [einsetzen: Tag der Verkiindung dieser Anderungs-
verordnung] geltenden Fassung weiter anzuwenden. Das Bundesministerium ftr
Digitales und Verkehr gibt den Tag nach Satz 1 im Bundesgesetzblatt bekannt.*

7. In Anlage 4 wird in der Tabelle in der Nummer 2 in Spalte 5 der Satz ,Bei Vorliegen
einer hochgradigen Horstdrung muss — soweit moglich — die Versorgung und das Tra-
gen einer adaquaten Horhilfe nach dem aktuellen Stand der medizinisch-technisch und
audiologisch-technischen Kenntnisse erfolgen.“ aufgehoben.

8. In Anlage 4a Satz 1 werden die Worter ,in der Fassung vom 17. Februar 2021 (VKBI.
S. 198)“ durch die Worter ,in der Fassung vom 15. November 2022 (VKBI. S. 702)¢
ersetzt.

9. Anlage 7 wird wie folgt geandert:

a) In Nummer 1.3 Satz 4 Buchstabe | wird der Punkt am Ende durch ein Komma
ersetzt.

b) Folgende Buchstaben m und n werden angefugt:

»,mM) Kurmandschi,
n) Ukrainisch.”

c) Nummer 2.2.17 Satz 4 wird wie folgt gefasst:

.Bei Prifungsfahrzeugen, die Gber Systeme verfugen, die die Langsfihrung, Quer-
fihrung oder Langs- und Querfiihrung des Fahrzeugs in einem spezifischen An-
wendungsfall aktiv und kontinuierlich tbernehmen kénnen, entscheidet der amtlich
anerkannte Sachverstandige oder Prufer fir den Kraftfahrzeugverkehr tber den
Einsatz dieser Systeme.”

d) In Nummer 2.3 Satz 3 werden die Wérter ,nach den Nummern 2.1.1, 2.1.4 und
2.1.5 “ durch die Worter ,nach den Nummern 2.1.1, 2.1.4, 2.1.5 und 2.1.6 “ ersetzt.

10. Anlage 9 Abschnitt B Unterabschnitt | wird wie folgt geandert:

a) In der laufenden Nummer 133 werden die Worter ,Gesetz Uber die Grundqualifi-
kation und Weiterbildung der Kraftfahrerinnen und Kraftfahrer bestimmter Kraft-
fahrzeuge fur den Guterkraft- oder Personenverkehr® durch die Worter ,Gesetz
uber die Grundqualifikation und die Weiterbildung der Fahrer bestimmter Kraftfahr-
zeuge fur den Glter- oder Personenkraftverkehr” ersetzt.

b) Nach der laufenden Nummer 133 die laufende Nummer 133a eingefiigt:

Lfd. Schlisselzahl
Nr

a

,133 [95.01(max 06.03.25) Kraftfahrerin/Kraftfahrer, die/der Inhaberin/Inhaber eines Befahigungsnach-

weises ist und die Befahigungspflicht nach dem Gesetz Uber die Grundquali-
fikation und die Weiterbildung der Fahrer bestimmter Kraftfahrzeuge fur den
Guter- oder Personenkraftverkehr in Verbindung mit der Ukraine-Ausnahme-
verordnung maximal bis zum 06.03.2025 erftillt [95.01(max.06.03.25)]".

¢) Nach der laufenden Nummer 135 wird die laufende Nummer 136 angefugt:
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Lfd.
Nr.

Schliisselzahl

,136 | 99.01(max 06.03.25) Sonderausfertigung, nur fir die Dauer des voriibergehenden Schutzes gultig

(verlorener oder gestohlener UA-Fuhrerschein).

11. Anlage 11 wird wie folgt geandert:

a)

b)

In der ersten Zeile ,Albanien'®* wird in der Spalte ,Klasse(n)“ die Angabe ,A1%9,
A2, A, BV durch die Angabe ,Al, A2, A, B* ersetzt.

Die Zeile ,Israel“ wird wie folgt gefasst:

Ausstellungsstaat Klasse(n) theoretische Priifung praktische Prifung

Llsrael?®

Al, A2, A B nein nein

c)

d)

29 Amtliche Anmerkung: Bis zum Inkrafttreten einer Vereinbarung zwischen
Deutschland und Israel Uber Verfahrensfragen bei der Umschreibung von Fihrer-
scheinen gilt die Ubergangsregelung aus § 76 Nummer 23: Im Rahmen der Um-
schreibung einer israelischen Fahrerlaubnis wird nur die Klasse B ohne theoreti-
sche und praktische Prifung umgeschrieben.”

In der Zeile ,Kosovo“ wird in der Spalte ,Klasse(n)“ die Angabe ,DE?“ durch die
Angabe ,DE* ersetzt.

Nach der Zeile ,Fahrerlaubnisse, die im tatsachlichen Herrschaftsbereich der Be-
horden in Taiwan erteilt wurden® wird folgende Zeile eingefiigt:

Ausstellungsstaat Klasse(n) theoretische Prifung praktische Prufung

,Ukraine?® Al, A, B, BE, C1, C1E, nein nein

C, CE, D1, D1E, D, DE

f)

9)

25 Amtliche Anmerkung: Vor Ausstellung eines Fuihrerscheins der Klasse C1, C1E,
C, CE, D1, D1E, D oder DE hat der Antragsteller seine Eignung nach MalRgabe
der Anlage 5 und die Erfillung der Anforderungen an das Sehvermdgen nach An-
lage 6 nachzuweisen.*

Die FufZnote 19 wird wie folgt gefasst:

.19 Amtliche Anmerkung: Fur Inhaber albanischer Fihrerscheine, die vor dem 24.
Januar 2017 ausgestellt wurden, ist tiber das Kraftfahrt-Bundesamt bei der zustan-
digen albanischen Behotrde eine Auskunft tber den Besitz und die Gultigkeit der
Fahrerlaubnis einzuholen.”

FuRnote 22 wird wie folgt gefasst:

,22 Amtliche Anmerkung: Die nach Landesrecht zustandige Behorde kann bei der
Ausstellung des Fluhrerscheins vom Antragsteller verlangen, sich einem Sehtest
Zu unterziehen.”

FuRnote 23 wird wie folgt gefasst:

.22 Amtliche Anmerkung: Fur Inhaber kosovarischer Fihrerscheine, die vor dem
01. Marz 2018 ausgestellt wurden, ist Uber das Kraftfahrt-Bundesamt bei der zu-
standigen kosovarischen Behdrde eine Auskunft Uber den Besitz und die Gultigkeit
der Fahrerlaubnis einzuholen.*
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Artikel 4

Anderung der BuRgeldkatalog-Verordnung

In der BuRRgeldkatalog-Verordnung vom 14. Marz 2013 (BGBI. | S. 498), die zuletzt

durch Artikel 3 der Verordnung vom 28. August 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 236) geandert wor-
den ist, wird die Anlage wie folgt geandert:

1.

In der laufenden Nummer 169 wird die Spalte ,Fahrerlaubnis-Verordnung (FeV) “ wie
folgt gefasst:

»3 10 Absatz 1 Nummer 5, 7, 8 und 9
8§ 23 Absatz 2 Satz 1

8§ 28 Absatz 1 Satz 2

8§ 29 Absatz 1 Satz 6

8 46 Absatz 2

§ 74 Absatz 3

8 75 Nummer 9“.

In der laufenden Nummer 172 wird in der Spalte ,Fahrerlaubnis-Verordnung
(FeV)“ die Angabe ,8§ 48 Absatz 8 durch die Angabe ,8§ 48 Absatz 7“ ersetzt.

In der Uberschrift vor der laufenden Nummer 173 wird das Wort ,Ortskenntnisse” durch
das Wort ,Fachkunde® ersetzt.

Die laufende Nummer 173 wird wie folgt geandert:

a) In der Spalte ,Tatbestand“ werden die Worter ,erforderlichen Ortskenntnisse
durch die Worter ,erforderliche Fachkunde® ersetzt.

b) In der Spalte ,Fahrerlaubnis-Verordnung (FeV)“ wird die Angabe ,8 48 Absatz 8"
durch die Angabe ,§ 48 Absatz 7“ ersetzt.

In der laufenden Nummer 251 werden in der Spalte ,Fahrerlaubnis-Verordnung (FeV)
die Worter ,8 74 Absatz 4 Satz 2“ durch die Worter ,§ 74 Absatz 4 Satz 5“ersetzt.

In der laufenden Nummer 251a wird in der Spalte ,Fahrerlaubnis-Verordnung (FeV)
die Angabe ,& 75 Nummer 15* durch die Angabe ,8 75 Nummer 9 ersetzt.

Artikel 5

Anderung der Gebuhrenordnung fiir MaBnahmen im StraRenver-

kehr

In der Gebuhrenordnung fir MaRnahmen in StraBenverkehr vom 25. Januar 2011

(BGBI. | S. 98), die zuletzt durch Artikel 12 der Verordnung vom 20. Juli 2023 (BGBI. I Nr.
199) geéndert worden ist, wird die Anlage wie folgt geéndert:





1.
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In der Gebluhrennummer 202.7 werden in der Spalte Gegenstand die Worter ,(§ 22

Absatz 4 Satz 7 FeV)" durch die Worter ,(§ 22 Absatz 4 Satz 6 FeV)" ersetzt.

2.

Die Gebuhrennummer 345 wird wie folgt gefasst:

Gebiihren-
Nummer

Gegenstand

Gebuhr
Euro

»345

Entscheidung Uber die Erteilung,
Anderung oder Versagung der An-
erkennung einer Ausbildungsstatte
einschlieBlich der Ausstellung der
Anerkennungsurkunde nach § 9
BKrFQG in Verbindung mit § 5
BKrFQV, Untersagung der Aus-
tbung von Tatigkeiten nach § 10
Absatz 4 BKrFQG, Riicknahme o-
der Widerruf der Anerkennung, ein-
schlieBlich Einziehung der Anerken-
nungsurkunde, nach § 10 Absatz 1
und 2 BKrFQG

51,10 bis 511,00

Artikel 6

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am [einsetzen: Datum des ersten Tages des auf die Verkiindung
folgenden Quartals eines Kalenderjahres] in Kraft.

Der Bundesrat hat zugestimmt.
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Begrindung

A. Allgemeiner Teil

l. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Diese Verordnung passt die nationalen Regelungen an die Vorgaben der Verordnung (EU)
2022/1280 des Européaischen Parlaments und des Rates vom 18. Juli 2022 zur Festlegung
besonderer und voribergehender MalRBnhahmen, in Anbetracht der Invasion der Ukraine
durch Russland, in Bezug auf von der Ukraine gemalf3 ihren Rechtsvorschriften ausgestelite
Fahrerdokumente (ABI. 195/13 vom 22.07.2022) an. Ziel ist es, Geflichteten aus der Ukra-
ine die Teilnahme am Verkehr in der Europaischen Union zu erleichtern, insbesondere so-
lange sie dem Schutzstatus nach der Richtlinie 2001/55/EG und dem Durchfiihrungsbe-
schluss (EU) 2022/382 oder entsprechendem deutschen Recht unterliegen.

Im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens tiber Anderungen im Berufskraftfahrerqualifika-
tionsrecht hat der Deutsche Bundestag die Bundesregierung aufgefordert, eine Berufskraft-
fahrerqualifikationsverordnung vorzulegen, ,in der Regelungen Uber den Einsatz von
Fremdsprachenprifungen und den Einsatz von E-Learning enthalten sind“ (BT-Drs.
19/23185).

Hintergrund fir die Aufforderung zur Regelung von Fremdsprachenprifungen ist die Vor-
stellung des Deutschen Bundestages, dass zur Behebung des Fahrermangels neben den
bereits ergriffenen umfangreichen MaRnahmen auf verschiedenen Ebenen — wie beispiels-
weise der Fachkrafteeinwanderung und den Modalitéten der Prifung — weitere Maf3nahmen
erforderlich seien, um den Zugang zum Beruf der Berufskraftfahrerin bzw. des Berufskraft-
fahrers zu erleichtern und auf diese Weise dem Fahrermangel entgegenzuwirken.

Das Europaische Parlament und der Europaische Rat haben den Mitgliedstaaten in der
Richtlinie (EU) 2018/645 vom 18. April 2018 zur Anderung der Richtlinie 2003/59/EG uber
die Grundqualifikation und Weiterbildung der Fahrerinnen und Fahrer bestimmter Kraftfahr-
zeuge fir den Guter- oder Personenkraftverkehr und der Richtlinie 2006/126/EG Uber den
Fuhrerschein (ABI. L 112 vom 2.5.2018, S. 29), die nunmehr in Richtlinie (EU) 2022/2561
des Europdaischen Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 2022 (ber die Grundqua-
lifikation und Weiterbildung der Fahrerinnen und Fahrer bestimmter Kraftfahrzeuge fiir den
Guter- oder Personenkraftverkehr (kodifizierter Text) (ABI. L 330 vom 23.12.2022, S. 46)
neu kodifiziert wurde, unter den dort genannten begrenzten Rahmenbedingungen die Mog-
lichkeit zum Einsatz von Informations- und Kommunikationstechnologie in der Berufskraft-
fahrerqualifikation eingeraumt. Diese Option wird nunmehr genutzt, indem digitaler Unter-
richt in synchroner und asynchroner Form im Rahmen der Weiterbildung fir Berufskraftfah-
rer ermoglicht wird.

Durch die Ermdglichung der Ablegung der Prufung zur Erlangung der beschleunigten
Grundqualifikation in acht anderen Sprachen als Deutsch und des Einsatzes von synchro-
nem und asynchronem digitalen Unterricht im Rahmen der Weiterbildung wird zudem dem
Koalitionsvertrag der 20. Legislaturperiode Rechnung getragen, wonach sich die Koalitions-
partner im Hinblick auf den Guterkraftverkehr unter anderem dazu verpflichtet haben, dem
Fachkraftemangel entgegenzuwirken, die Qualifizierung zu modernisieren und Burokratie
abzubauen (vgl. S. 51 des Koalitionsvertrages).

Dartiber hinaus hat sich im Fahrerlaubnisrecht kurzfristiger Anderungsbedarf ergeben, un-
ter anderem um eine Schlechterstellung von Bewerberinnen und Bewerbern bzw. Inhabe-
rinnen und Inhabern einer Fahrerlaubnis der Klassen C, C1, CE, C1E, D, D1, DE, D1E bzw.
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einer Fahrerlaubnis zur Fahrgastbeférderung mit einer hochgradigen Hoérstérung, die mit
einer adaquaten Hoérhilfe versorgt werden bzw. versorgt werden kénnen, gegentiber gehor-
losen Bewerberinnen und Bewerbern bzw. Inhaberinnen und Inhabern einer solchen Fahr-
erlaubnis, zu vermeiden. Ebenfalls sollen die bei Eignungszweifeln gebotenen Differenzie-
rungen zwischen Fuhrern und Fihrerinnen fahrerlaubnispflichtiger Kraftfahrzeuge und fahr-
erlaubnisfreier Fahrzeuge oder Tiere im Verordnungstext noch klarer zum Ausdruck kom-
men, womit auch einem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 4. Dezember 2020, Az.
3 C 5/20, juris Rn. 37ff. und einem Urteil des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs vom 17.
April 20023, Az. 11 B 22 .1234, Rechnung getragen wird. In der Bul3geldkatalog-Verord-
nung sind verschiedene redaktionelle Anpassungen erforderlich, soweit dort auf die Fahr-
erlaubnis zur Fahrgastbeférderung Bezug genommen wird.

Auch zeigte die Praxis, dass ein Bedurfnis fur Klarstellungen in einzelnen Tatbesténden der
Anlage der GeblUhrenordnung fur Malinahmen im Stra3enverkehr besteht.

. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs

Um aus der Ukraine gefliichteten Berufskraftfahrerinnen und Berufskraftfahrern den Zu-
gang zum Beruf zu erleichtern, wird in Artikel 1 die durch die Verordnung (EU) 2022/1280
eingerdumte Mdoglichkeit, ukrainische Fahrerqualifizierungsnachweise anzuerkennen, um-
gesetzt.

In Artikel 2 wird die Mdglichkeit eingeraumt, die Prifung zur Erlangung der beschleunigten
Grundqualifikation in acht Fremdsprachen anzubieten. Die Schaffung dieser Moglichkeit
soll einer grolReren Anzahl an Personen den Zugang zum Beruf der Berufskraftfahrerin bzw.
des Berufskraftfahrers erleichtern. Das Bundesministerium fur Digitales und Verkehr wird
regelmafig Gberprifen, ob und inwieweit die Regelungen anzupassen sind.

Ferner finden sich in Artikel 2 die Grundlage und die Rahmenbedingungen flr die aner-
kannten Ausbildungsstéatten zum Einsatz von den Prasenzunterricht ersetzenden digitalen
Unterricht im Rahmen der Weiterbildung in der Verordnung. Mit der Mdglichkeit zum syn-
chronen und asynchronen digitalen Unterricht tragt die Bundesregierung nicht nur der fort-
schreitenden Digitalisierung Rechnung. Sie ermdglicht es den Fahrerinnen und Fahrern
auch, die Lerninhalte zeitlich flexibler zu bearbeiten. Damit wird auch die durch die Richtlinie
(EU) 2018/645 zur Anderung der Richtlinie 2003/59/EG, die nunmehr in Richtlinie (EU)
2022/2561 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 2022 iber die
Grundqualifikation und Weiterbildung der Fahrer bestimmter Kraftfahrzeuge fur den Giiter-
oder Personenkraftverkehr (kodifizierter Text) (ABI. L 330 vom 23.12.2022, S. 46) neu ko-
difiziert wurde, eingeraumte Moglichkeit zum Einsatz von IKT-Instrumenten im Rahmen der
Weiterbildung genutzt. Die Mdglichkeit zum Einsatz synchronem und asynchronem digita-
lem Unterricht wird evaluiert, um Chancen und Risiken zu erkennen und um eine tragfahige
Entscheidungsgrundlage fur oder gegen einen weiteren Ausbau von den Prasenzunterricht
ersetzenden digitalem Unterricht im Rahmen der Berufskraftfahrerqualifikation unter Ein-
haltung der europarechtlichen Vorgaben zu gewinnen.

Die Vornahme der redaktionellen Anpassungen fordert die Anwenderfreundlichkeit und
dient der Rechtssicherheit.

Zur Umsetzung der von der Européischen Union rechtlich erméglichten MalRnahmen fur
Gefluchtete aus der Ukraine in Artikel 4 wird die Ukraine in die Staatenliste der Anlage 11
und Ukrainisch in die Liste der Sprachen fir die theoretische Fahrerlaubnisprifung in An-
lage 7 aufgenommen.

Durch die weiteren Anderungen der Fahrerlaubnis-Verordnung einschlieRlich der in Anlage
4a Bezug genommenen Begutachtungsleitlinien zur Kraftfahreignung wird bei Vorliegen ei-
ner hochgradigen Hérstérung die Versorgung und das Tragen einer adaquaten Horhilfe
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nach dem aktuellen Stand der medizinisch-technischen und audiologisch-technischen
Kenntnisse — soweit moglich — ausdrticklich nur (noch) empfohlen, ohne dass die Voraus-
setzung flr die Erteilung einer Fahrerlaubnis der Klassen C, C1, CE, C1E, D, D1, DE, D1E
bzw. einer Fahrerlaubnis zur Fahrgastbeférderung ist. Zudem wird in der FeV ausdricklich
klargestellt, dass die Regelungen in der FeV, welche das Vorgehen der zustandigen Be-
horde bei Zweifeln an der Eignung von Fahrerlaubnisbewerbern und Inhabern und damit
bei (potentiellen) Flhrern eines Kraftfahrzeugs regeln, bei Zweifeln an der Eignung von
Fuhrerinnen oder von Fihrern eines fahrerlaubnisfreien Fahrzeugs oder Tieres, nur inso-
weit entsprechend gelten, als sie nicht das Fuhren eines Kraftfahrzeugs voraussetzen und
auch nur soweit dies unter Berlcksichtigung des Gefahrdungspotentials des Fuhrens des
jeweiligen Fahrzeugs oder Tiers auch im Vergleich zum Gefahrdungspotential des Fuhrens
eines Kraftfahrzeugs im konkreten Einzelfall gerechtfertigt ist . Zugleich wird 8 3 Absatz 2
FeV mit § 6 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 Absatz 3 Nummer 1 des Straenverkehrsgesetzes in der
Fassung der Bekanntmachung vom 5. Marz 2003 (BGBI. | S. 310, 919), der durch Artikel 1
Nummer 6 des Gesetzes vom 12. Juli 2021 (BGBI. | S. 3091) neu gefasst wurde, auf eine
neue Ermachtigungsgrundlage gestellt. Die weiteren Anderungen der Fahrerlaubnis-Ver-
ordnung und auch der Bul3geldkatalog-Verordnung erfolgen, um Klarstellungsbedarf Rech-
nung zu tragen bzw. aus redaktionellen Griinden.

1. Alternativen

Das Fahrerlaubnissystem der Ukraine ist insbesondere hinsichtlich des Umfangs der Fahr-
erlaubnisklassen mit dem europaischen System vergleichbar. Uberdies sind ukrainische
Fuhrerscheine bis zum Ablauf des Schutzstatus ohne Weiteres, mithin flr einen Zeitraum
von maximal 3 Jahren, anzuerkennen. Um auch Uber den Schutzstatus hinaus die Mobilitat
zu erleichtern, sollten ukrainische Fuhrerscheine prifungsfreie umgeschrieben werden kén-
nen.

Die Initiative zur Schaffung der Méglichkeit zum Absolvieren der Prifung der beschleunig-
ten Grundqualifikation in ausgewahlten anderen Sprachen als Deutsch und zur Ermdgli-
chung des Einsatzes von synchronem und asynchronen digitalen Unterricht au3erhalb der
Ausbildungsstétte stammt aus einer Forderung des Deutschen Bundestages (BT-Drs.
19/23185) und tragt dem Koalitionsvertrag der 20. Legislaturperiode Rechnung, wonach
sich die Koalitionspartner im Zusammenhang des Giterkraftverkehrs unter anderem dazu
verpflichtet haben, dem Fachkraftemangel entgegenzuwirken, die Qualifizierung zu moder-
nisieren und Burokratie abzubauen.

Aufgrund bildungspolitischer und integrationspolitischer Aspekte sowie unter Berticksichti-
gung des Verwaltungsaufwandes bestiinde die Moglichkeit, Deutsch als alleinige Prufungs-
sprache beizubehalten. Angesichts der Dringlichkeit, Malinahmen gegen den massiven
Fachkraftemangel zu ergreifen und der méglichen Potentiale, die sich durch eine Fachkraf-
teeinwanderung entfalten kénnen, ist jedoch der Mdglichkeit, die Prifung der beschleunig-
ten Grundqualifikation in Fremdsprachen zu absolvieren — jedenfalls kurzfristig — der Vor-
rang einzuraumen.

Da das Berufskraftfahrerqualifikationsrecht im Wesentlichen auf den Vorgaben der Richt-
linie 2003/59/EG, die nunmehr in Richtlinie (EU) 2022/2561 neu kodifiziert wurde, basiert,
kann ein den Prasenzunterricht ersetzender digitaler Unterricht in synchroner und asyn-
chroner Form lediglich unter Beriicksichtigung der dortigen begrenzten Rahmenbedingun-
gen erfolgen. Eine Nichtumsetzung dieser Mdglichkeit verbietet sich aufgrund der fort-
schreitenden Digitalisierung.

Die Anderungen im Fahreignungsrecht betreffend das Tragen einer adaquaten Horhilfe bei
Schwerhdrigkeit sind zur Vermeidung einer ungerechtfertigten Ungleichbehandlung von
schwerhorigen gegentiber gehdrlosen Bewerberinnen und Bewerbern bzw. Inhaberinnen
und Inhabern einer Fahrerlaubnis der Klassen C, Cl1l, CE, Cl1E, D, D1, DE, D1E
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beziehungsweise einer Fahrerlaubnis zur Fahrgastbeférderung erforderlich. Die weiteren
Regelungen in der Fahrerlaubnis-Verordnung und der Buf3geldkatalog-Verordnung sind
aus Griunden der Rechtsklarheit beziehungsweise aus redaktionellen Griinden erforderlich.

Alternativ zur Vornahme der redaktionellen Anpassungen kénnte der Status quo beibehal-
ten werden. Dies verbietet sich jedoch aus Grinden der Rechtssicherheit und aufgrund der
notwendigen Sicherstellung von bundesweit einheitlichen Verwaltungsvorgangen.

\VA Regelungskompetenz

Die Sonderreglung fir aus der Ukraine gefliichtete Berufskraftfahrerinnen und Berufskraft-
fahrern wird gestutzt auf § 27 Absatz 1 Nummer 6 Berufskraftfahrerqualifikationsgesetz.

Gemald § 27 Absatz 1 Nummer 1 Berufskraftfahrerqualifikationsgesetz ist das Bundesmi-
nisterium fur Digitales und Verkehr dazu erméchtigt, im Einvernehmen mit dem Bundesmi-
nisterium fir Wirtschaft und Klimaschutz und dem Bundesministerium fur Bildung und For-
schung mit Zustimmung des Bundesrates unter anderem Regelungen uber die naheren
Einzelheiten des Erwerbs der Grundqualifikation, der beschleunigten Grundqualifikation
und der Weiterbildung zu treffen. Diese Regelungen kénnen sich unter anderem auf die
Zulassungsvoraussetzungen zu Prifungen, Inhalte von Unterricht und Prifungen sowie auf
die Anforderungen an Lehr- und Lernmittel beziehen, aber auch auf die Art und Weise des
Unterrichts und der Prufungen.

Da sich die Einflihrung des digitalen Unterrichts in synchroner und asynchroner Form auch
auf das Anerkennungs- und Uberwachungsverfahren auswirkt, kommt zudem 8§ 27 Absatz
1 Nummer 3 und 4 zum Tragen.

Die Anpassungen im Zuge des Ausstellungsverfahrens zum Fahrerqualifizierungsnachweis
werden gestitzt auf § 27 Absatz 1 Nummer 5.

Die Kompetenz des Bundesministeriums flr Digitales und Verkehr zur Regelung der Anfor-
derungen an die Eignung und Befahigung zur Teilnahme am Stral3enverkehr und den Nach-
weis der entsprechenden Anforderungen, insbesondere durch einen Fihrerschein und
durch Eignungsuntersuchungen, sowie zur Regelung des entsprechenden Verwaltungsver-
fahrens folgt aus 8 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a, b, ¢, d, e und Absatz 3
Nummer 1 des StralRenverkehrsgesetzes.

§ 26a StralRenverkehrsgesetz ermachtigt das Bundesministerium fiir Digitales und Verkehr,
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates Regelsatze fir Geldbuf3en fur
Ordnungswidrigkeiten nach § 24 Absatz 1 des Stral3enverkehrsgesetzes festzulegen.

Gemal § 6a Absatz 2 in Verbindung mit Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe e Stra3enverkehrs-
gesetz ist das Bundesministerium fur Digitales und Verkehr dazu ermachtigt, Gebuhrens-
atze fur die einzelnen Amtshandlungen zu bestimmen und dabei u.a. Rahmensétze vorzu-
sehen. Im Bereich der Gebihren der Landesbehdrden tibt das Bundesministerium fir Digi-
tales und Verkehr die Erméachtigung auf Grundlage eines Antrags oder einer Stellungnahme
von mindestens funf LAndern aus.

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europaischen Union und vdlkerrechtlichen
Vertragen

Die Regelungen stehen im Einklang mit dem Recht der Europaischen Union. Artikel 1 dient
der Umsetzung der durch die Verordnung (EU) 2022/1280 des Europaischen Parlaments
und des Rates vom 18. Juli 2022 zur Festlegung besonderer und voriibergehender Mal3-
nahmen, in Anbetracht der Invasion der Ukraine durch Russland, in Bezug auf von der
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Ukraine gemalf ihren Rechtsvorschriften ausgestellte Fahrerdokumente (ABI. 195/13 vom
22.07.2022) eingerdumten Option zur Anerkennung ukrainischer Fahrerqualifizierungs-
nachweise.

VI. Regelungsfolgen
1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

Die in der Verordnung enthaltenen Anderungen fiihren nicht zu einer grundsatzlichen
Rechts- und Verwaltungsvereinfachung. Sie fiihren lediglich zu einer Anderung der beste-
henden Verfahren, da in Konstellationen, in denen zuvor noch Papierbescheinigungen aus-
gestellt werden durften, diese Moglichkeit nun entfallt und ausschlief3lich Eintrage in das
Berufskraftfahrerregister vorzunehmen sind. Hinsichtlich der redaktionellen Korrekturen
handelt es sich um reine Klarstellungen.

2. Nachhaltigkeitsaspekte
Die Nachhaltigkeitsprifung im Rahmen der Folgenabschatzung ist erfolgt.

Eine nachhaltige Entwicklung ist das Leitprinzip der Politik der Bundesregierung. Durch die
Nachhaltigkeitsprifung soll dargestellt werden, ob die Wirkungen des Regelungsvorhabens
einer nachhaltigen Entwicklung entsprechen, insbesondere welche langfristigen Wirkungen
das Vorhaben hat. Diese Prifung erfolgt anhand der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie —
Weiterentwicklung 2021 mit ihren 17 Zielen fir eine nachhaltige Entwicklung (Sustainable
Development Goals — SDGSs), deren Indikatorenbereichen und Indikatoren sowie anhand
der Prinzipien nachhaltiger Entwicklung.

Das Regelungsvorhaben hat moglicherweise Auswirkungen auf den Bereich ,Gesundheit
und Wohlergehen® (SDG 3), indem es ermdéglicht, die Prifung zur Erlangung der beschleu-
nigten Grundqualifikation in ausgewahlten anderen Sprachen als Deutsch zu absolvieren,
ukrainischer Fahrerqualifizierungsnachweise anzuerkennen, die theoretische Fahrerlaub-
nisprifung auf Ukrainisch und Kurmandschi abzulegen und indem es erméglicht, die ukra-
inische Fahrerlaubnis prifungsfrei umzutauschen. Denn das SDG 3 umfasst auch den As-
pekt der StralRenverkehrssicherheit. Es wurde somit untersucht, welche Auswirkungen das
Regelungsvorhaben auf die StralRenverkehrssicherheit hat. Hierzu ist zunachst festzustel-
len, dass die beschleunigte Grundqualifikation durch den Besuch von 140 Stunden Unter-
richt und das erfolgreiche Absolvieren einer theoretischen Prufung bei der Industrie- und
Handelskammer erworben wird. Ziel der Prifung ist die Feststellung, ob die notwendigen
Kenntnisse zum Durchfiihren von gewerblichen Beférderungen mit Kraftfahrzeugen, fir die
eine Fahrerlaubnis der Klassen C1, C1E, C, CE, D1, D1E, D oder DE erforderlich ist, ver-
innerlicht wurden. Fir diese Feststellung ist es grundsatzlich unerheblich, ob sie in Deutsch
oder in einer Fremdsprache erfolgt, solange dies unter Berlicksichtigung der Stral3enver-
kehrssicherheit und der Vision Zero geschieht. Kritisch ist jedoch zu hinterfragen, ob trotz
Ablegung der Prifung in einer Fremdsprache gleichwohl die Fahigkeit besteht, sich zum
Beispiel in Situationen an der Laderampe oder mit beférderten Personen oder anderen
StralRenverkehrsteilnehmern hinreichend auf Deutsch zu verstandigen, um Uber Risiken zu
informieren, bei Unféllen angemessen zu reagieren oder um etwaigen Weisungen der Kon-
trollbeamten Folge zu leisten. Entsprechendes gilt fir die Anerkennung ukrainischer Fahrer-
qualifizierungsnachweise, die prufungsfreie Umschreibung ukrainischer Fahrerlaubnisse
sowie fur das Ablegen der theoretischen Fahrerlaubnisprifung auf Ukrainisch oder Kur-
mandschi. Denn durch das Regelungsvorhaben fallt unter Umstanden auch fiir die Fahrerin
oder den Fahrer selbst die Moglichkeit zur Selbstiberprifung weg, ob die erworbenen
Kenntnisse in der Landessprache ihres / seines Wohnsitzlandes wiedergegeben werden
koénnen.
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Hierdurch entsteht ein Zielkonflikt zum SDG 8 (,Menschenwurdige Arbeit und Wirtschafts-
wachstum®). Die nunmehr eingerdumte Mdoglichkeit, die Prifung zur Erlangung der be-
schleunigten Grundqualifikation in ausgewahlten anderen Sprachen als Deutsch abzule-
gen, soll die Bestehensquote erhéhen und so den Zugang zum deutschen Arbeitsmarkt
erleichtern. Hierzu soll es Berufskraftfahrerinnen und -fahrern ermdéglicht werden, die er-
langten Kenntnisse in ausgewahlten anderen Sprachen als Deutsch wiederzugeben. Auf
diese Weise soll eine mdglicherweise bestehende Sprachbarriere nicht die Ursache dafir
sein, dass vorhandene Kenntnisse nicht richtig in der deutschen Sprache wiedergegeben
werden kdnnen, obwohl diese in vollem Umfang vorliegen. Zwar haben die Industrie- und
Handelskammern das Sprachniveau im Rahmen der Prifung bereits derart abgesenkt,
dass diesbezlgliche Hirden moglichst niedrig gesetzt sind. Das belegt die bereits hohe
Bestehensquote von uber 90 Prozent. Doch sollen vor dem Hintergrund des SDG 8 weitere
Mdglichkeiten genutzt werden.

Insoweit wirkt sich das Regelungsvorhaben auf die Indikatoren 8.5 a, b (Erwerbstatigen-
quote) aus. Die Indikatoren geben die Anteile der Erwerbstétigen im Alter zwischen 20 und
64 Jahren (8.5a) und im Alter zwischen 60 und 64 Jahren (8.5b) jeweils gemessen an der
Gesamtbevolkerung derselben Altersklasse an. Ziel und Intention der Bundesregierung ist
die Erh6hung der Beschéftigtenquote. Dem liegt der demografische Wandel zugrunde, auf-
grund dessen es langfristig zu einem Mangel an Fachkraften in Deutschland kommen kann.
Gleichzeitig droht eine zunehmende Unterfinanzierung der sozialen Sicherungssysteme.
Daher ist das vorhandene Arbeitskraftepotenzial kiinftig besser auszuschépfen. Bis 2030
soll die Erwerbstatigenquote der 20 bis 64-Jahrigen auf 78 Prozent und das der 60 bis 64-
Jahrigen auf 60 Prozent erhéht werden. Durch die Moéglichkeit zum Absolvieren der Prifung
zur Erlangung der beschleunigten Grundqualifikation in ausgewahlten anderen Sprachen
als Deutsch soll die Bestehensquote erhoht und damit mehr Personen der Zugang zum
Beruf der Berufskraftfahrerin bzw. des Berufskraftfahrers ermoglicht werden. Dies gilt
gleichermal3en fiir altere Arbeitnehmerinnen und Arbeithnehmer mit Migrationshintergrund,
da deren Engagement zur Weiterbildung seltener ist (s. die Ergebnisse der erweiterten Er-
hebung des Adult Education Survey [AES-Migra 2016] ,Weiterbildungsverhalten von Per-
sonen mit Migrationshintergrund®, Seiten 4 und 23, herausgegeben vom Bundesministe-
rium fur Bildung und Forschung). Dies betrifft auch die Erweiterung von Sprachkompetenz.
Demgegentber verfigen altere Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer oftmals Uber jahre-
lange Berufserfahrung, mit der sie mogliche Sprachbarrieren ausgleichen kénnen. Entspre-
chendes gilt in Hinblick auf die Anerkennung ukrainischer Fahrerqualifizierungsnachweise,
die prufungsfreie Umschreibung ukrainischer Fahrerlaubnisse sowie das Ablegen der the-
oretischen Fahrerlaubnisprifung auf Ukrainisch oder Kurmandschi.

Insbesondere entspricht die Einbeziehung alterer Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
dem Anliegen des flnften Prinzips nachhaltiger Entwicklung (,Sozialen Zusammenhalt in
einer offenen Gesellschaft wahren und verbessern®), denn dieses Prinzip verlangt unter
anderem, dass alle die gleichberechtigte Chance erhalten, sich an der wirtschaftlichen Ent-
wicklung zu beteiligen. Hierzu tragt ein erleichterter Zugang zum deutschen Arbeitsmarkt
bei.

Das Regelungsvorhaben kann dariber hinaus Auswirkungen auf die Ziele ,Keine Armut*
(SDG 1), ,nachhaltige Stadte und Gemeinden® (SDG 11) sowie ,Malknahmen zum Klima-
schutz® (SDG 13) haben. Durch den erleichterten Berufszugang kdnnten mehr Menschen
eine Erwerbstatigkeit aufnehmen und auf diese Weise Armut verringern oder beseitigen.
Insbesondere aus der Ukraine Geflichteten wird es durch die erweiterte Mobilitat erleich-
tert, eine Beschaftigung in Deutschland aufzunehmen und somit fiir ihnren Lebensunterhalt
zu sorgen. Durch den erleichtetern Berufszugang kénnte zudem mehr Fahrpersonal zur
Verfliigung stehen, so dass Mobilitat gefordert und die Umwelt geschont werden kdnnte.

Das Regelungsvorhaben hat mithin moglicherweise Auswirkungen sowohl auf das SDG 3
als auch auf die SDG 1, 8, 11 und 13) die im Ergebnis zu einem Zielkonflikt fihren kénnten.
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Um diesen mdglichen Konflikt aufzulésen, sind die Belange der beiden SDG abzuwégen
und nach Mdglichkeit miteinander in Einklang zu bringen.

Vor diesem Hintergrund ist im Hinblick auf SDG 3 zu berucksichtigen, dass zum jetzigen
Zeitpunkt — unter anderem mangels einschlagiger Verkehrsunfallstatistiken — nicht ab-
schliel3end beurteilt werden kann, ob die Mdglichkeit, die Prifung zur Erlangung der be-
schleunigten Grundqualifikation in ausgewahlten Fremdsprachen zu absolvieren, eine Ge-
fahr fur die StralRenverkehrssicherheit darstellt. Entsprechendes gilt flr die Anerkennung
ukrainischer Fahrerqualifizierungsnachweise, die prifungsfreie Umschreibung ukrainischer
Fahererlaubnisse sowie fur das Ablegen der theoretischen Fahrerlaubnisprifung auf Ukra-
inisch oder Kurmandschi. So ist in diesem Zusammenhang zu bertcksichtigen, dass bereits
jetzt eine Vielzahl fremdsprachiger Berufskraftfahrerinnen und -fahrer aus Drittstaaten Be-
férderungen durch die Bundesrepublik Deutschland — als Transitland — durchfiihren. Bei
diesen Fahrerinnen und Fahrern gibt es nicht nur Schwierigkeiten in der Kommunikation,
sondern sind deren Berufsqualifikationen génzlich unbekannt. Es kann mithin derzeit nicht
sicher eingeschétzt werden, ob und inwieweit es durch das Regelungsvorhaben zu Risiken
fur die Stral3enverkehrssicherheit, mithin einer Auswirkung auf das SDG 3 kommt. Demge-
genlber steht das Ziel einer hohen Beschaftigung (SDG 8) und insbesondere die Forderung
nach der Behebung des bereits existierenden gravierenden Berufskraftfahrermangels, dar-
Uber hinaus die Ziele der Bekampfung der Armut (SDG1), nachhaltiger Stadte und Gemein-
den (SDG 11) sowie Klimaschutz (SDG 13). Da negative Auswirkungen auf das SDG 3
zwar mdglich erscheinen, aber nicht zwingende Folge sind, die positiven Auswirkungen auf
die SDGs 1,8, 11 und 13 jedoch derzeit — insbesondere von der Wirtschaft — als sehr wahr-
scheinlich bis sicher eingestuft werden, sind zum jetzigen Zeitpunkt die Bedenken in Hin-
blick auf eine Beeintrachtigung des SDG 3 — jedenfalls vorlaufig — zurlickzustellen. Bei einer
Abwégung der verschiedenen Ziele einer nachhaltigen Entwicklung ist somit — jedenfalls
bei der gegenwartigen Sachlage — der Férderung der Beschaftigung des SDG 8 (sowie der
Bekampfung der Armut des SDG 1, der Forderung nachhaltiger Stadte und Gemeinden des
SDG 11 sowie dem Klimaschutz des SDG 13) der Vorrang einzuraumen. Die somit zum
gegenwartigen Zeitpunkt als nachhaltig eingestufte Moglichkeit der Prifung der beschleu-
nigten Grundqualifikation in ausgewahlten Fremdsprachen schliel3t jedoch keinesfalls aus,
dass zu einem spateren Zeitpunkt — etwa wegen negativer Erfahrungen in der Praxis — eine
erneute Abwagung zu einem anderen Ergebnis gelangt. Entsprechendes gilt fir die Aner-
kennung ukrainischer Fahrerqualifizierungsnachweise, die prufungsfreie Umschreibung uk-
rainischer Fahrerlaubnisse sowie fir das Ablegen der theoretischen Fahrerlaubnispriifung
auf Ukrainisch oder Kurmandschi.

Des Weiteren betrifft das Regelungsvorhaben den Bereich der ,Hochwertigen Bildung®
(SDG 4). Dabei wirkt es sich auf den Indikatorenbereich 4.1. ,Bildung“ insofern aus, als
dass die Mdglichkeit zur Durchfiihrung von synchronem und asynchronem digitalen Unter-
richt im Rahmen der Weiterbildung der fortschreitenden Digitalisierung im Bildungswesen
Rechnung tragt. Aufgrund der vorgesehenen Evaluierung dieser Mdglichkeit besteht die
Perspektive der kontinuierlichen Verbesserung und ggf. Erweiterung auf den Unterricht im
Rahmen der beschleunigten Grundqualifikation. Der Indikatorenbereich 4.2. ,Perspektive
fur Familien® wird ebenfalls positiv beeinflusst, da das Regelungsvorhaben es den Berufs-
kraftfahrerinnen und Berufskraftfahrern erméglicht, einen Teil der Lerninhalte zeitlich flexib-
ler und 6rtlich ungebunden aufzunehmen. Auf diese Weise werden Abwesenheitszeiten von
Zuhause bzw. von der Familie verringert. Durch die zeitliche Flexibilitéat kann die Lerneinheit
an den familidren Ablauf angepasst werden.

3. Haushaltsausgaben ohne Erfillungsaufwand
Bund

Die Anderungen haben keine haushalterischen Auswirkungen auf die Einnahmen und Aus-
gaben des Bundes.
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Lander (inkl. Kommunen)

Die Anderungen haben keine haushalterischen Auswirkungen auf die Einnahmen und Aus-
gaben der Lander.

4. Erfullungsaufwand
[wird im Laufe des Verfahrens noch angepasst]
Burgerinnen und Burger

Zulassungsvoraussetzungen

Durch die Aufnahme der Zulassungsvoraussetzungen zu Prufungen entsteht kein neuer
Aufwand. Entsprechende Vorschriften fanden sich zuvor in der Mustersatzung des Indust-
rie- und Handelskammertages.

Prifungen in Fremdsprachen

Zugleich kénnen Entlastungen fir die Personen entstehen, die die Priifung in einer Fremd-
sprache ablegen, da Kosten, die eventuell durch Sprachkurse zum Erwerb der erforderli-
chen Deutschkenntnisse entstehen, u.a. wegfallen.

Digitaler Unterricht in synchroner und asynchroner Form

Die Mdglichkeit des digitalen Unterrichts stellt eine erhebliche Entlastung fir Berufskraft-
fahrerinnen und Berufskraftfahrer dar, welche nun — bis maximal 12 Stunden — nicht die
Modulschulung in Prasenz besuchen missen. Insgesamt ergibt sich eine Einsparung in
Hohe von 3 426 000 Euro.

Veranderung des jahrlichen Erfullungsaufwands:

Fallzahl Zeitauf- Lohnsatz Sachkosten Personalkos- Sachkosten
wand pro | pro Stunde | pro Fall (in | ten (in Tsd. | (in Tsd. Euro)
Fall  (in | (in Euro) Euro) Euro)
Minuten)
-120000 |15 28,50 1,10 - 855 -132
-180000 |22 28,50 3,10 -1881 - 558
Anderung des Erfiillungsaufwands (in Tsd. Euro) -3426

Die Einsparungen resultieren aus einem Entfall von Wegezeiten und Sachkosten. Die Be-
troffenen missen den Weg zur Ausbildungsstatte in diesen Fallen nicht zuriickliegen. Der
Zeitaufwand, welcher fur die Weiterbildung an sich benétigt wird, bleibt unveréndert.

Nicht jede Gemeinde verfugt Uber Ausbildungsstatten. Dies trifft nur auf dicht besiedelte
Gegenden zu. Es wird deshalb gemalRR dem Leitfaden (Leitfaden zur Ermittlung und Dar-
stellung des Erfullungsaufwands in Regelungsvorhaben der Bundesregierung, online ab-
rufbar unter:  https://www.destatis.de/DE/Themen/Staat/Buerokratiekosten/Publikatio-
nen/Downloads-Buerokratiekosten/erfuellungsaufwand-handbuch.pdf? _blob=publication-
Eile (Stand: 03.05.2023) davon ausgegangen, dass die Ausbildungsstatten entweder in der
eigenen Gemeinde oder dem Landkreis erreichbar sind. Fur urbane Gegenden wird die
Verwaltungsebene Gemeinde angenommen und fir landliche Regionen die Ebene Kreis.




https://www.destatis.de/DE/Themen/Staat/Buerokratiekosten/Publikationen/Downloads-Buerokratiekosten/erfuellungsaufwand-handbuch.pdf?__blob=publicationFile

https://www.destatis.de/DE/Themen/Staat/Buerokratiekosten/Publikationen/Downloads-Buerokratiekosten/erfuellungsaufwand-handbuch.pdf?__blob=publicationFile

https://www.destatis.de/DE/Themen/Staat/Buerokratiekosten/Publikationen/Downloads-Buerokratiekosten/erfuellungsaufwand-handbuch.pdf?__blob=publicationFile
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Daraus resultieren im Einzelfall fir die Gemeinde-Ebene Wegezeiten in Héhe von 15 Minu-
ten sowie Wegesachkosten in Hohe von 1,10 Euro und fir die Kreis-Ebene Wegezeiten in
Hohe von 22 Minuten sowie Wegesachkosten in H6he von 3,10 Euro.

Fur die Ermittlung der Fallzahl wird von insgesamt 300 000 Weiterbildungen (Projektbericht
S. 2, vgl. Destatis (2020): Anderung des Berufskraftfahrerqualifikationsrechts. Umsetzung
und Erfullungsaufwand, online abrufbar unter: https://www.destatis.de/DE/The-
men/Staat/Buerokratiekosten/Publikationen/Downloads-Buerokratiekosten/aenderung_be-
rufskraftfahrerqualifikationsrechts.pdf? blob=publicationFile (Stand: 03.05.2023) ausge-
gangen. Bis zu 12 Einheiten einer solchen Weiterbildung kénnen per digitalem Unterricht
erfolgen. Je nach Format kénnen bei einer 35-stiindigen Weiterbildung bis zu 2 Tage online
absolviert werden. Da auf der anderen Seite manche Betroffene die Absolvierung der Wei-
terbildung vollstandig in Prasenz préferieren werden, wird von durchschnittlich einem On-
line-Tag (und somit einem eingesparten Prasenz-Tag) pro Weiterbildung ausgegangen.
Dies entspricht einer Fallzahl in Héhe von 300 000.

Wie oben ausgefihrt, muss diese Fallzahl noch in Gemeinde und Kreis segmentiert wer-
den. Hierbei wird sich an Ergebnissen aus dem Zensus orientiert: In dicht besiedelten Ge-
genden leben in Deutschland 39,37 % (Destatis (2022): Grad der Verstadterung nach Fla-
che, Bevdlkerung und Bevdlkerungsdichte am 31.12.2021, online abrufbar unter:
https://www.destatis.de/DE/Themen/Laender-Regionen/Regionales/Gemeindeverzeich-

nis/Administrativ-Nicht/33-verstaedterung.xlsx? __blob=publicationFile (Stand: 05.05.2023)
der Bevdlkerung. Somit wird fir die Ebene Gemeinde die gerundete Fallzahl in Hohe von
120 000 angenommen. Die Fallzahl auf Kreisebene liegt dementsprechend bei 180 000.

Der Lohnsatz (Leitfaden S. 65) im Wirtschaftsabschnitt H betragt im mittleren Lohnniveau
28,50 Euro. FiUr die Gemeindeebene liegt die Einsparung bei den Personalkosten bei
855 000 Euro sowie bei den Sachkosten bei 132 000 Euro. Auf Kreisebene werden
1 881 000 Euro Personalkosten und 558 000 Euro Sachkosten eingespart. Somit ergibt
sich insgesamt eine Einsparung in Héhe von 3 426 000 Euro.

Fahrerqualifizierungsnachweis mit der Schliisselzahl 95.01

Daruber hinaus entsteht fur Burgerinnen und Birger Aufwand, wenn Sie einen Fahrerqua-
lifizierungsnachweis mit der besonderen Schliisselzahl 95.01(max 06.03.25) beantragen.
Es ist eine Schulung von 35 Stunden sowie eine Prifung zu absolvieren, sowie ein Fahrer-
qualifizierungsnachweis zu beantragen. Sofern der Antragsteller nicht im Besitz eines giil-
tige EU- oder EWR-Fuhrerscheins ist, bedarf es eines Umtauschs des ukrainischen Fih-
rerscheins in einen deutschen EU-FUhrerschein. Nach den bisherigen Erfahrungen und
Schéatzungen ist jedoch mit geringen Fallzahlen zu rechnen. So verfiigen schatzungsweise
ca. 250 aus der Ukraine in die Bundesrepublik Deutschland Gefliichteten Uber einen ukra-
inischen Fahrerqualifizierungsnachweis und wirden von der eingeraumten Option der tem-
poréren Anerkennung des ukrainischen Fahrerqualifizierungsnachweises Gebrauch ma-
chen. Nur diese Gruppe ist Uberhaupt antragsberechtigt. Wie viele dieser Personen von der
neu eingerdumten Mdoglichkeit, einen Fahrerqualifizierungsnachweis mit der besonderen
Schlisselzahl 95.01(max 06.03.25) zu beantragen, Gebrauch machen werden, ist nicht ab-
sehbar. Dabei ist zu beriicksichtigen, dass zunéchst eine Schulung und Prifung zu absol-
vieren ist und der Fahrerqualifizierungsnachweis mit der besonderen Schlisselzahl
95.01(max 06.03.25) nur temporar, maximal bis zum Ablauf des Schutzstatus gultig ist.

Streichung des § 28 Absatz 4 Nummer 7 Fahrerlaubnis-Verordnung

Mit der Streichung des 8§ 28 Absatz 4 Nummer 7 Fahrerlaubnis-Verordnung wird die Rege-
lung aufgehoben, dass Fuhrerscheine von Personen, die einen Fuhrerschein eines Dritt-
staates, welcher nicht in Anlage 11 der Fahrerlaubnis-Verordnung aufgeftihrt ist, ohne er-
folgreiche Ablage einer theoretischen bzw. praktischen Prifung umgetauscht haben, in
Deutschland nicht zum Fuhren von Fahrzeugen berechtigen. Nach alter Regelung mussten



https://www.destatis.de/DE/Themen/Staat/Buerokratiekosten/Publikationen/Downloads-Buerokratiekosten/aenderung_berufskraftfahrerqualifikationsrechts.pdf?__blob=publicationFile

https://www.destatis.de/DE/Themen/Staat/Buerokratiekosten/Publikationen/Downloads-Buerokratiekosten/aenderung_berufskraftfahrerqualifikationsrechts.pdf?__blob=publicationFile

https://www.destatis.de/DE/Themen/Staat/Buerokratiekosten/Publikationen/Downloads-Buerokratiekosten/aenderung_berufskraftfahrerqualifikationsrechts.pdf?__blob=publicationFile

https://www.destatis.de/DE/Themen/Laender-Regionen/Regionales/Gemeindeverzeichnis/Administrativ-Nicht/33-verstaedterung.xlsx?__blob=publicationFile

https://www.destatis.de/DE/Themen/Laender-Regionen/Regionales/Gemeindeverzeichnis/Administrativ-Nicht/33-verstaedterung.xlsx?__blob=publicationFile
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demnach Betroffene eine theoretische bzw. praktische Priifung in Deutschland ablegen,
sofern sie in Deutschland wohnhaft sind und von ihrem EU/EWR-Fihrerschein in Deutsch-
land Gebrauch machen wollten. Urspriinglich wurde diese Regelung zur Bekampfung des
sogenannten Fihrerscheintourismus eingeftihrte. Aufgrund bereits bestehender strengerer
Regelungen spielt der Fihrerscheintourismus in der Praxis keine erhebliche Rolle mehr.

Daruber hinaus ist eine mdgliche Fallkonstellation denkbar, in der Inhaber eines EU/EWR-
Fuhrerscheins ,unabsichtlich“ von der Regelung betroffen sind: Verlegt ein Inhaber eines
Fuhrerscheins eines Drittstaats seinen Wohnsitz in ein EU/EWR-Land, welches ein bilate-
rales Abkommen mit dem entsprechenden Drittstaat unterhalt, sodass der Fihrerschein
prufungsfrei umgetauscht werden kann und verlegt diese Person zu einem spateren Zeit-
punkt seinen bzw. ihren Wohnsitz nach Deutschland, musste eine theoretische und prakti-
sche Prifung abgelegt werden. Anderenfalls berechtigt der bereits umgetauschte EU/EWR-
Fuhrerschein nicht zum Fuhren von Kraftfahrzeugen in Deutschland.

Der oben beschriebene Fall sollte selten auftreten. Aufgrund unklarer Datenlage in Bezug
auf die Fallzahl ist zudem eine realitatsnahe Schatzung der Fallzahl in diesem Rahmen
nicht moglich, weshalb die Auswirkungen auf den Erfiillungsaufwand der Birgerinnen und
Burger nur fir den Einzelfall geschéatzt werden kbénnen.

Im Einzelfall entfallt der Zeitaufwand fur das Ablegen der Prifung i. H. v. 90 Minuten (45
Minuten fur die theoretische sowie 45 Minuten fur die praktische Priifung).

Fur die Prifungen entfallen Gebuhren i. H. v. rund 23 Euro (theoretisch) bzw. 117 Euro
(praktisch).

Umschreiben der Fahrerlaubnis (Israel und Ukraine), Anlage 11

Inhaber einer israelischen oder ukrainischen Fahrerlaubnis mussen in den aufgenomme-
nen Fahrerlaubnisklassen kiinftig bei der Umschreibung ihrer Fahrerlaubnis keine theoreti-
sche und praktische Fahrerlaubnisprifung mehr absolvieren. Damit entfallen fir die prakti-
sche Priifung die Kosten fur die Begleitung durch einen Fahrlehrer und die Bereitstellung in
Hohe von ca. 90 Euro (Grundlage: Ermittlung des Erflllungsaufwandes zur Vierzehnten
Verordnung zur Anderung der Fahrerlaubnis-Verordnung und anderer straRenverkehrs-
rechtlicher Vorschriften vom 23. Dezember 2019 (BGBI. | S. 2937)) sowie ein Zeitaufwand
je nach Fahrerlaubnisklasse zwischen 55 und 85 Minuten. Die Ersparnis des Zeitaufwandes
fur die theoretische Fahrerlaubnisprifung lasst sich nicht ermitteln, da es hierfir keine Zeit-
vorgaben gibt und auch die durchschnittlich tatsachlich genutzte Zeit nicht erhoben wird.
Konkrete Fallzahlen lassen sich ebenfalls nicht ermitteln, da nicht abzuschéatzen ist, wie
vielen Personen von dieser Moglichkeit Gebrauch machen werden.

Tragen einer Horhilfe zwecks Erteilung der Fahrerlaubnis bei Vorliegen einer hochgradigen
Horstorung; Anlage 4 Fahrerlaubnis-Verordnung

Im Gegensatz zu gehérlosen Bewerbern um eine Fahrerlaubnis waren hochgradig horge-
schadigte Personen verpflichtet, eine adaquate Hoérhilfe zu tragen. Diese Pflicht entfallt zu-
kunftig zu Gunsten einer ausdriicklichen Empfehlung. Eine hochgradige Horstérung liegt
vor, wenn eine Person beispielsweise einen Gesprachspartner bei normaler Lautstarke
nicht mehr héren kann. Es ist davon auszugehen, dass bei Vorliegen einer hochgradigen
Horstorung eine entsprechende Hoérhilfe aufgrund der erheblichen Beeintrachtigung des
Alltags sowieso im Besitz des Betroffenen ist. Zudem ist anzunehmen, dass ein nicht uner-
heblicher Anteil der Betroffenen auch ohne die Pflicht zum Tragen einer Horhilfe aus Eigen-
interesse von einer Horhilfe beim Fihren eines Kraftfahrzeugs Gebrauch machen wird. Es
ergibt sich somit keine Anderung des Erfiillungsaufwands durch die Neuregelung.

Wirtschaft
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Der KMU-Test wurde durchgefihrt. Kleine und mittlere Unternehmen sind vom dem Rege-
lungsvorhaben nicht betroffen.

Anerkennung des synchronen und asynchronen digitalen Unterrichts im Rahmen der Wei-
terbildung geman § 9 Absatz 2 Berufskraftfahrerqualifikationsgesetz i. V. m. 8 5 Absatz 1
Satz 2 Nummer 3 Buchstabe b Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung i.V.m. Anlage 3
Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung

Ausbildungsstatten, die digitalen Unterricht anbieten mochten, bedirfen nach § 4 Absatz
2a der vorherigen Zustimmung der nach Landesrecht zustandigen Behdrde. Zu diesem
Zweck mussen sie gemal § 9 Absatz 2 Berufskraftfahrerqualifikationsgesetz i.V.m. § 5 Ab-
satz 1 Satz 2 Nummer 3 Buchstabe b i.V.m. Anlage 3 Berufskraftfahrerqualifikationsverord-
nung im Rahmen ihres Anerkennungsantrags bei der jeweils zustandigen Landesbehorde
nachweisen, dass sie digitalen Unterricht unter Einhaltung der rechtlichen Vorgaben ein-
setzen. Noch nicht anerkannte Ausbildungsstatten haben ihren Anerkennungsantrag um
einen solchen Nachweis entsprechend zu erweitern. Fir bereits anerkannte Ausbildungs-
statten erfolgt dies tiber einen entsprechenden Nachweis im Rahmen einer Anderung der
Anerkennungsvoraussetzungen. Fur bereits anerkannte Ausbildungsstatten entsteht durch
diese Vorgabe somit ein einmaliger Erfullungsaufwand. Fir noch nicht anerkannte Ausbil-
dungsstatten erhoht sich der laufende Erfullungsaufwand.

Veranderung des jahrlichen Erfullungsaufwandes:

Fallzahl | Zeitaufwand | Lohnsatz pro | Sachkosten | Personalkosten | Sachkosten
e el Sl il (in Tsd. Euro) (in Tsd. Euro)
(in Minuten) | (in Euro) (in Euro)

158 7 50,30 1 1 0

Anderung des Erfiillungsaufwands (in Tsd. Euro) 1

Davon einmaliger Erfiillungsaufwand:

Fallzahl | Zeitaufwand | Lohnsatz pro | Sachkosten | Personalkosten | Sachkosten
o lral S 70 7l (in Tsd. Euro) (in Tsd. Euro)
(in Minuten) | (in Euro) (in Euro)

5600 7 50,30 1 33 6

Erfullungsaufwand (in Tsd. Euro) 38

Derzeit sind beim Kraftfahrtbundesamt (KBA) rund 2 300 solcher Ausbildungsstatten regis-
triert. Dies entspricht allerdings aufgrund von Verzégerungen bei der Ubermittlung der an-
erkannten Ausbildungsstatten durch die jeweils zustéandigen Behdrden an das KBA nicht
der Anzahl der in Deutschland anerkannten Ausbildungsstétten. Diese diirfte deutlich héher
liegen. N&herungsweise wird daher unter Ruckgriff auf frihere Schatzungen des Statisti-
schen Bundesamts (vgl. Projektbericht ,Anderung des Berufskraftfahrerqualifikations-
rechts“ (2020); Online verfugbar unter: https://www.destatis.de/DE/Themen/Staat/Buero-
kratiekosten/Publikationen/Downloads-Buerokratiekosten/aenderung berufskraftfahrer-

gualifikationsrechts.html) von einer Gesamtzahl von ca. 5.600 anerkannten




https://www.destatis.de/DE/Themen/Staat/Buerokratiekosten/Publikationen/Downloads-Buerokratiekosten/aenderung_berufskraftfahrerqualifikationsrechts.html

https://www.destatis.de/DE/Themen/Staat/Buerokratiekosten/Publikationen/Downloads-Buerokratiekosten/aenderung_berufskraftfahrerqualifikationsrechts.html

https://www.destatis.de/DE/Themen/Staat/Buerokratiekosten/Publikationen/Downloads-Buerokratiekosten/aenderung_berufskraftfahrerqualifikationsrechts.html
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Ausbildungsstatten in Deutschland ausgegangen, jahrlich kommen ca. 158 neue Ausbil-
dungsstatten fir Berufskraftfahrerinnen und Berufskraftfahrer hinzu.

In Expertengesprachen mit Vertreterinnen und Vertretern von Industrie- und Handelskam-
mern zeigte sich, dass die Modulschulungen derzeit haufig an Wochenenden (insbeson-
dere Samstag) stattfinden. Dies begrindet sich in einer hdheren Nutzerfreundlichkeit fur
die betroffenen Berufskraftfahrerinnen und Berufskraftfahrer. Nach Einschatzung der In-
dustrie- und Handelskammern stellt insbesondere die Mdglichkeit des asynchronen digita-
len Unterrichts eine erhebliche Entlastung fur Berufskraftfahrerinnen und Berufskraftfahrer
dar, welche nun nicht mehr regelmé&nig samstags eine mehrstindige Modulschulung in Préa-
senz besuchen missten. Ebenso dirften die Ausbildungsstétten selbst ein gesteigertes In-
teresse daran haben digitalen Unterricht anzubieten, da zukinftig keine bzw. weniger Schu-
lungen samstags durchgefiihrt wiilrden und entsprechend keine zusatzlichen Dozentinnen
und Dozenten finanziert werden mussten. Zudem ist es laut Expertenaussage im Interesse
der Ausbildungsstatten, zukiinftig Weiterbildungen ,pandemiefest* anbieten zu kénnen. Da
synchroner und asynchroner digitaler Unterricht den Ausbildungsstéatten das Ausbildungs-
verfahren erheblich vereinfacht, ist daher davon auszugehen, dass kinftig nahezu alle Aus-
bildungsstatten synchronen und asynchronen digitalen Unterricht einsetzen bzw. einsetzen
werden. Somit betragt die Fallzahl fir den einmaligen Erfullungsaufwand 5 600 und fir den
laufenden Erfillungsaufwand 158.

Ein vollstandiger Anerkennungsantrag von Ausbildungsstatten ohne Nachweis der Voraus-
setzungen nach Anlage 3 dauert gemaR den dem Statistischen Bundesamt vorliegenden
Daten ca. 152,5 Minuten. Fur die Anerkennung der Verwendung von digitalem Unterricht in
synchroner und asynchroner Form muss ein Anerkennungsantrag bei der zustandigen Be-
horde gestellt werden. Hierflir muss der Behorde ein Unterrichtskonzept vorgelegt werden,
welches den Voraussetzungen der Anlage 3 gentigt. Da die Ausbildungsstatten laut Exper-
tenaussage in der Regel aufgrund des bestehenden Betriebs bereits entsprechende Kon-
zepte vorliegen haben, ist der Aufwand fiir das Unterrichtskonzept als gering einzuschét-
zen.

FUr die technische Umsetzung bzw. das ,EDV-Konzept* wiirde voraussichtlich in der tUber-
wiegenden Mehrheit ein Dienstleister herangezogen. Es ist anzunehmen, dass EDV-
Dienstleister nur ,Gesamtpakete“ vertreiben, weshalb das nach Anlage 3 vorzulegende
Konzept nicht separiert ausgewiesen werden kann. Die grundsétzliche Inanspruchnahme
eines Dienstleisters zur Bereitstellung von digitalem Unterricht im Sinn der Verordnung ge-
schieht jedoch primér aus wirtschaftlichem Interesse der Ausbildungsstatten, weshalb die
Kosten fiur etwaige Dienstleister nicht dem Erfillungsaufwand zuzuweisen sind. Die MOg-
lichkeit, digitalen Unterricht im Rahmen der Weiterbildung anzubieten, ist nicht verpflich-
tend, sondern optional. Da es sich lediglich um eine ,kann“-Regelung handelt, entsteht hier
kein Erfullungsaufwand.

Unter Anwendung der Zeitwerttabelle der Wirtschaft wird fir die Erweiterung des Antrags
auf Anerkennung um den Einsatz von digitalem Unterricht in synchroner und asynchroner
Form ein Zeitaufwand von insgesamt 7 Minuten angenommen. Dieser ergibt sich durch die
Standardaktivitadten ,Formulare ausfillen® (StA 3, Komplexitat mittel) und ,Datenibermitt-
lung und Verdffentlichung® (StA 8, Komplexitat mittel). Anerkennungsantrage von Ausbil-
dungsstatten werden gemaf Datenlage des Statistischen Bundesamtes von Personen mit
hohem Qualifikationsniveau durchgefiihrt. GemaR dem Lohnsatz fir leitende Beschéftigte
des Qualifikationsniveaus 3 im Wirtschaftszweig P85, betragt der Lohnsatz 50,30 Euro/h.

Sachkosten entstehen i. H. v. 1 Euro pro Fall fir Porto.
Es ergibt sich somit ein einmaliger Erfillungsaufwand fir bereits anerkannte Ausbildungs-

statten i. H. v. 38 000 Euro ((5 600 * 7 / 60) * 50,30 + 5 600= 38 462 Euro) und ein laufender
Aufwand i. H. v. 1 000 Euro ((158 * 7 / 60) * 50,30 + 158 = 1 085 Euro).
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Im Sinne der ,one in one out‘-Regel der Bundesregierung stellt dieser Erfullungsaufwand
ein ,In“ von 1 Tsd. Euro dar.

Wegfall der Ubergangsregelung nach § 11 Absatz 4 Berufskraftfahrergualifikationsgesetz
a.F. zum Ausstellen von Papierbescheinigungen

Durch den Wegfall der Ubergangsregelung des § 11 Absatz 4 Berufskraftfahrerqualifikati-
onsverordnung a.F. entsteht kein Erfillungsaufwand, da keine Neuregelung getroffen, son-
dern eine Ubergangsregelung bis zur Inbetriebnahme der Schnittstelle fur die Industrie- und
Handelskammern und fur die anerkannten Ausbildungsstétten zum Berufskraftfahrerquali-
fikationsregister gestrichen wird.

Erganzungsqualifikation fiir aus der Ukraine gefliichtete Berufskraftfahrer

Den Ausbildungsstatten entsteht Aufwand durch die Entwicklung und das Angebot der
neuen Ergé&nzungsqualifikation. Da jedoch bereits vergleichbare Qualifikationen angeboten
werden und insgesamt nur mit einer geringen Anzahl an Lehrgangen zu rechnen ist, ist nur
mit geringem Erfiillungsaufwand zu rechnen.

Den Industrie- und Handelskammern entsteht durch die Erstellung der ergédnzenden Pri-
fung im Zusammenhang der Anerkennung ukrainischer Fahrerqualifizierungsnachweise
Aufwand in Hohe von [...]. Durch die Mdéglichkeit die Prifung neben Deutsch auch in Rus-
sisch und Ukrainisch abzulegen, entsteht Ubersetzungsaufwand in Héhe von [...].

Verwaltung

Bund

Fur die Verwaltung des Bundes entsteht ein geringer Erfullungsaufwand bei der Bundes-
druckerei und dem Kraftfahrt-Bundesamt, damit die Schliisselzahl 95.01 in den Fahrerqua-
lifizierungsnachweis eingetragen und im Berufskraftfahrerqualifikationsregister gespeichert
werden kénnen.

Lander (inkl. Kommunen)

Ubersetzungskosten — Priifung der beschleunigten Grundgualifikation in anderen Sprachen
als Deutsch

Durch die Mdglichkeit, die Priifung zur Erlangung der beschleunigten Grundqualifikation in
Fremdsprachen abzulegen, entstehen den Industrie- und Handelskammern durch die Uber-
setzung des Fragenkatalogs, der zukiinftig ausschlie3lich aus Multiple-Choice-Fragen be-
stehen soll, in Abhéngigkeit der jeweiligen Sprache einmalige Kosten in Hohe von ca.
[50 000 bis 80 000 Euro, ggf. aktualisieren], mithin insgesamt einmalig [ca. 400 000 bis 640
000 Euro, ggf. aktualisieren]. Hinzu kommen laufende Aktualisierungskosten in Hohe von
jahrlich xxx. Durch die Umstellung auf ausschlief3lich Multiple-Choice-Fragen entsteht keine
Erhohung der Korrekturkosten. Die Ubersetzungskosten werden durch Priifgebiihren refi-
nanziert.

Anerkennung des synchronen und asynchronen digitalen Unterrichts im Rahmen der Wei-
terbildung gemar 8§ 9 Absatz 2 Berufskraftfahrerqualifikationsgesetz i. V. m. 8 5 Absatz 1
Satz 2 Nummer 3 Buchstabe b Berufskraftfahrerqgualifikationsverordnung i.V.m. Anlage 3
Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung

Verénderung des jahrlichen Erfullungsaufwandes:
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Fallzahl | Zeitaufwand | Lohnsatz pro | Sachkosten | Personalkosten | Sachkosten
g =l SLAneE el (in Tsd. Euro) (in Tsd. Euro)
(in Minuten) | (in Euro) (in Euro)

158 5 42,40 0 1 0

Anderung des Erfiillungsaufwands (in Tsd. Euro) 1

Einmaliger Erfullungsaufwand:

Fallzahl | Zeitaufwand | Lohnsatz pro | Sachkosten | Personalkosten | Sachkosten
e el Sl i 7l (in Tsd. Euro) (in Tsd. Euro)
(in Minuten) | (in Euro) (in Euro)

5 600 5 42,40 0 20 0

Erfullungsaufwand (in Tsd. Euro) 20

Die nach Landesrecht zustandigen Behorden flir die Anerkennung prufen die gemaRl § 9
Absatz 2 Berufskraftfahrerqualifikationsgesetz i.V.m. 8 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 Buch-
stabe b i. V. m. Anlage 3 Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung eingereichten Antrags-
unterlagen. Da die zu prifenden Unterlagen um den Nachweis Uber den Einsatz von digi-
talem Unterricht in synchroner und asynchroner Form erganzt wurden, erhéht sich der zeit-
liche Prifaufwand auf Seiten der Anerkennungsbehorden. Hinzu kommt ein einmaliger
Prifaufwand fur Nachweise Uber den Einsatz von digitalem Unterricht in synchroner und
asynchroner Form von bereits anerkannten Ausbildungsstatten.

Gemal den Daten des Statistischen Bundesamtes betrdgt die Gesamtzahl der derzeit
staatlich anerkannten Ausbildungsstatten fur Berufskraftfahrer in Deutschland ca. 5.600,
jahrlich kommen ca. 158 neue Ausbildungsstatten fiir Berufskraftfahrerinnen und Berufs-
kraftfahrer hinzu. Es ist anzunehmen, dass kinftig jede Ausbildungsstatte von der Mdglich-
keit des digitalen Unterrichts in synchroner und asynchroner Form Gebrauch machen wird.
Es ist daher anzunehmen, dass die zustandigen Behdrden sowohl bei den 5.600 bereits
anerkannten Ausbildungsstatten die Nachweise fiir die Voraussetzungen von digitalem Un-
terricht in synchroner oder asynchroner Form prufen muss, als auch jahrlich ca. 158 An-
trage auf erstmalige Anerkennung, welche zukunftig um den Nachweis fur die Vorausset-
zungen von digitalem Unterricht in synchroner oder asynchroner Form erganzt werden.

Fur die zustandige Behorde ist der erhéhte Zeitaufwand zu bericksichtigen. Gemal Zeit-
werttabelle der Verwaltung wird hierfur ein Zeitaufwand von 5 Minuten pro Fall veran-
schlagt. Dieser ergibt sich aus der Standardaktivitat ,Inhaltliche Prifung, Daten erfassen®
(StA 5; Komplexitat mittel). Es wird der durchschnittliche Lohnsatz der Verwaltung auf der
Bezugsebene i. H. v. 42,50 Euro veranschlagt.

Aufgrund der erhdhten Menge zu prifender Nachweise im Rahmen der Neuantrage auf
Anerkennung erhoht sich der jahrliche Erfullungsaufwand der Lander um 560 Euro (158 *
5*42,50/60 = 560). Dartiber hinaus ergibt sich einmaliger Erfillungsaufwand fur die L&ander
i. H. v. 20 000 Euro (5 600 * 5 *42,50 / 60 = 19 833).

Erganzungsqualifikation fir aus der Ukraine gefliichtete Berufskraftfahrer

Den Industrie- und Handelskammern entsteht durch die Erstellung der ergdnzenden Pri-
fung im Zusammenhang der Anerkennung ukrainischer Fahrerqualifizierungsnachweise
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Aufwand in H6he von [...]. Durch die Mdglichkeit die Prifung neben Deutsch auch in Rus-
sisch und Ukrainisch abzulegen, entsteht Ubersetzungsaufwand in Héhe von [...].

Fahrerqualifizierungsnachweis und Fahrerbescheinigung mit der Schlisselzahl 95.01

Fur die Verwaltung der Lander entsteht zusatzlicher Erfullungsaufwand in Form von Soft-
wareanpassungen der fir die Ausstellung des Fahrerqualifizierungsnachweises zustandi-
gen Behorden. Diese verursachen aber nur einen geringen Umstellungsaufwand.

Personen, die im Besitz eines ukrainischen Fahrerqualifizierungsnachweises uber grenz-
tberschreitenden Guter- oder Personenkraftverkehr sind, konnen nun — bei Erfillung der
weiteren Voraussetzungen — einen Fahrerqualifizierungsnachweis mit der besonderen
Schlisselzahl 95.01(max 06.03.25) beantragen. Hierdurch entsteht bei den nach Landes-
recht zustandigen Behdorden ein im Vergleich zum Status Quo gestiegener Erflllungsauf-
wand. Der Mehraufwand lasst sich aufgrund fehlender Daten nicht genau quantifizieren.
Nach Schatzungen ist jedoch mit geringen Fallzahlen zu rechnen. So verfligen ca. 250 aus
der Ukraine in die Bundesrepublik Deutschland Geflichteten Uber einen ukrainischen
Fahrerqualifizierungsnachweis und wirden von der Mdglichkeit der Anerkennung des uk-
rainischen Fahrerqualifizierungsnachweises Gebrauch machen.

Ubersetzung des Fragenkatalogs fiir die theoretische Fahrerlaubnis in die ukrainische Spra-
che

Den Technischen Priifstellen entstehen durch die erforderliche Ubersetzung des Fragen-
katalogs der Theoretischen Fahrerlaubnisprifung auf Ukrainisch und erforderliche techni-
schen Anpassung Kosten in Hohe von [ca. 25.000 bis 30.000 Euro, ggf. anpassen], die
allerdings bereits durch die bestehenden Gebuhreneinnahmen abgegolten sind, da 1 Euro
der Prifungsgebihren pro Prifung durch die Technischen Prifstellen fur die Weiterent-
wicklung der Prufung verwendet werden muss.

5. Weitere Kosten

Durch die Aufnahme der Zulassungsvoraussetzungen zu Prifungen entsteht den Industrie-
und Handelskammern kein neuer Aufwand. Entsprechende Vorschriften fanden sich zuvor
in der Mustersatzung des Industrie- und Handelskammertages.

Durch die Mdglichkeit, die Prifung zur Erlangung der beschleunigten Grundqualifikation in
ausgewahlten Fremdsprachen abzulegen entstehenden Kosten (Ubersetzung, Aktualisie-
rung und Korrektur) werden auf die Priflingsteilnehmenden im Rahmen der beschleunigten
Grundqualifikation (ca. 26 543 gemal? DIHK-Statistik 2022) umgelegt. Die Priufungsgebuhr
betragt derzeit durchschnittlich ca. 125 Euro und steigt um xx Euro auf xx Euro. Somit er-
hoht sich der jahrliche Aufwand auf ca. [einzufiigen: Zahl der Priflinge x Gebihrenerho-
hung].

Fur Inhaber ukrainischer Fahrerlaubnisse entfallen jeweils die Gebuhren der Technischen
Prifstellen und der nach Landesrecht zustandigen Behdrden fir die jeweilige Fahrerlaub-
nisprufung fur die jeweilige Klasse (Im Einzelnen siehe Ziffern 401 und 402 der Anlage (zu
8 1) der Gebuhrenordnung fir Mal3nahmen im StraRenverkehr). Fur den Umtausch des
ukrainischen Fihrerscheins in einen deutschen EU-Fihrerschein entstehen Gebihren in
Hohe von [wird im weiteren Verfahren ermittelt]. Fur die Ausstellung eines Fahrerqualifizie-
rungsnachweis mit der besonderen Schliisselzahl 95.01(max 06.03.25) entstehen Geblh-
ren in H6he von [wird im weiteren Verfahren ermittelt].

Auswirkungen auf das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind
nicht zu erwarten.
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6. Weitere Regelungsfolgen

Diese Verordnung hat keine gleichstellungspolitischen Auswirkungen. Die Verordnung bie-
tet keine Grundlage flr verdeckte Benachteiligungen, Beteiligungsdefizite oder die Verfes-
tigung tradierter Rollen. Zudem sind weder positive noch negative demografische Auswir-
kungen zu erwarten.

VII. Befristung; Evaluierung

Artikel 1 ist aufgrund der européischen Vorgaben in Artikel 9 Absatz 2 der Verordnung (EU)
2022/1280 befristet auf den Tag der auf den Tag folgt, an dem die in Artikel 4 der Richtlinie
2001/55/EG genannte Dauer des voribergehenden Schutzes von Vertriebenen aus der
Ukraine gemaR Artikel 6 der genannten Richtlinie endet. Im Ubrigen ist keine Befristung der
Regelungen vorgesehen.

Hinsichtlich der Moglichkeit, die Prifung der beschleunigten Grundqualifikation in Fremd-
sprachen abzulegen, wird die Deutsche Industrie- und Handelskammer dem Bundesminis-
terium fUr Digitales und Verkehr jahrlich [zum 31. Januar] einen Bericht Uber die Akzeptanz,
den Verwaltungsaufwand, die Sprachenauswahl und die Qualitatssicherung in nicht perso-
nenbezogener Form vorlegen. Nach Auskunft der Deutschen Industrie- und Handelskam-
mer werden die dem Bericht zu Grunde liegenden Informationen bereits aus Eigeninteresse
von den Industrie- und Handelskammern im Rahmen ihrer Prifungszustandigkeit erhoben
und von der Deutschen Industrie- und Handelskammer in einem entsprechenden Bericht
ausgewertet. Die Deutsche Industrie- und Handelskammer steht bereits jetzt im Austausch
mit dem Bundesministerium fir Digitales und Verkehr zu Prifungen, die von den Industrie-
und Handelskammern im Zusammenhang mit der Berufskraftfahrerqualifikation abgenom-
men werden, insbesondere zu Priifungszahlen und Bestehensquoten. Die Deutsche Indust-
rie- und Handelskammer wird diesen Bericht um die Aspekte der Prifung zur Erlangung
beschleunigten Grundqualifikation in Fremdsprachen erweitern.

Der Bericht umfasst insbesondere
e in welchem Umfang die Industrie- und Handelskammern Prifungen in den acht
Fremdsprachen durchgeflihrt haben (aufgeschlisselt nach Sprache und Art der Prii-
fung),

¢ 0b und inwieweit sich die Teilnehmerzahlen insgesamt verandert haben,

e 0obundinwieweit sich die Bestehensquoten verbessert haben (aufgeschliisselt nach
Sprache und Art der Priifung),

e 0b und inwieweit sich der Verwaltungsaufwand der Industrie- und Handelskammern
verandert hat,

¢ 0b und inwieweit sich die Qualitat der Prifungen veréandert hat,
e 0b und inwieweit die Sprachauswahl anzupassen ist.

Das Bundesministerium fur Digitales und Verkehr wird regelmafiig tberprifen, ob Anpas-
sungen der Regelungen zur Prifung zur Erlangung der beschleunigten Grundqualifikation
in Fremdsprachen erforderlich sind.

Die Mdglichkeit des Einsatzes von synchronem und asynchronem digitalen Unterricht im
Rahmen der Weiterbildung soll spatestens nach drei Jahren im Hinblick auf Akzeptanz,
Wirksamkeit und Einsatzmdglichkeiten in nicht personenbezogener Form evaluiert werden.
Das Evaluierungsergebnis ist maf3geblich fir weitere Digitalisierungsarbeiten im Rahmen
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der Berufskraftfahrerqualifikation. Von Interesse sind insbesondere Erkenntnisse aus der
Umsetzungspraxis zu inhaltlichen, systemischen und technischen Aspekten wie:

e inwieweit die Moglichkeit zum digitalen Unterricht durch Lehrmittelverlage und Aus-
bildungsstatten sowie durch Fahrerinnen und Fahrer genutzt wird,

e aus welchen Griunden digitaler Unterricht genutzt wird und welche Erfahrungen in
der Praxis von den Beteiligten beim Einsatz von digitalem Unterricht gemacht wer-
den, insbesondere

= ob fur Fahrerinnen und Fahrer die Mdglichkeit zum digitalen Unterricht unter
Berticksichtigung des Zeit- und Kostenaufwandes attraktiver als reine Pra-
senzveranstaltungen ist,

= welche Unterkenntnisbereiche gemaf Anlage 1 Berufskraftfahrerqualifikati-
onsverordnung wie haufig und aus welchen Griinden in Form von digitalem
Unterricht in synchroner bzw. asynchroner Form vermittelt werden,

= welche Instrumente zur Nutzeridentifizierung angewendet werden,

= wie Fahrer und Fahrerinnen ihre Lernerfahrungen bewerten (z.B. Aufbau der
Lerninhalte; Lerngewinn; Bedienerfreundlichkeit der Anwendungen; Inter-
netverbindung)

e 0b und wie die Vorlage von Unterrichtskonzepten, die digitalen Unterricht in syn-
chroner und/oder asynchroner Form beinhalten, (zeitliche) Auswirkungen auf das
Anerkennungs- und/oder das Uberwachungsverfahren haben.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Verordnung tGber Ausnahmen fir Inhaber ukrainischer
Fahrerqualifizierungsnachweise)

Zu 8 1 (Anwendungsbereich)

Diese Vorschrift regelt den Anwendungsbereich der Verordnung. Das Berufskraftfahrerqua-
lifikationsgesetz sowie die Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung finden Anwendung so-
weit in der Ausnahmeverordnung nichts anderes bestimmt ist.

Zu 8 2 (Mindestalter und Qualifikation der Fahrer)
Zu Absatz 1 und zu Absatz 2

Nach § 3 Berufskraftfahrerqualifikationsgesetz dirfen Fahrten im Giterkraft- bzw. Perso-
nenkraftverkehr nur bei Vorliegen der dort normierten Mindestalter sowie erworbener
Grundqualifikation bzw. beschleunigter Grundqualifikation nach § 2 Berufskraftfahrerquali-
fikationsgesetz durchgefihrt werden. Abweichend hiervon dirfen diese Fahrten in Umset-
zung des Artikels 4 der Verordnung (EU) 2022/1280 nun auch bei erworbener Ergdnzungs-
qualifikation bei Erreichen der in 8 6 normierten Mindestalter durchgefuihrt werden.

Dabei entspricht das jeweilige Mindestalter dem der beschleunigten Grundqualifikation, da
die Erga&nzungsqualifikation in ihrer Ausgestaltung (ahnliche wie die Qualifikation bei Um-
steigern i.S.d. § 3 Absatz 2 Berufskraftfahrerqualifikationsgesetztes) einer beschleunigten
Grundqualifikation am ahnlichsten ist. Darliber hinaus ist nicht bekannt, welche Qualifika-
tion dem ukrainischen Fahrerqualifizierungsnachweis zu Grunde liegt. Sofern dem
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ukrainischen Fahrerqualifizierungsnachweis lediglich eine beschleunigte Grundqualifikation
zu Grunde liegt, kann schon aus Verkehrssicherheitsgrinden sowie unter dem Gesichts-
punkt der Inlandergleichbehandlung nicht auf das niedrigere Mindestalter, wie es bei einer
Grundqualifikation und Abschluss einer Berufsausbildung vorgesehen ist, zurtickgegriffen
werden.

Zu Absatz 3

Die Regelung entspricht 8 3 Absatz 4 Berufskraftfahrerqualifikationsgesetz.
Zu 8 3 (Erwerb der Ergdnzungsqualifikation)

§ 3 dient der Umsetzung von Artikel 4 Absatz 4 Verordnung (EU) 2022/1280.
Zu Absatz 1

Der Unterricht zur Erganzungsqualifikation darf nur von einer nach § 9 Berufskraftfahrer-
qualifikationsgesetzt anerkannten Ausbildungsstatte angeboten werden, mithin nur von
Ausbildungsstatten, die Uber eine Anerkennung fur die beschleunigte Grundqualifikation
und Weiterbildung verfiigen. Bei nach 8§ 9 Berufskraftfahrerqualifikationsgesetz anerkann-
ten Ausbildungsstatten ist davon auszugehen, dass sie (aufgrund der Anerkennung fir die
beschleunigte Grundqualifikation und Weiterbildung) tber die erforderlichen sachlichen und
personellen Mittel zur Durchfiihrung des Unterrichts zur Erganzungsqualifikation verfligen.
Auf die denkbare Mdglichkeit der Anerkennung einer Ausbildungsstatte (allein) zur Schu-
lung der Erganzungsqualifikation wurde aus Verhaltnismafigkeitsgrinden verzichtet, da
der Aufwand sowohl flr die Aushildungsstatten als auch fir die nach Landesrecht zustan-
digen Behoérden nicht im Verhéltnis zu der zu erwartenden Nachfrage einer Erganzungs-
qualifizierung stehen durfte. Eine Uberwachung wird tber die entsprechende Anwendung
von § 10 und § 11 Berufskraftfahrerqualifikationsgesetz nach § 9 Absatz 2 ermdglicht.

Zu Absatz 2

Nach Artikel 4 Absatz 4 Unterabsatz 2 Verordnung (EU) 2022/1280 hat die Dauer der er-
ganzenden obligatorischen Ausbildung mindestens 35 Stunden zu betragen und darf 60
Stunden nicht Gberschreiten. Um den Aufwand zum Zugang des Berufskraftfahrerberuf
mdglichst gering zu halten, wurde unter Zuriickstellung von Verkehrssicherheitsbedenken,
nur das von den europaischen Vorgaben geforderte Mindestmaf3 von 35 Stunden umge-
setzt. Neben den Kenntnissen und Fertigkeiten aus den in Anlage 1 der Berufskraftfahrer-
gualifikationsverordnung aufgefiihrten Kenntnisbereichen, ist hierbei in Umsetzung des Ar-
tikel 4 Absatz 4 Unterabsatz 2 Satz 3 Verordnung (EU) 2022/1280 ein Schwerpunkt darauf
zu legen, dass der Fahrer die Kenntnisse der Vorschriften der Verordnung (EG) Nr.
561/2006 des Européischen Parlaments und es des Rates erlangt. Das Fuhren eines Fahr-
zeugs gemal § 2 Absatz 3 Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung ist in Umsetzung des
Artikel 4 Absatz 4 Unterabsatz 2 S. 1 Verordnung (EU) 2022/1280 abermals auf das euro-
parechtliche Mindesterfordernis von 2,5 Stunden reduziert, um den Zugang zum Berufs-
kraftfahrerberuf so einfach wie mdglich zu gestalten. Die Erganzungsqualifikation ahnelt in
ihrem Umfang somit der sog. ,Umsteigerprifung” im Rahmen der beschleunigten Grund-
qualifikation nach 8 3 Absatz 2 Berufskraftfahrerqualifizierungsverordnung.

Zu Absatz 3

Absatz 3 dient der Umsetzung des Artikel 4 Absatz 4 Unterabsatz 1 und 3 der Verordnung
(EU) 2022/1280. Die Dauer des Tests orientiert sich an der ,Umsteigerprifung® im Rahmen
der beschleunigten Grundqualifikation. Die Prifung soll grundsatzlich computergestutzt,
kann jedoch auch schriftlich erfolgen. Die Zustandigkeit fir die Prifung liegt entsprechend
§ 2 Absatz 7 Satz 1 Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung bei der fir den Wohnsitz des
Prifungsteilnehmers zustéandigen Industrie- und Handelskammer.
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Zu Absatz 4

Um den Zugang zum Berufskraftfahrerberuf fir ukrainische Gefliichtete zu erleichtern, kann
die Prifung nicht nur in deutscher Sprache, sondern auch in Russisch und Ukrainisch ab-
gelegt werden.

Zu Absatz 5

Um den Umsetzungsaufwand gering zu halten und zeitnah eine pragmatische Losung an-
zubieten, wurde auf eine Aufnahme der Erganzungsqualifikation mit entsprechenden Ein-
tragungen hinsichtlich des Abschlusses des Unterrichts durch die anerkannten Ausbil-
dungsstatten und der Prufung durch die Industrie- und Handelskammern verzichtet. Statt-
dessen ist dem Teilnehmenden eine Papierbescheinigung Gber den Abschluss des Unter-
richts durch die anerkannten Ausbildungsstatten und Uber das Bestehen der Prufung durch
die Industrie- und Handelskammern auszustellen.

Zu Absatz 6

Absatz 6 konkretisiert den Inhalt der Papierbescheinigung und regelt hinsichtlich der Aus-
bildungsstatten, wer zur Unterschrift berechtigt ist.

Zu 8 4 (Ausbildungs- und Prifungsort)

In Anlehnung an 8 6 Nummer 1 Berufskraftfahrerqualifikationsgesetz, wonach die Grund-
qualifikation in der Bundesrepublik Deutschland zu erwerben ist, ist auch die Ergénzungs-
qualifikation — aufgrund ihrer Ahnlichkeit zur beschleunigten Grundqualifikation — in der
Bundesrepublik Deutschland zu erwerben. Dies gebietet auch der Sinn- und Sachzusam-
menhang, da — sofern ein ukrainischer Gefllichteter, in der Bundesrepublik Deutschland
den Berufs-kraftfahrerberuf austiben mdchte — auch hier die Ausbildung absolvieren sollte.
Uberdies stiinde kein Verfahren zur Verfligung, wie Papierbescheinigungen tber die Teil-
nahme am Unterricht der Erganzungsqualifikation aus anderen Mitgliedstaaten, anerkannt
werden konnten.

Zu 8 5 (Nachweis der Erganzungsqualifikation)

Zu Absatz 1

Absatz 1 dient der Umsetzung von Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe b) Verordnung (EU)
2022/1280.

Zu Absatz 2

Absatz 2 dient der Umsetzung von Artikel 4 Absatz 2 Satz 1 Verordnung (EU) 2022/1280.
Zu Absatz 3

Absatz 3 dient der Umsetzung von Artikel 4 Absatz 2 Satz 1 Verordnung (EU) 2022/1280.
Zu § 6 (Pflicht zum Mitfihren des Nachweises)

Die Regelung entspricht 8 8 Berufskraftfahrerqualifikationsgesetz.
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Zu 8 7 (Ausstellung eines Fahrerqualifizierungsnachweises mit der Schlisselzahl
95.01)

Zu Absatz 1

Absatz 1 dient der Umsetzung von Artikel 4 Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe b), Absatz
4 und Absatz 6 Verordnung (EU) 2022/1280 und regelt damit die Voraussetzungen, unter
denen bei Erwerb der Ergdnzungsqualifikation ein Fahrerqualifizierungsnachweis ausge-
stellt werden darf.

Der Antragsteller muss insbesondere im Besitz eines gultigen EU- oder EWR-Fuhrer-
scheins sein. Sofern der Antragsteller im Besitz eines ukrainischen Fuhrerscheins ist, be-
darf es — fur die Ausstellung des Fahrerqualifizierungsnachweises mit der Schlisselzahl
95.01 — eines Umtauschs in einen EU-Fuhrerschein. Durch die Aufnahme der Ukraine in
die Anlage 11 Fahrerlaubnis-Verordnung nach Artikel 4 Nummer 11 Buchstabe b) der An-
derungsverordnung kann dies nunmehr prufungsfrei erfolgen. Auf diese Weise wird Artikel
4 Absatz 6 Verordnung (EU) 2022/1280 umgesetzt. Eine Uberpriifung der Mindeststan-
dards der korperlichen und geistigen Eignung verbleibt auf diese Weise systemgerecht im
Fahrerlaubnisrecht.

Zu Absatz 2

Absatz 2 dient der Umsetzung von Artikel 4 Absatz 5 Verordnung (EU) 2022/1280 und re-
gelt damit die Vorgehensweise bei Verlust des ukrainischen Fahrerqualifizierungsnachwei-
ses gemal Artikel 2 Buchstabe b) Verordnung (EU) 2022/1280.

Zu Absatz 3

§ 8 Absatz 2 der Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung gilt entsprechend bei der Bean-
tragung eines Fahrerqualifizierungsnachweises mit der Schliisselzahl 95.01.

Zu Absatz 4

Die nach Landesrecht zustdndige Behérde hat vor Ausstellung eines Fahrerqualifizierungs-
nachweises zu Uberprifen, ob der Antragsteller nachweislich erganzungsqualifiziert ist, vgl.
§ 7 Absatz 1 Nummer 4. Mangels Eintragung im Berufskraftfahrerqualifikationsregister (vgl.
hierzu unter Absatz 5) hat der Nachweis Uber die Papierbescheinigung zu erfolgen. Die
Papierbescheinigung muss daher bei Antragstellung vorgelegt werden.

Auch hinsichtlich der beizufiigenden Unterlagen sind grundséatzlich die gleichen Unterlagen
wie im Regelverfahren einzureichen mit folgenden Besonderheiten: § 8 Absatz 3 Nummer
3 Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung ist entsprechend anzuwenden hinsichtlich der
Einreichung eines gultigen Fuhrerscheins, in dem die maf3gebliche Fahrerlaubnisklasse fur
die Ergdnzungsqualifikation vermerkt ist. Keine Anwendung findet 8 8 Absatz 3 Nummer 5
Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung, da eine Anrechnungsmoglichkeit im Rahmen
der Erganzungsqualifikation nicht vorgesehen ist.

Zu Absatz 5

Absatz 3 dient der Umsetzung des Artikels 4 Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe b) und
Absatz 3 Unterabsatz 1 Verordnung (EU) 2022/1280. Dabei ist davon auszugehen, dass es
sich bei dem Verweis in Artikel 4 Absatz 3 Unterabsatz 1 der Verordnung (EU) 2022/1280
auf ,Anhang Il Ziffer 4 Buchstabe b der Richtlinie 2003/59/EG* um ein Redaktionsversehen
handelt. Da hier ausdricklich das Ablaufdatum genannt ist, kann nur ,Anhang Il Ziffer 2
Buchstabe d Ziffer 4 Buchstabe b“ gemeint sein.
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Zu Absatz 6

Absatz 5 dient der Umsetzung des Artikels 4 Absatz 3 Unterabsatz 2 Verordnung (EU)
2022/1280.

Zu § 8 (Ausstellung eines neuen Fahrerqualifizierungsnachweises bei Anderungen,
Verlust, Diebstahl und Beschadigung)

8§ 8 regelt die Voraussetzungen fir die Ausstellung eines neuen Fahrerqualifizierungsnach-
weises mit der Schliisselzahl 95.01 bei Anderungen, Verlust, Diebstahl und Beschadigung
des Fahrerqualifizierungsnachweises mit der Schlisselzahl 95.01. Die Regelungen des 8 9
Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung sind entsprechend anzuwenden.

Zu 8 9 (Ausbildungsstatten)
Zu Absatz 1

Der Unterricht zur Erg&nzungsqualifikation darf nur von einer nach § 9 Berufskraftfahrer-
gualifikationsgesetzt anerkannten Ausbildungsstatte angeboten werden, mithin nur von
Ausbildungsstatten, die Uber eine Anerkennung fiur die beschleunigte Grundqualifikation
und Weiterbildung verfiigen. Bei nach 8 9 Berufskraftfahrerqualifikationsgesetz anerkann-
ten Ausbildungsstatten ist davon auszugehen, dass sie (aufgrund der Anerkennung fur die
beschleunigte Grundqualifikation und Weiterbildung) tber die erforderliche sachliche und
personelle Mittel zur Durchfihrung des Unterrichts zur Erganzungsqualifikation verfiigen.
Auf die denkbare Mdglichkeit der Anerkennung einer Ausbildungsstétte (allein) zur Ergén-
zungsgqualifikation wurde aus VerhaltnismaRigkeitsgriinden verzichtet, da der Aufwand so-
wohl fur die Ausbildungsstatten als auch fir die nach Landesrecht zustéandigen Behdérden
nicht im Verhaltnis zu der zu erwartenden Nachfrage einer Erganzungsqualifizierung stehen
darfte.

Fur Ausbildungsstatten, die Unterricht fiir die Erganzungsqualifikation anbieten und durch-
fihren moéchten, gilt auf diese Weise auch § 5 Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung
bzw. die Anforderungen des 8 5 Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung sind somit auch
im Rahmen der Ergénzungsqualifikation zu erfillen.

Zu Absatz 2

Durch die entsprechende Anwendung von 8§ 10 und § 11 Berufskraftfahrerqualifikations-
register wird den nach Landesrecht zustandigen Behdrden auch in Bezug auf die Ergan-
zungsqualifikation ermoglicht, die nach § 9 Berufskraftfahrerqualifikationsgesetz anerkann-
ten Ausbildungsstatten zu Uberwachen und ihre Aufsicht gegeniber ihnen auszuiiben. Zu
der auf Grund des Berufskraftfahrerqualifikationsgesetzes erlassenen Rechtsverordnung
nach 8 27 Berufskraftfahrerqualifikationsgesetz zahlt auch diese Verordnung.

Durch die entsprechende Anwendung des § 11 Berufskraftfahrerqualifikationsgesetz haben
insbesondere die anerkannten Ausbildungsstatten die Pflicht auch in Bezug auf Unterricht
zur Erganzungsqualifikation die Pflicht, die in § 11 Absatz 4 Berufskraftfahrerqualifikations-
gesetz normierten Angaben anzuzeigen.

Zu 8 10 (Anforderungen an die Ausbilder und den Unterricht)
Zu Absatz 1

Der Unterricht zur Erg&nzungsqualifikation darf nur von einer nach § 9 Berufskraftfahrer-
gualifikationsgesetzt anerkannten Ausbildungsstatte angeboten werden. Die Anforderun-
gen, die an die Ausbildungsstatten fir die beschleunigte Grundqualifikation und die Weiter-
bildung gestellt werden, gelten auf diese Weise mittelbar fur die Erganzungsqualifikation.
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Klarstellungshalber wird dies in § 10 speziell in Bezug auf die Anforderungen an den Un-
terricht normiert.

Unterricht der Erganzungsqualifikation darf nur in den im Anerkennungsbescheid genann-
ten Raumen mit der jeweils hochstens zulassigen Teilnehmerzahl durchgefuhrt werden
darf.

Auch fuir den Unterricht der Ergénzungsqualifikation gelten die Anforderungen des 8 6 Be-
rufskraftfahrerqualifikationsverordnung.

Zu 8§ 11 (Berufskraftfahrerqualifikationsregister)

8§ 15 Berufskraftfahrerqualifikationsgesetz findet auch in Bezug auf die Ausstellung des
Fahrerqualifizierungsnachweises mit der Schliusselzahl 95.01 Anwendung. Dies umfasst
nach 8§ 12 auch die Schlisselzahl 95.01 und die Fahrerlaubnisklasse, fur die die Schliissel-
zahl 95.01 Gultigkeit hat. Die Schliisselzahl 95.01 kann nach 8§ 7 nur eingetragen werden,
wenn der Antragsteller nachweislich erganzungsqualifiziert ist. Auf diese Weise ist das Be-
rufskraftfahrerqualifikationsregister auch ein Register zur Speicherung von Daten, die er-
forderlich sind, um feststellen zu kdnnen, fir welche Fahrerlaubnisklasse die Pflicht zur
Erg&nzungsqualifikation erfullt wurde.

Zu § 12 (Inhalt des Berufskraftfahrerqualifikationsregisters)

Zwecks Kontrollmoglichkeit sowie um nach Artikel 4 Absatz 5 der Verordnung (EU)
2022/1280 im Fall des Verlust oder Diebstahls eines Fahrerqualifizierungsnachweises
Uberprifen und ggf. anderen Mitgliedstaaten mitteilen zu kénnen, dass die antragstellende
Person keinen von der Bundesrepublik Deutschland ausgestellten Fahrerqualifizierungs-
nachweises mit der besonderen Schlisselzahl 95.01 besitzt, bedarf es einer Speicherung
der Daten zu Fahrerqualifizierungsnachweis mit der besonderen Schllisselzahl sowie die
Schlisselzahl 95.01 im Berufskraftfahrerqualifikationsregister.

Zu 8 13 (Datentbermittlung an das Kraftfahrt-Bundesamt durch den Hersteller des
Fahrerqualifizierungsnachweises)

Anpassung an Ergdnzungsqualifikation.

Zu § 14 (Datentbermittlung an das Kraftfahrt-Bundesamt durch die nach
Landesrecht zustandigen Behéorden)

Anpassung an Erganzungsqualifikation.

Zu § 15 (Datenubermittlung an Behdrden in den anderen Mitgliedstaaten der
Européischen Union und an Behdrden in den Vertragsstaaten des Abkommens
uber den Europdaischen Wirtschaftsraum)

Anpassung an Ergdnzungsqualifikation.

Zu 8 16 (Anwendungsbestimmungen)

§ 16 dient der Umsetzung von Artikel 4 Absatz 7 und Artikel 9 Absatz 2 der Verordnung
(EU) 2022/1280. Mit dem Ende der Dauer des voribergehenden Schutzes gemal Artikel 4

der Richtlinie 2001/55/EG und dem Durchflihrungsbeschluss (EU) 2022/382 finden die 88
1 bis 15 keine Anwendung mehr. Die Schlisselzahl 95.01 wird ungtiltig.
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Zu Anlage 1 (Musterbescheinigung uber die Teilnahme am Unterricht zum Erwerb
der Erganzungsqualifikation)

Nach der Teilnahme am Unterricht zum Erwerb der Ergdnzungsqualifikation ist nach § 3
Absatz 5 Nummer 1 in Verbindung mit Absatz 6 eine Teilnahmebescheinigung auszustel-
len, die bei Beantragung des Fahrerqualifizierungsnachweises mit der Schliisselzahl 95.01
nach § 7 Absatz 4 vorzulegen ist. Anlage 1 enthalt eine entsprechende Musterbescheini-

gung.
Zu Artikel 2 (Anderung der Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung)
Zu Nummer 1

Zu Buchstabe a (8 1 Absatz 3a)

Es handelt sich um Zulassungsvoraussetzung zur Prufung, die vom Verordnungsgeber zu
erlassen ist. Eine entsprechende Regelung fand sich bislang in der Mustersatzung des
Dachverbands der Industrie- und Handelskammern (Stand 28. September 2017).

Zu Buchstabe b (§ 1 Absatz 5 Satz 3)

Es handelt sich um Zulassungsvoraussetzung zur Prifung, die vom Verordnungsgeber zu
erlassen ist. Eine entsprechende Regelung fand sich bislang in der Mustersatzung des
Dachverbands der Industrie- und Handelskammern (Stand 28. September 2017).

Zu Nummer 2
Zu Buchstabe a (8 2 Absatz 6 Satz 4)

Es handelt sich um Zulassungsvoraussetzung zur Priufung, die vom Verordnungsgeber zu
erlassen ist. Eine entsprechende Regelung fand sich bislang in der Mustersatzung des
Dachverbands der Industrie- und Handelskammern (Stand 28. September 2017).

Zu Buchstabe b (§ 2 Absatz 7a)
Prifungsarten

Die Mdoglichkeit der Ablegung der Prufung in anderen Sprachen als Deutsch im Rahmen
der beschleunigten Grundqualifikation gilt fir samtliche Arten der Prifung, mithin sowonhl
fur die ,Regelprifung nach § 2 Absatz 1 Berufskraftfahrerqualifikationsgesetz i.V.m. § 2
Absatz 1 bis 8 Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung, der ,Quereinsteigerprifung“ nach
§ 2 Absatz 1 Berufskraftfahrerqualifikationsgesetz i.V.m. § 2 Absatz 9 Berufskraftfahrerqua-
lifikationsverordnung und auch der ,Umsteigerprifung” nach § 2 Absatz 1 Berufskraftfahrer-
gualifikationsgesetz i.V.m. § 3 Absatz 2 Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung.

Sprachenauswahl

Bislang war es gemal § 2 Absatz 3 Nummer 2 VWV{G in Verbindung mit 8 23 Absatz 1
VwVITG lediglich mdglich, die Prifung zur Erlangung der beschleunigten Grundqualifikation
in Deutsch abzulegen. Aufgrund des gravierenden Fahrermangels sowie zur Unterstiitzung
der Fachkrafteeinwanderung soll es trotz der bereits umfangreichen MaRnahmen zur Ver-
einfachung des Berufszugangs nunmehr mdglich sein, die Prifung auch in folgenden an-
deren Sprachen als Deutsch abzulegen: Englisch, Hocharabisch, Kroatisch, Polnisch, Ru-
manisch, Russisch, Turkisch und Ukrainisch.

Damit wird der Forderung des Deutschen Bundestages (Bundestagsdrucksache 19/23185)
der 19. Legislaturperiode nachgekommen sowie Vereinbarungen aus dem
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Koalitionsvertrag der 20. Legislaturperiode, in dem sich die Koalitionspartner im Hinblick
auf den Guterverkehr unter anderem dazu verpflichtet haben, dem Fachkraftemangel ent-
gegenzuwirken, die Qualifizierung voranzutreiben und Blrokratie abzubauen (vgl. S. 51 des
Koalitionsvertrages).

Die Vorarbeiten zu dieser Rechtsanderung haben gezeigt, dass die Bedarfe hinsichtlich
ausgewahlter Fremdsprachen unterschiedlich sind bzw. unterschiedlich bewertet werden
und sich unter Bertcksichtigung der Einwanderungslander nach Deutschland verandern
kénnen. Bei der Auswahl der Fremdsprachen, in denen nunmehr die Prifung zur Erlangung
der beschleunigten Grundqualifikation moglich sein soll, ist der durch die Ubersetzung, Ak-
tualisierung und Uberpriifung der Priifungsfragen hervorgerufene Verwaltungsaufwand zu
bertcksichtigen. Vor diesem Hintergrund verbietet es sich, eine Vielzahl von Fremdspra-
chen zuzulassen (vgl. hierzu die Ausfiihrungen zu den weiteren Kosten). Zudem wiurde die
Zulassung einer Vielzahl von Fremdsprachen dem Charakter eines Pilotprojekts widerspre-
chen. Die Auswahl der Fremdsprachen hat sich vielmehr an den zu erwarteten tatsachli-
chen Bedarfen zu orientieren.

Ein Bedarf kann sowohl bei Personen aus Drittstaaten als auch aus EU-Mitgliedstaaten
bestehen. Die in einem EU-Mitgliedstaat erlangte Berufskraftfahrerqualifikation wird in
Deutschland zwar anerkannt. Fir Personen aus Drittstaaten und EU-Mitgliedstaaten be-
steht mithin die Moglichkeit, dass sie die Berufskraftfahrerqualifikation bereits in einem EU-
Mitgliedstaat (in der jeweiligen Landessprache des Mitgliedstaates) erwerben und sodann
mit entsprechenden Visa bzw. im Wege der Arbeitnehmerfreiziigigkeit in Deutschland eine
Beschaftigung aufnehmen. In diesen Fallen bedarf es daher grundséatzlich nicht der Mog-
lichkeit der Prifung in einer Fremdsprache.

Ein Bedarf kann bei Personen aus Drittstaaten und EU-Mitgliedstaaten jedoch bestehen,
wenn sie bereits vor Erwerb der Berufskraftfahrerqualifikation Giber eine Arbeitsgenehmi-
gung bzw. Aufenthaltstitel verfiigen, der erkennen lasst, dass die Erwerbstatigkeit erlaubt
ist bzw. ihren Wohnsitz in Deutschland begriinden. Aus den Zahlen der Ablegung der the-
oretischen Fahrerlaubnispriifung in Fremdsprachen in den relevanten Fahrerlaubnisklas-
sen (C1, C1E, C, CE, D1, D1E, D, DE) wird deutlich, dass es einen grof3en Kreis an Perso-
nen gibt, die erst in Deutschland ihre Fahrerlaubnis erwerben. Hieraus lasst sich schliefl3en,
dass diese Personen auch in Deutschland ihre Berufskraftfahrerqualifikation erwerben wol-
len.

Orientiert an Zahlen der Ablegung der theoretischen Fahrerlaubnisprifung in den relevan-
ten Fahrerlaubnisklassen der Jahre 2018 bis Oktober 2022 zeigt sich folgende prozentuale
Verteilung der Prifung in Fremdsprachen:

1) Hocharabisch (30,04%)

2) Russisch (15,12 %)

3) Tiirkisch (12,49 %)

4) Kroatisch (11,84 %)

5) Ruménisch (11,05 %)

6) Polnisch (6,93 %)

7) Englisch (4,73 %)

8) Andere (Franzosisch (1,85%), Griechisch (1,64%), Italienisch (2,46%), Portugiesisch
(0,64%) und Spanisch (1,20%)).
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Es ist grundsétzlich davon auszugehen, dass die Personen die eine Fahrerlaubnis in den
relevanten Fahrerlaubnisklassen erwerben, auch den Erwerb der Berufskraftfahrerqualifi-
kation anstreben.

Ein entsprechender potentieller Bedarf an Prifungen in diesen Fremdsprachen spiegelt
sich auch im Turnusbericht "Auswertung der Arbeitsbedingungen in Guterverkehr und Lo-
gistik - Fahrerberufe -" (Berufskraftfahrer/-in, Schienenfahrzeugfihrer/-in, Binnenschiffer/-
in) des Bundesamtes fur Giterverkehr des Jahrs 2021 wider: Der Gberwiegende Teil aus-
landischer Berufskraftfahrerinnen- und -fahrer aus den EU-Mitgliedstaaten stammt danach
aus Polen (37.332; 10,5 % Zuwachs) und Ruméanien (28.946; 6,8 % Zuwachs). Bei Fahre-
rinnen und Fahrern aus Landern aul3erhalb der EU zeigt sich ein deutlicher Anstieg bei
syrischen Beschaftigten (2016: 106 Beschaftigte; 2021: 2.217 Beschéftigte)

Vor dem Hintergrund dieser Entwicklung sind die Sprachen Englisch, Hocharabisch, Kroa-
tisch, Polnisch, Ruméanisch, Russisch und Turkisch aufzunehmen.

Infolge der am 24. Februar 2022 begonnen militarischen Aggression Russlands gegen die
Ukraine sind Millionen Menschen aus der Ukraine vertrieben worden. Es ist davon auszu-
gehen, dass — jedenfalls so lange die Invasion fortbesteht — weitere Menschen die Ukraine
verlassen werden. Um den aus der Ukraine Geflichteten den Einstieg in den Berufskraft-
fahrerberuf und die Integration zu erleichtern, wird die Prifung der beschleunigten Grund-
qualifikation neben Russisch auch auf Ukrainisch angeboten. Diese Regelung ist auch vor
dem Hintergrund der Verordnung (EU) 2022/1280 erforderlich, da mit der vorgenannten
Verordnung den Mitgliedstaaten lediglich die Mdglichkeit eréffnet wurde, durch Umsetzung
im nationalen Recht die ukrainische Berufskraftfahrerqualifikation nach Schulung und Pri-
fung lediglich temporar — begrenzt auf die Dauer des Schutzstatus — anzuerkennen, nicht
jedoch dauerhaft. Eine dauerhafte anerkannte Berufskraftfahrerqualifikation ist jedoch er-
forderlich, um Planungssicherheit zu schaffen, sowohl fir ukrainische Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer als auch Arbeitgeber. Daher wurde auch Ukrainisch als Prifungssprache
aufgenommen.

Bericht der Deutschen Industrie- und Handelskammer

Hinsichtlich der Moglichkeit, die Prifung der beschleunigten Grundqualifikation in Fremd-
sprachen abzulegen, wird die Deutsche Industrie- und Handelskammer dem Bundesminis-
terium fUr Digitales und Verkehr jahrlich [zum 31. Januar] einen Bericht Uiber die Akzeptanz,
den Verwaltungsaufwand, die Sprachenauswahl und die Qualitatssicherung in nicht perso-
nenbezogener Form vorlegen. Nach Auskunft der Deutschen Industrie- und Handelskam-
mer werden die dem Bericht zu Grunde liegenden Informationen bereits aus Eigeninteresse
von den Industrie- und Handelskammern im Rahmen ihrer Prifungszustandigkeit erhoben
und von dem Deutschen Industrie- und Handelskammer in einem entsprechenden Bericht
ausgewertet. Die Deutsche Industrie- und Handelskammer steht bereits jetzt im Austausch
mit dem Bundesministerium fir Digitales und Verkehr zu Prifungen, die von den Industrie-
und Handelskammern im Zusammenhang mit der Berufskraftfahrerqualifikation abgenom-
men werden, insbesondere zu Prifungszahlen und Bestehensquoten. Die Deutsche Indust-
rie- und Handelskammer wird diesen Bericht um die Aspekte der Prifung zur Erlangung
der beschleunigten Grundqualifikation in Fremdsprachen erweitern.

Der Bericht umfasst inshesondere

— inwelchem Umfang die Industrie- und Handelskammern Priifungen in den acht Fremd-
sprachen durchgefiihrt haben (aufgeschlisselt nach Sprache und Art der Prifung),

— ob und inwieweit sich die Teilnehmerzahlen insgesamt verandert haben,

— ob und inwieweit sich die Bestehensquoten verbessert haben (aufgeschlisselt nach
Sprache und Art der Prifung),
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— ob und inwieweit sich der Verwaltungsaufwand der Industrie- und Handelskammern
verandert hat,

— ob und inwieweit sich die Qualitat der Prifungen verandert hat,
— obund inwieweit die Sprachauswahl anzupassen ist.

Das Bundesministerium fir Digitales und Verkehr wird regelméfiig uberprifen, ob Anpas-
sungen der Regelungen zur Prufung zur Erlangung der beschleunigten Grundqualifikation
in Fremdsprachen erforderlich sind.

Zu Buchstabe c (8 2 Absatz 9 Satz 4)

Es handelt sich um Zulassungsvoraussetzung zur Priifung, die vom Verordnungsgeber zu
erlassen ist. Eine entsprechende Regelung fand sich bislang in der Mustersatzung des
Dachverbands der Industrie- und Handelskammern (Stand 28. September 2017).

Zu Nummer 3

Zu Buchstabe a

Redaktionelle Klarstellung.

Zu Buchstabe b (8§ 3 Absatz 3)

Es handelt sich um Zulassungsvoraussetzungen zur Prifung, die vom Verordnungsgeber
zu erlassen sind. Eine entsprechende Regelung fand sich bislang in der Mustersatzung des
Dachverbands der Industrie- und Handelskammern (Stand 28. September 2017), die hier
sinngemald tbernommen wurden.

Zu Nummer 4 (8§ 4 Absatze 3a und 3b)
Zu 8 4 Absatz 3a

Die Regelung dient der Umsetzung der Option des Artikel 7 in Verbindung mit Anhang |
Abschnitt 4 Absatz 1 Richtlinie (EU) 2022/2561, wonach es den Mitgliedstaaten unter be-
stimmten Voraussetzungen gestattet ist, die Weiterbildung fir héchstens zwolf Stunden in
Form von E-Learning zu ermoglichen. Gleichzeitig kommt die Bundesregierung damit der
Aufforderung des Deutschen Bundestages der 19. Legislaturperiode nach, Regelungen
Uber den Einsatz von E-Learning in die hiesige Verordnung aufzunehmen (vgl. BT-Drs.
19/23185) und tragt den Vereinbarungen aus dem Koalitionsvertrag der 20. Legislaturperi-
ode (vgl. S. 51 des Koalitionsvertrages) Rechnung.

E-Learning stellt einen Oberbegriff dar und beschreibt ,jede Form von Lehr-Lern-Situation,
in der elektronische (digitale) Technik zur Zielerreichung eingesetzt wird“ (Helmut M. Nie-
gemann, Expertise zum E-Learning und Simulatoreinsatz im Rahmen der Berufskraftfah-
reraus- und Weiterbildung (EU-Richtlinien 2018/645 und 2003/59/EG), Seite 3).

Der Forderung nach E-Learning wird nunmehr durch die Schaffung der Mdglichkeit des
Einsatzes von den Prasenzunterricht ersetzenden digitalen Unterricht in synchroner und
asynchroner Form im Rahmen der Weiterbildung nachgekommen.

Unter digitalem Unterricht in synchroner Form im Sinn dieser Verordnung ist ein Unterricht
zu verstehen, an dem Lehrende und Lernende an kdrperlich getrennten Orten durch eine
miteinander vernetzte Online-Umgebung zeitgleich teilnehmen. Die Begriffe ,digitaler Un-
terricht in synchroner Form* oder ,synchroner digitaler Unterricht® werden synonym verwen-
det. Sie entsprechen inhaltlich der Definition von synchronen E-Learning Angeboten des
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Ausbildungs- und Evaluationskonzepts zur Optimierung der Fahrausbildung in Deutsch-
land, Bericht zum Forschungsprojekt 82.0706; Fahranfangervorbereitung in Deutschland —
Erarbeitung eines Umsetzungskonzepts fir die Optimierung der Fahrausbildung, Berichte
der Bundesanstalt fur Strallenwesen, Heft M 330, S. 127, wo es heildt ,Synchrone E-Lear-
ning-Angebote erfordern es, dass alle Teilnehmenden zur gleichen Zeit Giber das Internet
miteinander verbunden sind. In einem virtuellen Raum hdéren und sehen sie dieselben Lern-
angebote und kdnnen miteinander kommunizieren (z. B. in einem Web-Seminar). Die Ler-
numgebung ist eher lehrerzentriert, wenngleich unterschiedliche Interaktionsmaoglichkeiten
eingesetzt werden kdnnen, um die Lernenden in den Lernprozess einzubeziehen (LAN-
GENBACH, 2017)“. Anders als beim Prasenzunterricht ist mithin keine kérperliche Prasenz
im gleichen Raum erforderlich. Die Kommunikation erfolgt Giber die Online-Umgebung, an
die in Anlage 3 nahere Anforderungen gestellt werden.

In Abgrenzung hierzu wird unter den Begriffen ,digitaler Unterricht in asynchroner Form*
bzw. ,asynchroner digitalen Unterricht“ im Sinn der Verordnung digitale Selbstlerneinheiten
(z.B. Lernplattformen) verstanden, bei denen - anders als beim digitalen Unterricht in syn-
chroner Form — keine zeitgleiche Prasenz des Lehrenden mittels einer Online-Umgebung
zwingend erforderlich ist. Im Rahmen der auf europarechtlichen Vorgaben (vgl. Artikel 3
Absatz 1 Buchstabe b i.V.m. Anhang 1 Abschnitt 4 Richtlinie (EU) 2022/2561) beruhenden
zeitlichen Vorgaben des § 4 Abs. 2 Satz 1 und Satz 3 Berufskraftfahrerqualifikationsverord-
nung kénnen diese Lernangebote zeitlich flexibel genutzt werden. In Anlehnung an die De-
finition des asynchronen E-Learnings im Sinn des Ausbildungs- und Evaluationskonzepts
zur Optimierung der Fahrausbildung in Deutschland, Bericht zum Forschungsprojekt
82.0706; Fahranfangervorbereitung in Deutschland — Erarbeitung eines Umsetzungskon-
zepts fur die Optimierung der Fahrausbildung, Berichte der Bundesanstalt fir Stral3enwe-
sen, Heft M 330, S. 127 (LANGENBACH, 2017), findet ,entweder kein gemeinsames Ler-
nen mit anderen Lernenden statt oder dieses ist nur in einem eng begrenzten Ausmalf (z.
B. Uber eine Chatfunktion) mdglich. Die Lernumgebung ist lernerzentriert.

Die Anforderungen an die Unterrichtsformen des digitalen Unterrichts in synchroner und
asynchroner Form wurden in eine Anlage zur hiesigen Verordnung aufgenommen. Auf
diese Weise wird den Ausbildungsstatten ermdglicht, entsprechende Unterrichtskonzepte
zu entwerfen. Gleichzeitig stehen den nach Landesrecht zustandigen Behoérden fiir die An-
erkennung und Uberwachung von anerkannten Ausbildungsstatten Ankniipfungspunkte zur
Verfiigung, um vorgelegte und angebotene Unterrichtskonzepte auf ihre Rechtmafigkeit
hin zu Uberprifen.

Noch nicht anerkannte Ausbildungsstatten, die von der Mdglichkeit des digitalen Unterrichts
in synchroner und asynchroner Form im Rahmen der Weiterbildung Gebrauch machen
mdchten, missen den nach Landesrecht fur die Anerkennung von Ausbildungsstétten zu-
standigen Behérden im Rahmen des Anerkennungsverfahrens nach 8§ 9 Berufskraftfahrer-
qualifikationsgesetz i. V. m. § 5 Berufskraftfahrerverordnung Unterrichtskonzepte vorlegen,
die die Anforderungen der Anlage 3 erfillen. Die nach § 4 Absatz 2a erforderliche Zustim-
mung der nach Landesrecht zustandigen Behoérde erfolgt in diesen Fallen mit dem Aner-
kennungsbescheid (vgl. auch Begriindung zu 8 5 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3).

Bereits anerkannte Ausbildungsstéatten, die digitalen Unterricht in synchroner und asynchro-
ner Form anbieten mochten, beduirfen vor Durchfihrung des digitalen Unterrichts ebenfalls
der Zustimmung der nach Landesrecht fir die Anerkennung von Ausbildungsstatten zu-
standigen Behorde. Da es sich um eine Anderung der Anerkennungsvoraussetzungen han-
delt, ist hier ebenfalls nach § 5 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 Buchstabe b) durch Vorlage
eines entsprechenden Unterrichtskonzepts nachzuweisen, dass die Voraussetzungen der
Anlage 3 eingehalten werden (vgl. auch Begrindung zu 8 5 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3).

Da es sich um eine europarechtlich vorgegebene Mdglichkeit handelt, kann tber die Vor-
gabe zum Stundenumfang nicht hinausgegangen werden. Der Anteil des den Prasenzun-
terricht ersetzenden digitalen Unterrichts in synchroner und asynchroner Form darf daher
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insgesamt 12 Stunden nicht Gberschreiten, die Weiterbildung muss mithin mit Teilnahme
von mindestens 23 Stunden Unterricht in Préasenz absolviert worden sein, ansonsten sind
die Anforderungen an die Weiterbildung nicht erfillt. Wie die Anteile der beiden Formen des
digitalen Unterrichts im Sinn dieser Verordnung im Rahmen der 12 Stunden aufgeteilt wer-
den, spielt keine Rolle, solange sie insgesamt 12 Stunden nicht Gberschreiten. Dass Teil-
nehmende im Rahmen des digitalen Unterrichts in asynchroner Form aufgrund ihrer indivi-
duellen Lerngeschwindigkeit diesen Stundenumfang mdoglicherweise Uber- oder unter-
schreiten, ist unerheblich.

Adressaten der Regelung sind der Teilnehmer, die Ausbildungsstétte sowie die nach Lan-
desrecht zustandige Behorde:

Der Teilnehmer muss mindestens 23 Stunden der Weiterbildung in Préasenz besuchen. Wie
viele digitale Unterrichtseinheiten er ablegt, kann dahinstehen. Jedoch hdchstens 12 digi-
tale Unterrichtseinheiten kbnnen den Prasenzunterricht ersetzen. Insgesamt muss die Wei-
terbildung 35 Unterrichtseinheiten umfassen.

Ausbildungsstatten dirfen digitalen Unterricht nur anbieten, wenn die Anforderungen in An-
lage 3 erfillt sind und die nach Landesrecht zustéandige Behodrde zugestimmt hat.

Die nach Landesrecht zustandige Behorde hat im Rahmen der Zustimmung die in Anlage
3 aufgezahlten Anforderung zu Uberprifen und darf die Zustimmung nur erteilen, wenn die
Anforderungen erfullt sind.

DarlUber hinaus hat sie bei der Erteilung des Fahrerqualifizierungsnachweises zu Uberpri-
fen, dass mindestens 23 Unterrichtseinheiten in Prdsenz und maximal 12 Unterrichtsein-
heiten in digitaler Form besucht wurden.

Zu 8 4 Absatz 3b

Um die Auswirkungen der neuen Regelung Uber die Mdglichkeit zum Einsatz von synchro-
nem und asynchronen digitalen Unterricht im Rahmen der Weiterbildung beurteilen zu kon-
nen, werden diese in nicht personenbezogener Form evaluiert. Das Evaluierungsergebnis
ist maf3geblich fur weitere Digitalisierungsarbeiten im Rahmen der Berufskraftfahrerqualifi-
kation. Betrachtet werden soll,

— inwieweit die Fahrerinnen und Fahrer das Angebot nutzen und warum nicht,

— inwieweit Ausbildungsstatten digitalen Unterricht in synchroner und asynchroner Form
anbieten und warum nicht,

— ob die eingeraumten Mdglichkeiten attraktiver sind als reine Prasenzveranstaltungen,

— welche Schwierigkeiten in technischer, systemischer oder inhaltlicher Sicht auftreten,

— wie sich der Einsatz von digitalem Unterricht auf die Qualitat der Weiterbildung aus-
wirkt, insbesondere ob die Fahrerinnen und Fahrer einen genauso hohen oder sogar
hoheren Kenntniszuwachs aufweisen als im reinen Prasenzunterricht und

— ob die Vorlage von Unterrichtskonzepten, die digitalen Unterricht in synchroner oder

asynchroner Form beinhalten, (zeitliche) Auswirkungen auf das Anerkennungs- und
das Uberwachungsverfahren haben.
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Zu Nummer 5 (8 5 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1)

§ 5 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 wurde aus Grinden der Ubersichtlichkeit strukturiert und
um den Nachweis erganzt, dass die Voraussetzungen der Anlage 3 erflllt sind, soferni.S.d.
Absatz 3a Satz 2 digitaler Unterricht angeboten wird.

Eine noch nicht anerkannte Ausbildungsstéatte, die digitalen Unterricht in synchroner oder
asynchroner Form einsetzen méchte und die noch nicht anerkannt ist, muss der nach Lan-
desrecht zustandigen Behérde im Rahmen des Anerkennungsverfahrens ein Unterrichts-
konzept vorlegen, das die Voraussetzungen nach Anlage 3 zum Einsatz von digitalem Un-
terricht im Rahmen der Weiterbildung nach dem Berufskraftfahrerqualifikationsrecht be-
ricksichtigt. Auf diese Weise wird sichergestellt, dass nur geeignete Konzepte zum Einsatz
kommen.

Bei bereits anerkannten Ausbildungsstétten, die synchronen oder asynchronen digitalen
Unterricht anbieten mdchten, liegt eine Anderung der Anerkennungsvoraussetzungen vor.
Auch sie haben daher nach § 5 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 Buchstabe b) durch Vorlage
eines entsprechenden Unterrichtskonzepts nachzuweisen, dass die Voraussetzungen der
Anlage 3 eingehalten werden. Abweichende Konzepte dirfen durch die Anerkennungsbe-
hdrde nicht zugelassen werden. Bei bereits anerkannten Ausbildungsstatten, die digitalen
Unterricht im Sinn dieser Verordnung anbieten mochten, beschrankt sich die Prifung der
Anerkennungsvoraussetzungen in der Regel auf die Voraussetzungen fir den digitalen Un-
terricht. Eine erneute Prifung der weiteren Anerkennungsvoraussetzungen ist nicht zwin-
gend erforderlich. Erst nach Zustimmung der nach Landesrecht fir die Anerkennung von
Ausbildungsstatten zustandigen Behdrde darf digitaler Unterricht im Sinn dieser Verord-
nung eingesetzt werden (vgl. auch Begrindung zu § 4 Absatz 2a).

Zu Nummer 6

Folgeanpassung aufgrund der Aufhebung des § 11 Absatz 4.
Zu Nummer 7 (8 11 Abséatze 4 bis 9)

Zu Buchstabe a (Aufhebung § 11 Absatz 4)

Aufgrund der Inbetriebnahme der Schnittstelle fir die Industrie- und Handelskammern und
fur die anerkannten Ausbildungsstéatten zum Berufskraftfahrerqualifikationsregister bedarf
es keiner Papierbescheinigungen mehr. Eintrdge kdénnen ausnahmslos im Berufskraft-
fahrerqualifikationsregister erfolgen.

Insbesondere besteht kein Regelungsbedurfnis fur nach friherem Recht gesetzlich aner-
kannte Ausbildungsstatten. Diese gelten bis zu ihrer Anerkennung durch die nach Landes-
recht zustandige Behdrde als anerkannt i. S. d. 8 9 Abs. 1 Berufskraftfahrerqualifikations-
gesetz, langstens jedoch bis zum 2. Dezember 2022. Ab dem 3. Dezember 2022 ist eine
Anerkennung durch die nach Landesrecht zustandige Behorde erforderlich.

Die nach Landesrecht zustéandige Behdrde hat die anerkannte Ausbildungsstétte nach § 18
Absatz 3 Satz 1 Berufskraftfahrerqualifikationsgesetz unverziglich dem Kraftfahrt-Bundes-
amt mitzuteilen, damit diese zur Ubermittlung von Daten an das Kraftfahrt-Bundesamt zur
Speicherung im Berufskraftfahrerqualifikationsregister zugelassen wird. Die Zulassung er-
folgt nach der Mitteilung der nach Landesrecht zustandigen Behorde an das Kraftfahrt-Bun-
desamt durch das Kraftfahrt-Bundesamt innerhalb eines Tages. Um eine effiziente Verwal-
tung zu gewabhrleisten, ist davon auszugehen, dass die Lander ihre Anerkennungsverfahren
SO ausgestalten, dass die Mitteilung an das Kraftfahrt-Bundesamt nach 8§ 18 Absatz 3 Satz
1 Berufskraftfahrerqualifikationsgesetz jedenfalls zeitgleich mit der Mitteilung Gber die An-
erkennung der Ausbildungsstéatte an die Ausbildungsstatte erfolgt, so dass kein oder nur
ein irrelevanter Zeitraum zwischen Anerkennung der Ausbildungsstatte und Mitteilung Uber
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die Anerkennung der Ausbildungsstatte an das Kraftfahrt-Bundesamt nach 8 18 Absatz 3
Satz 1 Berufskraftfahrerqualifikationsgesetz liegt und damit auch kein oder nur ein irrele-
vanter Zeitraum zwischen Mitteilung Uber die Anerkennung der Ausbildungsstatte und Zu-
lassung zur Ubermittlung von Daten an das Kraftfahrt-Bundesamt zur Speicherung im Be-
rufskraftfahrerqualifikationsregister besteht.

Entsprechendes gilt fir die Mitteilung der nach Landesrecht zustandigen Behdrde fir die
Aufsicht Gber die Industrie- und Handelskammern, die Prifungen nach § 1 Absatz 3 und
§ 2 Absatz 7 sowie nach § 71 Absatz 2 Berufsbildungsgesetz durchfiihren nach § 18 Absatz
4 Berufskraftfahrerqualifikationsgesetz. Auch hier ist davon auszugehen, dass Prufungen
durch die Industrie- und Handelskammern erst durchgeftihrt werden, nachdem diese In-
dustrie- und Handelskammern durch die nach Landesrecht zustandigen Behérde fur die
Aufsicht tUber die Industrie- und Handelskammern, dem Kraftfahrt- Bundesamt mitgeteilt
wurden, damit sie zur Ubermittlung von Daten an das Kraftfahrt- Bundesamt zur Speiche-
rung im Berufskraftfahrerqualifikationsregister zugelassen werden.

Mangels eines Bed(rfnisses nach Papierbescheinigungen und zwecks Férderung der Digi-
talisierung war die Regelung des 8§ 11 Absatz 4 daher aufzuheben. Ubergangsvorschriften
finden sich in den nachfolgenden Absatzen.

Zu Buchstabe b (8 11 Abséatze 5 bis 9)
Zu 8§11 Absatz 5

Ubergangsregelung vor dem Hintergrund der Aufhebung des § 11 Absatz 4 in der bis zum
[Inkrafttreten der Anderungs-VO einsetzen] geltenden Fassung fiir Bescheinigungen tiber
den Abschluss von Unterrichtseinheiten nach 8§ 4 Absatz 2 sowie den Abschluss der Wei-
terbildung. Die Ubergangsregelung ist vor dem Hintergrund der fur alle finf Jahre vorge-
schriebenen Weiterbildungspflicht gemal § 5 Berufskraftfahrerqualifikationsgesetz auf finf
Jahre zu beschranken.

Zu 8§ 11 Absatz 6

Ubergangsregelung vor dem Hintergrund der Aufhebung des § 11 Absatz 4 in der bis zum
[Inkrafttreten der Anderungs-VO einsetzen] geltenden Fassung" fiir Priifungsbescheinigun-
gen sowie Bescheinigungen Uber den Abschluss des Unterrichts zum Erwerb der beschleu-
nigten Grundqualifikation.

Zu 8 11 Absatz 7

Korrektur und Anpassung des 8§ 11 Absatz 5 Satz 2 Berufskraftfahrerqualifikationsverord-
nung in der bis zum [Inkrafttreten der Anderungs-VO einsetzen] geltenden Fassung". Be-
scheinigungen nach 8§ 11 Absatz 1 und Absatz 2 waren aufgrund des Fristablaufs zum 21.
Dezember 2021 bzw. 23. August 2022 nicht aufzunehmen.

Zu 8§ 11 Absatz 8

§ 11 Absatz 8 Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung regelt das Inkrafttreten der Mog-
lichkeit, die Prifung zur Erlangung der beschleunigten Grundqualifikation in ausgewéahlten
anderen Sprachen als Deutsch nach 8§ 2 Absatz 7a Berufskraftfahrerqualifikationsverord-
nung (Artikel 1 Nummer 2 Buchstabe b) absolvieren zu kénnen. Bei der Festlegung wurde
ein Zeitraum von sechs Monaten beriicksichtigt, den die Industrie- und Handelskammern
fur die Implementierung bendtigen.

Zu 8 11 Absatz 9
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§ 11 Absatz 9 Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung regelt das Inkrafttreten der Mog-
lichkeit, digitalen Unterricht in synchroner und asynchroner Form nach § 4 Absatz 3a und
Anlage 3 anzubieten. Bei der Festlegung wurde ein Zeitraum von XX [mit der Bitte an die
Lander um Stellungnahme hinsichtlich des erforderlichen Zeitraums] Monaten berticksich-
tigt, den die zustéandigen Anerkennungsbehdrden fir die Anpassung des Anerkennungs-
verfahrens bendtigen.

Zu Nummer 8 (Anlage 3)

Mit der Inbetriebnahme der Schnittstelle fur die Industrie- und Handelskammern und fir die
anerkannten Ausbildungsstatten zum Berufskraftfahrerqualifikationsregister entfallt das Be-
durfnis nach Papierbescheinigungen. Eintragungen sind nunmehr ausschlief3lich tUber das
Berufskraftfahrerqualifikationsregister vorzunehmen.

Anlage 3 in der Fassung vom 9.12.2020 wurde daher neu gefasst und enthalt nunmehr die
Voraussetzungen, die Ausbildungsstatten erfullen missen, wenn sie von der Mdglichkeit
zum Einsatz von digitalem Unterricht in synchroner oder asynchroner Form im Rahmen der
Weiterbildung Gebrauch machen mdchten. Die Einhaltung der Voraussetzungen ist mit Vor-
lage des Konzeptes im Zuge des Anerkennungsverfahrens der Ausbildungsstatte nachzu-
weisen.

Bei der Erarbeitung der Voraussetzungen wurden die Ergebnisse der Vorarbeiten einer
hierfiir eingesetzten Bund-L&nder-Arbeitsgruppe genutzt sowie der Arbeiten zur Finfzehn-
ten Verordnung zur Anderung der Fahrerlaubnis-Verordnung und anderer straRenverkehrs-
rechtlicher Vorschriften vom 18. Marz 2022, durch die einheitliche Rahmenbedingungen fir
Ausnahmen fuir Online-Angebote in der Fahrschiilerausbildung geschaffen werden, die sich
wahrend der Corona-Pandemie bewéhrt haben.

Zu Buchstabe A Nummer 2

Buchstabe A Nummer 2 dient der Umsetzung europarechtlicher Vorgaben nach Artikel 7
i.V.m. Anhang 1 Abschnitt 4 Richtlinie (EU) 2022/2561. Ausbildungsstatten haben danach
daflrr Sorge zu tragen, die erforderliche Qualitat der Weiterbildung beizubehalten. Dies hat
unter anderem durch die Auswahl von den Kenntnisbereiche zu erfolgen, bei denen der
Einsatz von digitalem Unterricht am effizientesten ist, vgl. Anhang 1 Abschnitt 4 Satz 3
Richtlinie (EU) 2022/2561. Die Fragen, wie die erforderliche Qualitat der Weiterbildung bei-
behalten wird und welche Kenntnisbereiche am effizientesten sind, ist im Lichte des 25.
Erwagungsgrund der Richtlinie (EU) 2022/2561 auszulegen. Hieraus ergibt sich, dass den
Mitgliedstaaten die Option eingeraumt wird, einen Teil der Ausbildungspraxis durch Nut-
zung von Informations- und Kommunikationstechnologie (IKT)-Instrumente, z.B. E-Learn-
ing und integriertes Lernen, unter gelichzeitiger Sicherung der Qualitat der Ausbildung zu
verbessern und zu modernisieren. Die Nutzung von digitalem Unterricht darf mithin nicht
dazu fuhren, dass sich die Qualitat der Weiterbildung verschlechtert — sie soll vielmehr zu
einer Verbesserung und Modernisierung der Ausbildungspraxis fiihren. Dabei ist es laut
dem europaischen Gesetzgeber wichtig, zu bericksichtigen, dass fur bestimmte Ausbil-
dungsinhalte eine praktische Ausbildung erforderlich ist und diese mit derartigen Lernin-
strumenten nicht wirksam behandelt werden kdnnen, wie zum Beispiel das Anlegen von
Schneeketten, das Sichern der Ladung oder andere Ausbildungsinhalte, die praktisch gelibt
werden mussen. Die praktische Ausbildung kénnte — muss aber nicht — im FUhren von
Fahrzeugen bestehen.

Auch die Erfordernisse der Gewahrleistung einer zuverlassigen Nutzeridentifizierung sowie
von geeigneten KontrollmalRnahmen dient der Umsetzung der europarechtlichen Vorgabe,
vgl. Anhang 1 Abschnitt 4 Satz 4 Richtlinie (EU) 2022/2561. Mit dem Erfordernis einer zu-
verlassigen Nutzeridentifikation soll sichergestellt werden, dass Personenidentitat besteht
zwischen der Person, die im Rahmen der Weiterbildung an dem den Prasenzunterricht er-
setzenden digitalen Unterricht in synchroner oder asynchroner Form teilnimmt und der
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Person, deren Unterrichtsteilnahme im Berufskraftfahrerqualifikationsregister von der aner-
kannten Ausbildungsstétte eingetragen wird. Es soll vermieden werden, dass eine andere
Person am Unterricht teilnimmt, als die, deren Teilnahme im Berufskraftfahrerqualifikations-
register eingetragen wird. Durch die Gewahrleistung von geeigneten Kontrollmalinahmen
soll sichergestellt werden, dass die Person, die sich identifiziert hat und deren Teilnahme
nach Abschluss des Unterrichtsbesuchs im Berufskraftfahrerqualifikationsregister eingetra-
gen wird, auch die personenidentisch kontinuierlich am digitalen Unterricht in synchroner
und asynchroner Form teilnimmt. Sie darf sich beispielsweise nicht nur zu Beginn des digi-
talen Unterrichts identifizieren und dann nicht weiter teilnehmen.

Um eine zuverlassige Nutzeridentifizierung sowie geeignete KontrollmalZnahmen gewahr-
leisten zu kénnen, sollten die flr den digitalen Unterricht eingesetzten Systeme so ausge-
staltet sein, dass eine Kontrolle, dass und ob alle zu schulenden Unterrichtsteilnehmer wéh-
rend des Unterrichts anwesend sind, mdglich ist.

Entsprechend sollte das Lehrpersonal vor dem Beginn des digitalen Unterrichts die Identitat
und wahrend des Unterrichts die Anwesenheit der zu schulenden Unterrichtsteilnehmer zu
prifen. Dies kann zum Beispiel durch eine regelméRige aktive Einbindung in kurzen Ab-
standen erfolgen oder durch Kontrollfragen nach Absolvierung kleinerer Einheiten, wobei
die Aufzahlung nicht abschliel3end ist.

Durch die Gewahrleistung einer zuverlassigen Nutzeridentifizierung sowie von geeigneten
KontrollmaRnahmen soll mithin insbesondere einer missbrauchlichen Nutzung des digitalen
Unterrichts vorgebeugt werden.

Um der stetig fortschreitenden technologischen Entwicklung keine ungewollten Grenzen zu
setzen, wurde hier bewusst auf eine weitere Konkretisierung verzichtet.

Zu Buchstabe A Nummer 3

Die Anforderungen an den Datenschutz und die Datensicherheit miissen auch beim Einsatz
des digitalen Unterrichts sowohl in synchroner als auch asynchroner Form gewahrt werden.
Eine entsprechende Regelung findet sich fir den digitalen Unterricht in synchroner Form
fur den theoretischen Fahrschilerunterricht in § 4 Abs. 1b Satz 3i.V.m. Anlage 2a Nr. 4 der
Durchfiihrungsverordnung zum Fahrlehrergesetz.

Zu Nummer 9 (Aufhebung Anlage 4)

Mit der Inbetriebnahme der Schnittstelle fur die Industrie- und Handelskammern und fur die
anerkannten Ausbildungsstatten zum Berufskraftfahrerqualifikationsregister entfallt das Be-
durfnis nach Papierbescheinigungen. Eintragungen sind nunmehr ausschlief3lich Gber das
Berufskraftfahrerqualifikationsregister vorzunehmen. Anlage 4 in der Fassung vom
9.12.2020 wurde daher gestrichen.

Zu Nummer 10 (Anderung Anlage 5)

Redaktionelle Anpassung aufgrund Neukodifikation der Richtlinie 2003/59/EG, die mehr-
fach und teils erheblich gedndert worden war. Aus Griinden der Klarheit und Ubersichtlich-
keit wurde sie in Richtlinie (EU) 2022/2561 des Européischen Parlaments und des Rates
vom 14. Dezember 2022 uber die Grundqualifikation und Weiterbildung der Fahrer be-
stimmter Kraftfahrzeuge fur den Guter- oder Personenkraftverkehr (kodifizierter Text) (ABI.
L 330 vom 23.12.2022, S. 46; L 128 vom 15.5.2023, S. 89; L 2023/90029 vom 16.10.2023)
neu kodifiziert.
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Zu Artikel 3 (Anderung der Fahrerlaubnis-Verordnung)
Zu Nummer 1 (8 3 Absatz 2)

Durch die Neufassung des 8§ 3 Absatz 2 wird ausdricklich klargestellt, dass die 88 11 bis
14 bei Zweifeln, ob die Fuhrerin oder der Fuhrer eines fahrerlaubnisfreien Fahrzeugs oder
Tiers zum Fihren dieses Fahrzeugs oder Tiers geeignet ist, zur Vorbereitung der Entschei-
dung Uber das Untersagen des Fuhrens von Fahrzeugen oder Tieren, zur Aufhebung einer
solchen Untersagung sowie zur Anordnung erforderlicher Auflagen entsprechende Anwen-
dung finden. Dies gilt allerdings nur insoweit, als sie nicht das Fuhren eines fahrerlaubnis-
pflichtigen Kraftfahrzeugs voraussetzen und auch nur soweit dies unter Berlcksichtigung
des Gefahrdungspotentials des Fuhrens des jeweiligen Fahrzeugs oder Tiers auch im Ver-
gleich zum Gefahrdungspotential des Fihrens eines fahrerlaubnispflichtigen Kraftfahr-
zeugs im konkreten Einzelfall gerechtfertigt ist.

Das Untersagen eines fahrerlaubnisfreien Fahrzeugs sollte dabei ultima ratio sein und ins-
besondere dann, wenn es sich nicht um Kraftfahrzeuge handelt, nur in wirklich gravierenden
Fallgestaltungen zur Anwendung kommen. Generell gilt, dass aufgrund des regelmafig ge-
ringeren Gefahrdungspotentials an die Eignung zum Fihren fahrerlaubnisfreier Fahrzeuge
regelmafig weniger hohe Anforderungen zu stellen sind als an die Eignung zum Fihren
fahrerlaubnispflichtiger Kraftfahrzeuge. Zu GefahrerforschungsmafRnahmen wegen Alkohol
im StraRenverkehr siehe insoweit auch die Wertung des § 13 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe c FeV.
Einen entsprechenden Grenzwert zu 1,6 Promille gibt es fir andere berauschende Mittel
und psychoaktive Substanzen bislang nicht, so dass hier im konkreten Einzelfall besonders
sorgféltig zu prifen ist, ob eine ggf. bestehende Drogenproblematik auch zur Nichteignung
zum Fuhren von fahrerlaubnisfreier Fahrzeuge beziehungsweise — unter Berlicksichtigung
des regelmafRiig geringeren Gefahrdungspotentials fahrerlaubnisfreier Fahrzeuge im Ver-
gleich zu fahrerlaubnispflichtigen Kraftfahrzeugen — nach den Umstanden des konkreten
Einzelfalles Anlass zu der begriindeten Annahme gibt, der Betroffene werde in Uberschau-
barer Zukunft ein fahrerlaubnisfreies Fahrzeug im Zustand der Nichteignung fihren und zu
einer konkreten Gefahr fir andere Verkehrsteilnehmer werden.

Hiermit wird dem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 4. Dezember 2020, Az. 3 C
5/20, juris Rn. 37ff., Rechnung getragen, in welchem das Gericht Zweifel angemerkt hatte,
ob die bisherige Fassung des 8§ 3 Absatz 2, der fir die Klarung von Eignungszweifeln ohne
weitere Differenzierung auf die strengen Anforderungen der 88 11 bis 14 verwies, verhalt-
nismanig sei und auch dem Urteil des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs in seinem Ur-
teil vom 17. April 2023, Az. 11 B 22 .1234, welches wegen nicht ausreichender Regeltiefe
des § 3 Absatz 2 einen Verstol3 gegen den Bestimmtheitsgrundsatz und den Grundsatz der
VerhaltnismaRigkeit.bejaht hat. Eine weitere Detailtiefe hinsichtlich der Frage, welche Man-
gel hinsichtlich des Fuhrens fahrerlaubnisfreier Fahrzeuge im Einzelfall relevant sind und
unter welchen konkreten Voraussetzungen die in den 88 11 bis 14 FeV vorgesehenen Ge-
fahrerforschungsmalnahmen bei fahrerlaubnisfreien Fahrzeugen getroffen werden dirfen,
ist angesichts der Vielschichtigkeit der Sachverhalte vom Verordnungsgeber und auch von
der Bundesanstalt fiir StralBenwesen im Rahmen der Begutachtungsleitlinien zur Kraftfahr-
eignung schlicht nicht zu leisten. So ist auch im Urteil des Bayerischen Verwaltungsge-
richtshofs angefuhrt, dass der Bestimmtheitsgrundsatz nicht eine den 88 11 ff. Fahrerlaub-
nis-Verordnung in Verbindung mit Anlage 4 bis 6 vergleichbare Regelungsdichte erfordert.

Zugleich wird 8 3 Absatz 2 mit 8§ 6 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 Absatz 3 Nummer 1 des Stral3en-
verkehrsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. Marz 2003 (BGBI. | S. 310,
919), der durch Artikel 1 Nummer 6 des Gesetzes vom 12. Juli 2021 (BGBI. | S. 3091) neu
gefasst wurde, auf eine neue Erméchtigungsgrundlage gestellt.

Zu Nummer 2 (8§ 24 Absatz 1 Nummer 1 und Nummer 2)

Redaktionelle Klarstellung.





- 53 - Bearbeitungsstand: 22.12.2023 16:58

In Nummer 173 sind die Spalten 2 und 3 entsprechend anzupassen.
Zu Nummer 3 (8 28 Absatz 4 Satz 1 Nummer 7)

§ 28 Absatz 4 Satz 1 Nummer 7 wurde insgesamt eingefuhrt, um den Fuhrerscheintouris-
mus zu bekampfen. Die der Regelung zugrundliegende Situation hat sich in der Zwischen-
zeit geandert. Da die Regelung Alternative 1 nun vermehrt ein Hindernis fur die Freizligig-
keit in der Europaischen Union darstellt, wird sie gestrichen.

Zu Nummer 4 (8 48 Absatz 6)
Redaktionelle Klarstellung
Zu Nummer 5 (8§ 48a Absatz 5)

Diese Regelung dient der Klarstellung, dass bei Eintragung weiterer Begleitpersonen, diese
zum Zeitpunkt der Eintragung nicht mit mehr als einem Punkt im Fahreignungsregister be-
lastet sein dirfen.

Zu Nummer 6 (8 76 Nummer 23)

Artikel 3 Nummer 6 (§ 76 Nummer 23 Fahrerlaubnis-Verordnung) regelt das Inkrafttreten
der Regelung des Artikels 3 Nummerl1 Buchstabe b). Artikel 4 Nummer 11 Buchstabe b
tritt danach erst mit Inkrafttreten des Abkommens zwischen dem Bundesministerium fur
Digitales und Verkehr der Bundesrepublik Deutschland und dem Ministerium fur Verkehr
und Verkehrssicherheit des Staates Israel Uber Verfahrensfragen bei der Umschreibung
von Fuhrerscheinen in Kraft.

Zu Nummer 7 (Anlage 4)

Die Anderung in der Spalte 5 der Ziffer 2 der Tabelle zu Anlage 4 hat zur Folge, dass bei
Vorliegen einer hochgradigen Horstérung die Versorgung und das Tragen einer adaquaten
Horhilfe nach dem aktuellen Stand der medizinisch-technisch und audiologisch-techni-
schen Kenntnisse keine Voraussetzung mehr fiir die Erteilung einer Fahrerlaubnis der Klas-
sen C, C1, CE, C1E, D, D1, DE, D1E ist und damit als Bedingung bzw. Auflage ausscheidet.
Dies vermeidet eine Schlechterstellung von (hochgradig) schwerhérigen Kraftfahrzeugfih-
rern und Kraftfahrzeugfihrerinnen gegentiber gehdérlosen Kraftfahrzeugfiihrern und Kraft-
fahrzeugfiihrerinnen. Bei Vorliegen einer hochgradigen Horstdrung ist - soweit moéglich - die
Versorgung und das Tragen einer adaquaten Horhilfe nach dem aktuellen Stand der medi-
zinisch-technischen und audiologisch-technischen Kenntnisse durchaus zu empfehlen. Es
gibt jedoch auch Fallgestaltungen, in denen schwerhdorige Kraftfahrzeugfuhrer/innen auch
im Interesse der Verkehrssicherheit bewusst ohne Horgeréte ein Kraftfahrzeug fuhren, weil
bei ihnen (z. Bsp. aufgrund der Qualitat der Horsysteme) Stérgerausche tUbermaRig ver-
starkt werden.

Zu Nummer 8 (Anlage 4a Satz 1)

Mit der Anderung wird die aktuelle Fassung der Begutachtungsleitlinien zur Kraftfahreig-
nung in Kraft gesetzt.

Zu Nummer 9 (Anlage 7)
Zu Buchstabe a und b (Anlage 7 Ziffer 1.3 Satz 4)
Die Fahrerlaubnispriifung ist grundsétzlich in deutscher Sprache abzulegen. Dies ist sowohl

der Tatsache geschuldet, dass Deutsch Amtssprache ist, als auch der Férderung der In-
tegration fremdsprachiger Mitbirger. Um auch Kurmandschi sprechenden Mitbirgern als
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groRBere in Deutschland lebende Bevolkerungsgruppe die Teilnahme am Stral3enverkehr
und Zugang zu Berufen zu erleichtern, ist die theoretische Fahrerlaubnisprifung zukunftig
auch auf Kurmandschi maoglich.

Um den zahlreichen aus der Ukraine Gefliichteten die Integration in Deutschland und die
Suche nach einem Arbeitsplatz zu erleichtern, wird zudem Ukrainisch als Fremdsprache in
der Theoretischen Fahrerlaubnisprifung aufgenommen.

Zu Buchstabe c (Anlage 7 Ziffer 2.2.17)

Die Anderung dient der Klarstellung, dass alle hier genannten Alternativen an Systemen
auch eingesetzt werden dirfen.

Zu Buchstabe d (Anlage 7 Ziffer 2.3 Satz 3)

Die Anderung ist eine Folge der mit der Fiinfzehnten Verordnung zur Anderung der Fahr-
erlaubnis-Verordnung und anderer stral3enverkehrsrechtlicher Vorschriften vom 18. Marz
2022 (BGBI. | S. 498) erfolgten Anderung der Nummer 2.3. Der neue Satz 3 stellt klar, dass
bei LKW- und Bus-Klassen die verkirzte Prifung auch den Abschluss der Fahrt (2.1.6)
umfasst.

Zu Nummer 10 (Anlage 9)

Zu Buchstabe a

Redaktionelle Korrektur.

Zu Buchstabe b

Die besondere Schliisselzahl 95.01 ist in die Anlage 9 der Fahrerlaubnis-Verordnung auf-
zunehmen.

Zu Buchstabe c

Die besondere Schlisselzahl 99.01 ist in die Anlage 9 Fahrerlaubnis-Verordnung aufzu-
nehmen. Deutschland hat von der Option der Verordnung (EU) 2022/1280 zwar keinen Ge-
brauch gemacht, andere Mitgliedstaaten kdnnen diese Schlisselzahl jedoch nutzen.

Zu Nummer 11 (Anlage 11)

Zu Buchstabe a

Redaktionelle Klarstellung.

Zu Buchstabe b (Anlage 11 — ,,Israel“)

Das geplante Abkommen mit Israel Giber Verfahrensfragen bei der Umschreibung von Fih-
rerscheinen umfasst neben der Klasse B auch die Klassen A1, A2 und A. Daher wird Anlage
11 entsprechend erganzt.

Zu Buchstabe c

Redaktionelle Klarstellung.
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Zu Buchstabe d

Mit der Verordnung (EU) 2022/1280 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 18.
Juli 2022 zur Festlegung besonderer und voribergehender MaRhahmen, in Anbetracht der
Invasion der Ukraine durch Russland, in Bezug auf von der Ukraine gemalf ihren Rechts-
vorschriften ausgestellte Fahrerdokumente (ABI. 195 vom 22.07.2022, S. 13) hat die Euro-
paischen Union Regelungen geschaffen, die Gefliichteten aus der Ukraine die Teilnahme
am Verkehr in der Europaischen Union erleichtern sollen. Nach dieser Verordnung sind von
der Ukraine ausgestellte gultige Fuhrerscheine im Gebiet der Union anerkannt werden,
wenn ihren Inhabern geman der Richtlinie 2001/55/EG und dem Durchfiihrungsbeschluss
(EU) 2022/382 voribergehender Schutz oder angemessener Schutz nach nationalem
Recht gewahrt wird, und zwar bis zu dem Zeitpunkt, zu dem dieser voriibergehende Schutz
endet. Nach Ablauf des Schutzstatus missten Gefliichtete, die nicht in die Ukraine zurtick-
kehren eine theoretische und praktische Fahrerlaubnisprifung ablegen, obwohl sie in
Deutschland bereits mehrere Jahre am Verkehr teilgenommen haben. Aus diesem Grund
wird die Ukraine in die Anlage 11 der Fahrerlaubnis-Verordnung aufgenommen.

Hinzu kommt, dass Voraussetzung fur die Ausstellung eine Fahrerqualifizierungsnachwei-
ses an die hier betroffene Personengruppe nur moéglich ist, wenn diese zuvor ihre Eignung
nachgewiesen haben. Diese Eignung lasst sich in Deutschland jedoch nur im Rahmen der
Erteilung oder Verlangerung einer Fahrerlaubnis und nicht im Rahmen der Ausstellung ei-
nes Fahrerqualifizierungsnachweises nachweisen. Daher muss fir diese Falle zuvor ein
EU-FUhrerschein ausgestellt werden. Missten ukrainische LKW- und Busfahrer hierflir zu-
nachst eine theoretische und praktische Fahrerlaubnisprifung ablegen, wirde dies eine
zusatzliche unverhaltnismaRige Belastung darstellen, da diese ja schon lber eine Fahrer-
laubnis und Fahrerfahrung verfugen.

Zu Buchstabe e (Anlage 11 — die FuBnoten 19 bis 24)

Die Regelungen dienen der Klarstellung des Gewollten.

Zu Buchstabe f

Um sicherzustellen, dass die Antragssteller auch die in der EU-vorgeschriebenen Anforde-
rungen an die Fahreignung erfillen, missen diese vor Ausstellung des Fuhrerscheines ent-
sprechende Nachweise vorlegen.

Zu Buchstabe g

Redaktionelle Klarstellung.

Zu Artikel 4 (Anderung der BuRgeldkatalog-Verordnung)

Zu Nummer 1 (laufende Nummer 169)

Die laufende Nummer 169 wird in der Spalte 3 an den derzeitigen Wortlaut des § 75 Nr. 9
Fahrerlaubnis-Verordnung angepasst.

Zu Nummer 2 (laufende Nummer 172)
Im Rahmen des Gesetzes zur Modernisierung des Personenbeférderungsrechts wurde aus

dem § 48 Absatz 8 Fahrerlaubnis-Verordnung der § 48 Absatz 7 Fahrerlaubnis-Verordnung.
Die Spalte 3 der laufenden Nummer 172 ist daher entsprechend anzupassen.
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Zu Nummer 3 (Vor der laufenden Nummer 173 die Uberschrift) und zu Nummer 4
(laufende Nummer 173) Buchstabe aund b

Im Rahmen des Gesetzes zur Modernisierung des Personenbefdérderungsrechts wurden in
§ 48 Fahrerlaubnis-Verordnung die ,erforderlichen Ortskenntnisse” durch die ,erforderliche
Fachkunde® ersetzt und aus § 48 Absatz 8 Fahrerlaubnis-Verordnung wurde § 48 Absatz 7
Fahrerlaubnis-Verordnung. Vor der laufenden Nummer 173 sind daher die Uberschrift und
in Nummer 173 die Spalten 2 und 3 entsprechend anzupassen.

Zu Nummer 5

Redaktionelle Korrektur.

Zu Nummer 6

Redaktionelle Korrektur.

Zu Artikel 5 (Anderung der Gebihrenordnung fur MaRnahmen im StralRenverkehr)
Zu Nummer 1 (Geblhrennummer 202.7)

Die Anderung dient der Korrektur des Verweises.

Zu Nummer 2 (Gebihrennummer 345)

Die Gebuhrennummer 345 enthalt unter Beriicksichtigung des Urteils des Verwaltungsge-
richtes Dusseldorf vom 09.01.2020 (Az.: 6 K 17945/17) und des Verwaltungsgerichts Arns-
berg vom 01.03.2023 (Az.: 7 K 968/21) Klarstellungen dahingehend, dass auch Anderungs-
antrage von der Gebithrennummer erfasst sind. Ein Anderungsantrag liegt unter Berick-
sichtigung der Anerkennungsvoraussetzungen gemaR § 9 Berufskraftfahrerqualifikations-
gesetz in Verbindung mit 8 5 Absatz 1 Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung zum Bei-
spiel dann vor, wenn sich die Ausbildungsstétte anderer oder weiterer Unterrichtsrdume als
der im Anerkennungsbescheid gemafl § 5 Absatz 2 Satz 2 Nummer 3 genannten bedient.
Eine Anderung liegt dariiber hinaus insbesondere zum Beispiel auch vor, wenn eine bereits
anerkannte Ausbildungsstétte digitalen Unterricht im Rahmen der Weiterbildung anbieten
mdchte. Auch sie haben nach § 5 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 Buchstabe b) durch Vorlage
eines entsprechenden Unterrichtskonzepts nachzuweisen, dass die Voraussetzungen der
Anlage 3 eingehalten werden (vgl. auch Begriindung zu § 4 Absatz 2a) und zu 8§ 5 Absatz
1 Satz 2 Nummer 3).Bei der Veradnderung der Anerkennungsvoraussetzungen ist in der
Regel lediglich die Anderung durch die nach Landesrecht zustandigen Behdrden zu iiber-
prufen, weshalb die vorgesehene Rahmengebuihr ausreicht. Zudem erfasst der Gebuhren-
tatbestand nunmehr auch ausdrticklich die Versagung. Auch hier ist die bereits vorgese-
hene Rahmengebihr ausreichend, da der Prufaufwand bei den nach Landesrecht zustan-
digen Behérden identisch ist. Die Prifung endet jedoch in diesem Fall mit der Feststellung,
dass die Anerkennungsvoraussetzungen nicht vorliegen.

Zu Artikel 6 (Inkrafttreten)

Diese Vorschrift regelt das Inkrafttreten.
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Referentenentwurf

der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Berufskraftfahrerqualifikati-
onsgesetzes und anderer strallenverkehrsrechtlicher Vorschriften

A. Problem und Ziel

Im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens tiber Anderungen im Berufskraftfahrerqualifika-
tionsrecht hat der Deutsche Bundestag die Bundesregierung aufgefordert, dem damaligen
Ausschuss fur Verkehr und digitale Infrastruktur des Deutschen Bundestages eine Berufs-
kraftfahrerqualifikationsverordnung vorzulegen, ,in der Regelungen Uber den Einsatz von
e-Learning enthalten sind“ (BT-Drs. 19/23185 und Plenarprotokoll 19/184, S. 23177 ff.).
Hierzu sind die erforderlichen Rechtsgrundlagen zur Speicherung der Daten Uber e-Learn-
ing bzw. digitalen Unterricht im Berufskraftfahrerqualifikationsregister zu schaffen. Gleich-
zeitig sind auch die Regelungen zum Beispiel tiber die Anerkennung und Uberwachung von
Ausbildungsstatten an die neuen Regelungen zum digitalen Unterricht anzupassen. Dar-
Uber hinaus hat sich der Bedarf datenschutzrechtlich gebotener Konkretisierungen im Zu-
sammenhang mit der Ubermittlung von Daten ergeben, die im Berufskraftfahrerqualifikati-
onsregister gespeichert werden.

Erganzend sind redaktionelle Korrekturen vorzunehmen und vereinzelt Regelungen an die
aktuelle Rechtsprechung anzupassen.

B. Losung

Das Berufskraftfahrerqualifikationsgesetz wird um Regelungen zur Speicherung von Infor-
mationen Uber die Durchfihrung von e-Learning in Form des digitalen Unterrichts in syn-
chroner und asynchroner Form in der Weiterbildung ergdnzt. Datenschutzrechtlich gebo-
tene Konkretisierungen zur Datenlibermittiung werden vorgenommen.

Redaktionelle Anderungen sowie Anpassungen infolge von Rechtsprechung werden vor-
genommen.

C. Alternativen

Keine.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand

Bund

Fur den Bund hat das Vorhaben keine weiteren haushélterischen Auswirkungen.
Lander

Auf Seiten der Lander ergeben sich keine weiteren haushélterischen Auswirkungen.
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E. Erfallungsaufwand

E.1 Erfallungsaufwand far Bargerinnen und Birger

Fur die Burgerinnen und Birger ergeben sich durch das vorliegende Gesetzesvorhaben
keine Be- oder Entlastungen.

E.2 Erfullungsaufwand fir die Wirtschaft

Fur die Wirtschaft entstehen lediglich geringflgige Burokratiekosten aus Informationspflich-
ten.

Davon Burokratiekosten aus Informationspflichten

Durch die Erweiterung des Berufskraftfahrerqualifikationsregisters um Datenfelder zur Un-
terrichtsart entsteht bei den Ausbildungsstatten ein jahrlicher Erflllungsaufwand aus Infor-
mationspflichten in Hohe von 60 000 Euro.

E.3 Erfullungsaufwand der Verwaltung

Bund

Die Erweiterung des Berufskraftfahrerqualifikationsregisters um Datenfelder zum digitalen
Unterricht fuhrt zu einem einmaligen Erfullungsaufwand in Héhe von 7 850 Euro.

Lander (inklusive Kommunen)

Auf Seiten der Lander entsteht kein weiterer Erfiillungsaufwand.

F. Weitere Kosten

Keine.
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Referentenentwurf der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Berufskraftfahrerqualifikati-
onsgesetzes und anderer straRenverkehrsrechtlicher Vorschriften Y

sen:

1.

vom ...

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlos-

Artikel 1

Anderung des Berufskraftfahrerqualifikationsgesetztes

Das Berufskraftfahrerqualifikationsgesetz vom 26. November 2020 (BGBI. | S. 2575),
das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 16. August 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 218) ge-
andert worden ist, wird wie folgt geéndert:

8 1 Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe a wird wie folgt gefasst: ,der Bundeswehr sowie
der Truppe und dem zivilen Gefolge der Européischen Union und der anderen Ver-
tragsstaaten des Nordatlantikpaktes,®

8§ 7 wird wie folgt geéndert:

a)

b)

In Absatz 2 Nummer 1 werden die Wodrter ,Richtlinie 2003/59/EG des Europai-
schen Parlaments und des Rates vom 15. Juli 2003 Uber die Grundqualifikation
und Weiterbildung der Fahrer bestimmter Kraftfahrzeuge fur den Guiter- oder Per-
sonenkraftverkehr und zur Anderung der Verordnung (EWG) Nr. 3820/85 des Ra-
tes und der Richtlinie 91/439/EWG des Rates sowie zur Aufhebung der Richtlinie
76/914/EWG des Rates, die zuletzt durch die Richtlinie (EU) 2018/645 (ABI. L 112
vom 2.5.2018, S. 29) geandert worden ist,” durch die Worter ,Richtlinie (EU)
2022/2561 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 2022
Uber die Grundqualifikation und Weiterbildung der Fahrer bestimmter Kraftfahr-
zeuge fir den Giuter- oder Personenkraftverkehr (kodifizierter Text) (ABI. L 330
vom 23.12.2022, S. 46)" ersetzt.

In Absatz 4 Satz 1 wird die Angabe ,Anhang 5 durch die Warter ,Anlage 5 Teil A"
ersetzt.

§ 9 Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

»(3) Prasenzunterricht darf nur in den in dem Anerkennungsbescheid aufgefihrten

Unterrichtsraumen angeboten und durchgefuhrt werden. Digitaler Unterricht darf nur in
der im Anerkennungsbescheid aufgefiihrten Art angeboten und durchgefuhrt werden.*

§ 11 Absatz 4 wird wie folgt geéandert:

a)

Satz 1 wird wie folgt gedndert:

Y

Artikel 1 dient der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2022/2561 des Europaischen Parlaments und des

Rates vom 14. Dezember 2022 Uber die Grundqualifikation und Weiterbildung der Fahrer bestimmter
Kraftfahrzeuge fir den Guter- oder Personenkraftverkehr (kodifizierter Text) (ABl. L 330 vom

23.12.2022, S. 46).





b)

c)
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aa) In Nummer 1 wird das Wort ,Unterricht” durch das Wort ,Prasenzunterricht*
ersetzt.

bb) Nach Nummer 1 wird die folgende Nummer 1a eingeflgt:

»1a. Zugangsdaten zum digitalen Unterricht in synchroner Form, falls ein sol-
cher angeboten oder durchgefihrt wird,".

cc) In Nummer 4 wird das Wort ,und“ durch ein Komma ersetzt.
dd) Nach Nummer 4 wird die folgende Nummer 5 eingefiigt:

,D. die Art des Unterrichts als Prasenzunterricht oder digitaler Unterricht in
synchroner Form und®.

ee) Die bisherige Nummer 5 wird Nummer 6.

Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefugt:

~<Abweichungen von den fristgerecht angezeigten Angaben sind der nach Landes-
recht zustandigen Behorde bis spatestens einen Werktag vor Durchfihrung des

Unterrichts schriftlich oder elektronisch anzuzeigen.*

In dem neuen Satz 3 werden die Worter ,Diese Angaben® durch die Wérter ,Die
Angaben der Ausbildungsstétte nach Satz 1 oder Satz 2“ ersetzt.

8§ 12 Nummer 3 wird wie folgt gefasst:

»3. Welche nach Anlage 1 der Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung vorgeschrie-

benen Unterkenntnisbereiche dem Fahrer im Rahmen der beschleunigten Grund-
gualifikation und der Weiterbildung vermittelt wurden, in welcher Unterrichtsart, in
welchem Umfang und in welcher Ausbildungsstatte,”.

§ 14 wird wie folgt geandert:

a)

b)

In Nummer 3 Buchstabe d werden die Woarter ,,zu anderen abgeschlossenen spe-
ziellen MalRnahmen® durch die Worter ,zum Vorliegen anderer abgeschlossener
spezieller Malinahmen* ersetzt.

Nummer 4 Buchstabe ¢ wird wie folgt gefasst:

»,C) Zeitraum und Art des Unterrichts sowie tatsé&chliche Dauer der Unterrichts-
teilnahme, aufgeschlisselt nach Unterrichtarten,”.

§ 21 wird wie folgt gefasst:

821
Datentbermittlung an inlandische Behdrden und Stellen

(1) Die im Berufskraftfahrerqualifikationsregister gespeicherten Daten durfen

durch Abruf im automatisierten Verfahren an die Behodrden und Stellen tGbermittelt wer-
den, die zustéandig sind fur

1.

Verwaltungsmaflnahmen gegenuber Fahrern auf Grund dieses Gesetzes oder auf
Grund der auf ihm beruhenden Rechtsvorschriften,
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2. die Erteilung von Fahrerbescheinigungen nach § 7b Absatz 3 des Guterkraftver-
kehrsgesetzes,

3. die Durchfiihrung der Aus- und Weiterbildung sowie fir die Prifung von Fahrern
auf Grund dieses Gesetzes oder der auf ihm beruhenden Rechtsvorschriften,

4. die Uberwachung der anerkannten Ausbildungsstatten von Fahrern,
5. Verkehrs-, Grenz- oder Stral3enkontrollen gegentuber Fahrern,

6. die Verfolgung von Straftaten, die von Fahrern verlbt worden sind, sowie die Voll-
streckung oder den Vollzug von Strafen gegentber Fahrern oder

7. die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten, die von Fahrern vertibt worden sind,
sowie die Vollstreckung von Buf3geldbescheiden gegen Fahrer und ihre Nebenfol-
gen nach diesem Gesetz.

Die Daten durfen Gbermittelt werden, soweit dies zur Erfillung der in Satz 1 genannten
Aufgaben erforderlich ist.

(2) In den Fallen des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 1 und Nummer 2 durfen der
jeweils zustandigen Stelle folgende Daten aus dem Berufskraftfahrerqualifikationsre-
gister Gbermittelt werden:

1. Geburts- und Familienname, Vornamen, Tag und Ort der Geburt, akademischer
Grad und Geschlecht des Fahrers,

2. die Daten zum Fahrerqualifizierungsnachweis nach 8 14 Nummer 1 Buchstabe b
bis i,

3. folgende Daten zum Vorliegen anderer abgeschlossener spezieller Ma3hahmen:
a) den Fachbereich der Mallnahme Gefahrguttransport oder Tiertransport,
b) die Geltungsdauer der durch die Malinahme erworbenen Qualifikation,
c) die Stelle, die das Vorliegen der MalBnahme mitgeteilt hat,

4. die Daten zur Grundqualifikation nach § 14 Nummer 2 Buchstaben b bis e,

5. die Daten zur beschleunigten Grundqualifikation nach § 14 Nummer 3 Buchstabe
a und Buchstaben c bis h,

6. die Daten zur Weiterbildung nach § 14 Nummer 4 Buchstabe a und c bis e.

(3) Inden Féllen des Absatzes 1 Nummer 3 und 4 dirfen folgende Daten aus dem
Berufskraftfahrerqualifikationsregister tbermittelt werden:

1. Geburts- und Familienname, Vornamen, Tag und Ort der Geburt, akademischer
Grad und Geschlecht des Fahrers sowie

2. die Daten nach Absatz 2 Nummer 3 bis 6.

(4) Inden Féllen des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 5 bisD 7 dirfen folgende Daten
aus dem Berufskraftfahrerqualifikationsregister Gbermittelt werden:
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1. Geburts- und Familienname, Vornamen, Tag und Ort der Geburt, akademischer
Grad und Geschlecht des Fahrers sowie

2. die Daten nach Absatz 2 Nummer 2.

8. In 8 22 Absatz 2 werden die Worter ,8 21 Satz 1 Nummer 4“ durch die Worter ,8 21
Absatz 1 Satz 1 Nummer 5* ersetzt.

9. § 27 Absatz 1 wird wie folgt geandert:
a) Die Worter ,Verkehr und digitale Infrastruktur® werden durch die Wérter ,Digitales
und Verkehr® und die Worter ,fur Wirtschaft und Energie® werden durch die Worter
Lfur Wirtschaft und Klimaschutz® ersetzt.
b) Nummer 5 wird wie folgt gefasst:
,5. die Fahrerqualifizierungsnachweise, insbesondere
a) die Voraussetzungen fur die Ausstellung,
b) die im Zusammenhang mit der Ausstellung erforderliche Erteilung von
Auskiinften aus dem Berufskraftfahrerqualifikationsregister und dem
Zentralen Fahrerlaubnisregister an die nach Landesrecht zustandige Be-
horde und
c) das Verwaltungsverfahren.*

10. § 28 Absatz 2 wird wie folgt geandert:

a) In Nummer 3 wird die Angabe ,8 9 Absatz 4“ durch die Worter ,8 9 Absatz 3 oder
4° ersetzt.

b) In Nummer 5 werden die Worter ,8 11 Absatz 4 Satz 1* durch die Wérter ,§ 11
Absatz 4 Satz 1 und 2“ ersetzt.

11. In 8 30 werden die Abséatze 1, 3 und 4 aufgehoben.

Artikel 2

Anderung des StraRenverkehrsgesetzes

In 8§ 6a Absatz 4 des Stral3enverkehrsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung
vom 5. Marz 2003 (BGBI. | S. 310, 919), das zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom
21. November 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 315) geandert worden ist, werden die Worter ,Be-
werbers oder Antragstellers® durch die Worter ,Adressaten der Amtshandlung® ersetzt.

Artikel 3

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkiindung in Kraft.
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Begrindung

A. Allgemeiner Teil

l. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Der Deutsche Bundestag hat die Bundesregierung im Rahmen des Gesetzgebungsverfah-
rens Uber Anderungen im Berufskraftfahrerqualifikationsrecht aufgefordert, eine Berufs-
kraftfahrerqualifikationsverordnung vorzulegen, in der Regelungen uber die Mdglichkeit
zum Einsatz von e-Learning enthalten sind (BT-Drs. 19/23185). Aufgrund der Errichtung
und Inbetriebnahme des Berufskraftfahrerqualifikationsregister, das Informationen tber den
Besuch von Aus- und Weiterbildungsmafinahmen der Fahrerinnen und Fahrer enthalt, sind
das Register um ein Datenfeld zu erweitern und die zugrundeliegenden Vorschriften anzu-
passen. Auf diese Weise kénnen die hach Landesrecht zustandigen Behoérden fir die Aus-
stellung des Fahrerqualifizierungsnachweises Uberprifen, ob der von der Richtlinie (EU)
2022/2561 vorgegebene Stundenumfang zum Einsatz von e-Learning im Rahmen der Wei-
terbildung eigehalten wurde.

Daruber hinaus sind redaktionelle Korrekturen sowie solche infolge von Rechtsprechung im
Berufskraftfahrerqualifikationsgesetz vorzunehmen.

Auch die Anderung im StraBenverkehrsgesetz dient der Beriicksichtigung von Rechtspre-
chung.

Il Wesentlicher Inhalt des Entwurfs

Das vorliegende Gesetz enthélt im Wesentlichen Anpassungen der Vorschriften zum Be-
rufskraftfahrerqualifikationsregister in Bezug auf die Einfuhrung des e-Learnings in Form
des digitalen Unterrichts in synchroner und asynchroner Form. Dartber hinaus wird dem
Erfordernis datenschutzrechtlich gebotener Konkretisierungen Folge geleistet, in dem kon-
kret geregelt wird, welche Datensatze zu welchem Zweck tbermittelt werden.

Die vorgenommenen redaktionellen Anderungen dienen der Anwenderfreundlichkeit und
der Reaktion auf ergangene Gerichtsurteile bzw. Beschlisse.

M. Alternativen

Zu den oben beschriebenen Anderungen bestehen keine Alternativen. Eine Nichtvornahme
der Anderungen kommt nicht in Betracht.

V. Gesetzgebungskompetenz

Dem Bund steht die konkurrierende Gesetzgebungskompetenz fir den StraRenverkehr
nach Artikel 74 Absatz 1 Nummer 22 Grundgesetz (GG) in Verbindung mit Artikel 72 Ab-
satz 2 GG zu. Eine bundeseinheitliche Regelung ist zur Herstellung gleichwertiger Lebens-
verhaltnisse sowie zur Wahrung der Rechts- und Wirtschaftseinheit im gesamtstaatlichen
Interesse und somit erforderlich. Es ist sicherzustellen, dass bundesweit dieselben Infor-
mationen in das Berufskraftfahrerqualifikationsregister eingetragen werden. Genauso ist er-
forderlich, dass die Rechtsprechung im Interesse eines einheitlichen Verwaltungshandelns
bertcksichtigt wird.
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V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europaischen Union und vdlkerrechtlichen
Vertragen

Die Regelungen sind mit dem Recht der Européaischen Union vereinbar. Sie dienen zum
Teil der Umsetzung der Richtlinie 2022/2561 des Europaischen Parlaments und des Rates
vom 14. Dezember 2022 Uber die Grundqualifikation und Weiterbildung der Fahrer be-
stimmter Kraftfahrzeuge fir den Guiter- oder Personenkraftverkehr (kodifizierter Text).

VI. Gesetzesfolgen

1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

Die Anderungen dienen im Wesentlichen der Klarstellung und Rechtssicherheit. Sie haben
daher keine relevanten Auswirkungen auf bestehende Verwaltungsverfahren.

2. Nachhaltigkeitsaspekte

Die Nachhaltigkeitsprifung ist durchgefiihrt worden. Das Rechtsetzungsverfahren setzt das
Leitprinzip einer nachhaltigen Entwicklung dergestalt um, dass die stetige Anpassung der
Reglungen aufgrund der Ruckmeldungen aus der Praxis und aufgrund z. B. ergangener
Rechtsprechung die Anwenderfreundlichkeit erhéhen.

3. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand

Bund

Die Anderungen haben keine haushalterischen Auswirkungen auf die Einnahmen und Aus-
gaben des Bundes.

Lander (inklusive Kommunen)

Die Anderungen haben keine haushalterischen Auswirkungen auf die Einnahmen und Aus-
gaben der Lander.

4. Erfullungsaufwand
4.1 Erfullungsaufwand fiur die Blrgerinnen und Birger

Fur die Burgerinnen und Burger ergeben sich durch das vorliegende Gesetzesvorhaben
keine Be- oder Entlastungen

4.2 Erflllungsaufwand fur die Wirtschaft

Registereintrdge tber die Unterrichtsart im Rahmen der Weiterbildung gemanR § 12 Num-
mer 3 BKIFQGANdG

Veré&nderung des jahrlichen Erfullungsaufwands

Fallzahl Zeitaufwand Lohnsatz pro | Sachkosten pro | Personalkosten Sachkosten
pro Fall (in Mi- | Stunde (in | Fall (in Euro) (in Tsd. Euro) (in Tsd. Euro)
nuten) Euro)

300 000 0,5 24,00 - 60

Anderung des Erfiillungsaufwands (in Tsd. Euro) 60
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Durch die Erweiterung des Berufskraftfahrerqualifikationsregisters um Datenfelder zur Er-
fassung der Unterrichtsart (Prasenzunterricht oder digitaler Unterricht in synchroner und
asynchroner Form) entsteht fur die Ausbildungsstatten Aufwand bei der Beflllung eben die-
ser Datenfelder.

Die Befullung der Datenfelder erfolgt je Berufskraftfahrer. Die Grundgesamtheit umfasst alle
Personen im Kontext einer Weiterbildung. Aquivalent zur Bundesratsdrucksache 598/20
(Verordnung zur Ablosung der Berufskraftfahrer-Qualifikations-Verordnung und zur Ande-
rung anderer straf3enverkehrsrechtlicher Vorschriften, Seite 30 ff.) wird von einer Fallzahl
in Hohe von 300 000 ausgegangen.

Die Daten liegen der Ausbildungsstatte im Moment der Eintragung vor. Es bedarf hierzu
keiner Berechnung oder Recherchearbeit. Fir die Eingabe der Angaben zur Unterrichtsart
mittels Drop-Down-Menu (Art sowie Umfang) und Texteingabe (Ausbildungsstatte) wird von
einem simulierten Zeitaufwand in Héhe von 30 Sekunden ausgegangen.

Der mittlere Lohnsatz im Wirtschaftszweig H49 (Landverkehr) liegt beim mittleren Qualifi-
kationsniveau bei 24,00 Euro.

Sachkosten entstehen nicht. Aus Erfahrungen durch vergleichbare kleine Anderungen von
Eingabemasken wird davon ausgegangen, dass dies beispielsweise in Rahmenvertragen
inkludiert ist und hierfur keine Kosten entstehen.

Der jahrliche Erfullungsaufwand liegt somit jahrlich bei 60 000 Euro.

4.3 Erfullungsaufwand fur die Verwaltung

Bund

Erweiterung des Berufskraftfahrerqualifikationsregisters

Die zusatzlichen Eintragungen betreffen lediglich die anerkannten Ausbildungsstatten, so-
dass fir diese die Web-Anwendung anzupassen ist.

Um die neuen Angaben beauskunften zu kdnnen, sind zusatzlich die Auskunfts-Web-App
(inklusive Druck) und der Auskunfts-Web-Service um die entsprechenden Datenfelder zu
erweitern.

Fur die Softwareentwicklung, Testung und u.a. fir die Modellierung entsteht ein einmaliger
Aufwand im Umfang von ca. 100 Stunden, der Kosten in Hohe von etwa 7 850 Euro verur-
sacht.

Gesonderter Aufwand fir die laufende Anwendung entsteht nicht.

Lander (inklusive Kommunen)

Auf Seiten der Lander entsteht kein weiterer Erfullungsaufwand.

5. Weitere Kosten

Weitere Kosten entstehen nicht; Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau sind
nicht zu erwarten.

6. Weitere Gesetzesfolgen

a. Berucksichtigung der Belange mittelstandischer Unternehmen
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Entsprechend dem Leitfaden zur Berticksichtigung der Belange mittelstdndischer Unter-
nehmen in der Gesetzesfolgenabschatzung (KMU-Test) vom 30. Dezember 2015 wurde
gepruft, ob fur kleinere und mittelstandische Unternehmen durch die Regelungsanderungen
besondere Belastungen entstehen und inwiefern weniger belastende Regelungsalternati-
ven oder Unterstitzungsmafinahmen bestehen. Das Berufskraftfahrerwesen ist im beson-
deren MalRRe von kleinen und mittelstandischen Unternehmen gepragt, wobei fr diese Pri-
fung zwischen Unternehmen unterschieden werden muss, die Berufskraftfahrer beschéafti-
gen und die (ausschlief3lich) Berufskraftfahrer ausbilden (Ausbildungsstatten).

Lediglich auf Seiten der anerkannten Ausbildungsstéatten entsteht eine geringfligig hohere
Belastung, da nun in Bezug auf die angebotene und durchgefiihrte Unterrichtsart (Prasen-
zunterricht und digitaler Unterricht in synchroner und asynchroner Form) weitere Angaben
zu den teilnehmenden Fahrerinnen und Fahrern in das Berufskraftfahrerqualifikationsregis-
ter einzutragen sind. Die Eingabemaske zur Ubermittlung der daten soll jedoch so anwen-
derfreundlich erweitert werden, dass der Aufwand mdglichst gering ausfallt.

b. Gleichstellungspolitische Relevanzprifung

Im Zuge der geméalR § 2 der Gemeinsamen Geschaftsordnung der Bundesministerien
(GGO) vorzunehmenden Relevanzprifung sind durch das Gesetz keine gleichstellungs-
politischen Auswirkungen zu befurchten. Das Gesetz bietet keine Grundlage fir verdeckte
Benachteiligungen, Beteiligungsdefizite oder die Verfestigung tradierter Rollen.

VII.  Befristung; Evaluierung

Eine Befristung ist nicht vorgesehen, da die Regelungen im Berufskraftfahrerqualifikations-
recht dauerhaft zu treffen sind.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Anderung des Berufskraftfahrerqualifikationsgesetztes)

Zu Nummer 1

Korrektur eines Redaktionsversehens im Zuge der damaligen Verkindung.

Zu Nummer 2

Zu Buchstabe a

Die Richtlinie 2003/59/EG des Europaischen Parlaments und des Rates wurde mehrfach
und erheblich geandert. Aus Grinden der Klarheit und der Ubersichtlichkeit entschieden

sich Europaisches Parlament und Europaischer Rat dazu, diese zu kodifizieren. Auf Grund
dessen ist der Verweis an die kodifizierte Richtlinie anzupassen.

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine notwendige Konkretisierung, da aus Grinden der Falschungssi-
cherheit lediglich die auf Grundlage der Qualitdtscharta ausgestellten Fahrerqualifizie-
rungsnachweise anerkannt werden sollen. Die Beschreibung der Anforderungen an den
Sicherheitsstandard des Fahrerqualifizierungsnachweises sind mit denen aus der Richtlinie
2003/59/EG identisch.
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Zu Nummer 3

Die Einfuhrung von digitalem Unterricht in synchroner und asynchroner Form durch die
Verordnung Uber Ausnahmen fur Inhaber ukrainischer Fahrerqualifizierungsnachweise so-
wie zur Anderung der Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung und anderer straenver-
kehrsrechtlicher Vorschriften erfordert es, dass bereits bestehende Regelungen zum Pra-
senzunterricht klarer gefasst werden mussen, um Auslegungsspielrdume einzugrenzen.
Dies hat zur Folge, dass klargestellt wird, dass der Anerkennungsbescheid maRgeblich fur
die Rahmenbedingungen zum Anbieten und Durchfiihren der jeweiligen Unterrichtsart ist.
Digitaler Unterricht bedarf der Zustimmung der Anerkennungsbehdrde. Bei der erstmaligen
Anerkennung einer Ausbildungsstétte erfolgt die Zustimmung im Rahmen der Anerken-
nung. Bei bereits anerkannten Ausbildungsstatten, die synchronen oder asynchronen digi-
talen Unterricht anbieten mochten, liegt eine zustimmungsbediirftige Anderung der Aner-
kennungsvoraussetzungen vor. Gleichzeitig erfolgt eine sprachliche Anpassung an Absatz
4,

Zu Nummer 4
Zu Buchstabe a
Zu Doppelbuchstabe aa

Durch die Einfihrung von digitalem Unterricht in synchroner und asynchroner Form durch
die Verordnung Uber Ausnahmen fur Inhaber ukrainischer Fahrerqualifizierungsnachweise
sowie zur Anderung der Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung und anderer straRenver-
kehrsrechtlicher Vorschriften ist vereinzelt klarzustellen, dass es sich um Présenzunterricht
handelt.

Zu Doppelbuchstabe bb

Die Einfihrung von digitalem Unterricht in synchroner und asynchroner Form durch die
Verordnung Uber Ausnahmen fir Inhaber ukrainischer Fahrerqualifizierungsnachweise so-
wie zur Anderung der Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung und anderer straRenver-
kehrsrechtlicher Vorschriften erfordert es, dass der nach Landesrecht zustandigen Behérde
im Rahmen der Unterrichtsmeldung auch Zugangsdaten im Falle der Durchflihrung von
digitalem Unterricht in synchroner Form mitgeteilt werden. Dadurch soll der nach Landes-
recht zustandigen Behorde eine Uberwachung des digitalen Unterrichts in synchroner Form
ermdglicht werden.

Zu Doppelbuchstabe cc
Durch die Einfigung einer neuen Nummer 5 verlangert sich die Auflistung.
Zu Doppelbuchstabe dd

§ 11 Absatz 4 Satz 1 BKrFQG ist um die Meldung der Unterrichtsart, ndmlich Prasenzun-
terricht oder digitaler Unterricht in synchroner zu erganzen, da dessen Einsatz derzeit
hdchstens anhand der Angaben zum Beginn und Ende der Unterrichtseinheit erkennbar
waére.

Durch die Einfiihrung des digitalen Unterrichts in synchroner und asynchroner Form ist auch
die Pflicht zur Unterrichtsanzeige anzupassen. In den Féllen des digitalen Unterrichts in
asynchroner Form im Rahmen der Weiterbildung erfolgt keine diesbezligliche Angabe, da
hier innerhalb des von § 4 Absatz 2 Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung gesetzten
Rahmens die Unterrichtseinheiten zeitlich flexibel absolviert werden kénnen. Eine Unter-
richtsanzeige zur Erméglichung der Uberwachung ist hier nicht sinnvoll, da hier der Teil-
nehmer eigenverantwortlich Selbstlerneinheiten absolviert und auch nicht erforderlich, da
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der angebotene digitale Unterricht zuvor von der nach Landesrecht zustandigen Behdrde
im Rahmen der Anerkennung tberprift wurde.

Zu Doppelbuchstabe ee
Es handelt sich um eine Folge&nderung.
Zu Buchstabe b

Die ausdriickliche Normierung der Pflicht, auch nach der Unterrichtsanzeige gemaf
§ 11 Absatz 4 Satz 3 kurzfristige Anderungen mitzuteilen, tragt den Ausfuihrungen des
Oberverwaltungsgerichts Bremen in seinem Beschluss vom 26.01.2021 — 1 B 273/20
(Rn. 37) Rechnung. Wie bereits im Rahmen des Erlasses der Regelungen zur Uberwa-
chung von Ausbildungsstatten ausgefiihrt, ist das Ziel die Sicherstellung einer ,realistischen
Uberwachung“ (BT-Drs. 18/8183, S. 19). Gleichzeitig reduziert sich die Gefahr der Ausbil-
dungsstatten, bei infolge von Anderungen fehlerhaften Unterrichtsmeldungen, eine Ord-
nungswidrigkeit gemaR § 28 Absatz 2 Nummer 5 zu begehen. Im Ubrigen entspricht die
nunmehr ausdrtcklich vorliegende Regelung bereits der Verwaltungspraxis

Zu Buchstabe c
Durch die Einfigung des Satzes 2 ist Satz 3 sprachlich anzupassen.
Zu Nummer 5

Durch die Einfiihrung des digitalen Unterrichts in synchroner und asynchroner Form ist auch
der Zweck des Berufskraftfahrerqualifikationsregisters zu erweitern. Das Register dient zu-
kunftig auch der Erfassung der Unterrichtsart (Prasenzunterricht oder digitaler Unterricht in
synchroner oder asynchroner Form). Aufgrund des in Anhang | Abschnitt 4 in der Richtlinie
(EVU) 2022/2561 vorgegebenen Stundenumfangs fur den digitalen Unterricht ist eine Erfas-
sung zu Kontrollzwecken erforderlich

Zu Nummer 6

Zu Buchstabe a

Es handelt sich um die Korrektur eines Redaktionsversehens.
Zu Buchstabe b

Aufgrund der Einfiihrung des digitalen Unterrichts in synchroner und asynchroner Form wird
im Berufskraftfahrerqualifikationsregister ein Datenfeld aufgenommen, das tber die Art des
Unterrichts (Prasenzunterricht und digitaler Unterricht in synchroner und asynchroner Form)
informiert. Dies ist zum Nachweis dartber erforderlich, dass der Fahrer den hdchstzulassi-
gen Umfang von 12 Unterrichtseinheiten digitalem Unterricht im Rahmen der Weiterbildung
nicht Uberschritten hat bzw. mindestens 23 Unterrichtseinheiten in Présenz absolviert wur-
den. Der Nachweis Uber die Einhaltung des héchstzulassigen Umfangs des digitalen Un-
terrichts bzw. des Mindestumfanges an Prasenzunterricht dient der Umsetzung der Vorga-
ben in Anhang | Abschnitt 4 in der Richtlinie (EU) 2022/2561.

Zu Nummer 7

Absatz 1 entspricht im Wesentlichen der Fassung des vorherigen nicht nummerierten Ab-
satzes.

Wegen des Wegfalls des Nachweises in Papierform (ber das Vorliegen der Qualifikation
aufgrund der Inbetriebnahme der Schnittstelle fur die Industrie- und Handelskammern und
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die anerkannten Ausbildungsstatten zum Berufskraftfahrerqualifikationsregister benoétigen
die fur die Erteilung von Fahrerbescheinigungen zustandigen Stellen Zugriff auf die Daten
des Berufskraftfahrerqualifikationsregisters, um auf Antrag feststellen zu kénnen, ob eine
Fahrerbescheinigung nach Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr. 1072/2009 mit oder ohne Ein-
trag der Schlusselzahl 95 erfolgen kann.

Die weiteren Absatze enthalten die datenschutzrechtlich gebotene Konkretisierung der zu
UbermitteInden Daten. Die Konkretisierung der zu Gibermittelnden Daten zum Vorliegen an-
derer abgeschlossener spezieller MalZnahmen verdeutlicht, welche Daten hierzu Gberhaupt
erfasst werden. Das bedeutet fir das Berufskraftfahrerqualifikationsregister, dass lediglich
die genannten Daten dort gespeichert werden und zur Ubermittlung bereit stehen. Die Kon-
kretisierung ist erforderlich, da die Praxis gezeigt hat, dass ansonsten unterschiedliche Da-
tensatze im Register erfasst werden.

Zu Nummer 8

Durch die Uberarbeitung des § 21 ist der Verweis in § 22 anzupassen.
Zu Nummer 9

Zu Buchstabe a

Durch die Neubildung der Bundesregierung hat sich der Zuschnitt der Ressorts und deren
Bezeichnung verandert.

Zu Buchstabe b

Aus Grinden der notwendigen Konkretisierung vorgenommene Rechtsénderung.
Zu Nummer 10

Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine redaktionelle Korrektur.

Zu Buchstabe b

Bezugnehmend auf die Anderung in § 11 Absatz 4 wird auch der BuRgeldtatbestand ange-
passt.

Zu Nummer 11

Die Geltungsdauer der Anerkennungsfiktion fur bislang anerkannte Ausbildungsstétten ist
abgelaufen und bedarf daher keiner Notwendigkeit mehr.

Aufgrund der Inbetriebnahme des Berufskraftfahrerqualifikationsregisters am 23. Mai 2021
besteht dartiber hinaus keine Notwendigkeit mehr, statt der Ausstellung des Fahrerqualifi-
zierungsnachweises die Schlisselzahl 95 nach Anlage 9 der Fahrerlaubnis-Verordnung in
den Fuhrerschein zum Nachweis der bestehenden Berufskraftfahrerqualifikation einzutra-
gen. Zudem ist mit der Inbetriebnahme der Schnittstelle fir die anerkannten Ausbildungs-
statten zum Berufskraftfahrerqualifikationsregister am 29.11.2021 eine Ausstellung von
Teilnahmebescheinigungen nicht mehr notwendig.

Zu Artikel 2 (Anderung des StralRenverkehrsgesetzes)

In Anlehnung an das Urteil des VGH Baden-Wrttemberg vom 28. Méarz 2022 (2 S 2781/21)
wird Absatz 4 sprachlich angepasst. Grund hierfir ist, dass es Amtshandlungen,
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einschlieB3lich Prifungen, Abnahmen, Begutachtungen und Untersuchungen, gibt, fir die
weder eine Antragstellung noch eine Bewerbung erforderlich ist. Dies betrifft insbesondere
Falle, in denen die Amtshandlung in Form einer Uberprifung vorgenommen wird. Dem Ur-
teil des VGH Baden-Wirttemberg liegt eine Situation zugrunde, in der die Kosten fir die
nicht erfolgreich stattgefundene Uberwachung einer Ausbildungsstatte im Sinne des Be-
rufskraftfahrerqualifikationsgesetzes (BKrfQG) der Ausbildungsstatte auferlegt worden
sind.

Der VGH fuhrt aus, dass die Ausweitung der Gebuhrenpflicht lediglich fur solche Amtshand-
lungen mdglich sei, die eine Bewerbung oder Antragstellung voraussetzten (Rn. 41). Dies
sei jedoch bei Uberwachungen nicht der Fall.

Die Regelungen zur Ankiindigung einer Uberwachung in § 11 Absatz 2 Satz 3 BKrFQG und
die Pflicht zur Unterrichtsanmeldung in 8 11 Absatz 4 BKrFQG sollen eine ,realistische
Uberwachungsmdglichkeit* schaffen (vgl. BT-Drs. 18/8183, S. 19 zum damaligen § 7b Ab-
satz 3 BKrFQG). Durch die Klarstellung in § 11 Absatz 4 BKrFQG dahingehend, dass die
anerkannte Ausbildungsstatte der nach Landesrecht zustandigen Behérde nachtraglich
auch kurzfristige Anderungen mitzuteilen hat, soll die Uberwachungsmaglichkeit auch bei
Anderungen aufrechterhalten bleiben, um unnétige Aufwénde auf Seiten der Uberwa-
chungsbehdrden zu vermeiden. Dabei ist unerheblich, ob es sich um vorbereitende Mal3-
nahmen handelt oder bereits um die Vornahme der Uberwachung. Kommt die anerkannte
Ausbildungsstatte ihrer Pflicht zur kurzfristigen Mitteilung von Anderungen nicht nach, hat
sich auch die daraus entstehenden Aufwande zu tragen.

Zu Artikel 3 (Inkrafttreten)

Der Artikel regelt das Inkrafttreten der Anderungen.






[bookmark: ENORM_STATUS_VORBL]Referentenentwurf

[bookmark: ENORM_INITIANTEN]der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Berufskraftfahrerqualifikationsgesetzes und anderer straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften

A. Problem und Ziel

[bookmark: _GoBack]Im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens über Änderungen im Berufskraftfahrerqualifikationsrecht hat der Deutsche Bundestag die Bundesregierung aufgefordert, dem damaligen Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur des Deutschen Bundestages eine Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung vorzulegen, „in der Regelungen über den Einsatz von e-Learning enthalten sind“ (BT-Drs. 19/23185 und Plenarprotokoll 19/184, S. 23177 ff.). Hierzu sind die erforderlichen Rechtsgrundlagen zur Speicherung der Daten über e-Learning bzw. digitalen Unterricht im Berufskraftfahrerqualifikationsregister zu schaffen. Gleichzeitig sind auch die Regelungen zum Beispiel über die Anerkennung und Überwachung von Ausbildungsstätten an die neuen Regelungen zum digitalen Unterricht anzupassen. Darüber hinaus hat sich der Bedarf datenschutzrechtlich gebotener Konkretisierungen im Zusammenhang mit der Übermittlung von Daten ergeben, die im Berufskraftfahrerqualifikationsregister gespeichert werden.

Ergänzend sind redaktionelle Korrekturen vorzunehmen und vereinzelt Regelungen an die aktuelle Rechtsprechung anzupassen.

B. Lösung

Das Berufskraftfahrerqualifikationsgesetz wird um Regelungen zur Speicherung von Informationen über die Durchführung von e-Learning in Form des digitalen Unterrichts in synchroner und asynchroner Form in der Weiterbildung ergänzt. Datenschutzrechtlich gebotene Konkretisierungen zur Datenübermittlung werden vorgenommen.

Redaktionelle Änderungen sowie Anpassungen infolge von Rechtsprechung werden vorgenommen.

C. Alternativen

Keine.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand

Bund

Für den Bund hat das Vorhaben keine weiteren haushälterischen Auswirkungen.

Länder

Auf Seiten der Länder ergeben sich keine weiteren haushälterischen Auswirkungen.

E. Erfüllungsaufwand

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger

Für die Bürgerinnen und Bürger ergeben sich durch das vorliegende Gesetzesvorhaben keine Be- oder Entlastungen.

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft

Für die Wirtschaft entstehen lediglich geringfügige Bürokratiekosten aus Informationspflichten.

Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten

Durch die Erweiterung des Berufskraftfahrerqualifikationsregisters um Datenfelder zur Unterrichtsart entsteht bei den Ausbildungsstätten ein jährlicher Erfüllungsaufwand aus Informationspflichten in Höhe von 60 000 Euro.

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung

Bund

Die Erweiterung des Berufskraftfahrerqualifikationsregisters um Datenfelder zum digitalen Unterricht führt zu einem einmaligen Erfüllungsaufwand in Höhe von 7 850 Euro.

Länder (inklusive Kommunen)

Auf Seiten der Länder entsteht kein weiterer Erfüllungsaufwand.

F. Weitere Kosten

Keine.
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[bookmark: ENORM_STATUS_REGL]Referentenentwurf der Bundesregierung

[bookmark: DQCITD0768EAE133783F46768917733E7E3FD30F]Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Berufskraftfahrerqualifikationsgesetzes und anderer straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften [footnoteRef:1]) [1: )	Artikel 1 dient der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2022/2561 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 2022 über die Grundqualifikation und Weiterbildung der Fahrer bestimmter Kraftfahrzeuge für den Güter- oder Personenkraftverkehr (kodifizierter Text) (ABl. L 330 vom 23.12.2022, S. 46).] 


Vom ...

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen:



[bookmark: eNV_E1D8E1E6B90B4043BE7AB592D1516B25_1][bookmark: DQCITD07AB84A36D62E24B4EBDCB24B09083225E]Änderung des Berufskraftfahrerqualifikationsgesetztes

[bookmark: DQCITD070E63EAF689CF4B4CB590339F98145407][bookmark: DQCICT0216B8FC5AD81E49BF84DDDA246067F2CE]Das Berufskraftfahrerqualifikationsgesetz vom 26. November 2020 (BGBl. I S. 2575), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 16. August 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 218) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

[bookmark: eNV_8FCE8BB4CD5745808B929C539B76C132_1]§ 1 Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe a wird wie folgt gefasst: „der Bundeswehr sowie der Truppe und dem zivilen Gefolge der Europäischen Union und der anderen Vertragsstaaten des Nordatlantikpaktes,“

[bookmark: eNV_6ED982D8D74D43DF81099BF384C182A6_1]§ 7 wird wie folgt geändert:

[bookmark: eNV_70599111BD1E488FAD6E102E5D235BE5_1]In Absatz 2 Nummer 1 werden die Wörter „Richtlinie 2003/59/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Juli 2003 über die Grundqualifikation und Weiterbildung der Fahrer bestimmter Kraftfahrzeuge für den Güter- oder Personenkraftverkehr und zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 3820/85 des Rates und der Richtlinie 91/439/EWG des Rates sowie zur Aufhebung der Richtlinie 76/914/EWG des Rates, die zuletzt durch die Richtlinie (EU) 2018/645 (ABl. L 112 vom 2.5.2018, S. 29) geändert worden ist,“ durch die Wörter „Richtlinie (EU) 2022/2561 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 2022 über die Grundqualifikation und Weiterbildung der Fahrer bestimmter Kraftfahrzeuge für den Güter- oder Personenkraftverkehr (kodifizierter Text) (ABl. L 330 vom 23.12.2022, S. 46)“ ersetzt.

[bookmark: eNV_A1D654D1A2B04CFB9C261D870FF58E53_1]In Absatz 4 Satz 1 wird die Angabe „Anhang 5“ durch die Wörter „Anlage 5 Teil A“ ersetzt.

[bookmark: eNV_19A7308BC3134E299DB973FE96220BB6_1]§ 9 Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

[bookmark: eNV_384D9F35D717445E9AAE78BE89761BDA_1]„(3) Präsenzunterricht darf nur in den in dem Anerkennungsbescheid aufgeführten Unterrichtsräumen angeboten und durchgeführt werden. Digitaler Unterricht darf nur in der im Anerkennungsbescheid aufgeführten Art angeboten und durchgeführt werden.“

[bookmark: eNV_5CC4F01416F64F67B1E86F7515C9FBCB_1]§ 11 Absatz 4 wird wie folgt geändert:

[bookmark: eNV_4DC74046F46E48CAB28C54F5B05B9EB9_1]Satz 1 wird wie folgt geändert:

[bookmark: eNV_28B17015E69D458D8B062E77CA6D67EA_1]In Nummer 1 wird das Wort „Unterricht“ durch das Wort „Präsenzunterricht“ ersetzt.

[bookmark: eNV_81687A602D61416B922BC2006D1447EA_1]Nach Nummer 1 wird die folgende Nummer 1a eingefügt:

„1a.	Zugangsdaten zum digitalen Unterricht in synchroner Form, falls ein solcher angeboten oder durchgeführt wird,“.

[bookmark: eNV_7590A5F4A55A4BF4980B4A6A72D44222_1]In Nummer 4 wird das Wort „und“ durch ein Komma ersetzt.

[bookmark: eNV_07238E3A59124EFAA4325B24D31D6772_1]Nach Nummer 4 wird die folgende Nummer 5 eingefügt:

0. „	die Art des Unterrichts als Präsenzunterricht oder digitaler Unterricht in synchroner Form und“.

[bookmark: DQCIAB01CF448021E6754847AAB26D8C18614528][bookmark: eNV_D3579F2968DB4E8BB400B7CF4F1A0677_1]Die bisherige Nummer 5 wird Nummer 6.

[bookmark: eNV_0762A5F095C046F9A386A558D22D4198_1]Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:

[bookmark: _Hlk139631379][bookmark: eNV_BE3B1E5CDA3F410A81C32B8705ED9A82_1]„Abweichungen von den fristgerecht angezeigten Angaben sind der nach Landesrecht zuständigen Behörde bis spätestens einen Werktag vor Durchführung des Unterrichts schriftlich oder elektronisch anzuzeigen.“

[bookmark: eNV_FB4197A9B2CF4B168B6372DF9D39C2A4_1]In dem neuen Satz 3 werden die Wörter „Diese Angaben“ durch die Wörter „Die Angaben der Ausbildungsstätte nach Satz 1 oder Satz 2“ ersetzt.

[bookmark: eNV_69FBA2DCA4194A508E50080302BA5893_1]§ 12 Nummer 3 wird wie folgt gefasst:

[bookmark: DQCITD077DD70C912E6540F3963B256F15AB36C0]„3. welche nach Anlage 1 der Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung vorgeschriebenen Unterkenntnisbereiche dem Fahrer im Rahmen der beschleunigten Grundqualifikation und der Weiterbildung vermittelt wurden, in welcher Unterrichtsart, in welchem Umfang und in welcher Ausbildungsstätte,“.

0. [bookmark: eNV_FE37B8196DA74F139FDBA903D222B63F_1]§ 14 wird wie folgt geändert:

0. [bookmark: eNV_17EEAC851AAA45B2AB275302521F07E9_1]In Nummer 3 Buchstabe d werden die Wörter „zu anderen abgeschlossenen speziellen Maßnahmen“ durch die Wörter „zum Vorliegen anderer abgeschlossener spezieller Maßnahmen“ ersetzt.

0. [bookmark: eNV_CC03744401914FAC8D904A2310D03A25_1]Nummer 4 Buchstabe c wird wie folgt gefasst:

0. „	Zeitraum und Art des Unterrichts sowie tatsächliche Dauer der Unterrichtsteilnahme, aufgeschlüsselt nach Unterrichtarten,“.

[bookmark: eNV_8176F66E85514A738D51D9C6D564E63C_1]§ 21 wird wie folgt gefasst:

„§ 21

Datenübermittlung an inländische Behörden und Stellen

0. [bookmark: DQCITD077BFE93ADCE9446F9AF858DCA974D31FD]Die im Berufskraftfahrerqualifikationsregister gespeicherten Daten dürfen durch Abruf im automatisierten Verfahren an die Behörden und Stellen übermittelt werden, die zuständig sind für

1. Verwaltungsmaßnahmen gegenüber Fahrern auf Grund dieses Gesetzes oder auf Grund der auf ihm beruhenden Rechtsvorschriften,

1. die Erteilung von Fahrerbescheinigungen nach § 7b Absatz 3 des Güterkraftverkehrsgesetzes,

1. die Durchführung der Aus- und Weiterbildung sowie für die Prüfung von Fahrern auf Grund dieses Gesetzes oder der auf ihm beruhenden Rechtsvorschriften,

1. die Überwachung der anerkannten Ausbildungsstätten von Fahrern,

1. Verkehrs-, Grenz- oder Straßenkontrollen gegenüber Fahrern,

1. die Verfolgung von Straftaten, die von Fahrern verübt worden sind, sowie die Vollstreckung oder den Vollzug von Strafen gegenüber Fahrern oder

1. die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten, die von Fahrern verübt worden sind, sowie die Vollstreckung von Bußgeldbescheiden gegen Fahrer und ihre Nebenfolgen nach diesem Gesetz.

Die Daten dürfen übermittelt werden, soweit dies zur Erfüllung der in Satz 1 genannten Aufgaben erforderlich ist.

[bookmark: DQCITD077C9693BFE07E4486A4474D9AF7746A9F]In den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 1 und Nummer 2 dürfen der jeweils zuständigen Stelle folgende Daten aus dem Berufskraftfahrerqualifikationsregister übermittelt werden:

Geburts- und Familienname, Vornamen, Tag und Ort der Geburt, akademischer Grad und Geschlecht des Fahrers,

die Daten zum Fahrerqualifizierungsnachweis nach § 14 Nummer 1 Buchstabe b bis i,

folgende Daten zum Vorliegen anderer abgeschlossener spezieller Maßnahmen:

den Fachbereich der Maßnahme Gefahrguttransport oder Tiertransport,

die Geltungsdauer der durch die Maßnahme erworbenen Qualifikation,

die Stelle, die das Vorliegen der Maßnahme mitgeteilt hat,

die Daten zur Grundqualifikation nach § 14 Nummer 2 Buchstaben b bis e,

[bookmark: _Hlk139631923]die Daten zur beschleunigten Grundqualifikation nach § 14 Nummer 3 Buchstabe a und Buchstaben c bis h,

[bookmark: _Hlk139631935][bookmark: _Hlk139631947][bookmark: _Hlk139631961]die Daten zur Weiterbildung nach § 14 Nummer 4 Buchstabe a und c bis e.

[bookmark: DQCITD0728C51FCDD2F24582A2A0A35E09CEA494]In den Fällen des Absatzes 1 Nummer 3 und 4 dürfen folgende Daten aus dem Berufskraftfahrerqualifikationsregister übermittelt werden:

Geburts- und Familienname, Vornamen, Tag und Ort der Geburt, akademischer Grad und Geschlecht des Fahrers sowie

die Daten nach Absatz 2 Nummer 3 bis 6.

[bookmark: DQCITD07D4A0A8BE7B70407CBFA85E4D728744F3]In den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 5 bisD 7 dürfen folgende Daten aus dem Berufskraftfahrerqualifikationsregister übermittelt werden:

Geburts- und Familienname, Vornamen, Tag und Ort der Geburt, akademischer Grad und Geschlecht des Fahrers sowie

die Daten nach Absatz 2 Nummer 2.“

0. [bookmark: eNV_12A540EAA24E46BA9582BA69508B71B7_1]In § 22 Absatz 2 werden die Wörter „§ 21 Satz 1 Nummer 4“ durch die Wörter „§ 21 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5“ ersetzt.

0. [bookmark: eNV_CED4CCB601DF4C41A5A88B55CE22A42F_1]§ 27 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

2. [bookmark: eNV_8AD6C209EFF6468180851DF0EE81ADA3_1][bookmark: eNV_DCC1A2F8FFAB439282265C74F5C7BBF1_1]Die Wörter „Verkehr und digitale Infrastruktur“ werden durch die Wörter „Digitales und Verkehr“ und die Wörter „für Wirtschaft und Energie“ werden durch die Wörter „für Wirtschaft und Klimaschutz“ ersetzt.

2. [bookmark: eNV_FC7DB30FD0974C169C514CAB9D6BFF5E_1]Nummer 5 wird wie folgt gefasst:

1. „	die Fahrerqualifizierungsnachweise, insbesondere

7. die Voraussetzungen für die Ausstellung,

7. [bookmark: DQCITD0776137EB4FCAC484A9B2D4751A7981E25]die im Zusammenhang mit der Ausstellung erforderliche Erteilung von Auskünften aus dem Berufskraftfahrerqualifikationsregister und dem Zentralen Fahrerlaubnisregister an die nach Landesrecht zuständige Behörde und

7. das Verwaltungsverfahren.“

[bookmark: eNV_6B47EEA81B4C499DA91A3619CA07B0CB_1]§ 28 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

[bookmark: eNV_718BDDA8162543CBB20D7515AB15A566_1]In Nummer 3 wird die Angabe „§ 9 Absatz 4“ durch die Wörter „§ 9 Absatz 3 oder 4“ ersetzt.

[bookmark: eNV_CACCD257DE6F4950B4ADD5AC079140DA_1]In Nummer 5 werden die Wörter „§ 11 Absatz 4 Satz 1“ durch die Wörter „§ 11 Absatz 4 Satz 1 und 2“ ersetzt.

[bookmark: eNV_5FE4167EC8984EB98B3E240A10120137_1]In § 30 werden die Absätze 1, 3 und 4 aufgehoben.



[bookmark: eNV_D40B1501A06045A3BB421865F530496B_1]Änderung des Straßenverkehrsgesetzes

[bookmark: DQCICT02C23F3C2458F34F5A932961153135BC46]In § 6a Absatz 4 des Straßenverkehrsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. März 2003 (BGBl. I S. 310, 919), das zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 21. November 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 315) geändert worden ist, werden die Wörter „Bewerbers oder Antragstellers“ durch die Wörter „Adressaten der Amtshandlung“ ersetzt.



[bookmark: eNV_15889AC5C31A476FB94A2A27C726F6ED_1]Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.



Begründung

A. Allgemeiner Teil

Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Der Deutsche Bundestag hat die Bundesregierung im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens über Änderungen im Berufskraftfahrerqualifikationsrecht aufgefordert, eine Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung vorzulegen, in der Regelungen über die Möglichkeit zum Einsatz von e-Learning enthalten sind (BT-Drs. 19/23185). Aufgrund der Errichtung und Inbetriebnahme des Berufskraftfahrerqualifikationsregister, das Informationen über den Besuch von Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen der Fahrerinnen und Fahrer enthält, sind das Register um ein Datenfeld zu erweitern und die zugrundeliegenden Vorschriften anzupassen. Auf diese Weise können die nach Landesrecht zuständigen Behörden für die Ausstellung des Fahrerqualifizierungsnachweises überprüfen, ob der von der Richtlinie (EU) 2022/2561 vorgegebene Stundenumfang zum Einsatz von e-Learning im Rahmen der Weiterbildung eigehalten wurde.

Darüber hinaus sind redaktionelle Korrekturen sowie solche infolge von Rechtsprechung im Berufskraftfahrerqualifikationsgesetz vorzunehmen.

Auch die Änderung im Straßenverkehrsgesetz dient der Berücksichtigung von Rechtsprechung.

Wesentlicher Inhalt des Entwurfs

Das vorliegende Gesetz enthält im Wesentlichen Anpassungen der Vorschriften zum Berufskraftfahrerqualifikationsregister in Bezug auf die Einführung des e-Learnings in Form des digitalen Unterrichts in synchroner und asynchroner Form. Darüber hinaus wird dem Erfordernis datenschutzrechtlich gebotener Konkretisierungen Folge geleistet, in dem konkret geregelt wird, welche Datensätze zu welchem Zweck übermittelt werden.

Die vorgenommenen redaktionellen Änderungen dienen der Anwenderfreundlichkeit und der Reaktion auf ergangene Gerichtsurteile bzw. Beschlüsse.

Alternativen

Zu den oben beschriebenen Änderungen bestehen keine Alternativen. Eine Nichtvornahme der Änderungen kommt nicht in Betracht.

Gesetzgebungskompetenz

Dem Bund steht die konkurrierende Gesetzgebungskompetenz für den Straßenverkehr nach Artikel 74 Absatz 1 Nummer 22 Grundgesetz (GG) in Verbindung mit Artikel 72 Ab-satz 2 GG zu. Eine bundeseinheitliche Regelung ist zur Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse sowie zur Wahrung der Rechts- und Wirtschaftseinheit im gesamtstaatlichen Interesse und somit erforderlich. Es ist sicherzustellen, dass bundesweit dieselben Informationen in das Berufskraftfahrerqualifikationsregister eingetragen werden. Genauso ist erforderlich, dass die Rechtsprechung im Interesse eines einheitlichen Verwaltungshandelns berücksichtigt wird.

Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen Verträgen

Die Regelungen sind mit dem Recht der Europäischen Union vereinbar. Sie dienen zum Teil der Umsetzung der Richtlinie 2022/2561 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 2022 über die Grundqualifikation und Weiterbildung der Fahrer bestimmter Kraftfahrzeuge für den Güter- oder Personenkraftverkehr (kodifizierter Text).

Gesetzesfolgen

Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

Die Änderungen dienen im Wesentlichen der Klarstellung und Rechtssicherheit. Sie haben daher keine relevanten Auswirkungen auf bestehende Verwaltungsverfahren.

Nachhaltigkeitsaspekte

Die Nachhaltigkeitsprüfung ist durchgeführt worden. Das Rechtsetzungsverfahren setzt das Leitprinzip einer nachhaltigen Entwicklung dergestalt um, dass die stetige Anpassung der Reglungen aufgrund der Rückmeldungen aus der Praxis und aufgrund z. B. ergangener Rechtsprechung die Anwenderfreundlichkeit erhöhen.

Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand

Bund

Die Änderungen haben keine haushälterischen Auswirkungen auf die Einnahmen und Ausgaben des Bundes.

Länder (inklusive Kommunen)

Die Änderungen haben keine haushälterischen Auswirkungen auf die Einnahmen und Ausgaben der Länder.

Erfüllungsaufwand

4.1 Erfüllungsaufwand für die Bürgerinnen und Bürger

Für die Bürgerinnen und Bürger ergeben sich durch das vorliegende Gesetzesvorhaben keine Be- oder Entlastungen

4.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft

Registereinträge über die Unterrichtsart im Rahmen der Weiterbildung gemäß § 12 Nummer 3 BKrFQGÄndG

Veränderung des jährlichen Erfüllungsaufwands

		Fallzahl

		Zeitaufwand pro Fall (in Minuten)

		Lohnsatz pro Stunde (in Euro)

		Sachkosten pro Fall (in Euro) 

		Personalkosten (in Tsd. Euro)

		Sachkosten (in Tsd. Euro)



		300 000

		0,5

		24,00

		-

		60

		-



		Änderung des Erfüllungsaufwands (in Tsd. Euro)

		60







Durch die Erweiterung des Berufskraftfahrerqualifikationsregisters um Datenfelder zur Erfassung der Unterrichtsart (Präsenzunterricht oder digitaler Unterricht in synchroner und asynchroner Form) entsteht für die Ausbildungsstätten Aufwand bei der Befüllung eben dieser Datenfelder.

Die Befüllung der Datenfelder erfolgt je Berufskraftfahrer. Die Grundgesamtheit umfasst alle Personen im Kontext einer Weiterbildung. Äquivalent zur Bundesratsdrucksache 598/20 (Verordnung zur Ablösung der Berufskraftfahrer-Qualifikations-Verordnung und zur Änderung anderer straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften, Seite 30 ff.) wird von einer Fallzahl in Höhe von 300 000 ausgegangen.

Die Daten liegen der Ausbildungsstätte im Moment der Eintragung vor. Es bedarf hierzu keiner Berechnung oder Recherchearbeit. Für die Eingabe der Angaben zur Unterrichtsart mittels Drop-Down-Menü (Art sowie Umfang) und Texteingabe (Ausbildungsstätte) wird von einem simulierten Zeitaufwand in Höhe von 30 Sekunden ausgegangen.

Der mittlere Lohnsatz im Wirtschaftszweig H49 (Landverkehr) liegt beim mittleren Qualifikationsniveau bei 24,00 Euro.

Sachkosten entstehen nicht. Aus Erfahrungen durch vergleichbare kleine Änderungen von Eingabemasken wird davon ausgegangen, dass dies beispielsweise in Rahmenverträgen inkludiert ist und hierfür keine Kosten entstehen.

Der jährliche Erfüllungsaufwand liegt somit jährlich bei 60 000 Euro.

4.3 Erfüllungsaufwand für die Verwaltung

Bund

Erweiterung des Berufskraftfahrerqualifikationsregisters

Die zusätzlichen Eintragungen betreffen lediglich die anerkannten Ausbildungsstätten, sodass für diese die Web-Anwendung anzupassen ist.

Um die neuen Angaben beauskunften zu können, sind zusätzlich die Auskunfts-Web-App (inklusive Druck) und der Auskunfts-Web-Service um die entsprechenden Datenfelder zu erweitern.

Für die Softwareentwicklung, Testung und u.a. für die Modellierung entsteht ein einmaliger Aufwand im Umfang von ca. 100 Stunden, der Kosten in Höhe von etwa 7 850 Euro verursacht.

Gesonderter Aufwand für die laufende Anwendung entsteht nicht.

Länder (inklusive Kommunen)

Auf Seiten der Länder entsteht kein weiterer Erfüllungsaufwand.

Weitere Kosten

Weitere Kosten entstehen nicht; Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau sind nicht zu erwarten.

Weitere Gesetzesfolgen

a. Berücksichtigung der Belange mittelständischer Unternehmen

Entsprechend dem Leitfaden zur Berücksichtigung der Belange mittelständischer Unter-nehmen in der Gesetzesfolgenabschätzung (KMU-Test) vom 30. Dezember 2015 wurde geprüft, ob für kleinere und mittelständische Unternehmen durch die Regelungsänderungen besondere Belastungen entstehen und inwiefern weniger belastende Regelungsalternativen oder Unterstützungsmaßnahmen bestehen. Das Berufskraftfahrerwesen ist im besonderen Maße von kleinen und mittelständischen Unternehmen geprägt, wobei für diese Prüfung zwischen Unternehmen unterschieden werden muss, die Berufskraftfahrer beschäftigen und die (ausschließlich) Berufskraftfahrer ausbilden (Ausbildungsstätten).

Lediglich auf Seiten der anerkannten Ausbildungsstätten entsteht eine geringfügig höhere Belastung, da nun in Bezug auf die angebotene und durchgeführte Unterrichtsart (Präsenzunterricht und digitaler Unterricht in synchroner und asynchroner Form) weitere Angaben zu den teilnehmenden Fahrerinnen und Fahrern in das Berufskraftfahrerqualifikationsregister einzutragen sind. Die Eingabemaske zur Übermittlung der daten soll jedoch so anwenderfreundlich erweitert werden, dass der Aufwand möglichst gering ausfällt.

b. Gleichstellungspolitische Relevanzprüfung

Im Zuge der gemäß § 2 der Gemeinsamen Geschäftsordnung der Bundesministerien (GGO) vorzunehmenden Relevanzprüfung sind durch das Gesetz keine gleichstellungs-politischen Auswirkungen zu befürchten. Das Gesetz bietet keine Grundlage für verdeckte Benachteiligungen, Beteiligungsdefizite oder die Verfestigung tradierter Rollen.

Befristung; Evaluierung

Eine Befristung ist nicht vorgesehen, da die Regelungen im Berufskraftfahrerqualifikationsrecht dauerhaft zu treffen sind.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Änderung des Berufskraftfahrerqualifikationsgesetztes)

Zu Nummer 1

Korrektur eines Redaktionsversehens im Zuge der damaligen Verkündung.

Zu Nummer 2

Zu Buchstabe a

[bookmark: eNormErrorScopeC375E44489D5F45275F10FF82]Die Richtlinie 2003/59/EG des Europäischen Parlaments und des Rates wurde mehrfach und erheblich geändert. Aus Gründen der Klarheit und der Übersichtlichkeit entschieden sich Europäisches Parlament und Europäischer Rat dazu, diese zu kodifizieren. Auf Grund dessen ist der Verweis an die kodifizierte Richtlinie anzupassen.

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine notwendige Konkretisierung, da aus Gründen der Fälschungssicherheit lediglich die auf Grundlage der Qualitätscharta ausgestellten Fahrerqualifizierungsnachweise anerkannt werden sollen. Die Beschreibung der Anforderungen an den Sicherheitsstandard des Fahrerqualifizierungsnachweises sind mit denen aus der Richtlinie 2003/59/EG identisch.

Zu Nummer 3

Die Einführung von digitalem Unterricht in synchroner und asynchroner Form durch die Verordnung über Ausnahmen für Inhaber ukrainischer Fahrerqualifizierungsnachweise sowie zur Änderung der Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung und anderer straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften erfordert es, dass bereits bestehende Regelungen zum Präsenzunterricht klarer gefasst werden müssen, um Auslegungsspielräume einzugrenzen. Dies hat zur Folge, dass klargestellt wird, dass der Anerkennungsbescheid maßgeblich für die Rahmenbedingungen zum Anbieten und Durchführen der jeweiligen Unterrichtsart ist. Digitaler Unterricht bedarf der Zustimmung der Anerkennungsbehörde. Bei der erstmaligen Anerkennung einer Ausbildungsstätte erfolgt die Zustimmung im Rahmen der Anerkennung. Bei bereits anerkannten Ausbildungsstätten, die synchronen oder asynchronen digitalen Unterricht anbieten möchten, liegt eine zustimmungsbedürftige Änderung der Anerkennungsvoraussetzungen vor. Gleichzeitig erfolgt eine sprachliche Anpassung an Absatz 4.

Zu Nummer 4

Zu Buchstabe a

Zu Doppelbuchstabe aa

Durch die Einführung von digitalem Unterricht in synchroner und asynchroner Form durch die Verordnung über Ausnahmen für Inhaber ukrainischer Fahrerqualifizierungsnachweise sowie zur Änderung der Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung und anderer straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften ist vereinzelt klarzustellen, dass es sich um Präsenzunterricht handelt.

Zu Doppelbuchstabe bb

Die Einführung von digitalem Unterricht in synchroner und asynchroner Form durch die Verordnung über Ausnahmen für Inhaber ukrainischer Fahrerqualifizierungsnachweise sowie zur Änderung der Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung und anderer straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften erfordert es, dass der nach Landesrecht zuständigen Behörde im Rahmen der Unterrichtsmeldung auch Zugangsdaten im Falle der Durchführung von digitalem Unterricht in synchroner Form mitgeteilt werden. Dadurch soll der nach Landesrecht zuständigen Behörde eine Überwachung des digitalen Unterrichts in synchroner Form ermöglicht werden.

Zu Doppelbuchstabe cc

Durch die Einfügung einer neuen Nummer 5 verlängert sich die Auflistung.

Zu Doppelbuchstabe dd

§ 11 Absatz 4 Satz 1 BKrFQG ist um die Meldung der Unterrichtsart, nämlich Präsenzunterricht oder digitaler Unterricht in synchroner zu ergänzen, da dessen Einsatz derzeit höchstens anhand der Angaben zum Beginn und Ende der Unterrichtseinheit erkennbar wäre.

Durch die Einführung des digitalen Unterrichts in synchroner und asynchroner Form ist auch die Pflicht zur Unterrichtsanzeige anzupassen. In den Fällen des digitalen Unterrichts in asynchroner Form im Rahmen der Weiterbildung erfolgt keine diesbezügliche Angabe, da hier innerhalb des von § 4 Absatz 2 Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung gesetzten Rahmens die Unterrichtseinheiten zeitlich flexibel absolviert werden können. Eine Unterrichtsanzeige zur Ermöglichung der Überwachung ist hier nicht sinnvoll, da hier der Teilnehmer eigenverantwortlich Selbstlerneinheiten absolviert und auch nicht erforderlich, da der angebotene digitale Unterricht zuvor von der nach Landesrecht zuständigen Behörde im Rahmen der Anerkennung überprüft wurde.

Zu Doppelbuchstabe ee

Es handelt sich um eine Folgeänderung.

Zu Buchstabe b

Die ausdrückliche Normierung der Pflicht, auch nach der Unterrichtsanzeige gemäß § 11 Absatz 4 Satz 3 kurzfristige Änderungen mitzuteilen, trägt den Ausführungen des Oberverwaltungsgerichts Bremen in seinem Beschluss vom 26.01.2021 – 1 B 273/20 (Rn. 37) Rechnung. Wie bereits im Rahmen des Erlasses der Regelungen zur Überwachung von Ausbildungsstätten ausgeführt, ist das Ziel die Sicherstellung einer „realistischen Überwachung“ (BT-Drs. 18/8183, S. 19). Gleichzeitig reduziert sich die Gefahr der Ausbildungsstätten, bei infolge von Änderungen fehlerhaften Unterrichtsmeldungen, eine Ordnungswidrigkeit gemäß § 28 Absatz 2 Nummer 5 zu begehen. Im Übrigen entspricht die nunmehr ausdrücklich vorliegende Regelung bereits der Verwaltungspraxis

Zu Buchstabe c

Durch die Einfügung des Satzes 2 ist Satz 3 sprachlich anzupassen.

Zu Nummer 5

Durch die Einführung des digitalen Unterrichts in synchroner und asynchroner Form ist auch der Zweck des Berufskraftfahrerqualifikationsregisters zu erweitern. Das Register dient zukünftig auch der Erfassung der Unterrichtsart (Präsenzunterricht oder digitaler Unterricht in synchroner oder asynchroner Form). Aufgrund des in Anhang I Abschnitt 4 in der Richtlinie (EU) 2022/2561 vorgegebenen Stundenumfangs für den digitalen Unterricht ist eine Erfassung zu Kontrollzwecken erforderlich

Zu Nummer 6

Zu Buchstabe a

Es handelt sich um die Korrektur eines Redaktionsversehens.

Zu Buchstabe b

Aufgrund der Einführung des digitalen Unterrichts in synchroner und asynchroner Form wird im Berufskraftfahrerqualifikationsregister ein Datenfeld aufgenommen, das über die Art des Unterrichts (Präsenzunterricht und digitaler Unterricht in synchroner und asynchroner Form) informiert. Dies ist zum Nachweis darüber erforderlich, dass der Fahrer den höchstzulässigen Umfang von 12 Unterrichtseinheiten digitalem Unterricht im Rahmen der Weiterbildung nicht überschritten hat bzw. mindestens 23 Unterrichtseinheiten in Präsenz absolviert wurden. Der Nachweis über die Einhaltung des höchstzulässigen Umfangs des digitalen Unterrichts bzw. des Mindestumfanges an Präsenzunterricht dient der Umsetzung der Vorgaben in Anhang I Abschnitt 4 in der Richtlinie (EU) 2022/2561.

Zu Nummer 7

Absatz 1 entspricht im Wesentlichen der Fassung des vorherigen nicht nummerierten Absatzes.

Wegen des Wegfalls des Nachweises in Papierform über das Vorliegen der Qualifikation aufgrund der Inbetriebnahme der Schnittstelle für die Industrie- und Handelskammern und die anerkannten Ausbildungsstätten zum Berufskraftfahrerqualifikationsregister benötigen die für die Erteilung von Fahrerbescheinigungen zuständigen Stellen Zugriff auf die Daten des Berufskraftfahrerqualifikationsregisters, um auf Antrag feststellen zu können, ob eine Fahrerbescheinigung nach Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr. 1072/2009 mit oder ohne Eintrag der Schlüsselzahl 95 erfolgen kann.

Die weiteren Absätze enthalten die datenschutzrechtlich gebotene Konkretisierung der zu übermittelnden Daten. Die Konkretisierung der zu übermittelnden Daten zum Vorliegen anderer abgeschlossener spezieller Maßnahmen verdeutlicht, welche Daten hierzu überhaupt erfasst werden. Das bedeutet für das Berufskraftfahrerqualifikationsregister, dass lediglich die genannten Daten dort gespeichert werden und zur Übermittlung bereit stehen. Die Konkretisierung ist erforderlich, da die Praxis gezeigt hat, dass ansonsten unterschiedliche Datensätze im Register erfasst werden.

Zu Nummer 8

Durch die Überarbeitung des § 21 ist der Verweis in § 22 anzupassen.

Zu Nummer 9

Zu Buchstabe a

Durch die Neubildung der Bundesregierung hat sich der Zuschnitt der Ressorts und deren Bezeichnung verändert.

Zu Buchstabe b

Aus Gründen der notwendigen Konkretisierung vorgenommene Rechtsänderung.

Zu Nummer 10

Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine redaktionelle Korrektur.

Zu Buchstabe b

Bezugnehmend auf die Änderung in § 11 Absatz 4 wird auch der Bußgeldtatbestand angepasst.

Zu Nummer 11

Die Geltungsdauer der Anerkennungsfiktion für bislang anerkannte Ausbildungsstätten ist abgelaufen und bedarf daher keiner Notwendigkeit mehr.

Aufgrund der Inbetriebnahme des Berufskraftfahrerqualifikationsregisters am 23. Mai 2021 besteht darüber hinaus keine Notwendigkeit mehr, statt der Ausstellung des Fahrerqualifizierungsnachweises die Schlüsselzahl 95 nach Anlage 9 der Fahrerlaubnis-Verordnung in den Führerschein zum Nachweis der bestehenden Berufskraftfahrerqualifikation einzutragen. Zudem ist mit der Inbetriebnahme der Schnittstelle für die anerkannten Ausbildungsstätten zum Berufskraftfahrerqualifikationsregister am 29.11.2021 eine Ausstellung von Teilnahmebescheinigungen nicht mehr notwendig.

Zu Artikel 2 (Änderung des Straßenverkehrsgesetzes)

In Anlehnung an das Urteil des VGH Baden-Württemberg vom 28. März 2022 (2 S 2781/21) wird Absatz 4 sprachlich angepasst. Grund hierfür ist, dass es Amtshandlungen, einschließlich Prüfungen, Abnahmen, Begutachtungen und Untersuchungen, gibt, für die weder eine Antragstellung noch eine Bewerbung erforderlich ist. Dies betrifft insbesondere Fälle, in denen die Amtshandlung in Form einer Überprüfung vorgenommen wird. Dem Urteil des VGH Baden-Württemberg liegt eine Situation zugrunde, in der die Kosten für die nicht erfolgreich stattgefundene Überwachung einer Ausbildungsstätte im Sinne des Berufskraftfahrerqualifikationsgesetzes (BKrfQG) der Ausbildungsstätte auferlegt worden sind.

Der VGH führt aus, dass die Ausweitung der Gebührenpflicht lediglich für solche Amtshandlungen möglich sei, die eine Bewerbung oder Antragstellung voraussetzten (Rn. 41). Dies sei jedoch bei Überwachungen nicht der Fall.

Die Regelungen zur Ankündigung einer Überwachung in § 11 Absatz 2 Satz 3 BKrFQG und die Pflicht zur Unterrichtsanmeldung in § 11 Absatz 4 BKrFQG sollen eine „realistische Überwachungsmöglichkeit“ schaffen (vgl. BT-Drs. 18/8183, S. 19 zum damaligen § 7b Absatz 3 BKrFQG). Durch die Klarstellung in § 11 Absatz 4 BKrFQG dahingehend, dass die anerkannte Ausbildungsstätte der nach Landesrecht zuständigen Behörde nachträglich auch kurzfristige Änderungen mitzuteilen hat, soll die Überwachungsmöglichkeit auch bei Änderungen aufrechterhalten bleiben, um unnötige Aufwände auf Seiten der Überwachungsbehörden zu vermeiden. Dabei ist unerheblich, ob es sich um vorbereitende Maßnahmen handelt oder bereits um die Vornahme der Überwachung. Kommt die anerkannte Ausbildungsstätte ihrer Pflicht zur kurzfristigen Mitteilung von Änderungen nicht nach, hat sich auch die daraus entstehenden Aufwände zu tragen.

Zu Artikel 3 (Inkrafttreten)

Der Artikel regelt das Inkrafttreten der Änderungen.


[bookmark: ENORM_STATUS_REGL]Referentenentwurf des Bundesministeriums für Digitales und Verkehr

[bookmark: DQCITD07823397210F2142F3BA7EFC2664763BEB][bookmark: DQCITD07B5DD634ACD2246268B5C22603765889C]Verordnung über Ausnahmen für Inhaber ukrainischer Fahrerqualifizierungsnachweise sowie zur Änderung der Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung und anderer straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften[footnoteRef:1]) [1: )	Artikel 1 dient der Umsetzung der Verordnung (EU) 2022/1280 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Juli 2022 zur Festlegung besonderer und vorübergehender Maßnahmen, in Anbetracht der Invasion der Ukraine durch Russland, in Bezug auf von der Ukraine gemäß ihren Rechtsvorschriften ausgestellte Fahrerdokumente (ABl. L 195 vom 22.7.2022, S. 13); Artikel 2 Nummer 4, 5, und 7 dieser Verordnung dient der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2022/2561 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 2022 über die Grundqualifikation und Weiterbildung der Fahrer bestimmter Kraftfahrzeuge für den Güter- oder Personenkraftverkehr (kodifizierter Text) (ABl. L 330 vom 23.12.2022, S. 46, L 128 vom 15.5.2023, S. 89, L 2023/90029 vom 16.10.2023).] 


Vom ...

[bookmark: DQCITD071BB08DAEC41E44FC8155DE71E7A26FD0]Das Bundesministerium für Digitales und Verkehr verordnet, jeweils in Verbindung mit § 1 Absatz 2 des Zuständigkeitsanpassungsgesetzes vom 16. August 2002 (BGBl. I S. 3165) und dem Organisationserlass vom 8. Dezember 2021 (BGBl. I S. 5176), auf Grund des 

1. [bookmark: DQCITD063099F2EF18464FCCA949673E522A642C][bookmark: DQCITD074375FC1EEA0F4B559ED69F6D2A31D148][bookmark: DQCITD07FC51C0031CFF45B691C8D71A4099AC0B][bookmark: DQCICT027FE452D2558E432B826F1F316D896052]§ 27 Absatz 1 Nummer 1, 3, 4, 5 und 6 des Berufskraftfahrerqualifikationsgesetzes vom 26. November 2020 (BGBl. I S. 2575), von denen Nummer 5 zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes zur Änderung des Berufskraftfahrerqualifikationsgesetzes und anderer straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften vom […] (BGBl.I S. …) von denen Nummer 6 zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes zur Änderung des Verkehrsstatistikgesetzes vom 16. August 2023 (BGBl. I Nr. 218) geändert wurde im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz und dem Bundesministerium für Bildung und Forschung,

1. [bookmark: DQCITD06C55B3C35032A4413B531AF1C3B610984]§ 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 in Verbindung mit Absatz 3 Nummer 1 des Straßenverkehrsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. März 2003 (BGBl. I S. 310, 919), der durch Artikel 1 Nummer 6 des Gesetzes vom 12. Juli 2021 (BGBl. I S. 3091) neu gefasst worden ist, 

[bookmark: DQCITD061EDE21FF3D604BC4BE7409E50BE7D005]§ 6a Absatz 2 in Verbindung mit Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a und e des Straßenverkehrsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. März 2003 (BGBl. I S. 310,319), von denen Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe e zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 26. November 2020 (BGBl. I. S. 2575) sowie Absatz 1 Nummer 1 und Absatz 2 Satz 1 und 2 zuletzt durch Artikel 1 Nummer 7 Buchstabe a des Gesetzes vom 12. Juli 2021 (BGBl. I S. 3091) und Absatz 2 Satz 3 bis 5 durch Artikel 1 Nummer 5 des Gesetzes vom 28. November 2014 (BGBl. I S. 1802) geändert worden sind, sowie

§ 26a des Straßenverkehrsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. März 2003 (BGBl. I. S. 310, 919), der zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 12. Juli 2021 (BGBl. I S. 3091) geändert worden ist:

1. [bookmark: eNV_71385E3233644BE4A0AA8B402AE54177_1]

Verordnung über Ausnahmen für Inhaber ukrainischer Fahrerqualifizierungsnachweise

[bookmark: DQCIER1762DC6ED5A7744A5488A392DC25F7A888](Ukraine- Ausnahmeverordnung – UAAusnV)

0. 

[bookmark: eNV_F3E29397BC2248C6B0A85406E8925A43_1]Anwendungsbereich

[bookmark: DQCITD0712313C8D483E4C16805509132035BE7B][bookmark: DQCITD07772D0C7AC78E42B183CF29C0B2F74B1E]Diese Verordnung regelt abweichend von den Anforderungen des Berufskraftfahrerqualifikationsgesetzes und der Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung 

[bookmark: eNV_40327EFCEFAD4F44BBC724D5A551C82B_1][bookmark: DQCITD06D9F57EAACA4C4FDC88EED597A6114DF3][bookmark: DQCITD07A28F2B2B5C08450390B4725A84662035]die Anerkennung von durch die Ukraine ausgestellten Fahrerqualifizierungsnachweisen von Personen, denen nach Maßgabe der Richtlinie 2001/55/EG des Rates vom 20. Juli 2001 über Mindestnormen für die Gewährung vorübergehenden Schutzes im Falle eines Massenzustroms von Vertriebenen und Maßnahmen zur Förderung einer ausgewogenen Verteilung der Belastungen, die mit der Aufnahme dieser Personen und den Folgen dieser Aufnahme verbunden sind, auf die Mitgliedstaaten (ABl. L 212 vom 7.8.2001, S. 12) und dem Durchführungsbeschluss (EU) 2022/382 des Rates vom 4. März 2022 zur Feststellung des Bestehens eines Massenzustroms von Vertriebenen aus der Ukraine im Sinne des Artikels 5 der Richtlinie 2001/55/EG und zur Einführung eines vorübergehenden Schutzes (ABl. L 71 vom 4.3.2022, S. 1) vorübergehender Schutz oder entsprechend angemessener Schutz nach deutschem Recht gewährt wird sowie

[bookmark: DQCITD0614535EC1B6D6467DBF46E28D09463E6B][bookmark: eNV_91267AA7ADCA48188A4C86F2F31EF379_1][bookmark: DQCITD075EBC0D8D26C84794A995027B10A414BF]die Anerkennung von Fahrerqualifizierungsnachweisen, Führerscheinen und Fahrerbescheinigungen, die auf Grundlage der Verordnung (EU) 2022/1280 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Juli 2022 zur Festlegung besonderer und vorübergehender Maßnahmen, in Anbetracht der Invasion der Ukraine durch Russland, in Bezug auf von der Ukraine gemäß ihren Rechtsvorschriften ausgestellte Fahrerdokumente (ABl. L 195 vom 22.7.2022, S. 13) von anderen Mitgliedstaaten ausgestellt wurden.
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[bookmark: eNV_1CDA05081C8C406F8CEC5FF295C79EAE_1]Mindestalter und Qualifikation der Fahrer

1. [bookmark: eNV_C256F83E41DC4948B804FBA051039E4D_1][bookmark: DQCITD07A8222F5D9CF84B5CBD462A8BB119536F]Abweichend von § 3 Absatz 1 des Berufskraftfahrerqualifikationsgesetzes darf Fahrten im Güterkraftverkehr mit einem Kraftfahrzeug,

0. [bookmark: eNV_46633A754FE54536A691228B7C883093_1]für das eine Fahrerlaubnis der Klasse C oder CE erforderlich ist, auch durchführen, wer das 21. Lebensjahr vollendet und eine Ergänzungsqualifikation nach § 3 erworben hat; 

0. [bookmark: eNV_B4BC4590CA044C228037D92CF319C761_1]für das eine Fahrerlaubnis der Klasse C1 oder C1E erforderlich ist, auch durchführen, wer das 18. Lebensjahr vollendet und eine Ergänzungsqualifikation nach § 3 erworben hat.

1. [bookmark: eNV_FA8464F17CFE4CA889844FF6463FB9FD_1][bookmark: DQCITD072492BD4711634CDC9D40039ED85CD5D5]Abweichend von § 3 Absatz 2 des Berufskraftfahrerqualifikationsgesetzes darf Fahrten im Personenkraftverkehr mit einem Kraftfahrzeug,

1. [bookmark: eNV_754EBE86BEF1491BBA40D82CE5D95F53_1]für das eine Fahrerlaubnis der Klasse D oder DE erforderlich ist, auch durchführen, wer das 21. Lebensjahr vollendet und eine Ergänzungsqualifikation nach § 3 erworben hat, sofern Personenbeförderungen nach den §§ 42 und 43 des Personenbeförderungsgesetzes bei Linienlängen von bis zu 50 Kilometern durchgeführt werden;

1. [bookmark: eNV_B4AABA1F0E62406C9A71335C0F8F3BB4_1]für das eine Fahrerlaubnis der Klasse D1 oder D1E erforderlich ist, auch durchführen, wer das 21. Lebensjahr vollendet und eine Ergänzungsqualifikation nach § 3 erworben hat;

1. [bookmark: eNV_DD757CC1F68241F2BA9A03313DF4D07C_1]für das eine Fahrerlaubnis der Klasse D oder DE erforderlich ist, auch durchführen, wer das 23. Lebensjahr vollendet und eine Ergänzungsqualifikation nach § 3 erworben hat.

1. [bookmark: eNV_1B236280D6F142508D975264DD731A4A_1]Der Unternehmer darf Fahrten nach Absatz 1 oder 2 weder anordnen noch zulassen, wenn der Fahrer die dort genannten Voraussetzungen nicht erfüllt.

0. 

[bookmark: eNV_6FE6EBFEE89D40DBBB41F223159FE0D3_1]Erwerb der Ergänzungsqualifikation

2. [bookmark: eNV_29221B6A7D0C481BBBD49B65A02188D9_1][bookmark: DQCITD072AA337957AEA49DFB3EA23EF3D13F888]Die Ergänzungsqualifikation wird erworben durch Teilnahme am Unterricht bei einer nach § 9 des Berufskraftfahrerqualifikationsgesetzes anerkannten Ausbildungsstätte und das Bestehen einer theoretischen Prüfung bei einer Industrie- und Handelskammer nach den Absätzen 2 bis 4.

2. [bookmark: eNV_93A2A82933D24112B55C096CF3B75A82_1][bookmark: DQCITD0719201172291545EE81214BA84EA04991][bookmark: DQCITD077DD98A25CA864D43AD1A44900C5D1140][bookmark: DQCITD06959112BF9C54459EB7DB5E443941B862]Die Dauer des Unterrichts beträgt 35 Stunden zu je 60 Minuten (Unterrichtseinheiten), einschließlich mindestens 2,5 Stunden, in denen ein Kraftfahrzeug der betreffenden Klasse unter Aufsicht einer Person geführt wird, die eine gültige Fahrlehrerlaubnis für die jeweilige Fahrerlaubnisklasse nach dem Fahrlehrergesetz besitzt. § 2 Absatz 3 Satz 2 der Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung gilt entsprechend. Während des Unterrichts sind jeweils die erforderlichen grundlegenden Kenntnisse und Fertigkeiten aus den in Anlage 1 der Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung aufgeführten Kenntnisbereichen zu vermitteln. Dabei ist ein Schwerpunkt darauf zu legen, dass der Fahrer die Kenntnisse der Vorschriften der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. März 2006 zur Harmonisierung bestimmter Sozialvorschriften im Straßenverkehr und zur Änderung der Verordnungen (EWG) Nr. 3821/85 und (EG) Nr. 2135/98 des Rates sowie zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 3820/85 des Rates (ABl. L 102 vom 11.4.2006, S. 1; L 70 vom 14.3.2009, S. 19, L 101 vom 18.4.2015, S. 62; L 195 vom 20.7.2016, S. 83), die zuletzt durch die Verordnung (EU) 2020/1054 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 249 vom 31.7.2020, S. 1) geändert worden ist, erlangt. 

2. [bookmark: eNV_8E42C2799C5948E6BD760FB6803C6ED8_1][bookmark: DQCITD072AEA754944D84E0D86867D392D03265C][bookmark: DQCITD07DA9D18B7EBE24DACBFBC49D387BB75AA]Nach Abschluss des Unterrichts hat der Teilnehmer durch eine Prüfung nachzuweisen, dass er die Inhalte der in Anlage 1 der Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung aufgeführten Kenntnisbereiche beherrscht. Die Prüfung ist schriftlich oder in elektronischer Form abzulegen und hat eine Dauer von 45 Minuten. § 2 Absatz 7 und 8 der Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung gilt entsprechend.

2. [bookmark: eNV_CE5BAA39DCA4429BBF6D1E367568FD0E_1]Die Prüfung ist in deutscher Sprache abzulegen. Abweichend von Satz 1 kann die Prüfung auch in folgenden anderen Sprachen abgelegt werden:

3. [bookmark: eNV_AB88AF86BD7D449EB03F6ACE39B897D9_1]Russisch,

3. [bookmark: eNV_713432123D284E179D8A0B5F30DAEAC5_1]Ukrainisch.

2. [bookmark: eNV_83D6D851D7144C8D83557E8A7A91FDE0_1]Dem Teilnehmenden ist eine Bescheinigung auszustellen und auszuhändigen 

4. [bookmark: eNV_2DFBB7753C444969A4B6619E451353E8_1]über den Abschluss des Unterrichts zum Erwerb der Ergänzungsqualifikation von der Ausbildungsstätte unmittelbar nach dem Abschluss und

4. [bookmark: eNV_B95CFCA1C9BE4FBCB3F95752FE3DB440_1]über das Bestehen der Prüfung zum Erwerb der Ergänzungsqualifikation von der Industrie- und Handelskammer unmittelbar nach dem Bestehen der Prüfung.

2. [bookmark: DQCIGI060566BCBC12AB4472BB4F4C9978917876][bookmark: eNV_7F67384C6C2F4A3DAF414BDC66AB0B0A_1]Die Bescheinigung nach Absatz 5 Nummer 1 ist nach dem Muster der Anlage 1 auszustellen und muss enthalten:

5. [bookmark: eNV_E083891604F243F98ABBE45E3FF5701E_1]Name und Anschrift der Ausbildungsstätte sowie Angaben zur zuständigen Anerkennungs- und Überwachungsbehörde und das Aktenzeichen des Anerkennungsbescheides,

5. [bookmark: eNV_779D56D9916047F4866044C4B713C96C_1]Name, Anschrift und Geburtsdatum des Teilnehmers,

5. [bookmark: eNV_3430DD2C64E249DB90DA367620D686DC_1]Zeitraum des Unterrichts und tatsächliche Dauer der Unterrichtsteilnahme und

5. [bookmark: eNV_84ABB919A4134CBCA2456E60A9E9DCED_1][bookmark: DQCITD072A0BC9E5882A4A4DBA11FB3F7216F3F3]Angaben der Unterkenntnisbereichen nach Anlage 1 Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung, zu denen Inhalte vermittelt wurden. 

Die Bescheinigung ist im Original von einer zur Vertretung der Ausbildungsstätte berechtigten Person zu unterschreiben. Die eigenhändige Unterschrift der zur Vertretung der Ausbildungsstätte berechtigten Person kann bei automatisierter Erstellung der Bescheinigung durch eine bildhafte Wiedergabe der Unterschrift ersetzt werden. Das gilt nicht, wenn der Unterricht ausschließlich von dieser Person durchgeführt wurde.

0. 

[bookmark: eNV_BAADE7F6FCCC4A47AD8B589DC76996A6_1]Ausbildungs- und Prüfungsort

Personen, denen gemäß § 1 Nummer 1 in der Bundesrepublik Deutschland vorübergehender oder angemessener Schutz gewährt wird, erwerben die Ergänzungsqualifikation in der Bundesrepublik Deutschland.

0. 

[bookmark: eNV_1236C2DE304D4C6DA84EA107246820B3_1]Nachweis der Ergänzungsqualifikation

4. [bookmark: eNV_1BEDBDF915114504A87899E7B278DC9F_1]Der Nachweis über den Erwerb der Ergänzungsqualifikation nach § 3 erfolgt durch einen Fahrerqualifizierungsnachweis nach Maßgabe des § 7.

4. [bookmark: DQCITD0640B558DAA57641A59B01EA98402D9CB8][bookmark: eNV_7A97526B1C6742E182B13A21561262C5_1][bookmark: DQCITD04F459EDF0B6A0495ABA31111D78D0A84E][bookmark: DQCITD045CE0C8C6C6F04D44AE289FDC1EE11F6B]Fahrern im Sinne des § 1 Nummer 1, die Fahrten im Güterverkehr durchführen, können den Nachweis über den Erwerb der Ergänzungsqualifikation außerdem durch eine gültige Fahrerbescheinigung nach Artikel 5 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1072/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 über gemeinsame Regeln für den Zugang zum Markt des grenzüberschreitenden Güterkraftverkehrs (ABl. 300 vom 14.11.2009, S. 72) die zuletzt durch die Verordnung (EU) 2020/1055 (ABl. L 249 vom 31.7.2020, S. 17) geändert worden ist, erbringen. Auf der Fahrerbescheinigung muss die Schlüsselzahl 95.01(max 06.03.25) im Feld „Besondere Bemerkungen“ eingetragen sein. 

4. [bookmark: eNV_8148053EEA8D44C1AB44DD56510DC3BE_1]Dem Fahrerqualifizierungsnachweis nach Absatz 1 gleichgestellt sind von einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union ausgestellte

[bookmark: eNV_D4A5D0130165458C8E6BD7F968283B6F_1]Führerscheine mit dem Vermerk nach Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EU) 2022/1280, 

[bookmark: DQCITD076B5D8F6A0DCE42F5807D1FB26B1DF61F][bookmark: eNV_3A50562F301242CCA6442CC5EE46E82C_1]Fahrerqualifizierungsnachweise nach Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EU) 2022/1280 sowie

Fahrerbescheinigungen nach Artikel 4 Absatz 1 Unterabsatz 2 der Verordnung (EU) 2022/1280.

0. 

[bookmark: eNV_F8982E6BE707401C9BA62C3B3672C654_1]Pflicht zum Mitführen des Nachweises

Fahrer haben ihren Nachweis über den Erwerb der Ergänzungsqualifikation nach § 5 bei jeder Fahrt mitzuführen und den Kontrollberechtigten auf Verlangen zur Prüfung auszuhändigen.

0. 

[bookmark: eNV_D1A88302778841C6918F40DE92EDC9DE_1][bookmark: DQCITD07FB493E2ADED8422A8EFF338D088FCC5F]Ausstellung eines Fahrerqualifizierungsnachweises mit der Schlüsselzahl 95.01

6. [bookmark: eNV_B583573E453B46EC8F1763D04BFBBF3A_1][bookmark: DQCITD077AC0E27DC51F4D4891FC40C386919AD3][bookmark: DQCITD0767E6826DCEF540FEBFD185CD8348478E]Abweichend von § 7 Absatz 1 des Berufskraftfahrerqualifikationsgesetzes und § 8 Absatz 1 der Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung hat die nach Landesrecht zuständige Behörde auf Antrag einen Fahrerqualifizierungsnachweis auszustellen, wenn

0. [bookmark: eNV_C0EC89C8FB9345F990C83EBBEE92B0D5_1][bookmark: DQCITD07270B39EC9B7E49AA9A7C0504D7BB69F9]der Antragsteller im Besitz eines gültigen ukrainischen Fahrerqualifizierungsnachweises gemäß Artikel 2 Buchstabe b der Verordnung (EU) 2022/1280 ist,

0. [bookmark: eNV_43980C21D3A44666B26A490D878B61DC_1]der Antragsteller im Besitz eines gültigen EU- oder EWR-Führerscheins ist, in dem die für die Ergänzungsqualifikation maßgebliche Fahrerlaubnisklasse vermerkt ist,

0. [bookmark: eNV_F14518358C8F4737A2F03D584BCCDCE2_1]dem Antragsteller entsprechend der Richtlinie 2001/55/EG und dem Durchführungsbeschluss (EU) 2022/382 vorübergehender Schutz oder angemessener Schutz nach nationalem Recht gewährt wird und

0. [bookmark: eNV_C9089B90698E43F3B27359412E880B18_1]der Antragsteller nachweislich ergänzungsqualifiziert ist.

6. [bookmark: eNV_E2AA5362B7E34E13A9BC1A51615FD3D1_1][bookmark: DQCITD0728F2802BBD2F474897941D9C97C69375]Ist der Antragsteller nicht im Besitz eines ukrainischen Fahrerqualifizierungsnachweises nach Absatz 1 Nummer 1, so ist auf Antrag bei Vorliegen der weiteren Voraussetzungen nach Absatz 1 Nummer 2 bis 4 ein Fahrerqualifizierungsnachweis auszustellen, wenn auf Antrag festgestellt wurde, dass der Antragsteller

1. [bookmark: eNV_58823F22FD8041A28D3F089950188619_1][bookmark: DQCITD07262247C904364E40AF6138E045DB4653]Inhaber eines gültigen ukrainischen Fahrerqualifizierungsnachweises gemäß Absatz 1 Nummer 1 ist – soweit möglich in Zusammenarbeit mit den zuständigen Behörden in der Ukraine – und 

1. er kein von einem anderen Mitgliedstaat entsprechend Artikel 4 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2022/1280 mit einem Vermerk versehenes oder ausgestelltes Dokument besitzt.

6. [bookmark: eNV_3109FAD749AE42678599FEB90529185D_1][bookmark: DQCITD07F31450AE057A4F70BB9C5103BBBC54D7]§ 8 Absatz 2 der Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung gilt entsprechend.

[bookmark: eNV_EC8E1847D7A741D187F51F7D3A59184D_1][bookmark: DQCITD07D2F53900A39B4412974B3DE722630981][bookmark: DQCITD07A5E98FDEBF9B4A85A2E8E98161F8BEEC]Dem Antrag sind die Bescheinigungen nach § 3 Absatz 5, die in § 8 Absatz 3 Nummer 1, 2 und 4 der Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung genannten Unterlagen sowie ein gültiger Führerschein nach Absatz 1 Nummer 2 beizufügen. § 8 Absatz 4 der Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung gilt entsprechend. 

6. [bookmark: eNV_DFF18A51794C48658116E14471589429_1][bookmark: DQCITD07770DF9F0D6E64058A73F999067BC6D81]Der Fahrerqualifizierungsnachweis ist nach dem Muster der Anlage 5 Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung mit den Maßgaben auszustellen, dass

3. [bookmark: DQCITD070B68CDD0AF1D4C3E8B50EACC9AAE20CC][bookmark: DQCITD04F3FBA701EB4A4259BDDAB04EACAF209D]abweichend von Anlage 5 Nummer 2 Buchstabe a Doppelbuchstabe cc der Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung auf Seite 1 in Feld 4b als Ablaufdatum der 06.03.2025 zu vermerken ist,

3. [bookmark: DQCITD0718CF4937CD9D4159B6EE9A25B9F9C999]abweichend von Anlage 5 Nummer 2 Buchstabe b Doppelbuchstabe aa der Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung auf Seite 2 in Feld 9 die Fahrerlaubnisklassen, für die der Fahrer die Ergänzungsqualifikation erfüllt, zu vermerken sind und 

3. [bookmark: DQCITD0789162E6BA26345C0B7DB0776037A49E9][bookmark: DQCITD04B891F78DBCCD4379A50AD74758E1F2CB]abweichend von Anlage 5 Nummer 2 Buchstabe b Doppelbuchstabe aa der Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung auf Seite 2 in Feld 10 die besondere befristete Schlüsselzahl "95.01(max 06.03.25)" zu vermerken ist.

6. [bookmark: DQCIGI06603164B98BF04CA0927BA6E78AF0A382][bookmark: eNV_290B6A36377A427DB8E35570923A7DBB_1][bookmark: DQCITD07184B9355564941E1A51AD054046F1DC9]Die nach Landesrecht zuständige Behörde hat den Antragsteller darüber zu informieren, dass ungeachtet des auf dem Fahrerqualifizierungsnachweis eingetragenen Ablaufdatums nach Absatz 5 Nummer 1, die Gültigkeit des Fahrerqualifizierungsnachweises 

[bookmark: eNV_6DD0018216A742E1AADD640DB3FB2970_1]der Dauer des vorübergehenden Schutzes für aus der Ukraine vertriebene Personen entsprechend Artikel 4 der Richtlinie 2001/55/EG,

[bookmark: eNV_314393D3E9E64E178554A6B30FAE06B0_1][bookmark: DQCITD072DF8F7EAC8FD4035BAF00BF71B73F784]der Dauer des angemessenen Schutzes des Inhabers des Fahrerqualifizierungsnachweises nach nationalem Recht oder

[bookmark: eNV_E5841954F4574652B186007B7D86BE86_1]der Gültigkeitsdauer des Führerscheins

entspricht, je nachdem, welche zuerst endet.

0. 

[bookmark: eNV_76640E8EF2A246AEBAE38A14399B9979_1][bookmark: DQCITD07F48FD1FD6A7E4466854EC71E36F43BD1]Ausstellung eines neuen Fahrerqualifizierungsnachweises bei Änderungen, Verlust, Diebstahl und Beschädigung

[bookmark: DQCITD07E34CAA486B3F4D2BA8D4DB8C786E7E4E][bookmark: DQCITD07920C24BFDAA748CB9CC8CB7B55A6B659]§ 9 der Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung gilt entsprechend für den Fahrerqualifizierungsnachweis nach § 7. Abweichend von § 9 Absatz 2 Satz 2 der Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung sind die Unterlagen nach § 7 Absatz 4 beizufügen. 

0. 

[bookmark: eNV_0C7296F87DE742A085C4AD52BD0884B6_1]Ausbildungsstätten

8. [bookmark: eNV_BAD5E9CED96F43619C87E77A9AF4DDEC_1][bookmark: DQCITD079965973027284808B012A1358F62B917][bookmark: DQCITD0761EFCD9D1911401BABBC3FDFF4501D87][bookmark: DQCITD071378540BD3234E3F96472B29F11C3378]Unterricht für die Ergänzungsqualifikation darf nur von nach § 9 des Berufskraftfahrerqualifikationsgesetzes und § 5 der Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung für die beschleunigte Grundqualifikation und die Weiterbildung anerkannten Ausbildungsstätten angeboten und durchgeführt werden. Nebenbestimmungen nach § 5 Absatz 3 der Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung gelten auch für Unterricht für die Ergänzungsqualifikation.

8. [bookmark: eNV_964CCA4E5D5A4E438D9BF6D3933F2AA4_1][bookmark: DQCITD073B9845D80D3F4516AD941F1E2ECEFBB7]Die §§ 10 und 11 des Berufskraftfahrerqualifikationsgesetzes gelten entsprechend für die Ergänzungsqualifikation mit der Maßgabe, dass an die Stelle der beschleunigten Grundqualifikation oder einer Weiterbildung die Ergänzungsqualifikation tritt.

0. 

[bookmark: eNV_B86DCA92E46240CDB3D791494173A491_1]Anforderungen an die Ausbilder und den Unterricht

[bookmark: eNV_B713969DCC3B4349B928FBBD016B6908_1]Unterricht für die Ergänzungsqualifikation darf nur durchgeführt werden

[bookmark: eNV_47F75F42720C45D39A77AC2AFF17D1DD_1]von Ausbildern, die in der Anerkennung der Ausbildungsstätte auch Unterricht für die beschleunigte Grundqualifikation und Weiterbildung durchführen dürfen, wobei die praktische Ausbildung nur von Ausbildern durchgeführt werden darf, die in der Anerkennung der Ausbildungsstätte als zugelassene Ausbilder für den praktischen Teil benannt worden sind,

[bookmark: eNV_2F4CE855DFE540419E0983CE2BAB2DCB_1]in der Anerkennung der Ausbildungsstätte benannten zugelassenen Räumen und

[bookmark: eNV_DA3EA48B76504CC3A09D31505854E489_1]mit der in der Anerkennung der Ausbildungsstätte benannten jeweils höchstens zulässigen Teilnehmerzahl.

9. [bookmark: eNV_79D09985BCB54F14865D42B238AE0946_1][bookmark: DQCITD07D3455FF5E011452AB359A7E27CB0FD57]§ 6 der Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung gilt entsprechend.

0. 

[bookmark: DQCITD0754A979381F0146FFA1A9BCBBACD3A4C2][bookmark: eNV_40F0E17DB9EB43F095C10A240525BD03_1]Berufskraftfahrerqualifikationsregister

[bookmark: DQCITD07EAA9D1BCE6994298B52F8A96C1971F88][bookmark: DQCITD071F6929B624C1459BAADC709970574036]Ergänzend zu § 12 Nummer 2 des Berufskraftfahrerqualifikationsgesetzes ist das Berufskraftfahrerqualifikationsregister auch ein Register zur Speicherung von Daten, die erforderlich sind, um feststellen zu können, für welche Fahrerlaubnisklasse die Pflicht zur Ergänzungsqualifikation erfüllt wurde. 

0. 

[bookmark: eNV_9781D699075C4E59AFBE1C6E0BBD363C_1][bookmark: DQCITD077B76ACDCF01C4644B55B5A241473EC7B]Inhalt des Berufskraftfahrerqualifikationsregisters

[bookmark: DQCITD070093D0A7B648400FA2B7CAEB502C7469][bookmark: DQCITD07EC555B392FA74072814D540891FF7492][bookmark: DQCITD07468B1F5D9C304E46AACBC5E4382E154A]Ergänzend zu § 14 Nummer 1 des Berufskraftfahrerqualifikationsgesetzes ist das Kraftfahrt-Bundesamt befugt, zur Führung des Berufskraftfahrerqualifikationsregisters folgende Daten des Fahrerqualifizierungsnachweises von Fahrern zu erheben, zu speichern und zu verwenden:

0. [bookmark: eNV_DDFD8132501E413B985F0C583F486715_1]Schlüsselzahl 95.01 nach Anlage 9 der Fahrerlaubnis-Verordnung,

0. [bookmark: eNV_7E7AEE3F8CC84A9489FD4B3C72D0C1F2_1]Fahrerlaubnisklassen, für die die Schlüsselzahl 95.01 Gültigkeit hat.

0. 

[bookmark: eNV_E26E34C8BAF14B8EBFE44029E80EC7DE_1][bookmark: DQCITD070DE349732891499D900E2F4EA2F02187]Datenübermittlung an das Kraftfahrt-Bundesamt durch den Hersteller des Fahrerqualifizierungsnachweises

[bookmark: DQCITD0755BA01BD7151486EBA32420984C516F1][bookmark: DQCITD07D5B682B4937F463DBAB22A38CE2B01AB][bookmark: DQCITD072C40B16D05DB4D748BE0AEC9D1E0199B]Abweichend von § 17 des Berufskraftfahrerqualifikationsgesetzes sind nach der Herstellung eines Fahrerqualifizierungsnachweises mit der Schlüsselzahl 95.01 vom Hersteller anstelle der in § 14 Nummer 1 Buchstabe h und i des Berufskraftfahrerqualifikationsgesetzes genannten Daten die nach § 12 zu speichernden Daten zu übermitteln.

0. 

[bookmark: eNV_4A96B361BC7C4799A6F192A4D44CE0A8_1]Datenübermittlung an das Kraftfahrt-Bundesamt durch die nach Landesrecht zuständigen Behörden

[bookmark: DQCITD066129E65D035C41C28D008D4CC9ADBC39][bookmark: DQCITD072386D5F640BE45E0B2D7547E3077D009][bookmark: DQCITD073818AC015DDC46299E54826196C15506][bookmark: DQCITD072622991D50E94C8BA41278B0F60F744D][bookmark: DQCITD0703B957373B20497CA74C27DD16135812]Ergänzend zu den nach § 18 Absatz 1 des Berufskraftfahrerqualifikationsgesetzes zu übermittelnden Daten, übermitteln die nach Landesrecht zuständigen Behörden dem Kraftfahrt-Bundesamt im automatisierten Verfahren unverzüglich auch die Daten zu Fahrerqualifizierungsnachweisen, die nach § 12 im Berufskraftfahrerqualifikationsregister zu speichern sind oder die zu einer Änderung einer Eintragung nach § 12 führen, soweit diese Daten nicht bereits vom Hersteller an das Berufskraftfahrerqualifikationsregister übermittelt worden sind.

0. 

[bookmark: eNV_6EC0C2D8D5044C119FF1C0C58167D14B_1]Datenübermittlung an Behörden in den anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union und an Behörden in den Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum

[bookmark: DQCITD07A6B02B4740C54464A033259D1A207157]§ 22 des Berufskraftfahrerqualifikationsgesetzes gilt für die nach § 12 gespeicherten Daten entsprechend.

0. 

[bookmark: eNV_1AD021BDCDA24A7D82AEAAECC1F7E0B4_1]Anwendungsbestimmungen

Die §§ 1 bis 15 sind nicht mehr anzuwenden ab dem Tag, der auf den Tag folgt, an dem die in Artikel 4 der Richtlinie 2001/55/EG genannte Dauer des vorübergehenden Schutzes von Vertriebenen aus der Ukraine nach Artikel 6 Absatz 1 der genannten Richtlinie endet. Das Bundesministerium für Digitales und Verkehr hat den nach Satz 1 maßgeblichen Tag im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

1.  (zu § 3 Absatz 5 Nummer 1 in Verbindung mit Absatz 6)

[bookmark: eNV_A7836A222F8343E580DAC3960D890448_1]Musterbescheinigung über die Teilnahme am Unterricht zum Erwerb der Ergänzungsqualifikation

I.	Musterbescheinigung über die Teilnahme am Unterricht zum Erwerb der Ergänzungsqualifikation



		[bookmark: DQCIGR043E86DF138FF749FBBFDEFF1B0FE2F1EE]Kopfbogen der Ausbildungsstätte

		_________________________________, den

		 

		______________________________



		

		Ort

		 

		Datum







Bescheinigung über die Teilnahme am Unterricht zum Erwerb der Ergänzungsqualifikation gemäß § 3 Ukraine-Ausnahmeverordnung 

Herr/Frau

		[bookmark: DQCIGR047678AD2F1C3E4B1A92AEAB74A7814BDF]______________________________________,

		

		 geb. am: ___________ in ___________



		Vorname, Name

		

		



		

		

		



		________________________________________________________________________



		Wohnanschrift









		[bookmark: DQCIGR0468FBB848A0E54C2AA1D2BD23B84D3BD5]hat in der Zeit vom _____________________

		

		bis ______________________________









		[bookmark: DQCIGR0425BB84A0D07C42B2AE5355BD2A034993]mit einer Dauer von 35 Unterrichtseinheiten inkl. 2,5 Fahr-Unterrichtseinheiten zu je 60 Minuten am Unterricht zum Erwerb der Ergänzungsqualifikation teilgenommen. Während des Unterrichts sind die erforderlichen grundlegenden Kenntnisse und Fertigkeiten aus den in Anlage 1 Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung aufgeführten Kenntnisbereichen vermittelt worden mit einem besonderen Schwerpunkt der Kenntnisse zu den Vorschriften der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 (Kenntnisbereich 2.1. der Anlage 1 Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung).







				[bookmark: DQCIGR0443E6631EA7264527A3834B46BC157ED8]

		









		



		Unterschrift Ausbildungsstätte*

Stempel

		



		

		





II.	Anmerkungen zur Musterbescheinigung über die Teilnahme am Unterricht zum Erwerb der Ergänzungsqualifikation

1.	Anwendungshinweise: 

*	Die Unterschrift des Ausbilders/der Ausbilderin hat eigenhändig im Original zu erfolgen. Die eigenhändige Unterschrift der zur Vertretung der Ausbildungsstätte berechtigten Person kann durch eine bildhafte Wiedergabe der Unterschrift ersetzt werden, sofern der Unterricht nicht ausschließlich von dieser Person durchgeführt wurde (§ 3 Absatz 6 Satz 2 bis 4 Ukraine-Ausnahmeverordnung).

2.	Verteiler:

Original – Teilnehmer/in

Kopie – Ausbildungsstätte

3.	Angabe zur Ausbildungsstätte:

Es ist die jeweilige Ausbildungsstätte in die Musterbescheinigung einzutragen.



[bookmark: eNV_DFED508350B24030842BCC08FD68B60B_1][bookmark: DQCITD07A90E452D447842B6B9E911BAF2242B89]Änderung der Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung

[bookmark: DQCITD07CFA9AC003ECB4B39A4ACFED6D1845E24]Die Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung vom 9. Dezember 2020 (BGBl. I S. 2905) wird wie folgt geändert:

[bookmark: eNV_EBE0B18DB8A14CD1B11FF2DBE351A82E_1]§ 1 wird wie folgt geändert:

[bookmark: eNV_4D38A3A73B2749A08D96BF05475EA1DB_1]Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 3a eingefügt:

„(3a)	Der Prüfungsteilnehmer hat für die praktische Prüfung bereit zu stellen:

0. [bookmark: DQCITD040E3AB6E50F6B476AB4F82BB1F70BF27A][bookmark: DQCITD044D7616ADCD3C44C78AD6D274ECF96590]ein Prüffahrzeug, das den in Anlage 7 Nummer 2.2.6 bis 2.2.13, jeweils in Verbindung mit Nummer 2.2.16 der Fahrerlaubnis-Verordnung genannten Anforderungen, für die höchste Fahrerlaubnisklasse über die der Prüfling verfügt und für die er seine Befähigung nachweisen will, entspricht sowie

einen Fahrlehrer, der im Besitz einer gültigen Fahrlehrererlaubnis für die Fahrerlaubnisklasse ist, für die der Prüfling seine Befähigung nachweisen will.“

[bookmark: eNV_92E9D0FA4555413CBCD8E0906D92ED5E_1]Dem Absatz 5 wird folgender Satz angefügt:

„Die Sätze 1 und 2 sind nur anzuwenden, sofern der zuständigen Industrie- und Handelskammer der Nachweis nach § 4 Absatz 6 Satz 1 der Berufszugangsverordnung für den Straßenpersonenverkehr oder nach § 5 Absatz 7 der Berufszugangsverordnung für den Güterkraftverkehr vorgelegt wird.“

[bookmark: eNV_698551BCD388461998139F0A87B2388D_1]§ 2 wird wie folgt geändert:

[bookmark: eNV_C80417E8BAEB415980F5DBC9D7D042E1_1]Dem Absatz 6 wird folgender Satz angefügt:

[bookmark: DQCITD0706EFBBEF3F8E4E008E847ABCAE1C15F7]„Die Prüfung darf nur ablegen, wer zuvor gegenüber der zuständigen Industrie- und Handelskammer nachweist, dass er den nach § 2 Absatz 2 des Berufskraftfahrerqualifikationsgesetzes vorgeschriebenen Unterricht besucht hat.“ 

[bookmark: eNV_F34104A493D944AB97BD106450CB3360_1]Nach Absatz 7 wird folgender Absatz 7a eingefügt: 

„(7a)	Die Prüfung ist in deutscher Sprache abzulegen. Abweichend von Satz 1 kann die Prüfung auch in folgenden anderen Sprachen abgelegt werden:

0. Englisch,

0. Hocharabisch,

0. Kroatisch,

0. Polnisch,

0. Rumänisch,

0. Russisch,

0. Türkisch,

0. Ukrainisch.“

[bookmark: eNV_BBC810C57BF1488CA67C1C0E8A224B48_1]Dem Absatz 9 wird folgender Satz angefügt:

„Die Sätze 1 bis 3 sind nur anzuwenden, sofern der zuständigen Industrie- und Handelskammer der Nachweis nach § 4 Absatz 6 Satz 1 der Berufszugangsverordnung für den Straßenpersonenverkehr oder nach § 5 Absatz 7 der Berufszugangsverordnung für den Güterkraftverkehr vorgelegt wird.“ 

[bookmark: eNV_25ADDF52A65C4F9F804C4B6A7B675D58_1]§ 3 wird wie folgt geändert:

[bookmark: eNV_B42C14557A424CAF8EE9D05339CF4E6B_1]In Absatz 1 wird nach dem Wort „Grundqualifikation“ die Wörter „oder beschleunigte Grundqualifikation“ eingefügt.

[bookmark: eNV_EE168637B9FE4F068343080872AE1FF0_1]Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 angefügt:

„(3)	Die Absätze 1 und 2 sind nur anzuwenden, sofern der Fahrer gegenüber der zuständigen Industrie- und Handelskammer nachweist, dass er verfügt über

0. eine Grundqualifikation oder beschleunigte Grundqualifikation im Güterkraftverkehr, sofern er seine Tätigkeit auf den Personenkraftverkehr ausweitet oder ändert und eine Grundqualifikation oder beschleunigte Grundqualifikation im Personenkraftverkehr, sofern er seine Tätigkeit auf den Güterkraftverkehr ausweitet oder ändert, 

0. einen Führerschein oder Fahrerqualifizierungsnachweis jeweils mit einem Eintrag der Schlüsselzahl 95 für die Fahrerlaubnisklasse, die nicht Gegenstand der Prüfung nach Absatz 1 oder Absatz 1 ist,

0. [bookmark: DQCITD07DC36075FCD0E49F6B3D43952355A1D7C]einen Führerschein mit einer Fahrerlaubnisklasse, die nicht Gegenstand der Prüfung nach Absatz 1 oder Absatz 2 ist und für die § 4 des Berufskraftfahrerqualifikationsgesetzes anzuwenden ist, 

0. [bookmark: DQCITD065808C6F069A846B693B2B9EE1D95665E][bookmark: DQCITD07C613A598673048A782B7CFF7F66C7B6F]einen Fahrerqualifizierungsnachweis eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union im Sinne des Anhanges II der Richtlinie (EU) 2022/2561 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 2022 über die Grundqualifikation und Weiterbildung der Fahrer bestimmter Kraftfahrzeuge für den Güter- oder Personenkraftverkehr (kodifizierter Text) (ABl. L 330 vom 23.12.2022, S. 46; L 128 vom 15.5.2023, S. 89) in der jeweils geltenden Fassung mit einer Fahrerlaubnisklasse, die nicht Gegenstand der Prüfung nach Absatz 1 oder Absatz 2 ist und für die § 4 des Berufskraftfahrerqualifikationsgesetzes anzuwenden ist, 

0. [bookmark: DQCITD07878519E3196A4E24A404F070D69AEBCB]eine Fahrerbescheinigung nach § 7 Absatz 3 des Berufskraftfahrerqualifikationsgesetzes oder

0. [bookmark: DQCITD0783602FAF63F24B4088485A656EAF9B4B]einen Nachweis nach § 7 Absatz 4 des Berufskraftfahrerqualifikationsgesetzes.“

[bookmark: eNV_D4E40CD252C049518AD92110DF004659_1]Nach § 4 Absatz 3 werden folgende Absätze 3a und 3b eingefügt:

„(3a)	Der Unterricht ist in physischer Präsenz durchzuführen. Abweichend von Satz 1 kann unter Berücksichtigung der in Anlage 3 genannten Anforderungen mit Zustimmung der nach Landesrecht zuständigen Behörde digitaler Unterricht in synchroner oder asynchroner Form durchgeführt werden. Der digitale Unterricht in synchroner und asynchroner Form darf höchstens mit insgesamt zwölf Unterrichtseinheiten den Präsenzunterricht ersetzen. § 6 findet beim digitalen Unterricht in asynchroner Form keine Anwendung. § 6 Absatz 2 findet beim digitalen Unterricht in synchroner Form keine Anwendung.

(3b)	Die Bundesanstalt für Straßenwesen hat den Einsatz der digitalen Unterrichtsform im Hinblick auf Akzeptanz, Wirksamkeit und Einsatzmöglichkeiten zu evaluieren. Es dürfen nur nicht personenbezogene Daten verarbeitet werden. Die Bundesanstalt für Straßenwesen hat dem Bundesministerium für Digitales und Verkehr das Ergebnis der Evaluierung bis zum Ablauf des 31. Dezembers [einsetzen: Jahreszahl des dritten auf das Inkrafttreten dieser Änderungsverordnung folgenden Kalenderjahres] vorzulegen.“

[bookmark: eNV_836EBEF327D242758C19F2FDEA63A176_1]§ 5 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

„1.	das Ausbildungsprogramm, in dem 

14. die unterrichteten Themengebiete auf der Grundlage der in Anlage 1 aufgeführten Kenntnisbereiche,

die geplante Durchführung des Unterrichts,

die Unterrichtsmethoden sowie

im Falle des § 4 Absatz 3a Satz 2 die Angaben zum Nachweis, dass die Anforderungen der Anlage 3 eingehalten sind,

[bookmark: DQCIAB076CEEC001485A46BA8A69B8B9582F9A4C]näher darzustellen sind,“

[bookmark: eNV_C34215D23CD04646A51AA3F8158E737F_1]§ 10 Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

0. [bookmark: DQCITD07F52122F45D824147A9DD3A689E28566C]„	Ordnungswidrig im Sinne des § 28 Absatz 2 Nummer 7 Buchstabe b des Berufskraftfahrerqualifikationsgesetzes handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 7 Absatz 4 Satz 2 eine Teilnahmebescheinigung nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig vorlegt.“

[bookmark: eNV_446869A14C984825BEF609A44A5EAA6E_1]§ 11 wird wie folgt geändert:

[bookmark: eNV_F7D1574CFB4D4AFDB12C2F0296952B2F_1]Absätze 1, 2 und 4 werden aufgehoben.

[bookmark: eNV_99689E9A7B034FB78ABF39E493A4CF72_1]Absatz 5 wird durch folgende Absätze 5 bis 9 ersetzt:

[bookmark: DQCITD06BAE0D4D8FA2447B6AAAD63C83A095D37]„(5)	Bescheinigungen, die auf der Grundlage des Absatzes 4 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b in Verbindung mit Nummer 3 in der am … [einsetzen: Tag der Verkündung dieser Änderungsverordnung] geltenden Fassung ausgestellt worden sind, sind für die Dauer von fünf Jahren ab dem Abschluss der Teilleistung oder gesamten Weiterbildung gültig.

[bookmark: DQCITD06BD05ADAA754141FDB5DF5BEFD44FC922](6)	Bescheinigungen, die auf der Grundlage des Absatzes 4 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a sowie Bescheinigungen, die auf der Grundlage des Absatzes 4 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b in Verbindung mit Nummer 2 in der am … [einsetzen: Tag der Verkündung dieser Änderungsverordnung] geltenden Fassung ausgestellt wurden, bleiben gültig. 

(7)	Bescheinigungen nach den Absätzen 3, 5 und 6 sind zusätzlich zu den in § 8 Absatz 3 genannten Unterlagen vorzulegen.

(8)	§ 2 Absatz 7a ist ab dem … [einsetzen: Datum des ersten Tages des siebten auf die Verkündung folgenden Kalendermonats] anzuwenden.

(9)	§ 4 Absatz 3a und 3b und die Anlage 3 sind ab dem... [einsetzen: Datum des ersten Tages des … [einsetzen: noch mit den Ländern abzustimmender Zeitraum] auf die Verkündung dieser Änderungsverordnung folgenden Kalendermonats] anzuwenden.“ 

[bookmark: eNV_496A221B815B4D7390760CE37C342CC3_1]Anlage 3 wird wie folgt gefasst:

„Anlage 3

(zu § 4 Absatz 3a Satz 2)

Anforderungen an die Durchführung von digitalem Unterricht in synchroner und asynchroner Form in der Weiterbildung

A. Allgemeine Anforderungen

[bookmark: DQCITD07BC2B52DF96004CE0A3DAA9D99BDC2B62]1. 	Digitaler Unterricht darf nur von anerkannten Ausbildungsstätten nach § 9 des Berufskraftfahrerqualifikationsgesetzes und nur im Rahmen der Weiterbildung eingesetzt werden. 

2. 	Die anerkannten Ausbildungsstätten haben dafür Sorge zu tragen, dass bei digitalem Unterricht die erforderliche Qualität der Weiterbildung beibehalten wird. Sie haben die Kenntnisbereiche auszuwählen, bei denen die digitale Unterrichtsform am wirksamsten ist und eine zuverlässige Nutzeridentifizierung und geeignete Kontrollmaßnahmen zu gewährleisten.

3. 	Die zur Durchführung des digitalen Unterrichts eingesetzte Software muss den datenschutzrechtlichen Anforderungen, insbesondere der Datenschutzgrundverordnung, insbesondere ihren Artikeln 24, 25, und 32, und den Anforderungen an die Datensicherheit jederzeit entsprechen; ein entsprechender Nachweis hierzu muss jederzeit geführt werden können.

4. 	Für die Durchführung des digitalen Unterrichts müssen für die Gesamtzahl der zu schulenden Unterrichtsteilnehmer ausreichende Softwarelizenzen vorhanden sein.

[bookmark: DQCITD071CD91B4B665E4C68A235ED1D02D74079]5.	Die Ausbildungsstätte hat der nach Landesrecht zuständigen Behörde für die Anerkennung von Ausbildungsstätten nach § 9 des Berufskraftfahrerqualifikationsgesetzes in Verbindung mit § 5 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 Buchstabe d) ein Unterrichtskonzept vorzulegen, das erkennen lässt, dass die Anforderungen an den digitalen Unterricht gemäß dieser Anlage erfüllt sind.

6.	Die anerkannte Ausbildungsstätte hat die Überwachung des digitalen Unterrichts durch die nach Landesrecht zuständige Behörde zu ermöglichen. Sie hat der nach Landesrecht zuständigen Behörde einen Zugang zum digitalen Unterricht zur Verfügung zu stellen und die durch die Nutzeridentifizierung festgestellte Teilnahme am Unterricht zu dokumentieren.

B. Besondere Anforderungen

I. Anforderungen an synchronen digitalen Unterricht 

1. 	Seitens der anerkannten Ausbildungsstätte muss eine ausreichende Internetverbindung vorhanden sein, die eine Durchführung des synchronen digitalen Unterrichts ermöglicht.

2.	Die zur Durchführung des synchronen digitalen Unterrichts durch die anerkannte Ausbildungsstätte eingesetzten Systeme müssen mindestens verfügen über

0. eine Auflösung, die gewährleistet, dass der Unterrichtsteilnehmer jederzeit in der Lage ist, dargestellte verkehrliche Situationen detailgenau wahrnehmen zu können und

eine Webcam mit Mikrofon und Lautsprecher oder eine Kombination aus Webcam und Headset, sofern Kamera, Lautsprecher und Mikrophon nicht bereits im System integriert sind.

3.	Die zur Durchführung des synchronen digitalen Unterrichts eingesetzte Software muss mindestens

0. dem Ausbilder das Kamerabild aller zu schulenden Unterrichtsteilnehmer anzeigen,

ermöglichen, dass der Ausbilder die Sprechzeit der zu schulenden Unterrichtsteilnehmer zuteilen und bei Bedarf das Mikrofon jedes zu schulenden Unterrichtsteilnehmers stumm schalten kann, um insbesondere Rückkopplung und sonstige Störgeräusche zu vermeiden,

ermöglichen, dass sich die zu schulenden Unterrichtsteilnehmer melden können, um einen Sprechwunsch zu äußern und

ermöglichen, dass der Kursleiter seinen Bildschirm allen zu schulenden Unterrichtsteilnehmern freigeben kann, um Schulungsmedien allen zu schulenden Unterrichtsteilnehmern anzuzeigen.

4.	Die anerkannte Ausbildungsstätte lässt nur solche Empfängergeräte zu, die hinsichtlich Darstellungsgröße und Auflösung gewährleisten, dass der Unterrichtsteilnehmer jederzeit in der Lage ist, dargestellte verkehrliche Situationen detailgetreu wahrnehmen zu können.

5.	Die Teilnehmerzahl der zu schulenden Personen darf 25 nicht überschreiten.

II. Anforderungen an asynchronen digitalen Unterricht

1. Systemische Anforderungen 

0. Die Lehr- und Lernmittel für asynchronen digitalen Unterricht umfassen:

einen Helpdesk; 

eine systematisch geordnete und bedienungsfreundliche Navigationsstruktur, die den Nutzenden durch die Inhalte leitet;

eine Anzeige der bereits bearbeiteten Inhalte;

eine Komponente, die bei falschen Antworten die richtige Lösung und eine Erläuterung anzeigt.

Die Ausbildungsstätte stellt sicher, dass Anfragen des Nutzers innerhalb eines Werktages beantwortet werden.

Inhaltliche Anforderungen 

Die Lehr- und Lernmittel müssen

in Text und Bild verständlich sein und allen Nutzenden zur Verfügung stehen;

auf das Ausbildungsprogramm abgestimmt sein.“

[bookmark: eNV_E26885EEF3F14CD8A74DCB278F0CBE38_1]Anlage 4 wird aufgehoben.

[bookmark: eNV_E22651D6072A4F68890A4201EFFE67A8_1][bookmark: DQCITD04AAC1D49D2A3F47BF845192C30442976E]In Anlage 5 Nummer 1 Satz 1 und Nummer 2 Buchstabe a Doppelbuchstabe cc Satz 2 werden jeweils die Wörter „Richtlinie 2003/59/EG in der Fassung der Richtlinie (EU) 2018/645“ durch die Wörter „Richtlinie (EU) 2022/2561 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 2022 über die Grundqualifikation und Weiterbildung der Fahrer bestimmter Kraftfahrzeuge für den Güter- oder Personenkraftverkehr (kodifizierter Text) (ABl. L 330 vom 23.12.2022, S. 46; L 128 vom 15.5.2023, S. 89; L 2023/90029 vom 16.10.2023). “ ersetzt.



[bookmark: eNV_20531C523F354F93AB625B2390C8CD4B_1]Änderung der Fahrerlaubnis-Verordnung

[bookmark: DQCICT029A4555349E3540BF8E25FD009B5B2D0C]Die Fahrerlaubnis-Verordnung vom 13. Dezember 2010 (BGBl. I S. 1980), die zuletzt durch Artikel 4 der Verordnung vom 20. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 199) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

0. [bookmark: eNV_6D82F166B0064D539FE769BE4218D4DC_1]§ 3 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

[bookmark: DQCITD06C0240625FE5E4ED2B6000712B7CD2421]„(2)	Rechtfertigen Tatsachen die Annahme, dass der Führer eines Fahrzeugs oder Tieres zum Führen ungeeignet oder nur noch bedingt geeignet ist, sind die §§ 11 bis 14 zur Vorbereitung der Entscheidung über das Untersagen des Führens von Fahrzeugen oder Tieren, zur Aufhebung einer solchen Untersagung oder zur Anordnung erforderlicher Auflagen entsprechend anzuwenden, soweit 

1. die genannten Vorschriften nicht das Führen eines fahrerlaubnispflichtigen Kraftfahrzeugs voraussetzen und 

1. die Anwendung der genannten Vorschriften unter Berücksichtigung der Gefährdung durch das Führen des jeweiligen Fahrzeugs oder Tieres auch im Vergleich zur Gefährdung durch das Führen eines fahrerlaubnispflichtigen Kraftfahrzeugs im Einzelfall angemessen ist.“

0. [bookmark: eNV_AFC1D428DD8D49E99FC649F683A17553_1]§ 24 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

1. [bookmark: eNV_BD4CC5C638334401B6D15780B0D4ACB5_1]In Satz 1 Nummer 1 wird die Angabe „Anlage 5“ durch die Wörter „Anlage 5 Nummer 1 und 3“ ersetzt.

1. [bookmark: eNV_46C3297E2BD34DE493DC2986A9C41C49_1]In Satz 3 werden die Wörter „Anlage 5 Nummer 2“ durch die Wörter „Anlage 5 Nummer 2 und 3“ ersetzt.

0. [bookmark: eNV_FBACAA08F26141E98EFA74ABCD773042_1]In § 28 Absatz 4 Satz 1 Nummer 7 werden die Wörter „deren Fahrerlaubnis aufgrund einer Fahrerlaubnis eines Drittstaates, der nicht in der Anlage 11 aufgeführt ist, prüfungsfrei umgetauscht worden ist, oder“ gestrichen. 

0. [bookmark: eNV_62EB4A842808484F97F8E500D8BDAF70_1]In § 48 Absatz 6 Satz 2 werden die Wörter „Anlage 5 Nummer 2“ durch die Wörter „Anlage 5 Nummer 2 und 3“ ersetzt.

0. [bookmark: eNV_3131ACCE88B04A0DB28B5BD72FA90DAC_1]Dem § 48a Absatz 5 wird folgender Satz angefügt:

„Bei der Beantragung der Eintragung weiterer zur Begleitung vorgesehener Personen ist abweichend von Satz 1 Nummer 3 auf den Zeitpunkt der Beantragung der Eintragung der weiteren zur Begleitung vorgesehenen Personen abzustellen.“

0. [bookmark: eNV_E88A4202182E411A999052A80656EAF8_1]Dem § 76 werden folgende Nummern 22 und 23 angefügt.

1. „	Anlage 7 Nummer 1.3 Satz 4 Buchstaben m und n 

Anlage 7 Nummer 1.3 Satz 4 Buchstaben m und n sind ab dem … [einsetzen: Datum des ersten Tages des siebten auf die Verkündung folgenden Kalendermonats] anzuwenden.

1. [bookmark: DQCIGI1573A6B28C2A0F47D99D1C46E1F0D2746C]Anlage 11 (Israel)

[bookmark: DQCITD06B556B85475884BDFBAC5469E859572F4]Bis zum Inkrafttreten eines Abkommens zwischen dem Bundesministerium für Digitales und Verkehr der Bundesrepublik Deutschland und dem Ministerium für Verkehr und Verkehrssicherheit des Staates Israel über Verfahrensfragen bei der Umschreibung von Führerscheinen, ist die Anlage 11 bezogen auf den Ausstellungsstaat Israel in der am ... [einsetzen: Tag der Verkündung dieser Änderungsverordnung] geltenden Fassung weiter anzuwenden. Das Bundesministerium für Digitales und Verkehr gibt den Tag nach Satz 1 im Bundesgesetzblatt bekannt.“

0. [bookmark: eNV_7BFD20CCEC084EF69A4553B9D18D69CC_1]In Anlage 4 wird in der Tabelle in der Nummer 2 in Spalte 5 der Satz „Bei Vorliegen einer hochgradigen Hörstörung muss – soweit möglich – die Versorgung und das Tragen einer adäquaten Hörhilfe nach dem aktuellen Stand der medizinisch-technisch und audiologisch-technischen Kenntnisse erfolgen.“ aufgehoben.

0. [bookmark: eNV_5DB1693E27C34C21AF81191125EAF241_1]In Anlage 4a Satz 1 werden die Wörter „in der Fassung vom 17. Februar 2021 (VkBl. S. 198)“ durch die Wörter „in der Fassung vom 15. November 2022 (VkBl. S. 702)“ ersetzt. 

0. [bookmark: eNV_33A9BC583EDB4D94972F345DCF330343_1]Anlage 7 wird wie folgt geändert:

8. [bookmark: eNV_92F0EC051D764DE48A25ACF27FFF6D39_1]In Nummer 1.3 Satz 4 Buchstabe l wird der Punkt am Ende durch ein Komma ersetzt.

8. [bookmark: eNV_74778B4E33FB41448CA44A8F43BC070D_1]Folgende Buchstaben m und n werden angefügt:

3. „	Kurmandschi,

3. Ukrainisch.“

8. [bookmark: eNV_C9EF1F1E30574854BA05DB8206364C47_1][bookmark: DQCITD04468A81FA0F2E4F08BF0BA159B41A7CBD]Nummer 2.2.17 Satz 4 wird wie folgt gefasst:

„Bei Prüfungsfahrzeugen, die über Systeme verfügen, die die Längsführung, Querführung oder Längs- und Querführung des Fahrzeugs in einem spezifischen Anwendungsfall aktiv und kontinuierlich übernehmen können, entscheidet der amtlich anerkannte Sachverständige oder Prüfer für den Kraftfahrzeugverkehr über den Einsatz dieser Systeme.“

8. [bookmark: eNV_C66298ED9CEB4CDF9D1C119946478BFC_1]In Nummer 2.3 Satz 3 werden die Wörter „nach den Nummern 2.1.1, 2.1.4 und 2.1.5 “ durch die Wörter „nach den Nummern 2.1.1, 2.1.4, 2.1.5 und 2.1.6 “ ersetzt.

0. [bookmark: eNV_2D79B854AE4E460EBC518A58AE1FBA82_1]Anlage 9 Abschnitt B Unterabschnitt I wird wie folgt geändert: 

[bookmark: eNV_60D3F9FC86A849D88680610D3E70CE2C_1]In der laufenden Nummer 133 werden die Wörter „Gesetz über die Grundqualifikation und Weiterbildung der Kraftfahrerinnen und Kraftfahrer bestimmter Kraftfahrzeuge für den Güterkraft- oder Personenverkehr“ durch die Wörter „Gesetz über die Grundqualifikation und die Weiterbildung der Fahrer bestimmter Kraftfahrzeuge für den Güter- oder Personenkraftverkehr“ ersetzt.

[bookmark: DQCIAB01A278524B80A646A3975BA7305E7C42E5][bookmark: eNV_102360BCF1CF42C4BD0F155132EA1995_1]Nach der laufenden Nummer 133 die laufende Nummer 133a eingefügt:

		[bookmark: DQCIGR04DFE34559FC1046AFABC73F26D4A41C9A]Lfd. Nr

		Schlüsselzahl



		„133a

		[bookmark: DQCITD04115B5CFF8B46448ABE87FDD11878D1D2]95.01(max 06.03.25)

		[bookmark: DQCITD044432B44844F24BCCAD216A7E289C43F3][bookmark: DQCITD0421B089544165436B8AD660F3F26798A4]Kraftfahrerin/Kraftfahrer, die/der Inhaberin/Inhaber eines Befähigungsnachweises ist und die Befähigungspflicht nach dem Gesetz über die Grundqualifikation und die Weiterbildung der Fahrer bestimmter Kraftfahrzeuge für den Güter- oder Personenkraftverkehr in Verbindung mit der Ukraine-Ausnahmeverordnung maximal bis zum 06.03.2025 erfüllt [95.01(max.06.03.25)]“.





[bookmark: eNV_0963891EFC9D440CA6E75D3D7B6C9700_1]Nach der laufenden Nummer 135 wird die laufende Nummer 136 angefügt:

		[bookmark: DQCIGR0401F7A5E3F4B34699ADCA8DFAEBF6E092][bookmark: DQCICT028F05EB3654FC43108671C64D7725F3BB]Lfd. Nr.

		Schlüsselzahl



		„136

		[bookmark: DQCITD04930642D4CC6D44A5B306558DB2530595]99.01(max 06.03.25)

		Sonderausfertigung, nur für die Dauer des vorübergehenden Schutzes gültig (verlorener oder gestohlener UA-Führerschein)“.





0. [bookmark: eNV_EB13543DBBC14CA59983DEEB1D05A06F_1]Anlage 11 wird wie folgt geändert: 

[bookmark: eNV_B95B2CD1D5F342FDAADC4873FC442BB1_1]In der ersten Zeile „Albanien19)“ wird in der Spalte „Klasse(n)“ die Angabe „A120), A2, A, B21)“ durch die Angabe „A1, A2, A, B“ ersetzt.

[bookmark: eNV_AC6363766A394B58A02406AACEC75002_1]Die Zeile „Israel“ wird wie folgt gefasst:

		[bookmark: DQCIGR0448BACEE166CA4881BF260EA408354A1A]Ausstellungsstaat

		Klasse(n)

		theoretische Prüfung

		praktische Prüfung



		„Israel24)

		A1, A2, A, B

		nein

		nein





24) Amtliche Anmerkung: Bis zum Inkrafttreten einer Vereinbarung zwischen Deutschland und Israel über Verfahrensfragen bei der Umschreibung von Führerscheinen gilt die Übergangsregelung aus § 76 Nummer 23: Im Rahmen der Umschreibung einer israelischen Fahrerlaubnis wird nur die Klasse B ohne theoretische und praktische Prüfung umgeschrieben.“

[bookmark: eNV_1BBE8C37D03F41298565F58BDB9A5C0A_1]In der Zeile „Kosovo“ wird in der Spalte „Klasse(n)“ die Angabe „DE24)“ durch die Angabe „DE“ ersetzt.

[bookmark: eNV_6C64670B0F194A589DE9DE9E6AB92468_1]Nach der Zeile „Fahrerlaubnisse, die im tatsächlichen Herrschaftsbereich der Behörden in Taiwan erteilt wurden“ wird folgende Zeile eingefügt:

		[bookmark: DQCIGR04E6E0D3154AD24291B3736C663FED154E]Ausstellungsstaat

		Klasse(n)

		theoretische Prüfung

		praktische Prüfung



		„Ukraine25)

		A1, A, B, BE, C1, C1E, C, CE, D1, D1E, D, DE

		nein

		nein





[bookmark: eNV_67B32C933A744A6DA702191697DA80AF_1]25) Amtliche Anmerkung: Vor Ausstellung eines Führerscheins der Klasse C1, C1E, C, CE, D1, D1E, D oder DE hat der Antragsteller seine Eignung nach Maßgabe der Anlage 5 und die Erfüllung der Anforderungen an das Sehvermögen nach Anlage 6 nachzuweisen.“

[bookmark: eNV_D0CCED3DCD5C462F9EED9BF580FA4159_1]Die Fußnote 19 wird wie folgt gefasst: 

„19) Amtliche Anmerkung: Für Inhaber albanischer Führerscheine, die vor dem 24. Januar 2017 ausgestellt wurden, ist über das Kraftfahrt-Bundesamt bei der zuständigen albanischen Behörde eine Auskunft über den Besitz und die Gültigkeit der Fahrerlaubnis einzuholen.“

10. [bookmark: eNV_002B054989C34EE78D242A04A4EB993F_1]Fußnote 22 wird wie folgt gefasst: 

„22) Amtliche Anmerkung: Die nach Landesrecht zuständige Behörde kann bei der Ausstellung des Führerscheins vom Antragsteller verlangen, sich einem Sehtest zu unterziehen.“

10. [bookmark: eNV_8B9EEDA0DCA24A27A0E8A5DB6E52D243_1]Fußnote 23 wird wie folgt gefasst:

[bookmark: DQCITD0443318124CB284CBD8E225DD7D77BF19B]„23) Amtliche Anmerkung: Für Inhaber kosovarischer Führerscheine, die vor dem 01. März 2018 ausgestellt wurden, ist über das Kraftfahrt-Bundesamt bei der zuständigen kosovarischen Behörde eine Auskunft über den Besitz und die Gültigkeit der Fahrerlaubnis einzuholen.“

[bookmark: eNV_C1A8AA4CC8DE4B779C12BE454E566C39_1][bookmark: eNV_37EE8FDF559141998E1A5B08DA045488_1]

[bookmark: eNV_65BE1D7D78D244B0AC25847C699DB517_1]Änderung der Bußgeldkatalog-Verordnung

[bookmark: DQCICT02B08EE340AB314C89AC58B5842B6EC805]In der Bußgeldkatalog-Verordnung vom 14. März 2013 (BGBl. I S. 498), die zuletzt durch Artikel 3 der Verordnung vom 28. August 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 236) geändert worden ist, wird die Anlage wie folgt geändert:

[bookmark: eNV_6A60AA5085AC40E3897C9140D9B00481_1]In der laufenden Nummer 169 wird die Spalte „Fahrerlaubnis-Verordnung (FeV) “ wie folgt gefasst:

„§ 10 Absatz 1 Nummer 5, 7, 8 und 9

§ 23 Absatz 2 Satz 1

§ 28 Absatz 1 Satz 2

§ 29 Absatz 1 Satz 6

§ 46 Absatz 2

§ 74 Absatz 3

§ 75 Nummer 9“.

[bookmark: eNV_AAAC02FB870446E1897D981BCCE412A2_1]In der laufenden Nummer 172 wird in der Spalte „Fahrerlaubnis-Verordnung
(FeV)“ die Angabe „§ 48 Absatz 8“ durch die Angabe „§ 48 Absatz 7“ ersetzt.

[bookmark: eNV_714DC929EAC74B8EAB6B64995DE05646_1]In der Überschrift vor der laufenden Nummer 173 wird das Wort „Ortskenntnisse“ durch das Wort „Fachkunde“ ersetzt.

[bookmark: eNV_D24D53F5157C414EB553B8E9D12C6F64_1]Die laufende Nummer 173 wird wie folgt geändert:

10. [bookmark: eNV_B62A02C9117B466CA7D7181342DD9A92_1]In der Spalte „Tatbestand“ werden die Wörter „erforderlichen Ortskenntnisse“ durch die Wörter „erforderliche Fachkunde“ ersetzt.

10. [bookmark: eNV_186F4A52917240959045F0409A0D32AE_1]In der Spalte „Fahrerlaubnis-Verordnung (FeV)“ wird die Angabe „§ 48 Absatz 8“ durch die Angabe „§ 48 Absatz 7“ ersetzt.

[bookmark: eNV_826053896993479D993F1662A015E9BA_1]In der laufenden Nummer 251 werden in der Spalte „Fahrerlaubnis-Verordnung (FeV)“ die Wörter „§ 74 Absatz 4 Satz 2“ durch die Wörter „§ 74 Absatz 4 Satz 5“ersetzt.

[bookmark: eNV_CDF5408092064DC0AC406CABEF744B78_1]In der laufenden Nummer 251a wird in der Spalte „Fahrerlaubnis-Verordnung (FeV)“ die Angabe „§ 75 Nummer 15“ durch die Angabe „§ 75 Nummer 9“ ersetzt.

Artikel 1 

[bookmark: eNV_35A0504E42B04436B411F61E88F336EB_1]Änderung der Gebührenordnung für Maßnahmen im Straßenverkehr

[bookmark: DQCICT0295527F31FB0241DB9C69658906BBC7CF]In der Gebührenordnung für Maßnahmen in Straßenverkehr vom 25. Januar 2011 (BGBl. I S. 98), die zuletzt durch Artikel 12 der Verordnung vom 20. Juli 2023 (BGBl. I Nr. 199) geändert worden ist, wird die Anlage wie folgt geändert: 

0. [bookmark: eNV_91B14E82FC8244378C2CA7BB36C9978E_1]In der Gebührennummer 202.7 werden in der Spalte Gegenstand die Wörter „(§ 22 Absatz 4 Satz 7 FeV)“ durch die Wörter „(§ 22 Absatz 4 Satz 6 FeV)“ ersetzt.

0. [bookmark: eNV_75AAD75ACCEF4F3896E79892CDA3B202_1]Die Gebührennummer 345 wird wie folgt gefasst:

		[bookmark: DQCIGR045E68C98C5CC54FE99F79BC4940DD1B55]Gebühren-
Nummer

		Gegenstand

		Gebühr
Euro



		„345

		Entscheidung über die Erteilung, Änderung oder Versagung der Anerkennung einer Ausbildungsstätte einschließlich der Ausstellung der Anerkennungsurkunde nach § 9 BKrFQG in Verbindung mit § 5 BKrFQV, Untersagung der Ausübung von Tätigkeiten nach § 10 Absatz 4 BKrFQG, Rücknahme oder Widerruf der Anerkennung, einschließlich Einziehung der Anerkennungsurkunde, nach § 10 Absatz 1 und 2 BKrFQG

		51,10 bis 511,00“.







[bookmark: eNV_21228476EEAD417F8334913DAB48B51A_1]Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am [einsetzen: Datum des ersten Tages des auf die Verkündung folgenden Quartals eines Kalenderjahres] in Kraft. 

Der Bundesrat hat zugestimmt.

		Bearbeitungsstand: 22.12.2023  16:58
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Begründung

A. Allgemeiner Teil

1. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Diese Verordnung passt die nationalen Regelungen an die Vorgaben der Verordnung (EU) 2022/1280 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Juli 2022 zur Festlegung besonderer und vorübergehender Maßnahmen, in Anbetracht der Invasion der Ukraine durch Russland, in Bezug auf von der Ukraine gemäß ihren Rechtsvorschriften ausgestellte Fahrerdokumente (ABl. 195/13 vom 22.07.2022) an. Ziel ist es, Geflüchteten aus der Ukraine die Teilnahme am Verkehr in der Europäischen Union zu erleichtern, insbesondere solange sie dem Schutzstatus nach der Richtlinie 2001/55/EG und dem Durchführungsbeschluss (EU) 2022/382 oder entsprechendem deutschen Recht unterliegen.

Im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens über Änderungen im Berufskraftfahrerqualifikationsrecht hat der Deutsche Bundestag die Bundesregierung aufgefordert, eine Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung vorzulegen, „in der Regelungen über den Einsatz von Fremdsprachenprüfungen und den Einsatz von E-Learning enthalten sind“ (BT-Drs. 19/23185). 

Hintergrund für die Aufforderung zur Regelung von Fremdsprachenprüfungen ist die Vorstellung des Deutschen Bundestages, dass zur Behebung des Fahrermangels neben den bereits ergriffenen umfangreichen Maßnahmen auf verschiedenen Ebenen – wie beispielsweise der Fachkräfteeinwanderung und den Modalitäten der Prüfung – weitere Maßnahmen erforderlich seien, um den Zugang zum Beruf der Berufskraftfahrerin bzw. des Berufskraftfahrers zu erleichtern und auf diese Weise dem Fahrermangel entgegenzuwirken. 

Das Europäische Parlament und der Europäische Rat haben den Mitgliedstaaten in der Richtlinie (EU) 2018/645 vom 18. April 2018 zur Änderung der Richtlinie 2003/59/EG über die Grundqualifikation und Weiterbildung der Fahrerinnen und Fahrer bestimmter Kraftfahrzeuge für den Güter- oder Personenkraftverkehr und der Richtlinie 2006/126/EG über den Führerschein (ABl. L 112 vom 2.5.2018, S. 29), die nunmehr in Richtlinie (EU) 2022/2561 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 2022 über die Grundqualifikation und Weiterbildung der Fahrerinnen und Fahrer bestimmter Kraftfahrzeuge für den Güter- oder Personenkraftverkehr (kodifizierter Text) (ABl. L 330 vom 23.12.2022, S. 46) neu kodifiziert wurde, unter den dort genannten begrenzten Rahmenbedingungen die Möglichkeit zum Einsatz von Informations- und Kommunikationstechnologie in der Berufskraftfahrerqualifikation eingeräumt. Diese Option wird nunmehr genutzt, indem digitaler Unterricht in synchroner und asynchroner Form im Rahmen der Weiterbildung für Berufskraftfahrer ermöglicht wird. 

Durch die Ermöglichung der Ablegung der Prüfung zur Erlangung der beschleunigten Grundqualifikation in acht anderen Sprachen als Deutsch und des Einsatzes von synchronem und asynchronem digitalen Unterricht im Rahmen der Weiterbildung wird zudem dem Koalitionsvertrag der 20. Legislaturperiode Rechnung getragen, wonach sich die Koalitionspartner im Hinblick auf den Güterkraftverkehr unter anderem dazu verpflichtet haben, dem Fachkräftemangel entgegenzuwirken, die Qualifizierung zu modernisieren und Bürokratie abzubauen (vgl. S. 51 des Koalitionsvertrages).

Darüber hinaus hat sich im Fahrerlaubnisrecht kurzfristiger Änderungsbedarf ergeben, unter anderem um eine Schlechterstellung von Bewerberinnen und Bewerbern bzw. Inhaberinnen und Inhabern einer Fahrerlaubnis der Klassen C, C1, CE, C1E, D, D1, DE, D1E bzw. einer Fahrerlaubnis zur Fahrgastbeförderung mit einer hochgradigen Hörstörung, die mit einer adäquaten Hörhilfe versorgt werden bzw. versorgt werden können, gegenüber gehörlosen Bewerberinnen und Bewerbern bzw. Inhaberinnen und Inhabern einer solchen Fahrerlaubnis, zu vermeiden. Ebenfalls sollen die bei Eignungszweifeln gebotenen Differenzierungen zwischen Führern und Führerinnen fahrerlaubnispflichtiger Kraftfahrzeuge und fahrerlaubnisfreier Fahrzeuge oder Tiere im Verordnungstext noch klarer zum Ausdruck kommen, womit auch einem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 4. Dezember 2020, Az. 3 C 5/20, juris Rn. 37ff. und einem Urteil des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs vom 17. April 20023, Az. 11 B 22 .1234, Rechnung getragen wird. In der Bußgeldkatalog-Verordnung sind verschiedene redaktionelle Anpassungen erforderlich, soweit dort auf die Fahrerlaubnis zur Fahrgastbeförderung Bezug genommen wird.

Auch zeigte die Praxis, dass ein Bedürfnis für Klarstellungen in einzelnen Tatbeständen der Anlage der Gebührenordnung für Maßnahmen im Straßenverkehr besteht.

1. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs

Um aus der Ukraine geflüchteten Berufskraftfahrerinnen und Berufskraftfahrern den Zugang zum Beruf zu erleichtern, wird in Artikel 1 die durch die Verordnung (EU) 2022/1280 eingeräumte Möglichkeit, ukrainische Fahrerqualifizierungsnachweise anzuerkennen, umgesetzt. 

In Artikel 2 wird die Möglichkeit eingeräumt, die Prüfung zur Erlangung der beschleunigten Grundqualifikation in acht Fremdsprachen anzubieten. Die Schaffung dieser Möglichkeit soll einer größeren Anzahl an Personen den Zugang zum Beruf der Berufskraftfahrerin bzw. des Berufskraftfahrers erleichtern. Das Bundesministerium für Digitales und Verkehr wird regelmäßig überprüfen, ob und inwieweit die Regelungen anzupassen sind.

Ferner finden sich in Artikel 2 die Grundlage und die Rahmenbedingungen für die anerkannten Ausbildungsstätten zum Einsatz von den Präsenzunterricht ersetzenden digitalen Unterricht im Rahmen der Weiterbildung in der Verordnung. Mit der Möglichkeit zum synchronen und asynchronen digitalen Unterricht trägt die Bundesregierung nicht nur der fortschreitenden Digitalisierung Rechnung. Sie ermöglicht es den Fahrerinnen und Fahrern auch, die Lerninhalte zeitlich flexibler zu bearbeiten. Damit wird auch die durch die Richtlinie (EU) 2018/645 zur Änderung der Richtlinie 2003/59/EG, die nunmehr in Richtlinie (EU) 2022/2561 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 2022 über die Grundqualifikation und Weiterbildung der Fahrer bestimmter Kraftfahrzeuge für den Güter- oder Personenkraftverkehr (kodifizierter Text) (ABl. L 330 vom 23.12.2022, S. 46) neu kodifiziert wurde, eingeräumte Möglichkeit zum Einsatz von IKT-Instrumenten im Rahmen der Weiterbildung genutzt. Die Möglichkeit zum Einsatz synchronem und asynchronem digitalem Unterricht wird evaluiert, um Chancen und Risiken zu erkennen und um eine tragfähige Entscheidungsgrundlage für oder gegen einen weiteren Ausbau von den Präsenzunterricht ersetzenden digitalem Unterricht im Rahmen der Berufskraftfahrerqualifikation unter Einhaltung der europarechtlichen Vorgaben zu gewinnen.

Die Vornahme der redaktionellen Anpassungen fördert die Anwenderfreundlichkeit und dient der Rechtssicherheit.

Zur Umsetzung der von der Europäischen Union rechtlich ermöglichten Maßnahmen für Geflüchtete aus der Ukraine in Artikel 4 wird die Ukraine in die Staatenliste der Anlage 11 und Ukrainisch in die Liste der Sprachen für die theoretische Fahrerlaubnisprüfung in Anlage 7 aufgenommen.

[bookmark: DQCICT02A2ECBE1230094CD1AC6E4255BB89F467]Durch die weiteren Änderungen der Fahrerlaubnis-Verordnung einschließlich der in Anlage 4a Bezug genommenen Begutachtungsleitlinien zur Kraftfahreignung wird bei Vorliegen einer hochgradigen Hörstörung die Versorgung und das Tragen einer adäquaten Hörhilfe nach dem aktuellen Stand der medizinisch-technischen und audiologisch-technischen Kenntnisse – soweit möglich – ausdrücklich nur (noch) empfohlen, ohne dass die Voraussetzung für die Erteilung einer Fahrerlaubnis der Klassen C, C1, CE, C1E, D, D1, DE, D1E bzw. einer Fahrerlaubnis zur Fahrgastbeförderung ist. Zudem wird in der FeV ausdrücklich klargestellt, dass die Regelungen in der FeV, welche das Vorgehen der zuständigen Behörde bei Zweifeln an der Eignung von Fahrerlaubnisbewerbern und Inhabern und damit bei (potentiellen) Führern eines Kraftfahrzeugs regeln, bei Zweifeln an der Eignung von Führerinnen oder von Führern eines fahrerlaubnisfreien Fahrzeugs oder Tieres, nur insoweit entsprechend gelten, als sie nicht das Führen eines Kraftfahrzeugs voraussetzen und auch nur soweit dies unter Berücksichtigung des Gefährdungspotentials des Führens des jeweiligen Fahrzeugs oder Tiers auch im Vergleich zum Gefährdungspotential des Führens eines Kraftfahrzeugs im konkreten Einzelfall gerechtfertigt ist . Zugleich wird § 3 Absatz 2 FeV mit § 6 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 Absatz 3 Nummer 1 des Straßenverkehrsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. März 2003 (BGBl. I S. 310, 919), der durch Artikel 1 Nummer 6 des Gesetzes vom 12. Juli 2021 (BGBl. I S. 3091) neu gefasst wurde, auf eine neue Ermächtigungsgrundlage gestellt. Die weiteren Änderungen der Fahrerlaubnis-Verordnung und auch der Bußgeldkatalog-Verordnung erfolgen, um Klarstellungsbedarf Rechnung zu tragen bzw. aus redaktionellen Gründen.

1. Alternativen

Das Fahrerlaubnissystem der Ukraine ist insbesondere hinsichtlich des Umfangs der Fahrerlaubnisklassen mit dem europäischen System vergleichbar. Überdies sind ukrainische Führerscheine bis zum Ablauf des Schutzstatus ohne Weiteres, mithin für einen Zeitraum von maximal 3 Jahren, anzuerkennen. Um auch über den Schutzstatus hinaus die Mobilität zu erleichtern, sollten ukrainische Führerscheine prüfungsfreie umgeschrieben werden können.

Die Initiative zur Schaffung der Möglichkeit zum Absolvieren der Prüfung der beschleunigten Grundqualifikation in ausgewählten anderen Sprachen als Deutsch und zur Ermöglichung des Einsatzes von synchronem und asynchronen digitalen Unterricht außerhalb der Ausbildungsstätte stammt aus einer Forderung des Deutschen Bundestages (BT-Drs. 19/23185) und trägt dem Koalitionsvertrag der 20. Legislaturperiode Rechnung, wonach sich die Koalitionspartner im Zusammenhang des Güterkraftverkehrs unter anderem dazu verpflichtet haben, dem Fachkräftemangel entgegenzuwirken, die Qualifizierung zu modernisieren und Bürokratie abzubauen.

Aufgrund bildungspolitischer und integrationspolitischer Aspekte sowie unter Berücksichtigung des Verwaltungsaufwandes bestünde die Möglichkeit, Deutsch als alleinige Prüfungssprache beizubehalten. Angesichts der Dringlichkeit, Maßnahmen gegen den massiven Fachkräftemangel zu ergreifen und der möglichen Potentiale, die sich durch eine Fachkräfteeinwanderung entfalten können, ist jedoch der Möglichkeit, die Prüfung der beschleunigten Grundqualifikation in Fremdsprachen zu absolvieren – jedenfalls kurzfristig – der Vorrang einzuräumen.

Da das Berufskraftfahrerqualifikationsrecht im Wesentlichen auf den Vorgaben der Richt-linie 2003/59/EG, die nunmehr in Richtlinie (EU) 2022/2561 neu kodifiziert wurde, basiert, kann ein den Präsenzunterricht ersetzender digitaler Unterricht in synchroner und asynchroner Form lediglich unter Berücksichtigung der dortigen begrenzten Rahmenbedingungen erfolgen. Eine Nichtumsetzung dieser Möglichkeit verbietet sich aufgrund der fortschreitenden Digitalisierung.

Die Änderungen im Fahreignungsrecht betreffend das Tragen einer adäquaten Hörhilfe bei Schwerhörigkeit sind zur Vermeidung einer ungerechtfertigten Ungleichbehandlung von schwerhörigen gegenüber gehörlosen Bewerberinnen und Bewerbern bzw. Inhaberinnen und Inhabern einer Fahrerlaubnis der Klassen C, C1, CE, C1E, D, D1, DE, D1E beziehungsweise einer Fahrerlaubnis zur Fahrgastbeförderung erforderlich. Die weiteren Regelungen in der Fahrerlaubnis-Verordnung und der Bußgeldkatalog-Verordnung sind aus Gründen der Rechtsklarheit beziehungsweise aus redaktionellen Gründen erforderlich.

Alternativ zur Vornahme der redaktionellen Anpassungen könnte der Status quo beibehalten werden. Dies verbietet sich jedoch aus Gründen der Rechtssicherheit und aufgrund der notwendigen Sicherstellung von bundesweit einheitlichen Verwaltungsvorgängen.

1. Regelungskompetenz

Die Sonderreglung für aus der Ukraine geflüchtete Berufskraftfahrerinnen und Berufskraftfahrern wird gestützt auf § 27 Absatz 1 Nummer 6 Berufskraftfahrerqualifikationsgesetz.

Gemäß § 27 Absatz 1 Nummer 1 Berufskraftfahrerqualifikationsgesetz ist das Bundesministerium für Digitales und Verkehr dazu ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz und dem Bundesministerium für Bildung und Forschung mit Zustimmung des Bundesrates unter anderem Regelungen über die näheren Einzelheiten des Erwerbs der Grundqualifikation, der beschleunigten Grundqualifikation und der Weiterbildung zu treffen. Diese Regelungen können sich unter anderem auf die Zulassungsvoraussetzungen zu Prüfungen, Inhalte von Unterricht und Prüfungen sowie auf die Anforderungen an Lehr- und Lernmittel beziehen, aber auch auf die Art und Weise des Unterrichts und der Prüfungen.

Da sich die Einführung des digitalen Unterrichts in synchroner und asynchroner Form auch auf das Anerkennungs- und Überwachungsverfahren auswirkt, kommt zudem § 27 Absatz 1 Nummer 3 und 4 zum Tragen.

Die Anpassungen im Zuge des Ausstellungsverfahrens zum Fahrerqualifizierungsnachweis werden gestützt auf § 27 Absatz 1 Nummer 5.

Die Kompetenz des Bundesministeriums für Digitales und Verkehr zur Regelung der Anforderungen an die Eignung und Befähigung zur Teilnahme am Straßenverkehr und den Nachweis der entsprechenden Anforderungen, insbesondere durch einen Führerschein und durch Eignungsuntersuchungen, sowie zur Regelung des entsprechenden Verwaltungsverfahrens folgt aus § 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a, b, c, d, e und Absatz 3 Nummer 1 des Straßenverkehrsgesetzes. 

§ 26a Straßenverkehrsgesetz ermächtigt das Bundesministerium für Digitales und Verkehr, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates Regelsätze für Geldbußen für Ordnungswidrigkeiten nach § 24 Absatz 1 des Straßenverkehrsgesetzes festzulegen.

Gemäß § 6a Absatz 2 in Verbindung mit Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe e Straßenverkehrsgesetz ist das Bundesministerium für Digitales und Verkehr dazu ermächtigt, Gebührensätze für die einzelnen Amtshandlungen zu bestimmen und dabei u.a. Rahmensätze vorzusehen. Im Bereich der Gebühren der Landesbehörden übt das Bundesministerium für Digitales und Verkehr die Ermächtigung auf Grundlage eines Antrags oder einer Stellungnahme von mindestens fünf Ländern aus.

1. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen Verträgen

Die Regelungen stehen im Einklang mit dem Recht der Europäischen Union. Artikel 1 dient der Umsetzung der durch die Verordnung (EU) 2022/1280 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Juli 2022 zur Festlegung besonderer und vorübergehender Maßnahmen, in Anbetracht der Invasion der Ukraine durch Russland, in Bezug auf von der Ukraine gemäß ihren Rechtsvorschriften ausgestellte Fahrerdokumente (ABl. 195/13 vom 22.07.2022) eingeräumten Option zur Anerkennung ukrainischer Fahrerqualifizierungsnachweise. 

1. Regelungsfolgen

5. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

Die in der Verordnung enthaltenen Änderungen führen nicht zu einer grundsätzlichen Rechts- und Verwaltungsvereinfachung. Sie führen lediglich zu einer Änderung der bestehenden Verfahren, da in Konstellationen, in denen zuvor noch Papierbescheinigungen ausgestellt werden durften, diese Möglichkeit nun entfällt und ausschließlich Einträge in das Berufskraftfahrerregister vorzunehmen sind. Hinsichtlich der redaktionellen Korrekturen handelt es sich um reine Klarstellungen.

5. Nachhaltigkeitsaspekte

Die Nachhaltigkeitsprüfung im Rahmen der Folgenabschätzung ist erfolgt.

Eine nachhaltige Entwicklung ist das Leitprinzip der Politik der Bundesregierung. Durch die Nachhaltigkeitsprüfung soll dargestellt werden, ob die Wirkungen des Regelungsvorhabens einer nachhaltigen Entwicklung entsprechen, insbesondere welche langfristigen Wirkungen das Vorhaben hat. Diese Prüfung erfolgt anhand der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie – Weiterentwicklung 2021 mit ihren 17 Zielen für eine nachhaltige Entwicklung (Sustainable Development Goals – SDGs), deren Indikatorenbereichen und Indikatoren sowie anhand der Prinzipien nachhaltiger Entwicklung.

Das Regelungsvorhaben hat möglicherweise Auswirkungen auf den Bereich „Gesundheit und Wohlergehen“ (SDG 3), indem es ermöglicht, die Prüfung zur Erlangung der beschleunigten Grundqualifikation in ausgewählten anderen Sprachen als Deutsch zu absolvieren, ukrainischer Fahrerqualifizierungsnachweise anzuerkennen, die theoretische Fahrerlaubnisprüfung auf Ukrainisch und Kurmandschi abzulegen und indem es ermöglicht, die ukrainische Fahrerlaubnis prüfungsfrei umzutauschen. Denn das SDG 3 umfasst auch den Aspekt der Straßenverkehrssicherheit. Es wurde somit untersucht, welche Auswirkungen das Regelungsvorhaben auf die Straßenverkehrssicherheit hat. Hierzu ist zunächst festzustellen, dass die beschleunigte Grundqualifikation durch den Besuch von 140 Stunden Unterricht und das erfolgreiche Absolvieren einer theoretischen Prüfung bei der Industrie- und Handelskammer erworben wird. Ziel der Prüfung ist die Feststellung, ob die notwendigen Kenntnisse zum Durchführen von gewerblichen Beförderungen mit Kraftfahrzeugen, für die eine Fahrerlaubnis der Klassen C1, C1E, C, CE, D1, D1E, D oder DE erforderlich ist, verinnerlicht wurden. Für diese Feststellung ist es grundsätzlich unerheblich, ob sie in Deutsch oder in einer Fremdsprache erfolgt, solange dies unter Berücksichtigung der Straßenverkehrssicherheit und der Vision Zero geschieht. Kritisch ist jedoch zu hinterfragen, ob trotz Ablegung der Prüfung in einer Fremdsprache gleichwohl die Fähigkeit besteht, sich zum Beispiel in Situationen an der Laderampe oder mit beförderten Personen oder anderen Straßenverkehrsteilnehmern hinreichend auf Deutsch zu verständigen, um über Risiken zu informieren, bei Unfällen angemessen zu reagieren oder um etwaigen Weisungen der Kontrollbeamten Folge zu leisten. Entsprechendes gilt für die Anerkennung ukrainischer Fahrerqualifizierungsnachweise, die prüfungsfreie Umschreibung ukrainischer Fahrerlaubnisse sowie für das Ablegen der theoretischen Fahrerlaubnisprüfung auf Ukrainisch oder Kurmandschi. Denn durch das Regelungsvorhaben fällt unter Umständen auch für die Fahrerin oder den Fahrer selbst die Möglichkeit zur Selbstüberprüfung weg, ob die erworbenen Kenntnisse in der Landessprache ihres / seines Wohnsitzlandes wiedergegeben werden können.

Hierdurch entsteht ein Zielkonflikt zum SDG 8 („Menschenwürdige Arbeit und Wirtschaftswachstum“). Die nunmehr eingeräumte Möglichkeit, die Prüfung zur Erlangung der beschleunigten Grundqualifikation in ausgewählten anderen Sprachen als Deutsch abzulegen, soll die Bestehensquote erhöhen und so den Zugang zum deutschen Arbeitsmarkt erleichtern. Hierzu soll es Berufskraftfahrerinnen und -fahrern ermöglicht werden, die erlangten Kenntnisse in ausgewählten anderen Sprachen als Deutsch wiederzugeben. Auf diese Weise soll eine möglicherweise bestehende Sprachbarriere nicht die Ursache dafür sein, dass vorhandene Kenntnisse nicht richtig in der deutschen Sprache wiedergegeben werden können, obwohl diese in vollem Umfang vorliegen. Zwar haben die Industrie- und Handelskammern das Sprachniveau im Rahmen der Prüfung bereits derart abgesenkt, dass diesbezügliche Hürden möglichst niedrig gesetzt sind. Das belegt die bereits hohe Bestehensquote von über 90 Prozent. Doch sollen vor dem Hintergrund des SDG 8 weitere Möglichkeiten genutzt werden.

Insoweit wirkt sich das Regelungsvorhaben auf die Indikatoren 8.5 a, b (Erwerbstätigen-quote) aus. Die Indikatoren geben die Anteile der Erwerbstätigen im Alter zwischen 20 und 64 Jahren (8.5a) und im Alter zwischen 60 und 64 Jahren (8.5b) jeweils gemessen an der Gesamtbevölkerung derselben Altersklasse an. Ziel und Intention der Bundesregierung ist die Erhöhung der Beschäftigtenquote. Dem liegt der demografische Wandel zugrunde, aufgrund dessen es langfristig zu einem Mangel an Fachkräften in Deutschland kommen kann. Gleichzeitig droht eine zunehmende Unterfinanzierung der sozialen Sicherungssysteme. Daher ist das vorhandene Arbeitskräftepotenzial künftig besser auszuschöpfen. Bis 2030 soll die Erwerbstätigenquote der 20 bis 64-Jährigen auf 78 Prozent und das der 60 bis 64-Jährigen auf 60 Prozent erhöht werden. Durch die Möglichkeit zum Absolvieren der Prüfung zur Erlangung der beschleunigten Grundqualifikation in ausgewählten anderen Sprachen als Deutsch soll die Bestehensquote erhöht und damit mehr Personen der Zugang zum Beruf der Berufskraftfahrerin bzw. des Berufskraftfahrers ermöglicht werden. Dies gilt gleichermaßen für ältere Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer mit Migrationshintergrund, da deren Engagement zur Weiterbildung seltener ist (s. die Ergebnisse der erweiterten Erhebung des Adult Education Survey [AES-Migra 2016] „Weiterbildungsverhalten von Personen mit Migrationshintergrund“, Seiten 4 und 23, herausgegeben vom Bundesministerium für Bildung und Forschung). Dies betrifft auch die Erweiterung von Sprachkompetenz. Demgegenüber verfügen ältere Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer oftmals über jahrelange Berufserfahrung, mit der sie mögliche Sprachbarrieren ausgleichen können. Entsprechendes gilt in Hinblick auf die Anerkennung ukrainischer Fahrerqualifizierungsnachweise, die prüfungsfreie Umschreibung ukrainischer Fahrerlaubnisse sowie das Ablegen der theoretischen Fahrerlaubnisprüfung auf Ukrainisch oder Kurmandschi.

Insbesondere entspricht die Einbeziehung älterer Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer dem Anliegen des fünften Prinzips nachhaltiger Entwicklung („Sozialen Zusammenhalt in einer offenen Gesellschaft wahren und verbessern“), denn dieses Prinzip verlangt unter anderem, dass alle die gleichberechtigte Chance erhalten, sich an der wirtschaftlichen Entwicklung zu beteiligen. Hierzu trägt ein erleichterter Zugang zum deutschen Arbeitsmarkt bei.

Das Regelungsvorhaben kann darüber hinaus Auswirkungen auf die Ziele „Keine Armut“ (SDG 1), „nachhaltige Städte und Gemeinden“ (SDG 11) sowie „Maßnahmen zum Klimaschutz“ (SDG 13) haben. Durch den erleichterten Berufszugang könnten mehr Menschen eine Erwerbstätigkeit aufnehmen und auf diese Weise Armut verringern oder beseitigen. Insbesondere aus der Ukraine Geflüchteten wird es durch die erweiterte Mobilität erleichtert, eine Beschäftigung in Deutschland aufzunehmen und somit für ihren Lebensunterhalt zu sorgen. Durch den erleichtetern Berufszugang könnte zudem mehr Fahrpersonal zur Verfügung stehen, so dass Mobilität gefördert und die Umwelt geschont werden könnte.

Das Regelungsvorhaben hat mithin möglicherweise Auswirkungen sowohl auf das SDG 3 als auch auf die SDG 1, 8, 11 und 13) die im Ergebnis zu einem Zielkonflikt führen könnten. Um diesen möglichen Konflikt aufzulösen, sind die Belange der beiden SDG abzuwägen und nach Möglichkeit miteinander in Einklang zu bringen. 

Vor diesem Hintergrund ist im Hinblick auf SDG 3 zu berücksichtigen, dass zum jetzigen Zeitpunkt – unter anderem mangels einschlägiger Verkehrsunfallstatistiken – nicht abschließend beurteilt werden kann, ob die Möglichkeit, die Prüfung zur Erlangung der beschleunigten Grundqualifikation in ausgewählten Fremdsprachen zu absolvieren, eine Gefahr für die Straßenverkehrssicherheit darstellt. Entsprechendes gilt für die Anerkennung ukrainischer Fahrerqualifizierungsnachweise, die prüfungsfreie Umschreibung ukrainischer Fahererlaubnisse sowie für das Ablegen der theoretischen Fahrerlaubnisprüfung auf Ukrainisch oder Kurmandschi. So ist in diesem Zusammenhang zu berücksichtigen, dass bereits jetzt eine Vielzahl fremdsprachiger Berufskraftfahrerinnen und -fahrer aus Drittstaaten Beförderungen durch die Bundesrepublik Deutschland – als Transitland – durchführen. Bei diesen Fahrerinnen und Fahrern gibt es nicht nur Schwierigkeiten in der Kommunikation, sondern sind deren Berufsqualifikationen gänzlich unbekannt. Es kann mithin derzeit nicht sicher eingeschätzt werden, ob und inwieweit es durch das Regelungsvorhaben zu Risiken für die Straßenverkehrssicherheit, mithin einer Auswirkung auf das SDG 3 kommt. Demgegenüber steht das Ziel einer hohen Beschäftigung (SDG 8) und insbesondere die Forderung nach der Behebung des bereits existierenden gravierenden Berufskraftfahrermangels, darüber hinaus die Ziele der Bekämpfung der Armut (SDG1), nachhaltiger Städte und Gemeinden (SDG 11) sowie Klimaschutz (SDG 13). Da negative Auswirkungen auf das SDG 3 zwar möglich erscheinen, aber nicht zwingende Folge sind, die positiven Auswirkungen auf die SDGs 1,8, 11 und 13 jedoch derzeit – insbesondere von der Wirtschaft – als sehr wahrscheinlich bis sicher eingestuft werden, sind zum jetzigen Zeitpunkt die Bedenken in Hinblick auf eine Beeinträchtigung des SDG 3 – jedenfalls vorläufig – zurückzustellen. Bei einer Abwägung der verschiedenen Ziele einer nachhaltigen Entwicklung ist somit – jedenfalls bei der gegenwärtigen Sachlage – der Förderung der Beschäftigung des SDG 8 (sowie der Bekämpfung der Armut des SDG 1, der Förderung nachhaltiger Städte und Gemeinden des SDG 11 sowie dem Klimaschutz des SDG 13) der Vorrang einzuräumen. Die somit zum gegenwärtigen Zeitpunkt als nachhaltig eingestufte Möglichkeit der Prüfung der beschleunigten Grundqualifikation in ausgewählten Fremdsprachen schließt jedoch keinesfalls aus, dass zu einem späteren Zeitpunkt – etwa wegen negativer Erfahrungen in der Praxis – eine erneute Abwägung zu einem anderen Ergebnis gelangt. Entsprechendes gilt für die Anerkennung ukrainischer Fahrerqualifizierungsnachweise, die prüfungsfreie Umschreibung ukrainischer Fahrerlaubnisse sowie für das Ablegen der theoretischen Fahrerlaubnisprüfung auf Ukrainisch oder Kurmandschi.

Des Weiteren betrifft das Regelungsvorhaben den Bereich der „Hochwertigen Bildung“ (SDG 4). Dabei wirkt es sich auf den Indikatorenbereich 4.1. „Bildung“ insofern aus, als dass die Möglichkeit zur Durchführung von synchronem und asynchronem digitalen Unterricht im Rahmen der Weiterbildung der fortschreitenden Digitalisierung im Bildungswesen Rechnung trägt. Aufgrund der vorgesehenen Evaluierung dieser Möglichkeit besteht die Perspektive der kontinuierlichen Verbesserung und ggf. Erweiterung auf den Unterricht im Rahmen der beschleunigten Grundqualifikation. Der Indikatorenbereich 4.2. „Perspektive für Familien“ wird ebenfalls positiv beeinflusst, da das Regelungsvorhaben es den Berufskraftfahrerinnen und Berufskraftfahrern ermöglicht, einen Teil der Lerninhalte zeitlich flexibler und örtlich ungebunden aufzunehmen. Auf diese Weise werden Abwesenheitszeiten von Zuhause bzw. von der Familie verringert. Durch die zeitliche Flexibilität kann die Lerneinheit an den familiären Ablauf angepasst werden.

5. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand

Bund

Die Änderungen haben keine haushälterischen Auswirkungen auf die Einnahmen und Ausgaben des Bundes.

Länder (inkl. Kommunen)

Die Änderungen haben keine haushälterischen Auswirkungen auf die Einnahmen und Ausgaben der Länder.

5. Erfüllungsaufwand

[wird im Laufe des Verfahrens noch angepasst]

Bürgerinnen und Bürger

Zulassungsvoraussetzungen 

Durch die Aufnahme der Zulassungsvoraussetzungen zu Prüfungen entsteht kein neuer Aufwand. Entsprechende Vorschriften fanden sich zuvor in der Mustersatzung des Industrie- und Handelskammertages.

Prüfungen in Fremdsprachen

Zugleich können Entlastungen für die Personen entstehen, die die Prüfung in einer Fremdsprache ablegen, da Kosten, die eventuell durch Sprachkurse zum Erwerb der erforderlichen Deutschkenntnisse entstehen, u.ä. wegfallen.

Digitaler Unterricht in synchroner und asynchroner Form

Die Möglichkeit des digitalen Unterrichts stellt eine erhebliche Entlastung für Berufskraftfahrerinnen und Berufskraftfahrer dar, welche nun – bis maximal 12 Stunden – nicht die Modulschulung in Präsenz besuchen müssen. Insgesamt ergibt sich eine Einsparung in Höhe von 3 426 000 Euro.

Veränderung des jährlichen Erfüllungsaufwands: 
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Die Einsparungen resultieren aus einem Entfall von Wegezeiten und Sachkosten. Die Betroffenen müssen den Weg zur Ausbildungsstätte in diesen Fällen nicht zurückliegen. Der Zeitaufwand, welcher für die Weiterbildung an sich benötigt wird, bleibt unverändert.

Nicht jede Gemeinde verfügt über Ausbildungsstätten. Dies trifft nur auf dicht besiedelte Gegenden zu. Es wird deshalb gemäß dem Leitfaden (Leitfaden zur Ermittlung und Darstellung des Erfüllungsaufwands in Regelungsvorhaben der Bundesregierung, online abrufbar unter: https://www.destatis.de/DE/Themen/Staat/Buerokratiekosten/Publikationen/Downloads-Buerokratiekosten/erfuellungsaufwand-handbuch.pdf?__blob=publicationFile (Stand: 03.05.2023) davon ausgegangen, dass die Ausbildungsstätten entweder in der eigenen Gemeinde oder dem Landkreis erreichbar sind. Für urbane Gegenden wird die Verwaltungsebene Gemeinde angenommen und für ländliche Regionen die Ebene Kreis. 

Daraus resultieren im Einzelfall für die Gemeinde-Ebene Wegezeiten in Höhe von 15 Minuten sowie Wegesachkosten in Höhe von 1,10 Euro und für die Kreis-Ebene Wegezeiten in Höhe von 22 Minuten sowie Wegesachkosten in Höhe von 3,10 Euro.

Für die Ermittlung der Fallzahl wird von insgesamt 300 000 Weiterbildungen (Projektbericht S. 2, vgl. Destatis (2020): Änderung des Berufskraftfahrerqualifikationsrechts. Umsetzung und Erfüllungsaufwand, online abrufbar unter: https://www.destatis.de/DE/Themen/Staat/Buerokratiekosten/Publikationen/Downloads-Buerokratiekosten/aenderung_berufskraftfahrerqualifikationsrechts.pdf?__blob=publicationFile (Stand: 03.05.2023) ausgegangen. Bis zu 12 Einheiten einer solchen Weiterbildung können per digitalem Unterricht erfolgen. Je nach Format können bei einer 35-stündigen Weiterbildung bis zu 2 Tage online absolviert werden. Da auf der anderen Seite manche Betroffene die Absolvierung der Weiterbildung vollständig in Präsenz präferieren werden, wird von durchschnittlich einem Online-Tag (und somit einem eingesparten Präsenz-Tag) pro Weiterbildung ausgegangen. Dies entspricht einer Fallzahl in Höhe von 300 000. 

Wie oben ausgeführt, muss diese Fallzahl noch in Gemeinde und Kreis segmentiert werden. Hierbei wird sich an Ergebnissen aus dem Zensus orientiert: In dicht besiedelten Gegenden leben in Deutschland 39,37 % (Destatis (2022): Grad der Verstädterung nach Fläche, Bevölkerung und Bevölkerungsdichte am 31.12.2021, online abrufbar unter: https://www.destatis.de/DE/Themen/Laender-Regionen/Regionales/Gemeindeverzeichnis/Administrativ-Nicht/33-verstaedterung.xlsx?__blob=publicationFile (Stand: 05.05.2023) der Bevölkerung. Somit wird für die Ebene Gemeinde die gerundete Fallzahl in Höhe von 120 000 angenommen. Die Fallzahl auf Kreisebene liegt dementsprechend bei 180 000.

Der Lohnsatz (Leitfaden S. 65) im Wirtschaftsabschnitt H beträgt im mittleren Lohnniveau 28,50 Euro. Für die Gemeindeebene liegt die Einsparung bei den Personalkosten bei 855 000 Euro sowie bei den Sachkosten bei 132 000 Euro. Auf Kreisebene werden 1 881 000 Euro Personalkosten und 558 000 Euro Sachkosten eingespart. Somit ergibt sich insgesamt eine Einsparung in Höhe von 3 426 000 Euro.

Fahrerqualifizierungsnachweis mit der Schlüsselzahl 95.01

Darüber hinaus entsteht für Bürgerinnen und Bürger Aufwand, wenn Sie einen Fahrerqualifizierungsnachweis mit der besonderen Schlüsselzahl 95.01(max 06.03.25) beantragen. Es ist eine Schulung von 35 Stunden sowie eine Prüfung zu absolvieren, sowie ein Fahrerqualifizierungsnachweis zu beantragen. Sofern der Antragsteller nicht im Besitz eines gültige EU- oder EWR-Führerscheins ist, bedarf es eines Umtauschs des ukrainischen Führerscheins in einen deutschen EU-Führerschein. Nach den bisherigen Erfahrungen und Schätzungen ist jedoch mit geringen Fallzahlen zu rechnen. So verfügen schätzungsweise ca. 250 aus der Ukraine in die Bundesrepublik Deutschland Geflüchteten über einen ukrainischen Fahrerqualifizierungsnachweis und würden von der eingeräumten Option der temporären Anerkennung des ukrainischen Fahrerqualifizierungsnachweises Gebrauch machen. Nur diese Gruppe ist überhaupt antragsberechtigt. Wie viele dieser Personen von der neu eingeräumten Möglichkeit, einen Fahrerqualifizierungsnachweis mit der besonderen Schlüsselzahl 95.01(max 06.03.25) zu beantragen, Gebrauch machen werden, ist nicht absehbar. Dabei ist zu berücksichtigen, dass zunächst eine Schulung und Prüfung zu absolvieren ist und der Fahrerqualifizierungsnachweis mit der besonderen Schlüsselzahl 95.01(max 06.03.25) nur temporär, maximal bis zum Ablauf des Schutzstatus gültig ist.

Streichung des § 28 Absatz 4 Nummer 7 Fahrerlaubnis-Verordnung

Mit der Streichung des § 28 Absatz 4 Nummer 7 Fahrerlaubnis-Verordnung wird die Regelung aufgehoben, dass Führerscheine von Personen, die einen Führerschein eines Drittstaates, welcher nicht in Anlage 11 der Fahrerlaubnis-Verordnung aufgeführt ist, ohne erfolgreiche Ablage einer theoretischen bzw. praktischen Prüfung umgetauscht haben, in Deutschland nicht zum Führen von Fahrzeugen berechtigen. Nach alter Regelung mussten demnach Betroffene eine theoretische bzw. praktische Prüfung in Deutschland ablegen, sofern sie in Deutschland wohnhaft sind und von ihrem EU/EWR-Führerschein in Deutschland Gebrauch machen wollten. Ursprünglich wurde diese Regelung zur Bekämpfung des sogenannten Führerscheintourismus eingeführte. Aufgrund bereits bestehender strengerer Regelungen spielt der Führerscheintourismus in der Praxis keine erhebliche Rolle mehr. 

Darüber hinaus ist eine mögliche Fallkonstellation denkbar, in der Inhaber eines EU/EWR-Führerscheins „unabsichtlich“ von der Regelung betroffen sind: Verlegt ein Inhaber eines Führerscheins eines Drittstaats seinen Wohnsitz in ein EU/EWR-Land, welches ein bilaterales Abkommen mit dem entsprechenden Drittstaat unterhält, sodass der Führerschein prüfungsfrei umgetauscht werden kann und verlegt diese Person zu einem späteren Zeitpunkt seinen bzw. ihren Wohnsitz nach Deutschland, musste eine theoretische und praktische Prüfung abgelegt werden. Anderenfalls berechtigt der bereits umgetauschte EU/EWR-Führerschein nicht zum Führen von Kraftfahrzeugen in Deutschland. 

Der oben beschriebene Fall sollte selten auftreten. Aufgrund unklarer Datenlage in Bezug auf die Fallzahl ist zudem eine realitätsnahe Schätzung der Fallzahl in diesem Rahmen nicht möglich, weshalb die Auswirkungen auf den Erfüllungsaufwand der Bürgerinnen und Bürger nur für den Einzelfall geschätzt werden können. 

Im Einzelfall entfällt der Zeitaufwand für das Ablegen der Prüfung i. H. v. 90 Minuten (45 Minuten für die theoretische sowie 45 Minuten für die praktische Prüfung). 

Für die Prüfungen entfallen Gebühren i. H. v. rund 23 Euro (theoretisch) bzw. 117 Euro (praktisch).

Umschreiben der Fahrerlaubnis (Israel und Ukraine), Anlage 11

Inhaber einer israelischen oder ukrainischen Fahrerlaubnis müssen in den aufgenommenen Fahrerlaubnisklassen künftig bei der Umschreibung ihrer Fahrerlaubnis keine theoretische und praktische Fahrerlaubnisprüfung mehr absolvieren. Damit entfallen für die praktische Prüfung die Kosten für die Begleitung durch einen Fahrlehrer und die Bereitstellung in Höhe von ca. 90 Euro (Grundlage: Ermittlung des Erfüllungsaufwandes zur Vierzehnten Verordnung zur Änderung der Fahrerlaubnis-Verordnung und anderer straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften vom 23. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2937)) sowie ein Zeitaufwand je nach Fahrerlaubnisklasse zwischen 55 und 85 Minuten. Die Ersparnis des Zeitaufwandes für die theoretische Fahrerlaubnisprüfung lässt sich nicht ermitteln, da es hierfür keine Zeitvorgaben gibt und auch die durchschnittlich tatsächlich genutzte Zeit nicht erhoben wird. Konkrete Fallzahlen lassen sich ebenfalls nicht ermitteln, da nicht abzuschätzen ist, wie vielen Personen von dieser Möglichkeit Gebrauch machen werden.

Tragen einer Hörhilfe zwecks Erteilung der Fahrerlaubnis bei Vorliegen einer hochgradigen Hörstörung; Anlage 4 Fahrerlaubnis-Verordnung

Im Gegensatz zu gehörlosen Bewerbern um eine Fahrerlaubnis waren hochgradig hörgeschädigte Personen verpflichtet, eine adäquate Hörhilfe zu tragen. Diese Pflicht entfällt zukünftig zu Gunsten einer ausdrücklichen Empfehlung. Eine hochgradige Hörstörung liegt vor, wenn eine Person beispielsweise einen Gesprächspartner bei normaler Lautstärke nicht mehr hören kann. Es ist davon auszugehen, dass bei Vorliegen einer hochgradigen Hörstörung eine entsprechende Hörhilfe aufgrund der erheblichen Beeinträchtigung des Alltags sowieso im Besitz des Betroffenen ist. Zudem ist anzunehmen, dass ein nicht unerheblicher Anteil der Betroffenen auch ohne die Pflicht zum Tragen einer Hörhilfe aus Eigeninteresse von einer Hörhilfe beim Führen eines Kraftfahrzeugs Gebrauch machen wird. Es ergibt sich somit keine Änderung des Erfüllungsaufwands durch die Neuregelung. 

Wirtschaft

Der KMU-Test wurde durchgeführt. Kleine und mittlere Unternehmen sind vom dem Regelungsvorhaben nicht betroffen.

Anerkennung des synchronen und asynchronen digitalen Unterrichts im Rahmen der Weiterbildung gemäß § 9 Absatz 2 Berufskraftfahrerqualifikationsgesetz i. V. m. § 5 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 Buchstabe b Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung i.V.m. Anlage 3 Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung 

Ausbildungsstätten, die digitalen Unterricht anbieten möchten, bedürfen nach § 4 Absatz 2a der vorherigen Zustimmung der nach Landesrecht zuständigen Behörde. Zu diesem Zweck müssen sie gemäß § 9 Absatz 2 Berufskraftfahrerqualifikationsgesetz i.V.m. § 5 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 Buchstabe b i.V.m. Anlage 3 Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung im Rahmen ihres Anerkennungsantrags bei der jeweils zuständigen Landesbehörde nachweisen, dass sie digitalen Unterricht unter Einhaltung der rechtlichen Vorgaben einsetzen. Noch nicht anerkannte Ausbildungsstätten haben ihren Anerkennungsantrag um einen solchen Nachweis entsprechend zu erweitern. Für bereits anerkannte Ausbildungsstätten erfolgt dies über einen entsprechenden Nachweis im Rahmen einer Änderung der Anerkennungsvoraussetzungen. Für bereits anerkannte Ausbildungsstätten entsteht durch diese Vorgabe somit ein einmaliger Erfüllungsaufwand. Für noch nicht anerkannte Ausbildungsstätten erhöht sich der laufende Erfüllungsaufwand. 

Veränderung des jährlichen Erfüllungsaufwandes:

		[bookmark: DQCIGR04A56DE916A4544E0D8322ADD2E8BF5E32]Fallzahl

		Zeitaufwand pro Fall 

(in Minuten)

		Lohnsatz pro Stunde

(in Euro)

		Sachkosten pro Fall 

(in Euro) 

		Personalkosten 

(in Tsd. Euro)

		Sachkosten 

(in Tsd. Euro)



		158

		7

		50,30

		1

		1

		0



		Änderung des Erfüllungsaufwands (in Tsd. Euro)

		1





Davon einmaliger Erfüllungsaufwand:

		[bookmark: DQCIGR0406BF6B008E1847B484D6FC1B8855152B]Fallzahl

		Zeitaufwand pro Fall 

(in Minuten)

		Lohnsatz pro Stunde

(in Euro)

		Sachkosten pro Fall 

(in Euro) 

		Personalkosten 

(in Tsd. Euro)

		Sachkosten 

(in Tsd. Euro)



		5 600

		7

		50,30

		1

		33

		6



		Erfüllungsaufwand (in Tsd. Euro)

		38







Derzeit sind beim Kraftfahrtbundesamt (KBA) rund 2 300 solcher Ausbildungsstätten registriert. Dies entspricht allerdings aufgrund von Verzögerungen bei der Übermittlung der anerkannten Ausbildungsstätten durch die jeweils zuständigen Behörden an das KBA nicht der Anzahl der in Deutschland anerkannten Ausbildungsstätten. Diese dürfte deutlich höher liegen. Näherungsweise wird daher unter Rückgriff auf frühere Schätzungen des Statistischen Bundesamts (vgl. Projektbericht „Änderung des Berufskraftfahrerqualifikationsrechts“ (2020); Online verfügbar unter: https://www.destatis.de/DE/Themen/Staat/Buerokratiekosten/Publikationen/Downloads-Buerokratiekosten/aenderung_berufskraftfahrerqualifikationsrechts.html) von einer Gesamtzahl von ca. 5.600 anerkannten Ausbildungsstätten in Deutschland ausgegangen, jährlich kommen ca. 158 neue Ausbildungsstätten für Berufskraftfahrerinnen und Berufskraftfahrer hinzu. 

In Expertengesprächen mit Vertreterinnen und Vertretern von Industrie- und Handelskammern zeigte sich, dass die Modulschulungen derzeit häufig an Wochenenden (insbesondere Samstag) stattfinden. Dies begründet sich in einer höheren Nutzerfreundlichkeit für die betroffenen Berufskraftfahrerinnen und Berufskraftfahrer. Nach Einschätzung der Industrie- und Handelskammern stellt insbesondere die Möglichkeit des asynchronen digitalen Unterrichts eine erhebliche Entlastung für Berufskraftfahrerinnen und Berufskraftfahrer dar, welche nun nicht mehr regelmäßig samstags eine mehrstündige Modulschulung in Präsenz besuchen müssten. Ebenso dürften die Ausbildungsstätten selbst ein gesteigertes Interesse daran haben digitalen Unterricht anzubieten, da zukünftig keine bzw. weniger Schulungen samstags durchgeführt würden und entsprechend keine zusätzlichen Dozentinnen und Dozenten finanziert werden müssten. Zudem ist es laut Expertenaussage im Interesse der Ausbildungsstätten, zukünftig Weiterbildungen „pandemiefest“ anbieten zu können. Da synchroner und asynchroner digitaler Unterricht den Ausbildungsstätten das Ausbildungsverfahren erheblich vereinfacht, ist daher davon auszugehen, dass künftig nahezu alle Ausbildungsstätten synchronen und asynchronen digitalen Unterricht einsetzen bzw. einsetzen werden. Somit beträgt die Fallzahl für den einmaligen Erfüllungsaufwand 5 600 und für den laufenden Erfüllungsaufwand 158.

Ein vollständiger Anerkennungsantrag von Ausbildungsstätten ohne Nachweis der Voraussetzungen nach Anlage 3 dauert gemäß den dem Statistischen Bundesamt vorliegenden Daten ca. 152,5 Minuten. Für die Anerkennung der Verwendung von digitalem Unterricht in synchroner und asynchroner Form muss ein Anerkennungsantrag bei der zuständigen Behörde gestellt werden. Hierfür muss der Behörde ein Unterrichtskonzept vorgelegt werden, welches den Voraussetzungen der Anlage 3 genügt. Da die Ausbildungsstätten laut Expertenaussage in der Regel aufgrund des bestehenden Betriebs bereits entsprechende Konzepte vorliegen haben, ist der Aufwand für das Unterrichtskonzept als gering einzuschätzen. 

Für die technische Umsetzung bzw. das „EDV-Konzept“ würde voraussichtlich in der überwiegenden Mehrheit ein Dienstleister herangezogen. Es ist anzunehmen, dass EDV-Dienstleister nur „Gesamtpakete“ vertreiben, weshalb das nach Anlage 3 vorzulegende Konzept nicht separiert ausgewiesen werden kann. Die grundsätzliche Inanspruchnahme eines Dienstleisters zur Bereitstellung von digitalem Unterricht im Sinn der Verordnung geschieht jedoch primär aus wirtschaftlichem Interesse der Ausbildungsstätten, weshalb die Kosten für etwaige Dienstleister nicht dem Erfüllungsaufwand zuzuweisen sind. Die Möglichkeit, digitalen Unterricht im Rahmen der Weiterbildung anzubieten, ist nicht verpflichtend, sondern optional. Da es sich lediglich um eine „kann“-Regelung handelt, entsteht hier kein Erfüllungsaufwand.

Unter Anwendung der Zeitwerttabelle der Wirtschaft wird für die Erweiterung des Antrags auf Anerkennung um den Einsatz von digitalem Unterricht in synchroner und asynchroner Form ein Zeitaufwand von insgesamt 7 Minuten angenommen. Dieser ergibt sich durch die Standardaktivitäten „Formulare ausfüllen“ (StA 3, Komplexität mittel) und „Datenübermittlung und Veröffentlichung“ (StA 8, Komplexität mittel). Anerkennungsanträge von Ausbildungsstätten werden gemäß Datenlage des Statistischen Bundesamtes von Personen mit hohem Qualifikationsniveau durchgeführt. Gemäß dem Lohnsatz für leitende Beschäftigte des Qualifikationsniveaus 3 im Wirtschaftszweig P85, beträgt der Lohnsatz 50,30 Euro/h.

Sachkosten entstehen i. H. v. 1 Euro pro Fall für Porto.

Es ergibt sich somit ein einmaliger Erfüllungsaufwand für bereits anerkannte Ausbildungsstätten i. H. v. 38 000 Euro ((5 600 * 7 / 60) * 50,30 + 5 600= 38 462 Euro) und ein laufender Aufwand i. H. v. 1 000 Euro ((158 * 7 / 60) * 50,30 + 158 = 1 085 Euro). 

Im Sinne der „one in one out“-Regel der Bundesregierung stellt dieser Erfüllungsaufwand ein „In“ von 1 Tsd. Euro dar. 

Wegfall der Übergangsregelung nach § 11 Absatz 4 Berufskraftfahrerqualifikationsgesetz a.F. zum Ausstellen von Papierbescheinigungen 

Durch den Wegfall der Übergangsregelung des § 11 Absatz 4 Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung a.F. entsteht kein Erfüllungsaufwand, da keine Neuregelung getroffen, sondern eine Übergangsregelung bis zur Inbetriebnahme der Schnittstelle für die Industrie- und Handelskammern und für die anerkannten Ausbildungsstätten zum Berufskraftfahrerqualifikationsregister gestrichen wird.

Ergänzungsqualifikation für aus der Ukraine geflüchtete Berufskraftfahrer

Den Ausbildungsstätten entsteht Aufwand durch die Entwicklung und das Angebot der neuen Ergänzungsqualifikation. Da jedoch bereits vergleichbare Qualifikationen angeboten werden und insgesamt nur mit einer geringen Anzahl an Lehrgängen zu rechnen ist, ist nur mit geringem Erfüllungsaufwand zu rechnen. 

Den Industrie- und Handelskammern entsteht durch die Erstellung der ergänzenden Prüfung im Zusammenhang der Anerkennung ukrainischer Fahrerqualifizierungsnachweise Aufwand in Höhe von […]. Durch die Möglichkeit die Prüfung neben Deutsch auch in Russisch und Ukrainisch abzulegen, entsteht Übersetzungsaufwand in Höhe von […]. 

Verwaltung

Bund

Für die Verwaltung des Bundes entsteht ein geringer Erfüllungsaufwand bei der Bundes-druckerei und dem Kraftfahrt-Bundesamt, damit die Schlüsselzahl 95.01 in den Fahrerqualifizierungsnachweis eingetragen und im Berufskraftfahrerqualifikationsregister gespeichert werden können.

Länder (inkl. Kommunen)

Übersetzungskosten – Prüfung der beschleunigten Grundqualifikation in anderen Sprachen als Deutsch

Durch die Möglichkeit, die Prüfung zur Erlangung der beschleunigten Grundqualifikation in Fremdsprachen abzulegen, entstehen den Industrie- und Handelskammern durch die Übersetzung des Fragenkatalogs, der zukünftig ausschließlich aus Multiple-Choice-Fragen bestehen soll, in Abhängigkeit der jeweiligen Sprache einmalige Kosten in Höhe von ca. [50 000 bis 80 000 Euro, ggf. aktualisieren], mithin insgesamt einmalig [ca. 400 000 bis 640 000 Euro, ggf. aktualisieren]. Hinzu kommen laufende Aktualisierungskosten in Höhe von jährlich xxx. Durch die Umstellung auf ausschließlich Multiple-Choice-Fragen entsteht keine Erhöhung der Korrekturkosten. Die Übersetzungskosten werden durch Prüfgebühren refinanziert.

Anerkennung des synchronen und asynchronen digitalen Unterrichts im Rahmen der Weiterbildung gemäß § 9 Absatz 2 Berufskraftfahrerqualifikationsgesetz i. V. m. § 5 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 Buchstabe b Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung i.V.m. Anlage 3 Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung

Veränderung des jährlichen Erfüllungsaufwandes:

		[bookmark: DQCIGR04425BE2272DF74A75AFBAF16BB076A734]Fallzahl

		Zeitaufwand pro Fall 

(in Minuten)

		Lohnsatz pro Stunde

(in Euro)

		Sachkosten pro Fall 

(in Euro) 

		Personalkosten 

(in Tsd. Euro)

		Sachkosten 

(in Tsd. Euro)



		158

		5

		42,40

		0

		1

		0



		Änderung des Erfüllungsaufwands (in Tsd. Euro)

		1





Einmaliger Erfüllungsaufwand:

		[bookmark: DQCIGR04FEB147CEB1C44DA1A2AF6D7C0BFED3AB]Fallzahl

		Zeitaufwand pro Fall 

(in Minuten)

		Lohnsatz pro Stunde

(in Euro)

		Sachkosten pro Fall 

(in Euro) 

		Personalkosten 

(in Tsd. Euro)

		Sachkosten 

(in Tsd. Euro)



		5 600

		5

		42,40

		0

		20

		0



		Erfüllungsaufwand (in Tsd. Euro)

		20





Die nach Landesrecht zuständigen Behörden für die Anerkennung prüfen die gemäß § 9 Absatz 2 Berufskraftfahrerqualifikationsgesetz i.V.m. § 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe b i. V. m. Anlage 3 Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung eingereichten Antragsunterlagen. Da die zu prüfenden Unterlagen um den Nachweis über den Einsatz von digitalem Unterricht in synchroner und asynchroner Form ergänzt wurden, erhöht sich der zeitliche Prüfaufwand auf Seiten der Anerkennungsbehörden. Hinzu kommt ein einmaliger Prüfaufwand für Nachweise über den Einsatz von digitalem Unterricht in synchroner und asynchroner Form von bereits anerkannten Ausbildungsstätten. 

Gemäß den Daten des Statistischen Bundesamtes beträgt die Gesamtzahl der derzeit staatlich anerkannten Ausbildungsstätten für Berufskraftfahrer in Deutschland ca. 5.600, jährlich kommen ca. 158 neue Ausbildungsstätten für Berufskraftfahrerinnen und Berufskraftfahrer hinzu. Es ist anzunehmen, dass künftig jede Ausbildungsstätte von der Möglichkeit des digitalen Unterrichts in synchroner und asynchroner Form Gebrauch machen wird. Es ist daher anzunehmen, dass die zuständigen Behörden sowohl bei den 5.600 bereits anerkannten Ausbildungsstätten die Nachweise für die Voraussetzungen von digitalem Unterricht in synchroner oder asynchroner Form prüfen muss, als auch jährlich ca. 158 Anträge auf erstmalige Anerkennung, welche zukünftig um den Nachweis für die Voraussetzungen von digitalem Unterricht in synchroner oder asynchroner Form ergänzt werden. 

Für die zuständige Behörde ist der erhöhte Zeitaufwand zu berücksichtigen. Gemäß Zeitwerttabelle der Verwaltung wird hierfür ein Zeitaufwand von 5 Minuten pro Fall veranschlagt. Dieser ergibt sich aus der Standardaktivität „Inhaltliche Prüfung, Daten erfassen“ (StA 5; Komplexität mittel). Es wird der durchschnittliche Lohnsatz der Verwaltung auf der Bezugsebene i. H. v. 42,50 Euro veranschlagt.

Aufgrund der erhöhten Menge zu prüfender Nachweise im Rahmen der Neuanträge auf Anerkennung erhöht sich der jährliche Erfüllungsaufwand der Länder um 560 Euro (158 * 5 *42,50 / 60 = 560). Darüber hinaus ergibt sich einmaliger Erfüllungsaufwand für die Länder i. H. v. 20 000 Euro (5 600 * 5 *42,50 / 60 = 19 833).

Ergänzungsqualifikation für aus der Ukraine geflüchtete Berufskraftfahrer

Den Industrie- und Handelskammern entsteht durch die Erstellung der ergänzenden Prüfung im Zusammenhang der Anerkennung ukrainischer Fahrerqualifizierungsnachweise Aufwand in Höhe von […]. Durch die Möglichkeit die Prüfung neben Deutsch auch in Russisch und Ukrainisch abzulegen, entsteht Übersetzungsaufwand in Höhe von […]. 

Fahrerqualifizierungsnachweis und Fahrerbescheinigung mit der Schlüsselzahl 95.01

Für die Verwaltung der Länder entsteht zusätzlicher Erfüllungsaufwand in Form von Softwareanpassungen der für die Ausstellung des Fahrerqualifizierungsnachweises zuständigen Behörden. Diese verursachen aber nur einen geringen Umstellungsaufwand. 

Personen, die im Besitz eines ukrainischen Fahrerqualifizierungsnachweises über grenz-überschreitenden Güter- oder Personenkraftverkehr sind, können nun – bei Erfüllung der weiteren Voraussetzungen – einen Fahrerqualifizierungsnachweis mit der besonderen Schlüsselzahl 95.01(max 06.03.25) beantragen. Hierdurch entsteht bei den nach Landesrecht zuständigen Behörden ein im Vergleich zum Status Quo gestiegener Erfüllungsaufwand. Der Mehraufwand lässt sich aufgrund fehlender Daten nicht genau quantifizieren. Nach Schätzungen ist jedoch mit geringen Fallzahlen zu rechnen. So verfügen ca. 250 aus der Ukraine in die Bundesrepublik Deutschland Geflüchteten über einen ukrainischen Fahrerqualifizierungsnachweis und würden von der Möglichkeit der Anerkennung des ukrainischen Fahrerqualifizierungsnachweises Gebrauch machen. 

Übersetzung des Fragenkatalogs für die theoretische Fahrerlaubnis in die ukrainische Sprache

Den Technischen Prüfstellen entstehen durch die erforderliche Übersetzung des Fragenkatalogs der Theoretischen Fahrerlaubnisprüfung auf Ukrainisch und erforderliche technischen Anpassung Kosten in Höhe von [ca. 25.000 bis 30.000 Euro, ggf. anpassen], die allerdings bereits durch die bestehenden Gebühreneinnahmen abgegolten sind, da 1 Euro der Prüfungsgebühren pro Prüfung durch die Technischen Prüfstellen für die Weiterentwicklung der Prüfung verwendet werden muss.

5. Weitere Kosten

Durch die Aufnahme der Zulassungsvoraussetzungen zu Prüfungen entsteht den Industrie- und Handelskammern kein neuer Aufwand. Entsprechende Vorschriften fanden sich zuvor in der Mustersatzung des Industrie- und Handelskammertages.

Durch die Möglichkeit, die Prüfung zur Erlangung der beschleunigten Grundqualifikation in ausgewählten Fremdsprachen abzulegen entstehenden Kosten (Übersetzung, Aktualisierung und Korrektur) werden auf die Prüflingsteilnehmenden im Rahmen der beschleunigten Grundqualifikation (ca. 26 543 gemäß DIHK-Statistik 2022) umgelegt. Die Prüfungsgebühr beträgt derzeit durchschnittlich ca. 125 Euro und steigt um xx Euro auf xx Euro. Somit erhöht sich der jährliche Aufwand auf ca. [einzufügen: Zahl der Prüflinge x Gebührenerhöhung]. 

Für Inhaber ukrainischer Fahrerlaubnisse entfallen jeweils die Gebühren der Technischen Prüfstellen und der nach Landesrecht zuständigen Behörden für die jeweilige Fahrerlaubnisprüfung für die jeweilige Klasse (Im Einzelnen siehe Ziffern 401 und 402 der Anlage (zu § 1) der Gebührenordnung für Maßnahmen im Straßenverkehr). Für den Umtausch des ukrainischen Führerscheins in einen deutschen EU-Führerschein entstehen Gebühren in Höhe von [wird im weiteren Verfahren ermittelt]. Für die Ausstellung eines Fahrerqualifizierungsnachweis mit der besonderen Schlüsselzahl 95.01(max 06.03.25) entstehen Gebühren in Höhe von [wird im weiteren Verfahren ermittelt].

Auswirkungen auf das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten.

5. Weitere Regelungsfolgen

Diese Verordnung hat keine gleichstellungspolitischen Auswirkungen. Die Verordnung bietet keine Grundlage für verdeckte Benachteiligungen, Beteiligungsdefizite oder die Verfestigung tradierter Rollen. Zudem sind weder positive noch negative demografische Auswirkungen zu erwarten.

1. Befristung; Evaluierung

Artikel 1 ist aufgrund der europäischen Vorgaben in Artikel 9 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2022/1280 befristet auf den Tag der auf den Tag folgt, an dem die in Artikel 4 der Richtlinie 2001/55/EG genannte Dauer des vorübergehenden Schutzes von Vertriebenen aus der Ukraine gemäß Artikel 6 der genannten Richtlinie endet. Im Übrigen ist keine Befristung der Regelungen vorgesehen. 

Hinsichtlich der Möglichkeit, die Prüfung der beschleunigten Grundqualifikation in Fremdsprachen abzulegen, wird die Deutsche Industrie- und Handelskammer dem Bundesministerium für Digitales und Verkehr jährlich [zum 31. Januar] einen Bericht über die Akzeptanz, den Verwaltungsaufwand, die Sprachenauswahl und die Qualitätssicherung in nicht personenbezogener Form vorlegen. Nach Auskunft der Deutschen Industrie- und Handelskammer werden die dem Bericht zu Grunde liegenden Informationen bereits aus Eigeninteresse von den Industrie- und Handelskammern im Rahmen ihrer Prüfungszuständigkeit erhoben und von der Deutschen Industrie- und Handelskammer in einem entsprechenden Bericht ausgewertet. Die Deutsche Industrie- und Handelskammer steht bereits jetzt im Austausch mit dem Bundesministerium für Digitales und Verkehr zu Prüfungen, die von den Industrie- und Handelskammern im Zusammenhang mit der Berufskraftfahrerqualifikation abgenommen werden, insbesondere zu Prüfungszahlen und Bestehensquoten. Die Deutsche Industrie- und Handelskammer wird diesen Bericht um die Aspekte der Prüfung zur Erlangung beschleunigten Grundqualifikation in Fremdsprachen erweitern.

Der Bericht umfasst insbesondere

· in welchem Umfang die Industrie- und Handelskammern Prüfungen in den acht Fremdsprachen durchgeführt haben (aufgeschlüsselt nach Sprache und Art der Prüfung),

· ob und inwieweit sich die Teilnehmerzahlen insgesamt verändert haben,

· ob und inwieweit sich die Bestehensquoten verbessert haben (aufgeschlüsselt nach Sprache und Art der Prüfung),

· ob und inwieweit sich der Verwaltungsaufwand der Industrie- und Handelskammern verändert hat,

· ob und inwieweit sich die Qualität der Prüfungen verändert hat,

· ob und inwieweit die Sprachauswahl anzupassen ist.

Das Bundesministerium für Digitales und Verkehr wird regelmäßig überprüfen, ob Anpassungen der Regelungen zur Prüfung zur Erlangung der beschleunigten Grundqualifikation in Fremdsprachen erforderlich sind.

Die Möglichkeit des Einsatzes von synchronem und asynchronem digitalen Unterricht im Rahmen der Weiterbildung soll spätestens nach drei Jahren im Hinblick auf Akzeptanz, Wirksamkeit und Einsatzmöglichkeiten in nicht personenbezogener Form evaluiert werden. Das Evaluierungsergebnis ist maßgeblich für weitere Digitalisierungsarbeiten im Rahmen der Berufskraftfahrerqualifikation. Von Interesse sind insbesondere Erkenntnisse aus der Umsetzungspraxis zu inhaltlichen, systemischen und technischen Aspekten wie:

· inwieweit die Möglichkeit zum digitalen Unterricht durch Lehrmittelverlage und Ausbildungsstätten sowie durch Fahrerinnen und Fahrer genutzt wird,

· aus welchen Gründen digitaler Unterricht genutzt wird und welche Erfahrungen in der Praxis von den Beteiligten beim Einsatz von digitalem Unterricht gemacht werden, insbesondere 

· ob für Fahrerinnen und Fahrer die Möglichkeit zum digitalen Unterricht unter Berücksichtigung des Zeit- und Kostenaufwandes attraktiver als reine Präsenzveranstaltungen ist, 

· welche Unterkenntnisbereiche gemäß Anlage 1 Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung wie häufig und aus welchen Gründen in Form von digitalem Unterricht in synchroner bzw. asynchroner Form vermittelt werden,

· welche Instrumente zur Nutzeridentifizierung angewendet werden,

· wie Fahrer und Fahrerinnen ihre Lernerfahrungen bewerten (z.B. Aufbau der Lerninhalte; Lerngewinn; Bedienerfreundlichkeit der Anwendungen; Internetverbindung)

· ob und wie die Vorlage von Unterrichtskonzepten, die digitalen Unterricht in synchroner und/oder asynchroner Form beinhalten, (zeitliche) Auswirkungen auf das Anerkennungs- und/oder das Überwachungsverfahren haben.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Verordnung über Ausnahmen für Inhaber ukrainischer Fahrerqualifizierungsnachweise)

Zu § 1 (Anwendungsbereich)

Diese Vorschrift regelt den Anwendungsbereich der Verordnung. Das Berufskraftfahrerqualifikationsgesetz sowie die Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung finden Anwendung soweit in der Ausnahmeverordnung nichts anderes bestimmt ist. 

Zu § 2 (Mindestalter und Qualifikation der Fahrer)

Zu Absatz 1 und zu Absatz 2

Nach § 3 Berufskraftfahrerqualifikationsgesetz dürfen Fahrten im Güterkraft- bzw. Personenkraftverkehr nur bei Vorliegen der dort normierten Mindestalter sowie erworbener Grundqualifikation bzw. beschleunigter Grundqualifikation nach § 2 Berufskraftfahrerqualifikationsgesetz durchgeführt werden. Abweichend hiervon dürfen diese Fahrten in Umsetzung des Artikels 4 der Verordnung (EU) 2022/1280 nun auch bei erworbener Ergänzungsqualifikation bei Erreichen der in § 6 normierten Mindestalter durchgeführt werden.

Dabei entspricht das jeweilige Mindestalter dem der beschleunigten Grundqualifikation, da die Ergänzungsqualifikation in ihrer Ausgestaltung (ähnliche wie die Qualifikation bei Um-steigern i.S.d. § 3 Absatz 2 Berufskraftfahrerqualifikationsgesetztes) einer beschleunigten Grundqualifikation am ähnlichsten ist. Darüber hinaus ist nicht bekannt, welche Qualifikation dem ukrainischen Fahrerqualifizierungsnachweis zu Grunde liegt. Sofern dem ukrainischen Fahrerqualifizierungsnachweis lediglich eine beschleunigte Grundqualifikation zu Grunde liegt, kann schon aus Verkehrssicherheitsgründen sowie unter dem Gesichtspunkt der Inländergleichbehandlung nicht auf das niedrigere Mindestalter, wie es bei einer Grundqualifikation und Abschluss einer Berufsausbildung vorgesehen ist, zurückgegriffen werden.

Zu Absatz 3

Die Regelung entspricht § 3 Absatz 4 Berufskraftfahrerqualifikationsgesetz.

Zu § 3 (Erwerb der Ergänzungsqualifikation)

§ 3 dient der Umsetzung von Artikel 4 Absatz 4 Verordnung (EU) 2022/1280.

Zu Absatz 1

Der Unterricht zur Ergänzungsqualifikation darf nur von einer nach § 9 Berufskraftfahrer-qualifikationsgesetzt anerkannten Ausbildungsstätte angeboten werden, mithin nur von Ausbildungsstätten, die über eine Anerkennung für die beschleunigte Grundqualifikation und Weiterbildung verfügen. Bei nach § 9 Berufskraftfahrerqualifikationsgesetz anerkannten Ausbildungsstätten ist davon auszugehen, dass sie (aufgrund der Anerkennung für die beschleunigte Grundqualifikation und Weiterbildung) über die erforderlichen sachlichen und personellen Mittel zur Durchführung des Unterrichts zur Ergänzungsqualifikation verfügen. Auf die denkbare Möglichkeit der Anerkennung einer Ausbildungsstätte (allein) zur Schulung der Ergänzungsqualifikation wurde aus Verhältnismäßigkeitsgründen verzichtet, da der Aufwand sowohl für die Ausbildungsstätten als auch für die nach Landesrecht zuständigen Behörden nicht im Verhältnis zu der zu erwartenden Nachfrage einer Ergänzungsqualifizierung stehen dürfte. Eine Überwachung wird über die entsprechende Anwendung von § 10 und § 11 Berufskraftfahrerqualifikationsgesetz nach § 9 Absatz 2 ermöglicht.

Zu Absatz 2

Nach Artikel 4 Absatz 4 Unterabsatz 2 Verordnung (EU) 2022/1280 hat die Dauer der ergänzenden obligatorischen Ausbildung mindestens 35 Stunden zu betragen und darf 60 Stunden nicht überschreiten. Um den Aufwand zum Zugang des Berufskraftfahrerberuf möglichst gering zu halten, wurde unter Zurückstellung von Verkehrssicherheitsbedenken, nur das von den europäischen Vorgaben geforderte Mindestmaß von 35 Stunden umgesetzt. Neben den Kenntnissen und Fertigkeiten aus den in Anlage 1 der Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung aufgeführten Kenntnisbereichen, ist hierbei in Umsetzung des Artikel 4 Absatz 4 Unterabsatz 2 Satz 3 Verordnung (EU) 2022/1280 ein Schwerpunkt darauf zu legen, dass der Fahrer die Kenntnisse der Vorschriften der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 des Europäischen Parlaments und es des Rates erlangt. Das Führen eines Fahr-zeugs gemäß § 2 Absatz 3 Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung ist in Umsetzung des Artikel 4 Absatz 4 Unterabsatz 2 S. 1 Verordnung (EU) 2022/1280 abermals auf das europarechtliche Mindesterfordernis von 2,5 Stunden reduziert, um den Zugang zum Berufskraftfahrerberuf so einfach wie möglich zu gestalten. Die Ergänzungsqualifikation ähnelt in ihrem Umfang somit der sog. „Umsteigerprüfung“ im Rahmen der beschleunigten Grundqualifikation nach § 3 Absatz 2 Berufskraftfahrerqualifizierungsverordnung.

Zu Absatz 3

Absatz 3 dient der Umsetzung des Artikel 4 Absatz 4 Unterabsatz 1 und 3 der Verordnung (EU) 2022/1280. Die Dauer des Tests orientiert sich an der „Umsteigerprüfung“ im Rahmen der beschleunigten Grundqualifikation. Die Prüfung soll grundsätzlich computergestützt, kann jedoch auch schriftlich erfolgen. Die Zuständigkeit für die Prüfung liegt entsprechend § 2 Absatz 7 Satz 1 Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung bei der für den Wohnsitz des Prüfungsteilnehmers zuständigen Industrie- und Handelskammer.

Zu Absatz 4

Um den Zugang zum Berufskraftfahrerberuf für ukrainische Geflüchtete zu erleichtern, kann die Prüfung nicht nur in deutscher Sprache, sondern auch in Russisch und Ukrainisch abgelegt werden.

Zu Absatz 5

Um den Umsetzungsaufwand gering zu halten und zeitnah eine pragmatische Lösung anzubieten, wurde auf eine Aufnahme der Ergänzungsqualifikation mit entsprechenden Eintragungen hinsichtlich des Abschlusses des Unterrichts durch die anerkannten Ausbildungsstätten und der Prüfung durch die Industrie- und Handelskammern verzichtet. Stattdessen ist dem Teilnehmenden eine Papierbescheinigung über den Abschluss des Unterrichts durch die anerkannten Ausbildungsstätten und über das Bestehen der Prüfung durch die Industrie- und Handelskammern auszustellen.

Zu Absatz 6

Absatz 6 konkretisiert den Inhalt der Papierbescheinigung und regelt hinsichtlich der Ausbildungsstätten, wer zur Unterschrift berechtigt ist.

Zu § 4 (Ausbildungs- und Prüfungsort)

In Anlehnung an § 6 Nummer 1 Berufskraftfahrerqualifikationsgesetz, wonach die Grund-qualifikation in der Bundesrepublik Deutschland zu erwerben ist, ist auch die Ergänzungs-qualifikation – aufgrund ihrer Ähnlichkeit zur beschleunigten Grundqualifikation – in der Bundesrepublik Deutschland zu erwerben. Dies gebietet auch der Sinn- und Sachzusammenhang, da – sofern ein ukrainischer Geflüchteter, in der Bundesrepublik Deutschland den Berufs-kraftfahrerberuf ausüben möchte – auch hier die Ausbildung absolvieren sollte. Überdies stünde kein Verfahren zur Verfügung, wie Papierbescheinigungen über die Teilnahme am Unterricht der Ergänzungsqualifikation aus anderen Mitgliedstaaten, anerkannt werden könnten.

Zu § 5 (Nachweis der Ergänzungsqualifikation)

Zu Absatz 1

Absatz 1 dient der Umsetzung von Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe b) Verordnung (EU) 2022/1280.

Zu Absatz 2

Absatz 2 dient der Umsetzung von Artikel 4 Absatz 2 Satz 1 Verordnung (EU) 2022/1280.

Zu Absatz 3

Absatz 3 dient der Umsetzung von Artikel 4 Absatz 2 Satz 1 Verordnung (EU) 2022/1280.

Zu § 6 (Pflicht zum Mitführen des Nachweises)

Die Regelung entspricht § 8 Berufskraftfahrerqualifikationsgesetz.

Zu § 7 (Ausstellung eines Fahrerqualifizierungsnachweises mit der Schlüsselzahl 95.01)

Zu Absatz 1

Absatz 1 dient der Umsetzung von Artikel 4 Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe b), Absatz 4 und Absatz 6 Verordnung (EU) 2022/1280 und regelt damit die Voraussetzungen, unter denen bei Erwerb der Ergänzungsqualifikation ein Fahrerqualifizierungsnachweis ausgestellt werden darf.

Der Antragsteller muss insbesondere im Besitz eines gültigen EU- oder EWR-Führerscheins sein. Sofern der Antragsteller im Besitz eines ukrainischen Führerscheins ist, bedarf es – für die Ausstellung des Fahrerqualifizierungsnachweises mit der Schlüsselzahl 95.01 – eines Umtauschs in einen EU-Führerschein. Durch die Aufnahme der Ukraine in die Anlage 11 Fahrerlaubnis-Verordnung nach Artikel 4 Nummer 11 Buchstabe b) der Änderungsverordnung kann dies nunmehr prüfungsfrei erfolgen. Auf diese Weise wird Artikel 4 Absatz 6 Verordnung (EU) 2022/1280 umgesetzt. Eine Überprüfung der Mindeststandards der körperlichen und geistigen Eignung verbleibt auf diese Weise systemgerecht im Fahrerlaubnisrecht.

Zu Absatz 2

Absatz 2 dient der Umsetzung von Artikel 4 Absatz 5 Verordnung (EU) 2022/1280 und regelt damit die Vorgehensweise bei Verlust des ukrainischen Fahrerqualifizierungsnachweises gemäß Artikel 2 Buchstabe b) Verordnung (EU) 2022/1280.

Zu Absatz 3

§ 8 Absatz 2 der Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung gilt entsprechend bei der Beantragung eines Fahrerqualifizierungsnachweises mit der Schlüsselzahl 95.01.

Zu Absatz 4

Die nach Landesrecht zuständige Behörde hat vor Ausstellung eines Fahrerqualifizierungsnachweises zu überprüfen, ob der Antragsteller nachweislich ergänzungsqualifiziert ist, vgl. § 7 Absatz 1 Nummer 4. Mangels Eintragung im Berufskraftfahrerqualifikationsregister (vgl. hierzu unter Absatz 5) hat der Nachweis über die Papierbescheinigung zu erfolgen. Die Papierbescheinigung muss daher bei Antragstellung vorgelegt werden.

Auch hinsichtlich der beizufügenden Unterlagen sind grundsätzlich die gleichen Unterlagen wie im Regelverfahren einzureichen mit folgenden Besonderheiten: § 8 Absatz 3 Nummer 3 Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung ist entsprechend anzuwenden hinsichtlich der Einreichung eines gültigen Führerscheins, in dem die maßgebliche Fahrerlaubnisklasse für die Ergänzungsqualifikation vermerkt ist. Keine Anwendung findet § 8 Absatz 3 Nummer 5 Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung, da eine Anrechnungsmöglichkeit im Rahmen der Ergänzungsqualifikation nicht vorgesehen ist. 

Zu Absatz 5

Absatz 3 dient der Umsetzung des Artikels 4 Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe b) und Absatz 3 Unterabsatz 1 Verordnung (EU) 2022/1280. Dabei ist davon auszugehen, dass es sich bei dem Verweis in Artikel 4 Absatz 3 Unterabsatz 1 der Verordnung (EU) 2022/1280 auf „Anhang II Ziffer 4 Buchstabe b der Richtlinie 2003/59/EG“ um ein Redaktionsversehen handelt. Da hier ausdrücklich das Ablaufdatum genannt ist, kann nur „Anhang II Ziffer 2 Buchstabe d Ziffer 4 Buchstabe b“ gemeint sein.

Zu Absatz 6

Absatz 5 dient der Umsetzung des Artikels 4 Absatz 3 Unterabsatz 2 Verordnung (EU) 2022/1280.

Zu § 8 (Ausstellung eines neuen Fahrerqualifizierungsnachweises bei Änderungen, Verlust, Diebstahl und Beschädigung)

§ 8 regelt die Voraussetzungen für die Ausstellung eines neuen Fahrerqualifizierungsnachweises mit der Schlüsselzahl 95.01 bei Änderungen, Verlust, Diebstahl und Beschädigung des Fahrerqualifizierungsnachweises mit der Schlüsselzahl 95.01. Die Regelungen des § 9 Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung sind entsprechend anzuwenden.

Zu § 9 (Ausbildungsstätten)

Zu Absatz 1

Der Unterricht zur Ergänzungsqualifikation darf nur von einer nach § 9 Berufskraftfahrer-qualifikationsgesetzt anerkannten Ausbildungsstätte angeboten werden, mithin nur von Ausbildungsstätten, die über eine Anerkennung für die beschleunigte Grundqualifikation und Weiterbildung verfügen. Bei nach § 9 Berufskraftfahrerqualifikationsgesetz anerkannten Ausbildungsstätten ist davon auszugehen, dass sie (aufgrund der Anerkennung für die beschleunigte Grundqualifikation und Weiterbildung) über die erforderliche sachliche und personelle Mittel zur Durchführung des Unterrichts zur Ergänzungsqualifikation verfügen. Auf die denkbare Möglichkeit der Anerkennung einer Ausbildungsstätte (allein) zur Ergänzungsqualifikation wurde aus Verhältnismäßigkeitsgründen verzichtet, da der Aufwand sowohl für die Ausbildungsstätten als auch für die nach Landesrecht zuständigen Behörden nicht im Verhältnis zu der zu erwartenden Nachfrage einer Ergänzungsqualifizierung stehen dürfte.

Für Ausbildungsstätten, die Unterricht für die Ergänzungsqualifikation anbieten und durch-führen möchten, gilt auf diese Weise auch § 5 Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung bzw. die Anforderungen des § 5 Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung sind somit auch im Rahmen der Ergänzungsqualifikation zu erfüllen.

Zu Absatz 2

Durch die entsprechende Anwendung von § 10 und § 11 Berufskraftfahrerqualifikations-register wird den nach Landesrecht zuständigen Behörden auch in Bezug auf die Ergänzungsqualifikation ermöglicht, die nach § 9 Berufskraftfahrerqualifikationsgesetz anerkannten Ausbildungsstätten zu überwachen und ihre Aufsicht gegenüber ihnen auszuüben. Zu der auf Grund des Berufskraftfahrerqualifikationsgesetzes erlassenen Rechtsverordnung nach § 27 Berufskraftfahrerqualifikationsgesetz zählt auch diese Verordnung.

Durch die entsprechende Anwendung des § 11 Berufskraftfahrerqualifikationsgesetz haben insbesondere die anerkannten Ausbildungsstätten die Pflicht auch in Bezug auf Unterricht zur Ergänzungsqualifikation die Pflicht, die in § 11 Absatz 4 Berufskraftfahrerqualifikationsgesetz normierten Angaben anzuzeigen.

Zu § 10 (Anforderungen an die Ausbilder und den Unterricht)

Zu Absatz 1

Der Unterricht zur Ergänzungsqualifikation darf nur von einer nach § 9 Berufskraftfahrer-qualifikationsgesetzt anerkannten Ausbildungsstätte angeboten werden. Die Anforderungen, die an die Ausbildungsstätten für die beschleunigte Grundqualifikation und die Weiterbildung gestellt werden, gelten auf diese Weise mittelbar für die Ergänzungsqualifikation. Klarstellungshalber wird dies in § 10 speziell in Bezug auf die Anforderungen an den Unterricht normiert. 

Unterricht der Ergänzungsqualifikation darf nur in den im Anerkennungsbescheid genannten Räumen mit der jeweils höchstens zulässigen Teilnehmerzahl durchgeführt werden darf. 

Auch für den Unterricht der Ergänzungsqualifikation gelten die Anforderungen des § 6 Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung.

Zu § 11 (Berufskraftfahrerqualifikationsregister)

§ 15 Berufskraftfahrerqualifikationsgesetz findet auch in Bezug auf die Ausstellung des Fahrerqualifizierungsnachweises mit der Schlüsselzahl 95.01 Anwendung. Dies umfasst nach § 12 auch die Schlüsselzahl 95.01 und die Fahrerlaubnisklasse, für die die Schlüsselzahl 95.01 Gültigkeit hat. Die Schlüsselzahl 95.01 kann nach § 7 nur eingetragen werden, wenn der Antragsteller nachweislich ergänzungsqualifiziert ist. Auf diese Weise ist das Berufskraftfahrerqualifikationsregister auch ein Register zur Speicherung von Daten, die erforderlich sind, um feststellen zu können, für welche Fahrerlaubnisklasse die Pflicht zur Ergänzungsqualifikation erfüllt wurde.

Zu § 12 (Inhalt des Berufskraftfahrerqualifikationsregisters)

Zwecks Kontrollmöglichkeit sowie um nach Artikel 4 Absatz 5 der Verordnung (EU) 2022/1280 im Fall des Verlust oder Diebstahls eines Fahrerqualifizierungsnachweises überprüfen und ggf. anderen Mitgliedstaaten mitteilen zu können, dass die antragstellende Person keinen von der Bundesrepublik Deutschland ausgestellten Fahrerqualifizierungsnachweises mit der besonderen Schlüsselzahl 95.01 besitzt, bedarf es einer Speicherung der Daten zu Fahrerqualifizierungsnachweis mit der besonderen Schlüsselzahl sowie die Schlüsselzahl 95.01 im Berufskraftfahrerqualifikationsregister. 

Zu § 13 (Datenübermittlung an das Kraftfahrt-Bundesamt durch den Hersteller des Fahrerqualifizierungsnachweises)

Anpassung an Ergänzungsqualifikation.

Zu § 14 (Datenübermittlung an das Kraftfahrt-Bundesamt durch die nach Landesrecht zuständigen Behörden)

Anpassung an Ergänzungsqualifikation.

Zu § 15 (Datenübermittlung an Behörden in den anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union und an Behörden in den Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum)

Anpassung an Ergänzungsqualifikation.

Zu § 16 (Anwendungsbestimmungen)

§ 16 dient der Umsetzung von Artikel 4 Absatz 7 und Artikel 9 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2022/1280. Mit dem Ende der Dauer des vorübergehenden Schutzes gemäß Artikel 4 der Richtlinie 2001/55/EG und dem Durchführungsbeschluss (EU) 2022/382 finden die §§ 1 bis 15 keine Anwendung mehr. Die Schlüsselzahl 95.01 wird ungültig. 

Zu Anlage 1 (Musterbescheinigung über die Teilnahme am Unterricht zum Erwerb der Ergänzungsqualifikation)

Nach der Teilnahme am Unterricht zum Erwerb der Ergänzungsqualifikation ist nach § 3 Absatz 5 Nummer 1 in Verbindung mit Absatz 6 eine Teilnahmebescheinigung auszustellen, die bei Beantragung des Fahrerqualifizierungsnachweises mit der Schlüsselzahl 95.01 nach § 7 Absatz 4 vorzulegen ist. Anlage 1 enthält eine entsprechende Musterbescheinigung.

Zu Artikel 2 (Änderung der Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung)

Zu Nummer 1

Zu Buchstabe a (§ 1 Absatz 3a)

Es handelt sich um Zulassungsvoraussetzung zur Prüfung, die vom Verordnungsgeber zu erlassen ist. Eine entsprechende Regelung fand sich bislang in der Mustersatzung des Dachverbands der Industrie- und Handelskammern (Stand 28. September 2017).

Zu Buchstabe b (§ 1 Absatz 5 Satz 3)

Es handelt sich um Zulassungsvoraussetzung zur Prüfung, die vom Verordnungsgeber zu erlassen ist. Eine entsprechende Regelung fand sich bislang in der Mustersatzung des Dachverbands der Industrie- und Handelskammern (Stand 28. September 2017).

Zu Nummer 2

Zu Buchstabe a (§ 2 Absatz 6 Satz 4)

Es handelt sich um Zulassungsvoraussetzung zur Prüfung, die vom Verordnungsgeber zu erlassen ist. Eine entsprechende Regelung fand sich bislang in der Mustersatzung des Dachverbands der Industrie- und Handelskammern (Stand 28. September 2017).

Zu Buchstabe b (§ 2 Absatz 7a)

Prüfungsarten

Die Möglichkeit der Ablegung der Prüfung in anderen Sprachen als Deutsch im Rahmen der beschleunigten Grundqualifikation gilt für sämtliche Arten der Prüfung, mithin sowohl für die „Regelprüfung“ nach § 2 Absatz 1 Berufskraftfahrerqualifikationsgesetz i.V.m. § 2 Absatz 1 bis 8 Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung, der „Quereinsteigerprüfung“ nach § 2 Absatz 1 Berufskraftfahrerqualifikationsgesetz i.V.m. § 2 Absatz 9 Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung und auch der „Umsteigerprüfung“ nach § 2 Absatz 1 Berufskraftfahrerqualifikationsgesetz i.V.m. § 3 Absatz 2 Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung. 

Sprachenauswahl

Bislang war es gemäß § 2 Absatz 3 Nummer 2 VwVfG in Verbindung mit § 23 Absatz 1 VwVfG lediglich möglich, die Prüfung zur Erlangung der beschleunigten Grundqualifikation in Deutsch abzulegen. Aufgrund des gravierenden Fahrermangels sowie zur Unterstützung der Fachkräfteeinwanderung soll es trotz der bereits umfangreichen Maßnahmen zur Vereinfachung des Berufszugangs nunmehr möglich sein, die Prüfung auch in folgenden anderen Sprachen als Deutsch abzulegen: Englisch, Hocharabisch, Kroatisch, Polnisch, Rumänisch, Russisch, Türkisch und Ukrainisch.

Damit wird der Forderung des Deutschen Bundestages (Bundestagsdrucksache 19/23185) der 19. Legislaturperiode nachgekommen sowie Vereinbarungen aus dem Koalitionsvertrag der 20. Legislaturperiode, in dem sich die Koalitionspartner im Hinblick auf den Güterverkehr unter anderem dazu verpflichtet haben, dem Fachkräftemangel entgegenzuwirken, die Qualifizierung voranzutreiben und Bürokratie abzubauen (vgl. S. 51 des Koalitionsvertrages).

Die Vorarbeiten zu dieser Rechtsänderung haben gezeigt, dass die Bedarfe hinsichtlich ausgewählter Fremdsprachen unterschiedlich sind bzw. unterschiedlich bewertet werden und sich unter Berücksichtigung der Einwanderungsländer nach Deutschland verändern können. Bei der Auswahl der Fremdsprachen, in denen nunmehr die Prüfung zur Erlangung der beschleunigten Grundqualifikation möglich sein soll, ist der durch die Übersetzung, Aktualisierung und Überprüfung der Prüfungsfragen hervorgerufene Verwaltungsaufwand zu berücksichtigen. Vor diesem Hintergrund verbietet es sich, eine Vielzahl von Fremdsprachen zuzulassen (vgl. hierzu die Ausführungen zu den weiteren Kosten). Zudem würde die Zulassung einer Vielzahl von Fremdsprachen dem Charakter eines Pilotprojekts widersprechen. Die Auswahl der Fremdsprachen hat sich vielmehr an den zu erwarteten tatsächlichen Bedarfen zu orientieren.

Ein Bedarf kann sowohl bei Personen aus Drittstaaten als auch aus EU-Mitgliedstaaten bestehen. Die in einem EU-Mitgliedstaat erlangte Berufskraftfahrerqualifikation wird in Deutschland zwar anerkannt. Für Personen aus Drittstaaten und EU-Mitgliedstaaten besteht mithin die Möglichkeit, dass sie die Berufskraftfahrerqualifikation bereits in einem EU-Mitgliedstaat (in der jeweiligen Landessprache des Mitgliedstaates) erwerben und sodann mit entsprechenden Visa bzw. im Wege der Arbeitnehmerfreizügigkeit in Deutschland eine Beschäftigung aufnehmen. In diesen Fällen bedarf es daher grundsätzlich nicht der Möglichkeit der Prüfung in einer Fremdsprache. 

Ein Bedarf kann bei Personen aus Drittstaaten und EU-Mitgliedstaaten jedoch bestehen, wenn sie bereits vor Erwerb der Berufskraftfahrerqualifikation über eine Arbeitsgenehmigung bzw. Aufenthaltstitel verfügen, der erkennen lässt, dass die Erwerbstätigkeit erlaubt ist bzw. ihren Wohnsitz in Deutschland begründen. Aus den Zahlen der Ablegung der theoretischen Fahrerlaubnisprüfung in Fremdsprachen in den relevanten Fahrerlaubnisklassen (C1, C1E, C, CE, D1, D1E, D, DE) wird deutlich, dass es einen großen Kreis an Personen gibt, die erst in Deutschland ihre Fahrerlaubnis erwerben. Hieraus lässt sich schließen, dass diese Personen auch in Deutschland ihre Berufskraftfahrerqualifikation erwerben wollen. 

Orientiert an Zahlen der Ablegung der theoretischen Fahrerlaubnisprüfung in den relevanten Fahrerlaubnisklassen der Jahre 2018 bis Oktober 2022 zeigt sich folgende prozentuale Verteilung der Prüfung in Fremdsprachen:

1) Hocharabisch (30,04%)

2) Russisch (15,12 %)

3) Türkisch (12,49 %)

4) Kroatisch (11,84 %)

5) Rumänisch (11,05 %)

6) Polnisch (6,93 %)

7) Englisch (4,73 %)

8) Andere (Französisch (1,85%), Griechisch (1,64%), Italienisch (2,46%), Portugiesisch (0,64%) und Spanisch (1,20%)).

Es ist grundsätzlich davon auszugehen, dass die Personen die eine Fahrerlaubnis in den relevanten Fahrerlaubnisklassen erwerben, auch den Erwerb der Berufskraftfahrerqualifikation anstreben.

Ein entsprechender potentieller Bedarf an Prüfungen in diesen Fremdsprachen spiegelt sich auch im Turnusbericht "Auswertung der Arbeitsbedingungen in Güterverkehr und Logistik - Fahrerberufe -" (Berufskraftfahrer/-in, Schienenfahrzeugführer/-in, Binnenschiffer/-in) des Bundesamtes für Güterverkehr des Jahrs 2021 wider: Der überwiegende Teil ausländischer Berufskraftfahrerinnen- und -fahrer aus den EU-Mitgliedstaaten stammt danach aus Polen (37.332; 10,5 % Zuwachs) und Rumänien (28.946; 6,8 % Zuwachs). Bei Fahrerinnen und Fahrern aus Ländern außerhalb der EU zeigt sich ein deutlicher Anstieg bei syrischen Beschäftigten (2016: 106 Beschäftigte; 2021: 2.217 Beschäftigte) 

Vor dem Hintergrund dieser Entwicklung sind die Sprachen Englisch, Hocharabisch, Kroatisch, Polnisch, Rumänisch, Russisch und Türkisch aufzunehmen.

Infolge der am 24. Februar 2022 begonnen militärischen Aggression Russlands gegen die Ukraine sind Millionen Menschen aus der Ukraine vertrieben worden. Es ist davon auszugehen, dass – jedenfalls so lange die Invasion fortbesteht – weitere Menschen die Ukraine verlassen werden. Um den aus der Ukraine Geflüchteten den Einstieg in den Berufskraftfahrerberuf und die Integration zu erleichtern, wird die Prüfung der beschleunigten Grundqualifikation neben Russisch auch auf Ukrainisch angeboten. Diese Regelung ist auch vor dem Hintergrund der Verordnung (EU) 2022/1280 erforderlich, da mit der vorgenannten Verordnung den Mitgliedstaaten lediglich die Möglichkeit eröffnet wurde, durch Umsetzung im nationalen Recht die ukrainische Berufskraftfahrerqualifikation nach Schulung und Prüfung lediglich temporär – begrenzt auf die Dauer des Schutzstatus – anzuerkennen, nicht jedoch dauerhaft. Eine dauerhafte anerkannte Berufskraftfahrerqualifikation ist jedoch erforderlich, um Planungssicherheit zu schaffen, sowohl für ukrainische Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer als auch Arbeitgeber. Daher wurde auch Ukrainisch als Prüfungssprache aufgenommen.

Bericht der Deutschen Industrie- und Handelskammer

Hinsichtlich der Möglichkeit, die Prüfung der beschleunigten Grundqualifikation in Fremdsprachen abzulegen, wird die Deutsche Industrie- und Handelskammer dem Bundesministerium für Digitales und Verkehr jährlich [zum 31. Januar] einen Bericht über die Akzeptanz, den Verwaltungsaufwand, die Sprachenauswahl und die Qualitätssicherung in nicht personenbezogener Form vorlegen. Nach Auskunft der Deutschen Industrie- und Handelskammer werden die dem Bericht zu Grunde liegenden Informationen bereits aus Eigeninteresse von den Industrie- und Handelskammern im Rahmen ihrer Prüfungszuständigkeit erhoben und von dem Deutschen Industrie- und Handelskammer in einem entsprechenden Bericht ausgewertet. Die Deutsche Industrie- und Handelskammer steht bereits jetzt im Austausch mit dem Bundesministerium für Digitales und Verkehr zu Prüfungen, die von den Industrie- und Handelskammern im Zusammenhang mit der Berufskraftfahrerqualifikation abgenommen werden, insbesondere zu Prüfungszahlen und Bestehensquoten. Die Deutsche Industrie- und Handelskammer wird diesen Bericht um die Aspekte der Prüfung zur Erlangung der beschleunigten Grundqualifikation in Fremdsprachen erweitern. 

Der Bericht umfasst insbesondere

1. in welchem Umfang die Industrie- und Handelskammern Prüfungen in den acht Fremdsprachen durchgeführt haben (aufgeschlüsselt nach Sprache und Art der Prüfung),

· ob und inwieweit sich die Teilnehmerzahlen insgesamt verändert haben,

· ob und inwieweit sich die Bestehensquoten verbessert haben (aufgeschlüsselt nach Sprache und Art der Prüfung),

· ob und inwieweit sich der Verwaltungsaufwand der Industrie- und Handelskammern verändert hat,

· ob und inwieweit sich die Qualität der Prüfungen verändert hat,

· ob und inwieweit die Sprachauswahl anzupassen ist.

Das Bundesministerium für Digitales und Verkehr wird regelmäßig überprüfen, ob Anpassungen der Regelungen zur Prüfung zur Erlangung der beschleunigten Grundqualifikation in Fremdsprachen erforderlich sind.

Zu Buchstabe c (§ 2 Absatz 9 Satz 4)

Es handelt sich um Zulassungsvoraussetzung zur Prüfung, die vom Verordnungsgeber zu erlassen ist. Eine entsprechende Regelung fand sich bislang in der Mustersatzung des Dachverbands der Industrie- und Handelskammern (Stand 28. September 2017).

Zu Nummer 3

Zu Buchstabe a

Redaktionelle Klarstellung.

Zu Buchstabe b (§ 3 Absatz 3)

Es handelt sich um Zulassungsvoraussetzungen zur Prüfung, die vom Verordnungsgeber zu erlassen sind. Eine entsprechende Regelung fand sich bislang in der Mustersatzung des Dachverbands der Industrie- und Handelskammern (Stand 28. September 2017), die hier sinngemäß übernommen wurden.

Zu Nummer 4 (§ 4 Absätze 3a und 3b)

Zu § 4 Absatz 3a

Die Regelung dient der Umsetzung der Option des Artikel 7 in Verbindung mit Anhang I Abschnitt 4 Absatz 1 Richtlinie (EU) 2022/2561, wonach es den Mitgliedstaaten unter bestimmten Voraussetzungen gestattet ist, die Weiterbildung für höchstens zwölf Stunden in Form von E-Learning zu ermöglichen. Gleichzeitig kommt die Bundesregierung damit der Aufforderung des Deutschen Bundestages der 19. Legislaturperiode nach, Regelungen über den Einsatz von E-Learning in die hiesige Verordnung aufzunehmen (vgl. BT-Drs. 19/23185) und trägt den Vereinbarungen aus dem Koalitionsvertrag der 20. Legislaturperiode (vgl. S. 51 des Koalitionsvertrages) Rechnung.

E-Learning stellt einen Oberbegriff dar und beschreibt „jede Form von Lehr-Lern-Situation, in der elektronische (digitale) Technik zur Zielerreichung eingesetzt wird“ (Helmut M. Niegemann, Expertise zum E-Learning und Simulatoreinsatz im Rahmen der Berufskraftfahreraus- und Weiterbildung (EU-Richtlinien 2018/645 und 2003/59/EG), Seite 3).

Der Forderung nach E-Learning wird nunmehr durch die Schaffung der Möglichkeit des Einsatzes von den Präsenzunterricht ersetzenden digitalen Unterricht in synchroner und asynchroner Form im Rahmen der Weiterbildung nachgekommen. 

Unter digitalem Unterricht in synchroner Form im Sinn dieser Verordnung ist ein Unterricht zu verstehen, an dem Lehrende und Lernende an körperlich getrennten Orten durch eine miteinander vernetzte Online-Umgebung zeitgleich teilnehmen. Die Begriffe „digitaler Unterricht in synchroner Form“ oder „synchroner digitaler Unterricht“ werden synonym verwendet. Sie entsprechen inhaltlich der Definition von synchronen E-Learning Angeboten des Ausbildungs- und Evaluationskonzepts zur Optimierung der Fahrausbildung in Deutschland, Bericht zum Forschungsprojekt 82.0706; Fahranfängervorbereitung in Deutschland – Erarbeitung eines Umsetzungskonzepts für die Optimierung der Fahrausbildung, Berichte der Bundesanstalt für Straßenwesen, Heft M 330, S. 127, wo es heißt „Synchrone E-Learning-Angebote erfordern es, dass alle Teilnehmenden zur gleichen Zeit über das Internet miteinander verbunden sind. In einem virtuellen Raum hören und sehen sie dieselben Lernangebote und können miteinander kommunizieren (z. B. in einem Web-Seminar). Die Lernumgebung ist eher lehrerzentriert, wenngleich unterschiedliche Interaktionsmöglichkeiten eingesetzt werden können, um die Lernenden in den Lernprozess einzubeziehen (LANGENBACH, 2017)“. Anders als beim Präsenzunterricht ist mithin keine körperliche Präsenz im gleichen Raum erforderlich. Die Kommunikation erfolgt über die Online-Umgebung, an die in Anlage 3 nähere Anforderungen gestellt werden.

[bookmark: DQCICT0278FFFC87CA874BC08EC1E77388B64D1D]In Abgrenzung hierzu wird unter den Begriffen „digitaler Unterricht in asynchroner Form“ bzw. „asynchroner digitalen Unterricht“ im Sinn der Verordnung digitale Selbstlerneinheiten (z.B. Lernplattformen) verstanden, bei denen - anders als beim digitalen Unterricht in synchroner Form – keine zeitgleiche Präsenz des Lehrenden mittels einer Online-Umgebung zwingend erforderlich ist. Im Rahmen der auf europarechtlichen Vorgaben (vgl. Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b i.V.m. Anhang 1 Abschnitt 4 Richtlinie (EU) 2022/2561) beruhenden zeitlichen Vorgaben des § 4 Abs. 2 Satz 1 und Satz 3 Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung können diese Lernangebote zeitlich flexibel genutzt werden. In Anlehnung an die Definition des asynchronen E-Learnings im Sinn des Ausbildungs- und Evaluationskonzepts zur Optimierung der Fahrausbildung in Deutschland, Bericht zum Forschungsprojekt 82.0706; Fahranfängervorbereitung in Deutschland – Erarbeitung eines Umsetzungskonzepts für die Optimierung der Fahrausbildung, Berichte der Bundesanstalt für Straßenwesen, Heft M 330, S. 127 (LANGENBACH, 2017), findet „entweder kein gemeinsames Lernen mit anderen Lernenden statt oder dieses ist nur in einem eng begrenzten Ausmaß (z. B. über eine Chatfunktion) möglich. Die Lernumgebung ist lernerzentriert“. 

Die Anforderungen an die Unterrichtsformen des digitalen Unterrichts in synchroner und asynchroner Form wurden in eine Anlage zur hiesigen Verordnung aufgenommen. Auf diese Weise wird den Ausbildungsstätten ermöglicht, entsprechende Unterrichtskonzepte zu entwerfen. Gleichzeitig stehen den nach Landesrecht zuständigen Behörden für die Anerkennung und Überwachung von anerkannten Ausbildungsstätten Anknüpfungspunkte zur Verfügung, um vorgelegte und angebotene Unterrichtskonzepte auf ihre Rechtmäßigkeit hin zu überprüfen.

Noch nicht anerkannte Ausbildungsstätten, die von der Möglichkeit des digitalen Unterrichts in synchroner und asynchroner Form im Rahmen der Weiterbildung Gebrauch machen möchten, müssen den nach Landesrecht für die Anerkennung von Ausbildungsstätten zuständigen Behörden im Rahmen des Anerkennungsverfahrens nach § 9 Berufskraftfahrerqualifikationsgesetz i. V. m. § 5 Berufskraftfahrerverordnung Unterrichtskonzepte vorlegen, die die Anforderungen der Anlage 3 erfüllen. Die nach § 4 Absatz 2a erforderliche Zustimmung der nach Landesrecht zuständigen Behörde erfolgt in diesen Fällen mit dem Anerkennungsbescheid (vgl. auch Begründung zu § 5 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3). 

Bereits anerkannte Ausbildungsstätten, die digitalen Unterricht in synchroner und asynchroner Form anbieten möchten, bedürfen vor Durchführung des digitalen Unterrichts ebenfalls der Zustimmung der nach Landesrecht für die Anerkennung von Ausbildungsstätten zuständigen Behörde. Da es sich um eine Änderung der Anerkennungsvoraussetzungen handelt, ist hier ebenfalls nach § 5 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 Buchstabe b) durch Vorlage eines entsprechenden Unterrichtskonzepts nachzuweisen, dass die Voraussetzungen der Anlage 3 eingehalten werden (vgl. auch Begründung zu § 5 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3).

Da es sich um eine europarechtlich vorgegebene Möglichkeit handelt, kann über die Vor-gabe zum Stundenumfang nicht hinausgegangen werden. Der Anteil des den Präsenzunterricht ersetzenden digitalen Unterrichts in synchroner und asynchroner Form darf daher insgesamt 12 Stunden nicht überschreiten, die Weiterbildung muss mithin mit Teilnahme von mindestens 23 Stunden Unterricht in Präsenz absolviert worden sein, ansonsten sind die Anforderungen an die Weiterbildung nicht erfüllt. Wie die Anteile der beiden Formen des digitalen Unterrichts im Sinn dieser Verordnung im Rahmen der 12 Stunden aufgeteilt werden, spielt keine Rolle, solange sie insgesamt 12 Stunden nicht überschreiten. Dass Teilnehmende im Rahmen des digitalen Unterrichts in asynchroner Form aufgrund ihrer individuellen Lerngeschwindigkeit diesen Stundenumfang möglicherweise über- oder unterschreiten, ist unerheblich.

Adressaten der Regelung sind der Teilnehmer, die Ausbildungsstätte sowie die nach Landesrecht zuständige Behörde: 

Der Teilnehmer muss mindestens 23 Stunden der Weiterbildung in Präsenz besuchen. Wie viele digitale Unterrichtseinheiten er ablegt, kann dahinstehen. Jedoch höchstens 12 digitale Unterrichtseinheiten können den Präsenzunterricht ersetzen. Insgesamt muss die Weiterbildung 35 Unterrichtseinheiten umfassen.

Ausbildungsstätten dürfen digitalen Unterricht nur anbieten, wenn die Anforderungen in Anlage 3 erfüllt sind und die nach Landesrecht zuständige Behörde zugestimmt hat.

Die nach Landesrecht zuständige Behörde hat im Rahmen der Zustimmung die in Anlage 3 aufgezählten Anforderung zu überprüfen und darf die Zustimmung nur erteilen, wenn die Anforderungen erfüllt sind. 

Darüber hinaus hat sie bei der Erteilung des Fahrerqualifizierungsnachweises zu überprüfen, dass mindestens 23 Unterrichtseinheiten in Präsenz und maximal 12 Unterrichtseinheiten in digitaler Form besucht wurden.

Zu § 4 Absatz 3b

Um die Auswirkungen der neuen Regelung über die Möglichkeit zum Einsatz von synchronem und asynchronen digitalen Unterricht im Rahmen der Weiterbildung beurteilen zu können, werden diese in nicht personenbezogener Form evaluiert. Das Evaluierungsergebnis ist maßgeblich für weitere Digitalisierungsarbeiten im Rahmen der Berufskraftfahrerqualifikation. Betrachtet werden soll,

· inwieweit die Fahrerinnen und Fahrer das Angebot nutzen und warum nicht,

· inwieweit Ausbildungsstätten digitalen Unterricht in synchroner und asynchroner Form anbieten und warum nicht,

· ob die eingeräumten Möglichkeiten attraktiver sind als reine Präsenzveranstaltungen,

· welche Schwierigkeiten in technischer, systemischer oder inhaltlicher Sicht auftreten,

· wie sich der Einsatz von digitalem Unterricht auf die Qualität der Weiterbildung auswirkt, insbesondere ob die Fahrerinnen und Fahrer einen genauso hohen oder sogar höheren Kenntniszuwachs aufweisen als im reinen Präsenzunterricht und 

· ob die Vorlage von Unterrichtskonzepten, die digitalen Unterricht in synchroner oder asynchroner Form beinhalten, (zeitliche) Auswirkungen auf das Anerkennungs- und das Überwachungsverfahren haben.

Zu Nummer 5 (§ 5 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1)

§ 5 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 wurde aus Gründen der Übersichtlichkeit strukturiert und um den Nachweis ergänzt, dass die Voraussetzungen der Anlage 3 erfüllt sind, sofern i.S.d. Absatz 3a Satz 2 digitaler Unterricht angeboten wird. 

Eine noch nicht anerkannte Ausbildungsstätte, die digitalen Unterricht in synchroner oder asynchroner Form einsetzen möchte und die noch nicht anerkannt ist, muss der nach Landesrecht zuständigen Behörde im Rahmen des Anerkennungsverfahrens ein Unterrichtskonzept vorlegen, das die Voraussetzungen nach Anlage 3 zum Einsatz von digitalem Unterricht im Rahmen der Weiterbildung nach dem Berufskraftfahrerqualifikationsrecht berücksichtigt. Auf diese Weise wird sichergestellt, dass nur geeignete Konzepte zum Einsatz kommen.

Bei bereits anerkannten Ausbildungsstätten, die synchronen oder asynchronen digitalen Unterricht anbieten möchten, liegt eine Änderung der Anerkennungsvoraussetzungen vor. Auch sie haben daher nach § 5 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 Buchstabe b) durch Vorlage eines entsprechenden Unterrichtskonzepts nachzuweisen, dass die Voraussetzungen der Anlage 3 eingehalten werden. Abweichende Konzepte dürfen durch die Anerkennungsbehörde nicht zugelassen werden. Bei bereits anerkannten Ausbildungsstätten, die digitalen Unterricht im Sinn dieser Verordnung anbieten möchten, beschränkt sich die Prüfung der Anerkennungsvoraussetzungen in der Regel auf die Voraussetzungen für den digitalen Unterricht. Eine erneute Prüfung der weiteren Anerkennungsvoraussetzungen ist nicht zwingend erforderlich. Erst nach Zustimmung der nach Landesrecht für die Anerkennung von Ausbildungsstätten zuständigen Behörde darf digitaler Unterricht im Sinn dieser Verordnung eingesetzt werden (vgl. auch Begründung zu § 4 Absatz 2a).

Zu Nummer 6

Folgeanpassung aufgrund der Aufhebung des § 11 Absatz 4.

Zu Nummer 7 (§ 11 Absätze 4 bis 9)

Zu Buchstabe a (Aufhebung § 11 Absatz 4)

Aufgrund der Inbetriebnahme der Schnittstelle für die Industrie- und Handelskammern und für die anerkannten Ausbildungsstätten zum Berufskraftfahrerqualifikationsregister bedarf es keiner Papierbescheinigungen mehr. Einträge können ausnahmslos im Berufskraftfahrerqualifikationsregister erfolgen. 

[bookmark: DQCICT02B816879BF4A14290B0A27EF479B6FE13]Insbesondere besteht kein Regelungsbedürfnis für nach früherem Recht gesetzlich anerkannte Ausbildungsstätten. Diese gelten bis zu ihrer Anerkennung durch die nach Landesrecht zuständige Behörde als anerkannt i. S. d. § 9 Abs. 1 Berufskraftfahrerqualifikationsgesetz, längstens jedoch bis zum 2. Dezember 2022. Ab dem 3. Dezember 2022 ist eine Anerkennung durch die nach Landesrecht zuständige Behörde erforderlich.

Die nach Landesrecht zuständige Behörde hat die anerkannte Ausbildungsstätte nach § 18 Absatz 3 Satz 1 Berufskraftfahrerqualifikationsgesetz unverzüglich dem Kraftfahrt-Bundesamt mitzuteilen, damit diese zur Übermittlung von Daten an das Kraftfahrt-Bundesamt zur Speicherung im Berufskraftfahrerqualifikationsregister zugelassen wird. Die Zulassung erfolgt nach der Mitteilung der nach Landesrecht zuständigen Behörde an das Kraftfahrt-Bundesamt durch das Kraftfahrt-Bundesamt innerhalb eines Tages. Um eine effiziente Verwaltung zu gewährleisten, ist davon auszugehen, dass die Länder ihre Anerkennungsverfahren so ausgestalten, dass die Mitteilung an das Kraftfahrt-Bundesamt nach § 18 Absatz 3 Satz 1 Berufskraftfahrerqualifikationsgesetz jedenfalls zeitgleich mit der Mitteilung über die Anerkennung der Ausbildungsstätte an die Ausbildungsstätte erfolgt, so dass kein oder nur ein irrelevanter Zeitraum zwischen Anerkennung der Ausbildungsstätte und Mitteilung über die Anerkennung der Ausbildungsstätte an das Kraftfahrt-Bundesamt nach § 18 Absatz 3 Satz 1 Berufskraftfahrerqualifikationsgesetz liegt und damit auch kein oder nur ein irrelevanter Zeitraum zwischen Mitteilung über die Anerkennung der Ausbildungsstätte und Zulassung zur Übermittlung von Daten an das Kraftfahrt-Bundesamt zur Speicherung im Berufskraftfahrerqualifikationsregister besteht.

Entsprechendes gilt für die Mitteilung der nach Landesrecht zuständigen Behörde für die Aufsicht über die Industrie- und Handelskammern, die Prüfungen nach § 1 Absatz 3 und § 2 Absatz 7 sowie nach § 71 Absatz 2 Berufsbildungsgesetz durchführen nach § 18 Absatz 4 Berufskraftfahrerqualifikationsgesetz. Auch hier ist davon auszugehen, dass Prüfungen durch die Industrie- und Handelskammern erst durchgeführt werden, nachdem diese Industrie- und Handelskammern durch die nach Landesrecht zuständigen Behörde für die Aufsicht über die Industrie- und Handelskammern, dem Kraftfahrt- Bundesamt mitgeteilt wurden, damit sie zur Übermittlung von Daten an das Kraftfahrt- Bundesamt zur Speicherung im Berufskraftfahrerqualifikationsregister zugelassen werden.

Mangels eines Bedürfnisses nach Papierbescheinigungen und zwecks Förderung der Digitalisierung war die Regelung des § 11 Absatz 4 daher aufzuheben. Übergangsvorschriften finden sich in den nachfolgenden Absätzen.

Zu Buchstabe b (§ 11 Absätze 5 bis 9)

Zu § 11 Absatz 5

Übergangsregelung vor dem Hintergrund der Aufhebung des § 11 Absatz 4 in der bis zum [Inkrafttreten der Änderungs-VO einsetzen] geltenden Fassung für Bescheinigungen über den Abschluss von Unterrichtseinheiten nach § 4 Absatz 2 sowie den Abschluss der Weiterbildung. Die Übergangsregelung ist vor dem Hintergrund der für alle fünf Jahre vorgeschriebenen Weiterbildungspflicht gemäß § 5 Berufskraftfahrerqualifikationsgesetz auf fünf Jahre zu beschränken.

Zu § 11 Absatz 6

Übergangsregelung vor dem Hintergrund der Aufhebung des § 11 Absatz 4 in der bis zum [Inkrafttreten der Änderungs-VO einsetzen] geltenden Fassung" für Prüfungsbescheinigungen sowie Bescheinigungen über den Abschluss des Unterrichts zum Erwerb der beschleunigten Grundqualifikation.

Zu § 11 Absatz 7

Korrektur und Anpassung des § 11 Absatz 5 Satz 2 Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung in der bis zum [Inkrafttreten der Änderungs-VO einsetzen] geltenden Fassung". Bescheinigungen nach § 11 Absatz 1 und Absatz 2 waren aufgrund des Fristablaufs zum 21. Dezember 2021 bzw. 23. August 2022 nicht aufzunehmen.

Zu § 11 Absatz 8

§ 11 Absatz 8 Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung regelt das Inkrafttreten der Möglichkeit, die Prüfung zur Erlangung der beschleunigten Grundqualifikation in ausgewählten anderen Sprachen als Deutsch nach § 2 Absatz 7a Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung (Artikel 1 Nummer 2 Buchstabe b) absolvieren zu können. Bei der Festlegung wurde ein Zeitraum von sechs Monaten berücksichtigt, den die Industrie- und Handelskammern für die Implementierung benötigen.

Zu § 11 Absatz 9

§ 11 Absatz 9 Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung regelt das Inkrafttreten der Möglichkeit, digitalen Unterricht in synchroner und asynchroner Form nach § 4 Absatz 3a und Anlage 3 anzubieten. Bei der Festlegung wurde ein Zeitraum von XX [mit der Bitte an die Länder um Stellungnahme hinsichtlich des erforderlichen Zeitraums] Monaten berücksichtigt, den die zuständigen Anerkennungsbehörden für die Anpassung des Anerkennungsverfahrens benötigen.

Zu Nummer 8 (Anlage 3)

Mit der Inbetriebnahme der Schnittstelle für die Industrie- und Handelskammern und für die anerkannten Ausbildungsstätten zum Berufskraftfahrerqualifikationsregister entfällt das Bedürfnis nach Papierbescheinigungen. Eintragungen sind nunmehr ausschließlich über das Berufskraftfahrerqualifikationsregister vorzunehmen. 

Anlage 3 in der Fassung vom 9.12.2020 wurde daher neu gefasst und enthält nunmehr die Voraussetzungen, die Ausbildungsstätten erfüllen müssen, wenn sie von der Möglichkeit zum Einsatz von digitalem Unterricht in synchroner oder asynchroner Form im Rahmen der Weiterbildung Gebrauch machen möchten. Die Einhaltung der Voraussetzungen ist mit Vorlage des Konzeptes im Zuge des Anerkennungsverfahrens der Ausbildungsstätte nachzuweisen. 

Bei der Erarbeitung der Voraussetzungen wurden die Ergebnisse der Vorarbeiten einer hierfür eingesetzten Bund-Länder-Arbeitsgruppe genutzt sowie der Arbeiten zur Fünfzehnten Verordnung zur Änderung der Fahrerlaubnis-Verordnung und anderer straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften vom 18. März 2022, durch die einheitliche Rahmenbedingungen für Ausnahmen für Online-Angebote in der Fahrschülerausbildung geschaffen werden, die sich während der Corona-Pandemie bewährt haben. 

Zu Buchstabe A Nummer 2 

Buchstabe A Nummer 2 dient der Umsetzung europarechtlicher Vorgaben nach Artikel 7 i.V.m. Anhang 1 Abschnitt 4 Richtlinie (EU) 2022/2561. Ausbildungsstätten haben danach dafür Sorge zu tragen, die erforderliche Qualität der Weiterbildung beizubehalten. Dies hat unter anderem durch die Auswahl von den Kenntnisbereiche zu erfolgen, bei denen der Einsatz von digitalem Unterricht am effizientesten ist, vgl. Anhang 1 Abschnitt 4 Satz 3 Richtlinie (EU) 2022/2561. Die Fragen, wie die erforderliche Qualität der Weiterbildung beibehalten wird und welche Kenntnisbereiche am effizientesten sind, ist im Lichte des 25. Erwägungsgrund der Richtlinie (EU) 2022/2561 auszulegen. Hieraus ergibt sich, dass den Mitgliedstaaten die Option eingeräumt wird, einen Teil der Ausbildungspraxis durch Nutzung von Informations- und Kommunikationstechnologie (IKT)-Instrumente, z.B. E-Learning und integriertes Lernen, unter gelichzeitiger Sicherung der Qualität der Ausbildung zu verbessern und zu modernisieren. Die Nutzung von digitalem Unterricht darf mithin nicht dazu führen, dass sich die Qualität der Weiterbildung verschlechtert – sie soll vielmehr zu einer Verbesserung und Modernisierung der Ausbildungspraxis führen. Dabei ist es laut dem europäischen Gesetzgeber wichtig, zu berücksichtigen, dass für bestimmte Ausbildungsinhalte eine praktische Ausbildung erforderlich ist und diese mit derartigen Lerninstrumenten nicht wirksam behandelt werden können, wie zum Beispiel das Anlegen von Schneeketten, das Sichern der Ladung oder andere Ausbildungsinhalte, die praktisch geübt werden müssen. Die praktische Ausbildung könnte – muss aber nicht – im Führen von Fahrzeugen bestehen.

Auch die Erfordernisse der Gewährleistung einer zuverlässigen Nutzeridentifizierung sowie von geeigneten Kontrollmaßnahmen dient der Umsetzung der europarechtlichen Vorgabe, vgl. Anhang 1 Abschnitt 4 Satz 4 Richtlinie (EU) 2022/2561. Mit dem Erfordernis einer zuverlässigen Nutzeridentifikation soll sichergestellt werden, dass Personenidentität besteht zwischen der Person, die im Rahmen der Weiterbildung an dem den Präsenzunterricht ersetzenden digitalen Unterricht in synchroner oder asynchroner Form teilnimmt und der Person, deren Unterrichtsteilnahme im Berufskraftfahrerqualifikationsregister von der anerkannten Ausbildungsstätte eingetragen wird. Es soll vermieden werden, dass eine andere Person am Unterricht teilnimmt, als die, deren Teilnahme im Berufskraftfahrerqualifikationsregister eingetragen wird. Durch die Gewährleistung von geeigneten Kontrollmaßnahmen soll sichergestellt werden, dass die Person, die sich identifiziert hat und deren Teilnahme nach Abschluss des Unterrichtsbesuchs im Berufskraftfahrerqualifikationsregister eingetragen wird, auch die personenidentisch kontinuierlich am digitalen Unterricht in synchroner und asynchroner Form teilnimmt. Sie darf sich beispielsweise nicht nur zu Beginn des digitalen Unterrichts identifizieren und dann nicht weiter teilnehmen.

Um eine zuverlässige Nutzeridentifizierung sowie geeignete Kontrollmaßnahmen gewährleisten zu können, sollten die für den digitalen Unterricht eingesetzten Systeme so ausgestaltet sein, dass eine Kontrolle, dass und ob alle zu schulenden Unterrichtsteilnehmer während des Unterrichts anwesend sind, möglich ist.

Entsprechend sollte das Lehrpersonal vor dem Beginn des digitalen Unterrichts die Identität und während des Unterrichts die Anwesenheit der zu schulenden Unterrichtsteilnehmer zu prüfen. Dies kann zum Beispiel durch eine regelmäßige aktive Einbindung in kurzen Abständen erfolgen oder durch Kontrollfragen nach Absolvierung kleinerer Einheiten, wobei die Aufzählung nicht abschließend ist.

Durch die Gewährleistung einer zuverlässigen Nutzeridentifizierung sowie von geeigneten Kontrollmaßnahmen soll mithin insbesondere einer missbräuchlichen Nutzung des digitalen Unterrichts vorgebeugt werden. 

Um der stetig fortschreitenden technologischen Entwicklung keine ungewollten Grenzen zu setzen, wurde hier bewusst auf eine weitere Konkretisierung verzichtet.

Zu Buchstabe A Nummer 3

[bookmark: DQCICT02C2E2201F08DD431BB9FD09A9A60DD16E][bookmark: DQCICT02FE083026EABD4770B3F979639E9CB47B]Die Anforderungen an den Datenschutz und die Datensicherheit müssen auch beim Einsatz des digitalen Unterrichts sowohl in synchroner als auch asynchroner Form gewahrt werden. Eine entsprechende Regelung findet sich für den digitalen Unterricht in synchroner Form für den theoretischen Fahrschülerunterricht in § 4 Abs. 1b Satz 3 i.V.m. Anlage 2a Nr. 4 der Durchführungsverordnung zum Fahrlehrergesetz.

Zu Nummer 9 (Aufhebung Anlage 4)

Mit der Inbetriebnahme der Schnittstelle für die Industrie- und Handelskammern und für die anerkannten Ausbildungsstätten zum Berufskraftfahrerqualifikationsregister entfällt das Bedürfnis nach Papierbescheinigungen. Eintragungen sind nunmehr ausschließlich über das Berufskraftfahrerqualifikationsregister vorzunehmen. Anlage 4 in der Fassung vom 9.12.2020 wurde daher gestrichen.

Zu Nummer 10 (Änderung Anlage 5)

Redaktionelle Anpassung aufgrund Neukodifikation der Richtlinie 2003/59/EG, die mehrfach und teils erheblich geändert worden war. Aus Gründen der Klarheit und Übersichtlichkeit wurde sie in Richtlinie (EU) 2022/2561 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 2022 über die Grundqualifikation und Weiterbildung der Fahrer bestimmter Kraftfahrzeuge für den Güter- oder Personenkraftverkehr (kodifizierter Text) (ABl. L 330 vom 23.12.2022, S. 46; L 128 vom 15.5.2023, S. 89; L 2023/90029 vom 16.10.2023) neu kodifiziert.

Zu Artikel 3 (Änderung der Fahrerlaubnis-Verordnung)

Zu Nummer 1 (§ 3 Absatz 2)

Durch die Neufassung des § 3 Absatz 2 wird ausdrücklich klargestellt, dass die §§ 11 bis 14 bei Zweifeln, ob die Führerin oder der Führer eines fahrerlaubnisfreien Fahrzeugs oder Tiers zum Führen dieses Fahrzeugs oder Tiers geeignet ist, zur Vorbereitung der Entscheidung über das Untersagen des Führens von Fahrzeugen oder Tieren, zur Aufhebung einer solchen Untersagung sowie zur Anordnung erforderlicher Auflagen entsprechende Anwendung finden. Dies gilt allerdings nur insoweit, als sie nicht das Führen eines fahrerlaubnispflichtigen Kraftfahrzeugs voraussetzen und auch nur soweit dies unter Berücksichtigung des Gefährdungspotentials des Führens des jeweiligen Fahrzeugs oder Tiers auch im Vergleich zum Gefährdungspotential des Führens eines fahrerlaubnispflichtigen Kraftfahrzeugs im konkreten Einzelfall gerechtfertigt ist. 

[bookmark: DQCICT024EB94A638A6A4514B293B96E54F9010A][bookmark: DQCICT021613CE4F2A6B48E9BCD2D9BDBD7A6DD8]Das Untersagen eines fahrerlaubnisfreien Fahrzeugs sollte dabei ultima ratio sein und insbesondere dann, wenn es sich nicht um Kraftfahrzeuge handelt, nur in wirklich gravierenden Fallgestaltungen zur Anwendung kommen. Generell gilt, dass aufgrund des regelmäßig geringeren Gefährdungspotentials an die Eignung zum Führen fahrerlaubnisfreier Fahrzeuge regelmäßig weniger hohe Anforderungen zu stellen sind als an die Eignung zum Führen fahrerlaubnispflichtiger Kraftfahrzeuge. Zu Gefahrerforschungsmaßnahmen wegen Alkohol im Straßenverkehr siehe insoweit auch die Wertung des § 13 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe c FeV. Einen entsprechenden Grenzwert zu 1,6 Promille gibt es für andere berauschende Mittel und psychoaktive Substanzen bislang nicht, so dass hier im konkreten Einzelfall besonders sorgfältig zu prüfen ist, ob eine ggf. bestehende Drogenproblematik auch zur Nichteignung zum Führen von fahrerlaubnisfreier Fahrzeuge beziehungsweise – unter Berücksichtigung des regelmäßig geringeren Gefährdungspotentials fahrerlaubnisfreier Fahrzeuge im Vergleich zu fahrerlaubnispflichtigen Kraftfahrzeugen – nach den Umständen des konkreten Einzelfalles Anlass zu der begründeten Annahme gibt, der Betroffene werde in überschaubarer Zukunft ein fahrerlaubnisfreies Fahrzeug im Zustand der Nichteignung führen und zu einer konkreten Gefahr für andere Verkehrsteilnehmer werden. 

Hiermit wird dem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 4. Dezember 2020, Az. 3 C 5/20, juris Rn. 37ff., Rechnung getragen, in welchem das Gericht Zweifel angemerkt hatte, ob die bisherige Fassung des § 3 Absatz 2, der für die Klärung von Eignungszweifeln ohne weitere Differenzierung auf die strengen Anforderungen der §§ 11 bis 14 verwies, verhältnismäßig sei und auch dem Urteil des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs in seinem Urteil vom 17. April 2023, Az. 11 B 22 .1234, welches wegen nicht ausreichender Regeltiefe des § 3 Absatz 2 einen Verstoß gegen den Bestimmtheitsgrundsatz und den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit.bejaht hat. Eine weitere Detailtiefe hinsichtlich der Frage, welche Mängel hinsichtlich des Führens fahrerlaubnisfreier Fahrzeuge im Einzelfall relevant sind und unter welchen konkreten Voraussetzungen die in den §§ 11 bis 14 FeV vorgesehenen Gefahrerforschungsmaßnahmen bei fahrerlaubnisfreien Fahrzeugen getroffen werden dürfen, ist angesichts der Vielschichtigkeit der Sachverhalte vom Verordnungsgeber und auch von der Bundesanstalt für Straßenwesen im Rahmen der Begutachtungsleitlinien zur Kraftfahreignung schlicht nicht zu leisten. So ist auch im Urteil des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs angeführt, dass der Bestimmtheitsgrundsatz nicht eine den §§ 11 ff. Fahrerlaubnis-Verordnung in Verbindung mit Anlage 4 bis 6 vergleichbare Regelungsdichte erfordert. 

[bookmark: DQCICT02B31408030FE94066B7173B65AE9CD1E1]Zugleich wird § 3 Absatz 2 mit § 6 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 Absatz 3 Nummer 1 des Straßenverkehrsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. März 2003 (BGBl. I S. 310, 919), der durch Artikel 1 Nummer 6 des Gesetzes vom 12. Juli 2021 (BGBl. I S. 3091) neu gefasst wurde, auf eine neue Ermächtigungsgrundlage gestellt.

Zu Nummer 2 (§ 24 Absatz 1 Nummer 1 und Nummer 2)

Redaktionelle Klarstellung.

In Nummer 173 sind die Spalten 2 und 3 entsprechend anzupassen.

Zu Nummer 3 (§ 28 Absatz 4 Satz 1 Nummer 7)

§ 28 Absatz 4 Satz 1 Nummer 7 wurde insgesamt eingeführt, um den Führerscheintourismus zu bekämpfen. Die der Regelung zugrundliegende Situation hat sich in der Zwischenzeit geändert. Da die Regelung Alternative 1 nun vermehrt ein Hindernis für die Freizügigkeit in der Europäischen Union darstellt, wird sie gestrichen.

Zu Nummer 4 (§ 48 Absatz 6)

Redaktionelle Klarstellung

Zu Nummer 5 (§ 48a Absatz 5)

Diese Regelung dient der Klarstellung, dass bei Eintragung weiterer Begleitpersonen, diese zum Zeitpunkt der Eintragung nicht mit mehr als einem Punkt im Fahreignungsregister belastet sein dürfen.

Zu Nummer 6 (§ 76 Nummer 23)

Artikel 3 Nummer 6 (§ 76 Nummer 23 Fahrerlaubnis-Verordnung) regelt das Inkrafttreten der Regelung des Artikels 3 Nummer11 Buchstabe b). Artikel 4 Nummer 11 Buchstabe b tritt danach erst mit Inkrafttreten des Abkommens zwischen dem Bundesministerium für Digitales und Verkehr der Bundesrepublik Deutschland und dem Ministerium für Verkehr und Verkehrssicherheit des Staates Israel über Verfahrensfragen bei der Umschreibung von Führerscheinen in Kraft.

Zu Nummer 7 (Anlage 4)

Die Änderung in der Spalte 5 der Ziffer 2 der Tabelle zu Anlage 4 hat zur Folge, dass bei Vorliegen einer hochgradigen Hörstörung die Versorgung und das Tragen einer adäquaten Hörhilfe nach dem aktuellen Stand der medizinisch-technisch und audiologisch-technischen Kenntnisse keine Voraussetzung mehr für die Erteilung einer Fahrerlaubnis der Klassen C, C1, CE, C1E, D, D1, DE, D1E ist und damit als Bedingung bzw. Auflage ausscheidet. Dies vermeidet eine Schlechterstellung von (hochgradig) schwerhörigen Kraftfahrzeugführern und Kraftfahrzeugführerinnen gegenüber gehörlosen Kraftfahrzeugführern und Kraftfahrzeugführerinnen. Bei Vorliegen einer hochgradigen Hörstörung ist - soweit möglich - die Versorgung und das Tragen einer adäquaten Hörhilfe nach dem aktuellen Stand der medizinisch-technischen und audiologisch-technischen Kenntnisse durchaus zu empfehlen. Es gibt jedoch auch Fallgestaltungen, in denen schwerhörige Kraftfahrzeugführer/innen auch im Interesse der Verkehrssicherheit bewusst ohne Hörgeräte ein Kraftfahrzeug führen, weil bei ihnen (z. Bsp. aufgrund der Qualität der Hörsysteme) Störgeräusche übermäßig verstärkt werden.

Zu Nummer 8 (Anlage 4a Satz 1) 

Mit der Änderung wird die aktuelle Fassung der Begutachtungsleitlinien zur Kraftfahreignung in Kraft gesetzt.

Zu Nummer 9 (Anlage 7)

Zu Buchstabe a und b (Anlage 7 Ziffer 1.3 Satz 4)

Die Fahrerlaubnisprüfung ist grundsätzlich in deutscher Sprache abzulegen. Dies ist sowohl der Tatsache geschuldet, dass Deutsch Amtssprache ist, als auch der Förderung der Integration fremdsprachiger Mitbürger. Um auch Kurmandschi sprechenden Mitbürgern als größere in Deutschland lebende Bevölkerungsgruppe die Teilnahme am Straßenverkehr und Zugang zu Berufen zu erleichtern, ist die theoretische Fahrerlaubnisprüfung zukünftig auch auf Kurmandschi möglich. 

Um den zahlreichen aus der Ukraine Geflüchteten die Integration in Deutschland und die Suche nach einem Arbeitsplatz zu erleichtern, wird zudem Ukrainisch als Fremdsprache in der Theoretischen Fahrerlaubnisprüfung aufgenommen. 

Zu Buchstabe c (Anlage 7 Ziffer 2.2.17)

Die Änderung dient der Klarstellung, dass alle hier genannten Alternativen an Systemen auch eingesetzt werden dürfen. 

Zu Buchstabe d (Anlage 7 Ziffer 2.3 Satz 3)

Die Änderung ist eine Folge der mit der Fünfzehnten Verordnung zur Änderung der Fahrerlaubnis-Verordnung und anderer straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften vom 18. März 2022 (BGBl. I S. 498) erfolgten Änderung der Nummer 2.3. Der neue Satz 3 stellt klar, dass bei LKW- und Bus-Klassen die verkürzte Prüfung auch den Abschluss der Fahrt (2.1.6) umfasst.

Zu Nummer 10 (Anlage 9)

Zu Buchstabe a

Redaktionelle Korrektur.

Zu Buchstabe b 

Die besondere Schlüsselzahl 95.01 ist in die Anlage 9 der Fahrerlaubnis-Verordnung aufzunehmen.

Zu Buchstabe c

Die besondere Schlüsselzahl 99.01 ist in die Anlage 9 Fahrerlaubnis-Verordnung aufzunehmen. Deutschland hat von der Option der Verordnung (EU) 2022/1280 zwar keinen Gebrauch gemacht, andere Mitgliedstaaten können diese Schlüsselzahl jedoch nutzen.

Zu Nummer 11 (Anlage 11)

Zu Buchstabe a

Redaktionelle Klarstellung.

Zu Buchstabe b (Anlage 11 – „Israel“)

Das geplante Abkommen mit Israel über Verfahrensfragen bei der Umschreibung von Führerscheinen umfasst neben der Klasse B auch die Klassen A1, A2 und A. Daher wird Anlage 11 entsprechend ergänzt. 

Zu Buchstabe c

Redaktionelle Klarstellung.

Zu Buchstabe d

Mit der Verordnung (EU) 2022/1280 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Juli 2022 zur Festlegung besonderer und vorübergehender Maßnahmen, in Anbetracht der Invasion der Ukraine durch Russland, in Bezug auf von der Ukraine gemäß ihren Rechtsvorschriften ausgestellte Fahrerdokumente (ABl. 195 vom 22.07.2022, S. 13) hat die Europäischen Union Regelungen geschaffen, die Geflüchteten aus der Ukraine die Teilnahme am Verkehr in der Europäischen Union erleichtern sollen. Nach dieser Verordnung sind von der Ukraine ausgestellte gültige Führerscheine im Gebiet der Union anerkannt werden, wenn ihren Inhabern gemäß der Richtlinie 2001/55/EG und dem Durchführungsbeschluss (EU) 2022/382 vorübergehender Schutz oder angemessener Schutz nach nationalem Recht gewährt wird, und zwar bis zu dem Zeitpunkt, zu dem dieser vorübergehende Schutz endet. Nach Ablauf des Schutzstatus müssten Geflüchtete, die nicht in die Ukraine zurückkehren eine theoretische und praktische Fahrerlaubnisprüfung ablegen, obwohl sie in Deutschland bereits mehrere Jahre am Verkehr teilgenommen haben. Aus diesem Grund wird die Ukraine in die Anlage 11 der Fahrerlaubnis-Verordnung aufgenommen. 

Hinzu kommt, dass Voraussetzung für die Ausstellung eine Fahrerqualifizierungsnachweises an die hier betroffene Personengruppe nur möglich ist, wenn diese zuvor ihre Eignung nachgewiesen haben. Diese Eignung lässt sich in Deutschland jedoch nur im Rahmen der Erteilung oder Verlängerung einer Fahrerlaubnis und nicht im Rahmen der Ausstellung eines Fahrerqualifizierungsnachweises nachweisen. Daher muss für diese Fälle zuvor ein EU-Führerschein ausgestellt werden. Müssten ukrainische LKW- und Busfahrer hierfür zunächst eine theoretische und praktische Fahrerlaubnisprüfung ablegen, würde dies eine zusätzliche unverhältnismäßige Belastung darstellen, da diese ja schon über eine Fahrerlaubnis und Fahrerfahrung verfügen.

Zu Buchstabe e (Anlage 11 – die Fußnoten 19 bis 24)

Die Regelungen dienen der Klarstellung des Gewollten. 

Zu Buchstabe f

Um sicherzustellen, dass die Antragssteller auch die in der EU-vorgeschriebenen Anforderungen an die Fahreignung erfüllen, müssen diese vor Ausstellung des Führerscheines entsprechende Nachweise vorlegen. 

Zu Buchstabe g

Redaktionelle Klarstellung.

Zu Artikel 4 (Änderung der Bußgeldkatalog-Verordnung)

Zu Nummer 1 (laufende Nummer 169)

[bookmark: DQCICT02583A4F1F03894AB79446DFFD9D73AA2C]Die laufende Nummer 169 wird in der Spalte 3 an den derzeitigen Wortlaut des § 75 Nr. 9 Fahrerlaubnis-Verordnung angepasst.

Zu Nummer 2 (laufende Nummer 172)

Im Rahmen des Gesetzes zur Modernisierung des Personenbeförderungsrechts wurde aus dem § 48 Absatz 8 Fahrerlaubnis-Verordnung der § 48 Absatz 7 Fahrerlaubnis-Verordnung. Die Spalte 3 der laufenden Nummer 172 ist daher entsprechend anzupassen.

Zu Nummer 3 (Vor der laufenden Nummer 173 die Überschrift) und zu Nummer 4 (laufende Nummer 173) Buchstabe a und b

Im Rahmen des Gesetzes zur Modernisierung des Personenbeförderungsrechts wurden in § 48 Fahrerlaubnis-Verordnung die „erforderlichen Ortskenntnisse“ durch die „erforderliche Fachkunde“ ersetzt und aus § 48 Absatz 8 Fahrerlaubnis-Verordnung wurde § 48 Absatz 7 Fahrerlaubnis-Verordnung. Vor der laufenden Nummer 173 sind daher die Überschrift und in Nummer 173 die Spalten 2 und 3 entsprechend anzupassen. 

Zu Nummer 5

Redaktionelle Korrektur.

Zu Nummer 6

Redaktionelle Korrektur.

Zu Artikel 5 (Änderung der Gebührenordnung für Maßnahmen im Straßenverkehr)

Zu Nummer 1 (Gebührennummer 202.7)

Die Änderung dient der Korrektur des Verweises. 

Zu Nummer 2 (Gebührennummer 345)

Die Gebührennummer 345 enthält unter Berücksichtigung des Urteils des Verwaltungsgerichtes Düsseldorf vom 09.01.2020 (Az.: 6 K 17945/17) und des Verwaltungsgerichts Arnsberg vom 01.03.2023 (Az.: 7 K 968/21) Klarstellungen dahingehend, dass auch Änderungsanträge von der Gebührennummer erfasst sind. Ein Änderungsantrag liegt unter Berücksichtigung der Anerkennungsvoraussetzungen gemäß § 9 Berufskraftfahrerqualifikationsgesetz in Verbindung mit § 5 Absatz 1 Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung zum Beispiel dann vor, wenn sich die Ausbildungsstätte anderer oder weiterer Unterrichtsräume als der im Anerkennungsbescheid gemäß § 5 Absatz 2 Satz 2 Nummer 3 genannten bedient. Eine Änderung liegt darüber hinaus insbesondere zum Beispiel auch vor, wenn eine bereits anerkannte Ausbildungsstätte digitalen Unterricht im Rahmen der Weiterbildung anbieten möchte. Auch sie haben nach § 5 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 Buchstabe b) durch Vorlage eines entsprechenden Unterrichtskonzepts nachzuweisen, dass die Voraussetzungen der Anlage 3 eingehalten werden (vgl. auch Begründung zu § 4 Absatz 2a) und zu § 5 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3).Bei der Veränderung der Anerkennungsvoraussetzungen ist in der Regel lediglich die Änderung durch die nach Landesrecht zuständigen Behörden zu überprüfen, weshalb die vorgesehene Rahmengebühr ausreicht. Zudem erfasst der Gebührentatbestand nunmehr auch ausdrücklich die Versagung. Auch hier ist die bereits vorgesehene Rahmengebühr ausreichend, da der Prüfaufwand bei den nach Landesrecht zuständigen Behörden identisch ist. Die Prüfung endet jedoch in diesem Fall mit der Feststellung, dass die Anerkennungsvoraussetzungen nicht vorliegen.

Zu Artikel 6 (Inkrafttreten)

Diese Vorschrift regelt das Inkrafttreten. 
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Verbinde

e Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Berufskraftfahrerqualifi-
kationsgesetzes und anderer strafienverkehrsrechtlicher Vor-
schriften

¢ Entwurf einer Verordnung tiber Ausnahmen fiir Inhaber ukraini-
scher Fahrerqualifizierungsnachweise, sowie zur Anderung der Be-
rufskraftfahrerqualifikationsverordnung und anderer straf}enver-
kehrsrechtlicher Vorschriften -

- Verbindeanhorung

Aktenzeichen: StV11/7392.6/4 und StV 11/7392.6/5-3-1
Datum: Bonn, 19.1.2024
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Anlagen: 2
Sehr geehrte Damen und Herren,

den beigefiigten Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Berufskraft-
fahrerqualifikationsgesetzes und anderer straenverkehrsrechtlicher
Vorschriften sowie Entwurf einer Verordnung tiber Ausnahmen fiir In-
haber ukrainischer Fahrerqualifizierungsnachweise, sowie zur Anderung
der Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung und anderer straf3enver-
kehrsrechtlicher Vorschriftenden tibersende ich mit der Bitte um Kennt-
nisnahme und ggf. Stellungnahme

bis zum 16.02.2024.

Sollte mir bis zu-diesem Zeitpunkt keine Stellungnahme vorliegen, gehe
ich von Threm Einverstindnis aus.

Kirsten Biirger-Faigle
Leiterin des Referates StV 11

Robert-Schuman-Platz 1
53175 Bonn

Postanschrift:

~ Postfach 20 01 00

53170 Bonn

Tel. +49 228 99-300-7550
Fax +49 228 99-300-807-7550

ref-stvll@bmdv.bund.de

www.bmdv.bund.de

Zectifikat seit 2009
audit berufundfamitie




mailto:ref-stvll@bmdv.bund.de

http://www.bmdv.bund.de



R

Bundesministerium
fir Digitales
und Verkehr

Seite 2 von 3

Mit den Entwiirfen kommt das Bundesministerium fiir Digitales und
Verkehr (BMDV) im Wesentlichen der Aufforderung des Deutschen
Bundestages nach, eine Verordnung vorzulegen, die Regelungen tiber
den Einsatz von Fremdsprachenpriifungen und den Einsatz von E-Lear-
ning enthalt (BT-Drs. 19/23185 und Plenarprotokoll 19/184, S. 23177 ff.).
Zugleich werden auf diese Weise die Vorgaben des Koalitionsvertrages
umgesetzt, nach denen sich die Koalitionspartner dazu verpflichtet ha-
ben, dem Fachkraftemangel im Giiterverkehr entgegenzuwirken, die
Qualifizierung zu modernisieren und Biirokratie abzubauen.

Die Mantelverordnung beinhaltet dartiber hinaus insbesondere eine
Ausnahmeverordnung, welche die durch die Verordnung (EU).2022,/1280
eroffnete Option, ukrainische Fahrerqualifizierungsnachweise anzuer-
kennen, in nationales Recht umsetzt sowie mehrere Anderungen der
Fahrerlaubnis-Verordnung (FeV), insbesondere die Aufnahme der Ukra-
ine in die Anlage 11 FeV. |

Néhere Einzelheiten bitte ich den Entwiirfen sowie dem jeweiligen Vor-
blatt und der jeweiligen Begriindung zu entnehmen.

Es wird ausdriicklich darauf hingewiesen, dass es sich um Entwiirfe han-
delt, die von der Bundesregierung noch nicht beschlossen wurden. Ins-
besondere ist die Ressortabstimmung noch nicht abgeschlossen, so dass
sich aus ihr noch Anderungen ergeben kénnen.

Bitte machen Sie etwaige Anderungen in den Referentenentwiirfen im

Anderungsmodus kenntlich und tibermitteln Sie Thre Stellungnahme zu
den Referentenentwiirfen ausschliefflich per E-Mail an das Referatspost-
fach StV 11 (ref-stvll@bmdv.bund.de).

Nach Beschluss der Bundesregierung werden zur Erhéhung der Trans-
parenz Verbandestellungnahmen zu Rechtsetzungsverfahren im Inter-
net veréffentlicht. Ich bitte Sie daher, Ihre Stellungnahme frei von perso-
nenbezogenen Daten abzugeben (etwa als Anlage zu Ihrem Anschreiben)
oder alternativ in Threr Stellungnahme etwaige personenbezogene Daten
zu schwarzen.

Sollten Sie eine Stellungnahme mit personenbezogenen Daten abgeben
wollen, mochten ich Sie bitten, sogleich den Nachweis tiber die erteilte
Einwilligung der betroffenen Personen zur Veréffentlichung ihrer in der
Stellungnahme enthaltenen personenbezogenen Daten mit zu ibermit-
teln. '

—

o
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Sollten Sie mit einer Veréffentlichung Ihrer Stellungnahmen nicht ein-
verstanden sein, miissten Sie bei Ubermittlung Ihrer Stellungnahme de-
ren Veréffentlichung widersprechen. In diesem Fall wird im Rahmen der
Veréffentlichung lediglich vermerkt, dass eine Stellungnahme Ihres Ver-
bandes eingereicht wurde.

Mit freundlichen GriiRen

Im Auftrag
el

Kirsten Burger-F

I
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Vorstand | Bundesverband Mébelspedition und Logistik (AMO) e.V.
| amoe.de | +49 178 57|}

Am 19.01.2024 um 14:05 schrieb Ref-StV11 <Ref-StV11l@bmdv.bund.de>:

Sehr geehrte Damen und Herren,

die beigefligten Referentenentwiirfe
1. eines Gesetzes zur Anderung des Berufskraftfahrerqualifikationsgesetzes und anderer
straBenverkehrsrechtlicher Vorschriften
sowie
2. einer Verordnung Uber Ausnahmen fiir Inhaber ukrainischer Fahrerqualifizierungsnachweise, sowie zur
Anderung der Berufskraftfahrerqualifikationsverordnung und anderer straRenverkehrsrechtlicher Vorschriften

Ubersende ich lhnen mit der Bitte um Kenntnisnahme und ggf. Stellungnahme.
Auf die Stellungnahmefrist bis zum 16.2.2024 weise ich hin. Weitere Einzelheiten bitte ich, dem beigefligten

Anschreiben zu entnehmen.

Mit freundlichen GriRen

Im Auftrai

Referat StV 11 - StraBenverkehrsrecht (Zulassung von Personen zum StraBenverkehr), Fahrlehrerrecht,
Berufskraftfahrerqualifikation

Bundesministerium fiir Digitales und Verkehr
Robert-Schuman-Platz 1

53175 Bonn

Tel: 0228-99300 |}

E-Mail: ref-stvll@bmdv.bund.de
www.bmdv.de
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